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A. Zielsetzung 

Für die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Ländern sind die 
Wiederherstellung geordneter Eigentumsverhältnisse und ein rei- 
bungsloser Ablauf des Grundbuchverfahrens sowie der Führung 
der übrigen für das Wirtschaftsleben wichtigen Register, nament- 
lich des Handelsregisters und des Genossenschaftsregisters, aber 
auch eigentumsrechtliche Fragen und Probleme bei der Erteilung 
der Grundstücksverkehrsgenehmigung von entscheidender Be- 
deutung. Hierbei sind vier wesentliche Problembereiche zu unter- 
scheiden: 

— Zuordnung des Vermögens 

— Eigentumsfragen 

— Grundbuchwesen 

— Vermessungsfragen. 


B. Lösung 

1. Grundbuchrecht 

Im Bereich des Grundbuchwesens werden neben der Ermögli- 
chung der Grundbuchführung auf EDV-Basis das Mitteilungsrecht 
neu geregelt und im Zusammenhang mit dem Problem der unge- 
trennten Hofräume ein Bodensonderungsverfahren vorgeschla- 
gen. Ferner werden Eintragungserleichterungen insbesondere in 
bezug auf Zustimmungserfordemisse geschaffen und technische 
Anpassungsregelungen vorgeschlagen. 
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2. Bodensonderung 

Mit dem Bodensonderungsgesetz wird ein Verfahren vorgeschla- 
gen, in dem die Grundstücksgrenzen durch einen Sonderungsbe- 
scheid festgelegt werden. Der Sonderungsbescheid stellt einen 
Sondenmgsplan fest, der aus einer Karte und einer Grundstücks- 
liste besteht. Durch den Sonderungsbescheid werden die Grund- 
stücke in grundbuchtauglicher Form festgestellt, ohne daß es einer 
Vermessrmg bedürfte. Damit steht ein relativ einfaches Verfahren 
zur Verfügimg, das sowohl die Bestimmung imvermessener 
Gnmdstücke als auch die Neuaufteilung von Grundstücken im 
Zuge der Neuordnung der Eigentumsverhältnisse sowie Teilungen 
oder Neuordnungen im Zuge der Sachenrechtsbereinigung 
ermöglicht. 

3. Grundstücksverkehrsgenehmigung 

Die Grundstücksverkehrsgenehmigung soll immer dann entfallen, 
wenn aus dem Grundbuch bereits ablesbar ist, daß vermögens- 
rechtliche Ansprüche nicht berührt sind. Ferner soll geregelt 
werden, wie zu verfahren ist, wenn die Genehmigungsvorausset- 
zungen für nur eines von mehreren Grundstücken gegeben sind, 
und wie eine Rückabwicklung von Verträgen vermieden werden 
kann, wenn entweder die Genehmigungsvoraussetzungen nach- 
träglich eingetreten, oder aber die Voraussetzungen des Investi- 
tionsvorranggesetzes zu bejahen sind. 

4. Handels- und GenossenschaÜsregister 

Wie beim Grundbuch sollen die erforderlichen Rechtsgrundlagen 
für die Umstellung des Handels- und des Genossenschaftsregisters 
auf ein vollelektronisches System geschaffen werden. Über die 
Emfühnmg entscheiden die Länder. Die vorgeschlagenen Vor- 
schriften entsprechen im Grundsatz der Grundbuch-Automatisie- 
rung. Sie sollen in das HGB, das Genossenschaftsgesetz und das 
FGG eingestellt und durch Detailregelungen in der Handelsregi- 
sterverfügung (einer auf § 125 Abs. 3 FGG gestützten Rechtsver- 
ordmmg des Bundesministeriums der Justiz) und der Verordnung 
über das Genossenschaftsregister (Rechtsverordnung des Bundes- 
ministeriums der Justiz aufgrund von § 161 Abs. 1 des Genossen- 
schaftsgesetzes) ergänzt werden. 

5. Aufhebung der Genossenliste 

Die Registergerichte sind nach geltendem Recht verpflichtet, für 
jede eingetragene Genossenschaft eine Liste der Genossen als 
besondere Beilage zum Genossenschaftsregister zu führen. Die 
Führung dieser Liste erfordert einen erhebüchen personellen 
Aufwand bei den Registergerichten. Dies gilt in besonderem Maße 
für die Registergerichte in den neuen Bimdesländem, denn dort 
haben besonders viele sehr mitgüederstarke Genossenschaften 
ihren Sitz. Die gerichtUch geführte Liste der Genossen soll aufge- 
hoben und durch eine Mitgliederliste der Genossenschaft selbst 
ersetzt werden. Hierdurch werden die Registergerichte, insbeson- 
dere in den neuen Bundesländern, erhebUch entlastet. 
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6. Bereinigung von eigentumsrechtlichen Problemen 

In Ergänzung der insbesondere im Zweiten Vermögensrechts- 
änderungsgesetz vorgesehenen Regelungen sind weitere Vorkeh- 
rungen erforderlich, um Rechtsverhältnisse zu bereinigen, die noch 
auf dem Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repu- 
blik beruhen. Es handelt sich hier um: 

Heilung von Vertretungsmängeln, 

Vertrags-Moratorium, 

Regelung des Rechtsinstitutes des „Überlassimgsvertrages" 
die Wiederherstellung der Zwangsversteigerungsfähigkeit bebau- 
ter Grundstücke in den neuen Länder. 

7. Vermögenszuordnung 

Das Vermögenszuordnungsgesetz ist zu ergänzen. Die Verfü- 
gungsbefugnis ist auf alle ehemals volkseigenen Gnmdstücke zu 
erstrecken und die Abwicklung von Entschädigungsverträgen mit 
der ehemahgen Deutschen Demokratischen Republik zu regeln. 
Die öffentlichen Körperschaften haben nach dem Einigimgsvertrag 
einen Anspruch auf Rückübertragung der von ihnen oder ihren 
Rechtsvorgängem dem Zentralstaat überlassenen Vermögens- 
werte. In der Praxis ergeben sich zahlreiche Fragen zur Behand- 
lung dieser gesetzhch nicht näher ausgestalteten Ansprüche. Der 
Entwurf schlägt vor, gesetzlich auszuformen, unter welchen Vor- 
aussetzungen diese Ansprüche ausgeschlossen und wie sie bis zu 
ihrer Bescheidimg zu behandeln sind. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die vorgeschlagenen Regelungen werden insgesamt voraussicht- 
hch nicht zu einer Mehrbelastung der öffentlichen Haushalte 
führen. Dies güt auch für die Öffnung der Registerverfahrensvor- 
schriften für die EDV. Das Bundesrecht soll nur für diese Technik 
geöffnet werden und den Ländern ermöglichen, EDV-Technik 
einzusetzen. Das Bundesrecht soll die Länder hierzu jedoch nicht 
verpflichten. Die Länder können deshalb nach ihren finanziellen 
Möglichkeiten die neue Technik einführen. Dies wird oft auch 
durch Umwidmung von Mitteln möglich sein, die für die EDV- 
unterstützte Technik eingesetzt werden können. Die Vorschriften 
sind notwendig, um die Investitionstätigkeit in den neuen Ländern 
zu erleichtern. Die Regelungen werden sich voraussichthch 
kostenmindemd auswirken, weil die Register- und Verwaltungs- 
verfahren gestrafft und vereinfacht werden. Den größten Verein- 
fachungseffekt werden dabei die Vorschriften über die Führung 
der Register auf EDV, die Bereinigung der Grundbücher von 
überholten Rechten und das Bodensonderungsgesetz haben. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1 1 . August 1 993 

021 (423) — 841 10 — Re 2/93 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Vereinfachung und Beschleunigung registerrechtlicher imd anderer 
Verfahren — Registerverfahrenbeschleunigungsgesetz — (RegVBG) mit Begrün- 
dung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesnünisterium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 659. Sitzung am 9. Juli 1993 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersichtlich, 
Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. Klaus Kinkel 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Vereinfachung und Beschleunigung 
registerrechtlicher und anderer Verfahren 
(Registerverfahrenbeschleunigungsgesetz — RegVBG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT 1 

Beschleunigung der Registerführung 

UNTERABSCHNirr 1 

Vereinfachung der Grundbuchfühmng 

Artikel 1 

Änderung der Grundbuchordnung 

Die Gnmdbuchordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 315-11, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert dmch 
Artikel 11 des Zweiten Vermögensrechtsänderungs- 
gesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257), wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt gefaßt: 

«§ 1 

(1) Die Grundbücher, die auch als Loseblatt- 
gnmdbuch geführt werden können, werden von 
den Amtsgerichten geführt (Grundbuchämter), 
Diese sind für die in ihrem Bezirk liegenden 
Grundstücke zuständig. Die abweichenden Vor- 
schriften der §§ 142 und 143 für Baden- Württem- 
berg und das in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannte Gebiet bleiben unberührt. 

(2) Liegt ein Grundstück in dem Bezirk mehre- 
rer Grxmdbuchämter, so ist das zuständige Grund- 
buchamt nach § 5 des Gesetzes über die Angele- 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu 
bestimmen. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Führung des Grund- 
buchs einem Amtsgericht für die Bezirke mehre- 
rer Amtsgerichte zuzuweisen, wenn dies einer 
schnelleren und rationelleren Grxmdbuchführung 
dient. Sie köimen die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwal- 
tungen übertragen. 

(4) Das Bundesministerium der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die näheren 
Vorschriften über die Einrichtung und die Füh- 
rung der Grundbücher, die Hypotheken-, Giund- 
schuld- und Rentenschuldbriefe und die Abschrif- 
ten aus dem Grundbuch imd den Grundakten 
sowie die Einsicht hierin zu erlassen sowie das 


Verfahren zur Beseitigung einer Doppelbuchung 
zu bestimmen. Es kann hierbei auch regeln, 
inwieweit Änderungen bei einem Grundbuch, die 
sich auf Grxmd von Vorschriften der Rechtsverord- 
nung ergeben, den Beteiligten und der Behörde, 
die das in § 2 Abs, 2 bezeichnete amtliche Ver- 
zeichnis führt, bekanntzugeben sind." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen. 

b) Absatz 2 Unterabsatz a wird Absatz 2. 

c) In dem neu gebildeten Absatz 2 wird das Wort 
„Reichs" durch das Wort „Bundes" ersetzt, 

d) Der bisherige Absatz 2 Unterabsatz b wird 
Absatz 3. 

e) Der bisherige Absatz 3 Unterabsatz a wird 
Absatz 4 und wie folgt gefaßt: 

„(4) Das Grundbuchamt kann, sofern hier- 
von nicht Verwirrung oder eine wesentliche 
Erschwerung des Rechtsverkehrs oder der 
Grundbuchführung zu besorgen ist, von der 
Führung eines Grundbuchblatts für ein Grund- 
stück absehen, wenn das Grundstück den 
wirtschaftlichen Zwecken mehrerer anderer 
Grundstücke zu dienen bestimmt ist, zu diesen 
in einem dieser Bestinmumg entsprechenden 
räumlichen Verhältnis und im Miteigentum 
der Eigentümer dieser Grundstücke steht (die- 
nendes Grundstück)." 

f) Der bisherige Absatz 3 Unterabsatz b wird 
Absatz 5. 

g) Der bisherige Absatz 3 Unterabsatz c wird 
aufgehoben. 

h) Nach dem neu gebildeten Absatz 5 werden 
folgende Absätze angefügt: 

„(6) Die Buchimg nach den Absätzen 4 
und 5 ist auch darm zulässig, weim die betei- 
ligten Grundstücke noch einem Eigentümer 
gehören, dieser aber die Teilung des Eigen- 
tums am dienenden Grundstück in Miteigen- 
tumsanteile und deren Zuordnung zu den herr- 
schenden Grundstücken gegenüber dem 
Grundbuchamt erklärt hat; die Teilung wird 
mit der Buchung nach Absatz 5 wirksam. 

(7) Werden die Miteigentumsanteile an dem 
dienenden Gnmdstück neu gebildet, so soll, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 4 
vorliegen, das Grimdbuchamt in der Regel 
nach den vorstehenden Vorschriften verfah- 
ren. 
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(8) Stehen die Anteile an dem dienenden 
Grundstück nicht mehr den Eigentümern der 
herrschenden Grundstücke zu, so ist ein 
Grundbuchblatt anzulegen. 

(9) Wird das dienende Grundstück als Gan- 
zes belastet, so ist, sofern nicht ein besonderes 
Grundbuchblatt angelegt wird oder § 48 
anwendbar ist, in allen beteiligten Grundbuch- 
blättem kenntlich zu machen, daß das die- 
nende Gnmdstück als Ganzes belastet ist; 
hierbei ist jeweils auf die übrigen Eintragun- 
gen zu verweisen. " 

3. § 4 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Dasselbe gilt, wenn die Grundstücke zu 
einem Hof im Sinne der Höfeordnung gehören 
oder in ähnlicher Weise bundes- oder landes- 
rechtlich miteinander verbunden sind, auch wenn 
ihre Grundbücher von verschiedenen Grund- 
buchämtem geführt werden. In diesen Fällen ist, 
wenn es sich um einen Hof handelt, das Grund- 
buchamt zuständig, welches das Grundbuch über 
die Hofstelle führt; im übrigen ist das zuständige 
Grundbuchamt nach § 5 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zu bestimmen. " 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1; in ihm 
wird in Satz 2 das Wort „Reichsgesetzes" durch 
das Wort „Gesetzes" ersetzt, 

b) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(2) Die an der Vereinigung beteiligten 
Grundstücke sollen im Bezirk desselben 
Grundbuchamts und derselben für die Füh- 
rung des amtlichen Verzeichnisses nach § 2 
Abs. 2 zuständigen Stelle liegen und unmittel- 
bar aneinandergrenzen. Von diesen Erforder- 
nissen soll nur abgewichen werden, wenn 
hierfür, insbesondere wegen der Zusammen- 
gehörigkeit baulicher Anlagen und Nebenan- 
lagen, ein erhebüches Bedürfnis besteht. Die 
Lage der Grundstücke zueinander ist, sofern 
sie nicht beim Grundbuchamt offenkundig ist, 
durch Vorlage einer von der zuständigen 
Behörde beglaubigten Karte nachzuweisen. 
Das erhebliche Bedürfnis ist glaubhaft zu 
machen; § 29 gilt hierfür nicht." 

5. In § 6 wird der bisherige Wortlaut Absatz 1 , und es 
wird folgender Absatz angefügt: 

„(2) § 5 Abs. 2 findet entsprechende Anwen- 
dung." 

6. Nach § 6 wird folgender Paragraph eingefügt: 

f.§ 6a 

(1) Dem Antrag auf Eintragimg eines Erbbau- 
rechts an mehreren Grundstücken oder Erbbau- 
rechten soU unbeschadet des Satzes 2 nur entspro- 
chen werden, wenn hinsichtlich der zu belasten- 
den Grundstücke die Voraussetzungen des § 5 
Abs. 2 Satz 1 vorliegen. Von diesen Erfordernissen 


soll nur abgewichen werden, wenn die zu bela- 
stenden Grundstücke nahe beieinander liegen 
und entweder das Erbbaurecht in Wohnungs- 
oder Teüerbbaurechte aufgesteilt werden soU 
oder Gegenstand des Erbbaurechts ein einheitii- 
ches Bauwerk oder ein Bauwerk mit dazugehö- 
renden Nebenanlagen auf den zu belastenden 
Grundstückenist; § 5 Abs. 2 Satz 3 findet entspre- 
chende Anwendung. Im übrigen sind die Voraus- 
setzungen des Satzes 2 glaubhaft zu machen; § 29 
gilt hierfür nicht. 

(2) Dem Antrag auf Eintragung eines Erbbau- 
rechts soU nicht entsprochen werden, wenn das 
Erbbaurecht sowohl an einem Grundstück als 
auch an einem anderen Erbbaurecht besteht wer- 
den soU. " 

7. § 8 wird aufgehoben. 

8. § 10 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Das Bundesministerium der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, zu bestim- 
men, daß statt einer beglaubigten Abschrift der 
Urkunde eine Verweisung auf die anderen Akten 
genügt, wenn eine der in Absatz 1 bezeichneten 
Urkunden in anderen Akten des das Grundbuch 
führenden Amtsgerichts enthalten ist. " 

9. Nach § 10 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§ 10a 

(1) Die nach § 10 oder nach sonstigen bundes- 
rechtüchen Vorschriften vom Grundbuchamt auf- 
zubewahrenden Urkunden können als Wieder- 
gabe auf einem Bildträger oder auf anderen 
Datenträgern aiifbewahrt werden, wenn sicher- 
gestellt ist, daß die Wiedergabe oder die Daten 
innerhalb angemessener Zeit lesbar gemacht 
werden können. Die Landesjustizverwaltungen 
bestimmen durch aUgemeine Verwaltungsanord- 
nung Zeitpunkt und Umfang dieser Art der Auf- 
bewahrung und die Einzelheiten der Durchfüh- 
rung. 

(2) Bei der HersteUung der Bildträger ist ein 
schriftlicher Nachweis anzufertigen, daß die Wie- 
dergabe mit der Urkunde übereinstimmt. Die 
Originale der Urkunden sind den dafür zuständi- 
gen Stellen zu übergeben und von diesen aufzu- 
bewahren. Weist die Urkunde farbliche Eintra- 
gungen auf, so ist anzugeben, daß das Original 
farbhche Eintragungen aufweist, die in der Wie- 
dergabe nicht erkennbar sind. 

(3) Durch Rechtsverordnung des Bundesmini- 
steriums der Justiz mit Zustimmung des Bundes - 
rates kann vorgesehen werden, daß für die Füh- 
rung des Grundbuchs nicht mehr benötigte, bei 
den Grundakten befindliche Schriftstücke ausge- 
sondert werden können. Welche Schriftstücke 
dies sind und unter welchen Voraussetzungen sie 
ausgesondert werden können, ist in der Rechts- 
verordnung nach Satz 1 zu bestimmen. " 
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10. § 11 wird wie folgt gefaßt: 

rr§ 11 

Eine Eintragung in das Grundbuch ist nicht aus 
dem Grunde unwirksam, weil derjenige, der sie 
bewirkt hat, von der Mitwirkimg kraft Gesetzes 
ausgeschlossen ist. " 

11. Nach § 12 werden folgende Paragraphen einge- 
fügt: 

„§ 12a 

Die Grundbuchämter dürfen auch ein Verzeich- 
nis der Eigentümer und der Grundstücke sowie 
weitere, für die Führung des Gnmdbuchs erfor- 
derliche Verzeichnisse, einrichten imd auch in 
maschineller Form führen. Eine Verpflichtung, 
diese Verzeichnisse auf dem neuesten Stand zu 
halten, besteht nicht. Aus öffentlich zugänglich 
gemachten Verzeichnissen dieser Art sind Aus- 
künfte zu erteilen, soweit ein solches Verzeichnis 
der Auffindung der Gnmdbuchblätter dient, zur 
Einsicht in das Gnmdbuch oder für den Antrag auf 
Erteilimg von Abschriften erforderlich ist imd die 
Voraussetzungen für die Einsicht in das Grund- 
buch gegeben sind. Unter den Voraussetzimgen 
des § 12 kann Auskimft aus Verzeichnissen nach 
Satz 1 auch gewährt werden, wenn damit die 
Einsicht in das Gnmdbuch entbehrlich wird. 
Inländischen Gerichten, Behörden imd Notaren 
kaim auch die Einsicht in den entsprechenden 
Teil des Verzeichnisses gewährt werden. Ein 
Anspruch auf Erteüimg von Abschriften aus dem 
Verzeichnis besteht nicht. Für maschinell ge- 
führte Verzeichnisse gilt § 126 Abs. 2 entspre- 
chend. 

§ 12b 

(1) Soweit in dem in Artikel 3 des Einigungs- 
vertrages vom 31. August 1990 genaimten Gebiet 
frühere Grundbücher von anderen als den grund- 
buchführenden Stellen aufbewahrt werden, gilt 
§ 12 entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt, außer in den Fällen des § 10a, 
entsprechend für Grundakten, die bei den dort 
bezeichneten Stellen aufbewahrt werden. 

(3) Für Gnmdakten, die gemäß § 10a durch 
eine andere Stelle als das Gnmdbuchamt aufbe- 
wahrt werden, gilt § 12 mit der Maßgabe, daß 
abweichend von § 12 auch dar gelegt werden 
muß, daß ein berechtigtes Interesse an der Ein- 
sicht in das Original der Akten besteht. 

§ 12c 

(1) Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 
entscheidet über: 

1. die Gestattung der Einsicht in das Grundbuch 
oder die in § 12 bezeichneten Akten und 
Anträge sowie die Erteüimg von Abschriften 
hieraus, soweit nicht Einsicht zu wissenschaft- 
hchen oder Forschungszwecken begehrt 
wird; 


2. die Erteüimg von Auskünften nach § 12 a oder 
die Gewährung der Einsicht in ein dort 
bezeichnetes Verzeichnis; 

3. die Erteüimg von Auskünften in den sonstigen 
gesetzlich vorgesehenen FäUen; 

4. die Anträge auf Rückgabe von Urkunden und 
Versendung von Grundakten an inländische 
Gerichte oder Behörden. 

(2) Der Urkundsbeamte der GeschäftssteUe ist 
ferner zuständig für 

1. die Beglaubigung von Abschriften (Absatz 1 
Nr. 1), auch soweit ihm die Entscheidung über 
die Erteüimg nicht zusteht; jedoch kaim statt 
des Urkundsbeamten ein von der Leitung des 
Amtsgerichts ermächtigter Justizangestellter 
die Beglaubigung vornehmen; 

2. die Verfügimgen und Eintragungen zur Erhal- 
tung der Übereinstimmung zwischen dem 
Gnmdbuch und dem amüichen Verzeichnis 
nach § 2 Abs. 2 oder einem sonstigen, hiermit 
in Verbindung stehenden Verzeichnis, mit 
Ausnahme der Verfügungen und Eintragun- 
gen, die zugleich eine Berichtigung rechtlicher 
Art oder eine Berichtigung eines Irrtums über 
das Eigentum betreffen; 

3. die Entscheidungen über Ersuchen des Ge- 
richts um Eintragung oder Löschung des Ver- 
merks über die Eröffnung des Konkurs- und 
Gesamtvollstreckungsverfahrens sowie um 
Eintragung der Einleitung des Zwangsverstei- 
gerungs- und Zwangsverwaltungsverfahrens; 

4. die Berichtigung der Eintragung des Namens, 
des Berufs oder des Wohnortes natürlicher 
Personen im Gnmdbuch. 

(3) Die Vorschriften der §§ 6, 7 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit sind auf den Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle entsprechend anzuwenden. 

(4) Wird die Änderung einer Entscheidung des 
Urkundsbeamten der GeschäftssteUe verlangt, so 
entscheidet, wenn dieser dem Verlangen nicht 
entspricht, der Gnmdbuchrichter. Die Be- 
schwerde findet erst gegen seine Entscheidung 
statt. 

5 In den FäUen des § 12 b entscheidet über die 
Gewährung von Einsicht oder die Erteüimg von 
Abschriften die Leitung der SteUe oder ein von 
ihm hierzu ermächtigter Bediensteter, Gegen die 
Entscheidung ist die Beschwerde nach dem vier- 
ten Abschnitt gegeben. ÖrtUch zuständig ist das 
Gericht, in dessen Bezirk die SteUe ihren Sitz 
hat." 

12. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 

(1) Eine Eintragung soU, soweit nicht das 
Gesetz etwas anderes vorschreibt, nur auf Antrag 
erfolgen. Antragsberechtigt ist jeder, dessen 
Recht von der Eintragung betroffen wird oder zu 
dessen Gunsten die Eintragung erfolgen soU. 
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(2) Der genaue Zeitpunkt, in dem ein Antrag 
beim Grundbuchamt ein geht, soll auf dem Antrag 
vermerkt werden. Der Antrag ist beim Grund- 
buchamt eingegangen, wenn er einer zur Entge- 
gennahme zuständigen Person vorgelegt ist. Wird 
er zur Niederschrift einer solchen Person gestellt, 
so ist er mit Abschluß der Niederschrift eingegan- 
gen. 

(3) Für die Entgegennahme eines auf eine 
Eintragung gerichteten Antrags oder Ersuchens 
und die Beurkimdung des Zeitpunkts, in welchem 
der Antrag oder das Ersuchen beim Grundbuch- 
amt eingeht, sind nur die für die Führung des 
Grundbuchs über das betroffene Grundstück 
zuständige Person imd der von der Leitimg des 
Amtsgerichts für das ganze Grundbuchamt oder 
einzelne Abteilimgen zuständige Beamte (Ange- 
stellte) der Geschäftsstelle zuständig. Bezieht sich 
der Antrag oder das Ersuchen auf mehrere Grund- 
stücke in verschiedenen Geschäftsbereichen des- 
selben Grundbuchamts, so ist jeder zuständig, der 
nach Satz 1 in Betracht kommt." 

13. In § 27 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Die Zustimmimg bedarf nicht der in § 29 
bestimmten Form. " 

14. In § 28 Satz 2 werden das Wort „Reichs Währung" 
durch die Worte „inländischer Währung" und der 
Pxinkt durch einen Strichpunkt ersetzt; es wird 
folgender Halbsatz angefügt: 

„durch Rechtsverordmmg des Bimdesministeri- 
ums der Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministerium der Finanzen kaim die Angabe in 
einer einheitlichen europäischen Währung, in der 
Währung eines Mitgliedstaats der Europäischen 
Gemeinschaften oder des Europäischen Wirt- 
schaftsraums oder einer anderen Währung, gegen 
die währungspolitische Bedenken nicht zu erhe- 
ben sind, zugelassen imd, wenn gegen die Fort- 
dauer dieser Zulassimg währungspolitische Be- 
denken bestehen, wieder eingeschränkt wer- 
den." 

15. § 31 wird wie folgt gefaßt: 

„§31 

Eine Erklärung, durch die ein Eintragimgsan- 
trag zurückgenommen wird, bedarf der in § 29 
Absatz 1 Satz 1 imd Absatz 3 vorgeschriebenen 
Form. Dies gilt nicht, sofern der Antrag auf eine 
Berichtigung des Grundbuchs gerichtet ist. Satz 1 
gilt für eine Erklärung, durch die eine zur Stellung 
des Eintragungsantrags erteilte Vollmacht wider- 
rufen wird, entsprechend. " 

16. In § 35 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „von 
geringem Wert" durch die Worte „weniger als 
5 000 Deutsche Mark wert" ersetzt. 

17. In § 36 wird jeweils in Absatz 1 imd in Absatz 2 
Buchstabe b das Wort „Reichsgesetzes" durch das 
Wort „Gesetzes" ersetzt. 


18. § 44 wird wie folgt gefaßt: 

„§44 

(1) Jede Eintragung soll den Tag, an welchem 
sie erfolgt ist, angeben. Die Eintragung soll, sofern 
nicht nach § 12 c Abs. 2 Nr. 2 bis 4 der Urkimds- 
beamte der Geschäftsstelle zuständig ist, die für 
die Führung des Grundbuchs zuständige Person, 
regelmäßig unter Angabe des Wortlauts, verfügen 
und der Urkimdsbeamte der GeschäftssteOe ver- 
anlassen; sie ist von beiden zu unterschreiben, 
jedoch kann statt des Urkundsbeamten ein von 
der Leitung des Amtsgerichts ermächtigter Justiz- 
angestellter unterschreiben. In den FäOen des 
§ 12 c Abs. 2 Nr. 2 bis 4 haben der Urkundsbeamte 
der Geschäftsstelle und zusätzlich entweder ein 
zweiter Beamter der Geschäftsstelle oder ein von 
der Leitung des Amtsgerichts ermächtigter Justiz- 
angestellter die Eintragung zu unterschreiben. 

(2) Soweit nicht gesetzlich etwas anderes 
bestimmt ist und der Umfang der Belastung aus 
dem Grundbuch erkennbar bleibt, soll bei der 
Eintragung eines Rechts, mit dem ein Grundstück 
belastet wird, auf die Eintragungsbewilligimg 
Bezug genommen werden. Hierbei sollen in der 
Bezugnahme der Name des Notars oder der 
Notarin und die Nummer der Urkundenrolle, bei 
Eintragungen auf Grund eines Ersuchens (§ 38) 
der Name der ersuchenden Stelle und deren 
Aktenzeichen angegeben werden. 

(3) Bei der Umschreibung eines Grundbuch- 
blatts, der Neufassung eines Teils eines Grund- 
buchblatts und in sonstigen Fällen der Übernahme 
von Eintragungen auf ein anderes, bereits angeleg- 
tes oder neu anzulegendes Grundbuchblatt soll, 
sofern hierdurch der Inhalt der Eintragung nicht 
verändert wird, die Bezugnahme auf die Eintra- 
gungsbewüligung oder andere Unterlagen bis zum 
Umfange nachgeholt oder erweitert werden, wie 
sie nach Absatz 2 zulässig wäre. Sofern hierdurch 
der Inhalt der Eintragung nicht verändert wird, 
kann auch von dem ursprünglichen Text der Ein- 
tragung abgewichen werden. " 

19. § 55 wird wie folgt gefaßt i): 

„§55 

(1) Jede Eintragung soll dem den Antrag einrei- 
chenden Notar, dem Antragsteller und dem ein- 
getragenen Eigentümer sowie allen aus dem 
Grundbuch ersichtlichen Personen bekanntge- 
macht werden, zu deren Gunsten die Eintragung 
erfolgt ist oder deren Recht durch sie betroffen 
wird, die Eintragung eines Eigentümers auch 
denen, für die eine Hypothek, Grundschuld, Ren- 
tenschuld, Reallast oder ein Recht an einem sol- 
chen Recht im Grundbuch eingetragen ist. 

(2) Steht ein Grundstück in Miteigentum, so ist 
die in Absatz 1 vorgeschriebene Bekanntma- 
chung an den Eigentümer nur gegenüber den 
Miteigentümern vozunehmen, auf deren Anteil 
sich die Eintragung bezieht. Entsprechendes güt 


h Entfällt bei Annahme des Entwurfs eines Justizmitteüungs- 
gesetzes, Drucksache 12/3199. 
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bei Miteigentiim für die in Absatz 1 vorgeschrie- 
bene Bekanntmachung an einen Hypotheken- 
gläubiger oder sonstigen Berechtigten von der 
Eintragung eines Eigentümers. 

(3) Verändenmgen der gnmdbuchmäßigen 
Bezeichmmg des Grundstücks und die Eintra- 
gimg eines Eigentümers sind außerdem der 
Behörde bekanntziimachen, welche das in § 2 
Abs. 2 bezeichnete amtliche Verzeichnis führt. 

(4) Die Eintragung des Verzichts auf das Eigen- 
tum ist der für die Abgabe der Aneigmmgserklä- 
rung und der für die Führung des Liegenschafts- 
katasters zuständigen Behörde bekarmtzuma- 
chen. In den Fällen des Artikels 233 § 15 Abs. 3 des 
Einfühnmgsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche erfolgt die Bekanntmachimg nur gegen- 
über dem Landesfiskus und der Gemeinde, in 
deren Gebiet das Grundstück liegt; die Gemeinde 
imterrichtet ihr bekannte Berechtigte oder Gläu- 
biger. 

(5) Wird der in § 9 Abs. 1 vorgesehene Vermerk 
eingetragen, so hat das Gnmdbuchamt dies dem 
Grundbuchamt, welches das Blatt des belasteten 
Gnmdstücks führt, bekanntzumachen. Ist der 
Vermerk eingetragen, so hat das Gnmdbuchamt, 
welches das Grundbuchblatt des belasteten 
Grundstücks führt, jede Änderung oder Aufhe- 
bimg des Rechts dem Grundbuchamt des herr- 
schenden Grundstücks bekanntzumachen. 

(6) Die Bekanntmachimg hat die Eintragimg 
wörtlich wiederzugeben. Sie soll auch die Stelle 
der Eintragimg im Grundbuch und den Namen 
des Grundstückseigentümers, bei einem Eigen- 
tumswechsel auch den Namen des bisherigen 
Eigentümers angeben. In die Bekarmtmachung 
können auch die Bezeichmmg des betroffenen 
Grundstücks in dem in § 2 Abs. 2 genannten 
amtlichen Verzeichnis sowie bei einem Eigen- 
tumswechsel die Anschrift des neuen Eigentü- 
mers aufgenommen werden. 

(7) Auf die Bekarmtmachung kann ganz oder 
teilweise verzichtet werden. 

(8) Sonstige Vorschriften über die Bekanntma- 
chimg von Eintragungen in das Gnmdbuch blei- 
ben imberührt. " 

20. Nach § 55 werden folgende Paragraphen einge- 
fügt: 

„§ 55ai) 

(1) Enthält ein beim Gnmdbuchamt eingegan- 
genes Schriftstück Anträge oder Ersuchen, für 
deren Erledigung neben dem angegebenen 
Grundbuchamt auch noch ein anderes Grund- 
buchamt zuständig ist oder mehrere andere 
Gnmdbuchämter zuständig sind, so kann jedes 
der beteiligten Grundbuchämter den anderen 
beteiligten Gnmdbuchämtem Abschriften seiner 
Verfügungen mitteüen. 

(2) Werden bei Gesamtrechten {§ 48) die Grund- 
bücher bei verschiedenen Gnmdbuchämtem 
geführt, so sind die Eintragungen sowie die Ver- 


*) Entfällt bei Annahme des Entwurfs eines Justizmitteilungs- 
gesetzes, Drucksache 12/3199. 


fügimgen, durch die ein Antrag oder Ersuchen auf 
Eintragungen zurückgewiesen wird, den anderen 
beteiligten Gnmdbuchämtem bekanntzugeben. 

§ 55bi) 

Soweit das Gnmdbuchamt aufgrund von 
Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit 
Gnmdbucheintragungen Mitteilungen an Ge- 
richt oder Behörden oder sonstige [in § 12 Abs. 1 
des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas- 
simgsgesetz bezeichnete] 2) Stellen zu machen 
hat, [ist hierauf § 21 Abs. 1 des bezeichneten 
Gesetzes über die Unterrichtung von Betroffenen 
nicht anzuwenden] 2). Das gleiche gilt im Falle des 
§ 55a. 

21. In § 56 wird der bisherige Wortlaut Absatz 1, und 
es wird folgender Absatz angefügt: 

„(2) Der Hypothekenbrief ist von der für die 
Führung des Grundbuchs zuständigen Person und 
dem Urkundenbeamten der Geschäftsstelle zu 
unterschreiben. Jedoch kaim statt des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle ein von der Leitung 
des Amtsgerichts ermächtigter Justizangestellter 
imterschreiben. " 

22. Dem § 59 Abs, 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Er ist nur von einer für die Fühnmg des Gnmd- 
buchs zuständigen Person und von einem 
Urkimdsbeamten der Geschäftsstelle oder er- 
mächtigten Justizangestellten (§ 56 Abs. 2 zu 
imterschreiben, auch wenn bezüglich der belaste- 
ten Gnmdstücke insoweit verschiedene Personen 
zuständig sind. " 

23. ^61 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ein Teilhypothekenbrief kann von dem 
Grundbuchamt oder einem Notar hergestellt 
werden. " 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Zitat „§ 56 Satz 2" 
ersetzt durch „§ 56 Abs. 1 Satz 2". 

c) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 
eingefügt: 

„(3) Wird der Teilhypothekenbrief vom 
Gnmdbuchamt herges teilt, so ist auf die Unter- 
schrift § 56 Abs. 2 anzuwenden." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

24. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 
eingefügt: 


g Entfällt bei Annahme des Entwurfs eines Justizmitteilungs- 
gesetzes, Drucksache 12/3199. 

2) Sofern der Entwurf eines Justizmitteüungsgesetzes nicht 
angenommen worden ist, entfällt der mit [ ] bezeichnete 
Textteil. 

3) Sofern der Entwurf eines Justizmitteilungsgesetzes nicht 
angenommen worden ist, muß es anstelle der mit [ ] 
bezeichneten Textstelle heißen: „muß der Betroffene nicht 
unterrichtet werden." 
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„(2) Auf die Unterschrift ist § 56 Abs, 2 
anzuwenden, " 

h) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3, 

25. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden das Wort „reichsge- 
setzlichen" durch das Wort „bundesrechtli- 
chen", die Worte „eine Entscheidung des 
Reichsgerichts" durch die Worte „eine Ent- 
scheidung des Reichsgerichts, des Obersten 
Gerichtshofs für die britische Zone oder des 
Bundesgerichtshofs" und die Worte „dem 
Reichsgerichte" durch die Worte „dem Bim- 
desgerichtshof" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „ das Reichsge- 
richt" durch die Worte „der Bundesgerichts- 
hof" ersetzt. 

26. In § 81 Abs. 2 wird die Verweisimg „§§ 136, 137 
und 138" durch die Verweisung „ §§ 132 und 138" 
ersetzt. 

27. In § 88 Abs. 2 wird das Wort „Reichsgesetzes" 
durch das Wort „Gesetzes" ersetzt. 

28. § 97 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wohnt ein Beteiligter nicht im Inland imd 
hat er einen hier wohnenden Bevollmächtigten 
nicht bestellt, so kann das Grundbuchamt anord- 
nen, daß er einen im Inland wohnenden Bevoll- 
mächtigten zum Empfang der für ihn bestimmten 
Sendimgen oder für das Verfahren bestelle. " 

29. In§ 105 Abs. 2 und in § 110 Abs. 1 wird jeweils das 
Wort „Reichsgesetzes" durch das Wort „Geset- 
zes" ersetzt. 

30. Nach dem Fünften Abschnitt werden folgende 
Abschnitte eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 
Anlegung von Grundbuchblättem 

§ 116 

(1) Für ein Grundstück, das ein Grundbuchblatt 
bei der Anlegung des Grundbuchs nicht erhalten 
hat, wird das Blatt unbeschadet des § 3 Abs. 2 und 
3 von Amts wegen angelegt. 

(2) Das Verfahren bei der Anlegung des Grund- 
buchblatts richtet sich nach den Vorschriften der 
§§ 117 bis 125. 

§ 117 

Das Grundbuchamt hat die zuständige Behörde 
um Übersendung eines beglaubigten Auszugs 
aus dem für die Bezeichnung der Grundstücke im 
Grundbuch maßgebenden amtlichen Verzeich- 
nisse zu ersuchen. 

§ 118 

Zur Feststellung des Eigentums an dem Grund- 
stück hat das Gnmdbuchamt von Amts wegen die 
erforderlichen Ermittlungen anzustellen und die 
geeigneten Beweise zu erheben. 


§ 119 

Das Grundbuchamt kann zur Ermittlung des 
Berechtigten ein Aufgebot nach Maßgabe der 
§§ 120 und 121 erlassen. 

§ 120 

In das Aufgebot sind aufzunehmen: 

1. die Ankündigimg der bevorstehenden Anle- 
giuig des Grundbuchblatts; 

2. die Bezeichnung des Grundstücks, seine Lage, 
Beschaffenheit imd Größe nach dem für die 
Bezeichnung der Grundstücke im Grundbuch 
maßgebenden amtlichen Verzeichnis; 

3. die Bezeichnung des Eigenbesitzers, sofern sie 
dem Grundbuchamt bekannt oder zu ermitteln 
ist; 

4. Die Aufforderung an die Personen, welche das 
Eigentiun in Anspruch nehmen, ihr Recht bin- 
nen einer vom Grundbuchamt zu bestimmen- 
den Frist von mindestens sechs Wochen anzu- 
melden und glaubhaft zu machen, widrigen- 
falls ihr Recht bei der Anlegung des Grund- 
buchs nicht berücksichtigt werde. 

§ 121 

(1) Das Aufgebot ist an die für den Aushang von 
Bekanntmachungen des Gnmdbuchamts be- 
stimmte Stelle anzuheften und einmal in dem für 
die amtlichen Bekanntmachungen des Grund- 
buchamts bestünmten Blatte zu veröffentlichen. 
Das Grundbuchamt kann anordnen, daß die Ver- 
öffentlichungen mehrere Male und noch in ande- 
ren Blättern zu erfolgen habe oder, falls das 
Grundstück einen Wert von weniger als 5 000 
Deutsche Mark hat, daß sie ganz imterbleibe. 

(2) Das Aufgebot ist in der Gemeinde, in deren 
Bezirk das Grundstück liegt, an der für amtliche 
Bekanntmachungen bestimmten Stelle anzuhef- 
ten oder in sonstiger ortsüblicher Weise bekannt- 
zumachen. Dies gilt nicht, wenn in der Gemeinde 
eine Anheftung von amtlichen Bekanntmachun- 
gen nicht vorgesehen ist und eine sonstige ortsüb- 
liche Bekanntmachung lediglich zu einer zusätz- 
lichen Veröffentlichung in einem der in Absatz 1 
bezeichne ten Blätter führen würde. 

(3) Das Aufgebot soU den Personen, die das 
Eigentum in Anspruch nehmen und dem Grund- 
buchamt bekannt sind, von Amts wegen zuge- 
stellt werden. 

§ 122 

Das Grundbuchblatt darf, wenn ein Aufgebots- 
verfahren (§§ 120, 121) nicht stattgefunden hat, 
erst angelegt werden, nachdem in der Gemeinde, 
in deren Bezirk das Grundstück liegt, das Bevor- 
stehen der Anlegimg und der Name des als 
Eigentümer Einzutragenden öffentlich bekannt- 
gemacht und seit der Bekanntmachung ein Monat 
verstrichen ist; die Art der Bekanntmachung 
bestimmt das Grundbuchamt; 
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§ 123 

Als Eigentümer ist in das Grundbuch einzutra- 
gen: 

1. der ermittelte Eigentümer; 

2. sonst der Eigenbesitzer, dessen Eigentum dem 
Grundbuchamt glaubhaft gemacht ist; 

3. sonst derjenige, dessen Eigentum nach Lage 
der Sache dem Grimdbuchamt am wahrschein- 
lichsten erscheint. 

§ 124 

(1) Beschränkte dingliche Rechte am Gnmd- 
stück oder sonstige Eigentumsbeschränkimgen 
werden bei der Anlegung des Gnmdbuchblatts 
nur eingetragen, wenn sie bei dem Gnmdbuch- 
amt angemeldet imd entweder durch öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunden, deren 
erklärter Inhalt vom Eigentümer stammt, nachge- 
wiesen oder von dem Eigentümer anerkannt 
sind. 

(2) Der Eigentümer ist über die Anerkenmmg 
anzuhören. Bestreitet er das angemeldete Recht, 
so wird es, falls es glaubhaft gemacht ist, durch 
Eintragung eines Widerspruchs gesichert. 

(3) Der Rang der Rechte ist gemäß den für sie zur 
Zeit ihrer Entstehimg maßgebenden Gesetzen 
imd, wenn er hiernach nicht bestimmt werden 
kaim, nach der Reihenfolge ihrer Anmeldimg 
einzutragen. 

§ 125 

Die Beschwerde gegen die Anlegung des 
Gnmdbuchblatts ist imzulässig. Im Wege der 
Beschwerde kann jedoch verlangt werden, daß 
das Grundbuchamt angewiesen wird, nach § 53 
einen Widerspruch einzutragen oder eine Lö- 
schung vorzimehmen. 

Siebenter Abschnitt 
Das maschinell geführte Grundbuch 

§ 126 

(1) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordmmg bestimmen, daß und in wel- 
chem Umfang das Grundbuch in maschineller 
Form als automatisierte Datei geführt wird. Hier- 
bei muß gewährleistet sein, daß 

1. die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Da- 
tenverarbeitung eingehalten, insbesondere 
Vorkehrungen gegen einen Datenverlust ge- 
troffen, sowie die erforderlichen Kopien der 
Datenbestände mindestens tagesaktuell ge- 
halten imd die originären Datenbestände 
sowie deren Kopien sicher aufbewahrt wer- 
den; 

2. die vorzunehmenden Eintragungen alsbald in 
einen Datenspeicher auf genommen und auf 
Dauer inhaltlich unverändert in lesbarer Form 
wiedergegeben werden können; 


3. die nach der Anlage zu § 9 Satz 1 des Bundes- 
datenschutzgesetzes gebotenen Maßnahmen 
getroffen werden. 

Die Landesregierungen können durch Rechtsver- 
ordnung die Ermächtigung nach Satz 1 auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. 

(2) Die Führung des Grundbuchs in maschinel- 
ler Form umfaßt auch die Einrichtung und Füh- 
rung eines Verzeichnisses der Eigentümer und 
der Grundstücke sowie weitere, für die Führung 
des Grundbuchs in maschineller Form erforderli- 
che Verzeichnisse. Das Grimdbuchamt kann für 
die Führung des Grundbuchs auch Verzeichnisse 
der in Satz 1 bezeichneten Art nutzen, die bei den 
für die Führung des Liegenschaftskatasters 
zuständigen Stellen eingerichtet sind; diese dür- 
fen die in Satz 1 bezeichneten Verzeichnisse 
insoweit nutzen, als dies für die Führung des 
Liegenschaftskatasters erforderlich ist. 

(3) Die Datenverarbeitung kann im Auftrag des 
nach § 1 zuständigen Gnmdbuchamts auf den 
Anlagen einer anderen staatlichen Stelle oder auf 
den Anlagen einer juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts vorgenommen werden, wenn die 
ordnungsgemäße Erledigung der Gnmdbuch- 
sachen sichergestellt ist. 

§ 127 

(1) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung, zu deren Erlaß auch die Lan- 
desjusüzverwaltungen ermächtigt werden kön- 
nen, bestimmen, daß das Grimdbuchamt 

1. Änderungen der Nummer, unter der das 
Grundstück im Liegenschaftskataster geführt 
wird, die nicht auf einer Änderung der 
Umfangsgrenzen des Grundstücks beruhen, 
sowie im Liegenschaftskataster enthaltene 
Angaben über die tatsächliche Beschreibung 
des Grundstücks aus dem Liegenschaftskata- 
ster maschinell in das Grundbuch und in Ver- 
zeichnisse nach § 126 Abs. 2 einspeichem 
darf; 

2. der für die Führung des Liegenschaftskatasters 
zuständigen Stelle die GrimdbuchsteUe sowie 
Daten des Bestandsverzeichnisses und der 
ersten Abteilung maschinell übermittelt. 

(2) Soweit das Grimdbuchamt nach bundes- 
rechtlicher Vorschrift verpflichtet ist, einem 
Gericht oder einer Behörde über eine Eintragung 
Mitteilung zu machen, besteht diese Verpflich- 
tung bezüglich der nach Maßgabe des Absatzes 1 
aus dem Liegenschaftskataster in das Grundbuch 
übernommenen Angaben nicht. 

§ 128 

(1) Das maschinell geführte Grundbuch tritt für 
ein Gnmdbuchblatt an die Stelle des bisherigen 
Grundbuchs, sobald es freigegeben worden ist. 
Die Freigabe soU erfolgen, sobald die Eintragun- 
gen dieses Gnmdbuchblattes in den für die 
Grimdbucheintragimgen bestimmten Datenspei- 
cher auf genommen worden sind. 
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(2) Der Schließungsvermerk im bisherigen 
Grundbuch ist lediglich von einer der nach § 44 
Satz 2 zur Unterschrift zuständigen Personen zu 
imterschreiben. 

§ 129 

(1) Eine Eintragung wird wirksam, sobald sie in 
den für die Grundbucheintragungen bestimmten 
Datenspeicher aufgenommen ist und auf Dauer 
inhaltlich imverändert in lesbarer Form wiederge- 
geben werden kaim. Durch eine Bestätigungs- 
anzeige oder in anderer geeigneter Weise ist zu 
überprüfen, ob diese Voraussetzungen eingetre- 
ten sind. 

(2) Jede Eintragung soll den Tag angeben, an 
dem sie wirksam geworden ist. Bei Eintragimgen, 
die gemäß § 127 Abs. 1 Inhalt des Grundbuchs 
werden, bedarf es abweichend von Satz 1 der 
Angabe des Tages der Eintragung im Grundbuch 
nicht. 

§ 130 

§ 44 Satz 1, 2 Halbsatz 2 und Satz 3 ist für die 
maschinelle Grundbuchführung nicht anzuwen- 
den. Wird die Eintragung nicht besonders verfügt, 
so ist in geeigneter Weise der Veranlasser der 
Speicherung aktenkundig oder sonst feststellbar 
zu machen. 

§ 131 

Wird das Grundbuch in maschineller Form als 
automatisierte Datei geführt, so tritt an die Stelle 
der Abschrift der Ausdruck und an die Stelle der 
beglaubigten Abschrift der amtliche Ausdruck. 
Die Ausdrucke werden nicht unterschrieben. Der 
amtliche Ausdruck ist als solcher zu bezeichnen 
imd mit einem Dienstsiegel oder -Stempel zu 
versehen; er steht einer beglaubigten Abschrift 
gleich. 

§ 132 

Die Einsicht in das maschinell geführte Grund- 
buch kann auch bei einem anderen als dem 
Grundbuchamt genommen werden, das dieses 
Grundbuch führt. Das dieses Grundbuch füh- 
rende Grundbuchamt entscheidet auch über die 
Zulässigkeit der Einsicht bei dem anderen Grund- 
buchamt. 

§ 133 

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Ver- 
fahrens, das die Übermittlung der Daten aus dem 
maschinell geführten Grundbuch durch Abruf 
ermöglicht, ist zulässig, sofern sichergestellt ist, 
daß 

1. der Abruf von Daten die nach §§ 12 imd 12a 

zulässige Einsicht nicht überschritten und 

2. die Zulässigkeit der Abrufe auf der Grundlage 

einer ProtokoUienmg kontrolliert werden 

kaim. 

(2) Die Einrichtung eines automatisierten 
Abrufverfahrens nach Absatz 1 bedarf der Geneh- 
migung durch die Landesjustizverwaltung. Die 


Genehmigung darf nur Gerichten, Behörden, 
Notaren, öffentlich bestellten Vermessungsinge- 
nieuren, an dem Grundstück dinglich Berechtig- 
ten, [soweit Gegenstand der Einsicht eigene 
Rechte sind,) und der Staatsbank Berlin, nicht 
jedoch anderen öffentlich-rechtlichen Kreditinsti- 
tuten erteilt werden. Sie setzt voraus, daß 

1. diese Form der Datenübermittlung unter 
Berücksichtigung der schutzwürdigen Interes- 
sen der betroffenen dinglich Berechtigten 
wegen der Vielzahl der Übermittlungen oder 
wegen ihrer besonderen Eilbedürftigkeit an- 
gemessen ist, 

2. auf seiten des Empfängers die Grundsätze 
einer ordnimgsgemäßen Datenverarbeitimg 
eingehalten werden 

3. auf seiten der gnmdbuchführenden Stelle die 
technischen Möglichkeiten der Einrichtung 
und Abwicklung des Verfahrens gegeben sind 
und eine Störung des Geschäftsbetriebs des 
Grundbuchamts nicht zu erwarten ist. 

(3) Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn 
eine der in Absatz 2 genaimten Voraussetzungen 
weggefallen ist. Sie kann widerrufen werden, 
wenn die Anlage mißbräuchlich benutzt worden 
ist. 

(4) Soweit in dem automatisierten Abrufverfah- 
ren personenbezogene Daten übermittelt werden, 
darf der Empfänger diese nur für den Zweck 
verwenden, zu dessen ErfüUxmg sie ihm übermit- 
telt worden sind. 

(5) Das Bundesministerium der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Gebühren für die Einrich- 
timg und die Nutzung eines Verfahrens für den 
automatisierten Abruf von Daten aus dem Grund- 
buch zu bestimmen. 

§ 134 

Das Bundesministerium der Justiz wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates nähere Vorschriften zu erlassen 
über 

1. die Einzelheiten der Anfordenmgen an die 
Einrichtung und das Nähere zur Gestaltimg 
des maschinell geführten Grundbuchs sowie 
die Abweichungen von den Vorschriften der 
Grundbuchordnung, die für die maschinelle 
Führung des Grundbuchs erforderlich sind; 

2. die Einzelheiten der Gewähnmg von Einsicht 
in maschinell geführte Grundbücher; 

3. die Einzelheiten der Einrichtung automatisier- 
ter Verfahren zur Übermittlung von Daten aus 
dem Grundbuch auch durch Abruf imd der 
Genehmigung hierfür. 

Das Bundesministerium der Justiz kann im Rah- 
men seiner Ermächtigimg nach Satz 1 die Rege- 
lung weiterer Einzelheiten durch Rechtsverord- 
nung den Landesregierungen übertragen und 
hierbei auch vorsehen, daß diese ihre Ermächti- 
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gung durch Rechtsverordnung auf die Landes- 
justizverwaltungen übertragen können." 

31. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Achter 
Abschnitt. 

32. Der bisherige § 116 wird § 135. 

33. Der bisherige § 117 wird § 136 und wie folgt 
gefaßt: 

«§ 136 

(1) Soweit im Einführungsgesetz zum Bürgerli- 
chen Gesetzbuche zugunsten der Landesgesetze 
Vorbehalte gemacht sind, gelten sie auch für die 
Vorschriften der Landesgesetze über das Grund- 
buchwesen; jedoch sind §§ 12a, 13 Abs. 3, § 44 
Satz 2 imd 3, § 56 Abs. 2, § 59 Abs. 1 Satz 2, § 61 
Abs. 3 und § 62 Abs. 2 auch in diesen Fällen 
anzuwenden. 

(2) Absatz 1 zweiter Halbsatz gilt auch für die 
grundbuchmäßige Behandlung von Bergbaube- 
rechtigungen. 

(3) Vereinigimgen von Zuschreibimgen zwi- 
schen Grundstücken und Rechten, für die nach 
Landesrecht die Vorschriften über Grundstücke 
gelten, sollen nicht vorgenommen werden. " 

34. Die bisherigen §§ 118 bis 121 werden §§ 137 bis 
140. Dabei wird in den neuen §§ 139 und 140 
jeweils das Zitat „§ 119" durch das Zitat „§ 138" 
ersetzt. 

35. Der bisherige § 122 wird aufgehoben. 

36. Der bisherige § 123 wird § 141 imd wie folgt 
geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) nach Absatz 1 werden folgende Absätze ange- 
fügt: 

„(2) Ist die Vornahme von Eintragungen in 
das maschinell geführten Grundbuch (§ 126) 
vorübergehend nicht möglich, so können auf 
Anordnimg der Leitung des Grundbuchamts 
Eintragungen in einem Ersatzgrundbuch in 
Papierform vorgenommen werden, sofern hier- 
von Verwirrung nicht zu besorgen ist. Sie 
sollen in das maschinell geführte Grundbuch 
übernommen werden, sobald dies wieder mög- 
lich ist. § 1 29 gilt in den FäUen der Sätze 1 imd 2 
sinngemäß. Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, die Einzelheiten des Verfahrens 
durch Rechtsverordnung zu regeln; sie können 
diese Ermächtigung auf die Landesjustizver- 
waltimgen durch Rechtsverordnimg übertra- 
gen. 

(3) Die Landesregienmgen können durch 
Rechtsverordnimg bestimmen, daß das nach 
Maßgabe des siebenten Abschnitts maschinell 
geführte Grundbuch wieder in Papierform 
geführt wird. Die Rechtsverordnung soU nur 
erlassen werden, wenn die Voraussetzungen 
des § 126 nicht nur vorübergehend entfallen 
sind und in absehbarer Zeit nicht wiederherge- 
stellt werden können. § 129 gilt sinngemäß. Die 


Wiederanordnung der maschinellen Führung 
nach dem siebenten Abschnitt bleibt unbe- 
rührt." 

37. Der bisherige § 124 wird aufgehoben. 

38. Der bisherige § 125 wird aufgehoben. 

39. Nach § 141 werden folgende Paragraphen ange- 
fügt: 

„§ 142 

(1) Die in Baden- Württemberg bestehenden 
landesrechtlichen Vorschriften über die Gnmd- 
buchämter und die Zuständigkeit der dort tätigen 
Personen sowie über die sich hieraus ergebenden 
Besonderheiten bleiben unberührt; dies gilt auch 
für die Vorschriften über die Zahl der erforderli- 
chen Unterschriften unter den Gnmdbucheintra- 
gungen und auf den Hypotheken-, Gnmdschuld- 
und Rentenschuldbriefen. Unberührt bleiben 
auch Artikel 1 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Ermächtigung des Landes Baden-Württemberg 
zur Rechtsher einigimg vom 17. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3602) sowie die §§35 und 36 des 
Rechtspflegergesetzes . 

(2) § 29 Abs. 1 und 3 der Gnmdbuchordnung gilt 
auch im Lande Baden-Württemberg in der Fas- 
sung, die für das übrige Bundesgebiet maßge- 
bend ist. 

§ 143 

(1) In dem in Artikel 3 des Einigimgsvertrages 
genannten Gebiet gilt dieses Gesetz mit folgen- 
den Maßgaben: 

1 . Die Grundbücher können abweichend von § 1 
bis zum Ablauf des 31 . Dezember 1 994 von den 
bis zum 2. Oktober 1990 zuständigen oder 
später durch Landesrecht bestimmten Stellen 
(Gnmdbuchämter) geführt werden. Die Zu- 
ständigkeit der Bediensteten des Gnmdbuch- 
amts richtet sich nach den für diese Stellen am 
Tag vor dem Wirksamwerden des Beitritts 
bestehenden oder in dem jeweiligen Land 
erlassenen späteren Bestimmungen. Diese 
sind auch für die Zahl der erforderlichen Unter- 
schriften und dafür maßgebend, inwieweit Ein- 
tragungen beim Grundstücksbestand zu unter- 
scheiden sind. 

2. Amtliches Verzeichnis der Grundstücke im 
Sirme des § 2 ist das am Tag vor dem Wirksam- 
werden des Beitritts zur Bezeichnung der 
Grundstücke maßgebende oder das an seine 
Stelle tretende Verzeichnis. 

3. Die Grundbücher, die nach den am Tag vor 
dem Wirksamwerden des Beitritts bestehen- 
den Bestimmungen geführt werden, gelten als 
Grundbücher im Sinne der Grundbuchord- 
nung. 

4. Soweit nach dem am Tag vor dem Wirksam- 
werden des Beitritts geltenden Vorschriften 
Gebäudegrundbuchblätter anzulegen und zu 
führen sind, sind diese Vorschriften weiter 
anzuwenden. Dies gilt auch für die Kenntlich- 
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machung der Anlegung des Gebäudegrund- 
buchblatts im Grundbuch des Grundstücks. 
Den Antrag auf Anlegung des Gebäudegrund- 
buchblatts kann auch der Gebäudeeigentümer 
stellen. Dies gilt entsprechend für nach später 
erlassenen Vorschriften anzulegende Gebäu- 
de gnmdbuchblätter. 

5. Neben diesem Gesetz sind die Vorschriften der 
§§ 2 bis 34 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwiUigen Gerichtsbarkeit ent- 
sprechend anwendbar, soweit sich nicht etwas 
anderes aus Rechtsvorschriften, insbesondere 
aus den Vorschriften des Gnmdbuchrechts, 
oder daraus ergibt, daß die Grundbücher nicht 
von Gerichten geführt werden. 

6. Anträge auf Eintragung in das Grundbuch, die 
vor dem Wirksamwerden des Beitritts beim 
Grundbuchamt eingegangen sind, sind von 
diesem nach den am Tag vor dem Wirksam- 
werden des Beitritts geltenden Verfahrensvor- 
schriften zu erledigen. 

7. Im übrigen gelten die in Anlage I Kapitel III 
Sachgebiet A Abschnitt III unter Nr. 28 des 
Einigimgsvertrages aufgeführten allgemeinen 
Maßgaben entsprechend. Am Tag des Wirk- 
samwerdens des Beitritts anhängige Be- 
schwerdeverfahren sind an das zur Entschei- 
dung über die Beschwerde nunmehr zustän- 
dige Gericht abzugeben. 

(2) Am 1. Januar 1995 treten nach Absatz 1 Nr. 1 
Satz 1 fortgeltende oder von den Ländern erlas- 
sene Vorschriften, nach denen die Grundbücher 
von anderen als den in § 1 bezeichneten Stellen 
geführt werden, außer Kraft. Die in § 1 bezeich- 
neten Stellen bleiben auch nach diesem Zeitpunkt 
verpflichtet, allgemeine Anweisungen für die 
beschleunigte Behandlung von Grundbuchsa- 
chen anzuwenden. Die Landesregienmgen wer- 
den ermächtigt, durch Rechtsverordnung einen 
früheren Tag für das Außerkrafttreten dieser Vor- 
schriften zu bestimmen. In den Fällen der Sätze 1 
imd 3 kaim durch Rechtsverordnung der Landes- 
regierung auch bestimmt werden, daß Grund- 
buchsachen in einem Teil des Grundbuchbezirks 
von einer hierfür eingerichteten Zweigstelle des 
Amtsgerichts (§ 1) bearbeitet werden, wenn dies 
nach den örtlichen Verhältnissen zur sachdienli- 
chen Erledigung zweckmäßig erscheint, imd, 
imbeschadet des § 176 Abs. 2 des Bundesbergge- 
setzes im übrigen, welche Stelle nach Aufhebung 
der in Satz 1 bezeichneten Vorschriften die Berg- 
gnmdbücher führen. Die Landesregierung kaim 
ihre Ermächtigung nach dieser Vorschrift durch 
Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwal- 
tung übertragen. 

(3) Soweit die Grundbücher von Behörden der 
Verwalhmg oder Justizverwaltung geführt wer- 
den, ist gegen eine Entscheidung des Grundbuch- 
amts (Absatz 1 Nr.,1 Satz 1), auch soweit sie nicht 
ausdrücklich im Auftrag des Leiters des Gnmd- 
buchamts ergangen ist oder ergeht, die Be- 
schwerde nach § 71 der Grundbuchordnung 
gegeben. Diese Regelung gilt mit Wirkung vom 


3. Oktober 1990 an, soweit Verfahren noch nicht 
rechtskräftig abgeschlossen sind. Anderweitig 
anhängige Verfahren über Rechtsmittel gegen 
Entscheidimgen der Gnmdbuchämter gehen in 
dem Stand, in dem sie sich bei Inkrafttreten dieser 
Vorschriften befinden, auf das Beschwerdege- 
richt über. Satz 1 tritt mit dem in Absatz 3 Satz 1 
oder Satz 2 bezeichneten Zeitpunkt außer Kraft. 

(4) In den Grundbuchämtem in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genaimten Gebiet kön- 
nen bis zum Ablauf des 31. Dezember 1999 auch 
Personen mit der Vornahme von Amtshandlun- 
gen betraut werden, die diesen Ämtern aufgrund 
von Dienstleistungsverträgen auf Dauer oder vor- 
übergehend zugeteilt werden. Der Zeitpunkt 
kaim durch Rechtsverordnung des Bundesmini- 
steriums der Justiz mit Zustimmung des Bundes- 
rates verlängert werden. " 


Artikel 2 

Grundbuchbereinigungsgesetz — GBBerG — 

ABSCHNITT 1 

Behandlung wertbeständiger 
und ähnlicher Rechte 

§ 1 

Umstellung wertbeständiger Rechte 

(1) In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
bestimmten Gebiet kann aus einer Hypothek, Gnmd- 
schuld oder Rentenschuld, die vor dem 1. Januar 1976 
in der Weise bestellt wurde, daß die Höhe der aus dem 
Grundstück zu zahlenden Geldsumme durch den 
amtiich festgestellten oder festgesetzten Preis einer 
bestimmten Menge von Feingold, den amtlich festge- 
stellten oder festgesetzten Preis einer bestimmten 
Menge von Roggen, Weizen oder einer bestimmten 
Menge sonstiger Waren oder Leistungen oder durch 
den Gegenwert einer bestimmten Geldsumme in 
ausländischer Währung bestimmt wird (wertbeständi- 
ges Recht), vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an nur 
die Zahlimg eines Geldbetrages nach den folgenden 
Vorschriften aus dem Grundstück verlangt werden. 

(2) Ist die Leistung oder Belastung in einer bestimm- 
ten Menge von Roggen und daneben wahlweise in 
einer bestimmten Menge von Weizen ausgedrückt, so 
ist der höhere Betrag maßgeblich. Ist die Leistung oder 
Belastung in einer bestimmten Menge von Roggen 
oder Weizen und daneben wahlweise in Reichsmark, 
Rentenmark, Goldmark, in ausländischer Währung 
oder in einer bestimmten Menge von Feingold aus ge- 
drückt, so kaim aus dem Grundstück nur die Zahlung 
des Betrages in Deutscher Mark verlangt werden, auf 
den der in Reichsmark, Rentenmark, Goldmark, aus- 
ländischer Wähnmg oder der in einer bestimmten 
Menge von Feingold ausgedrückte Betrag umzurech- 
nen ist. 
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§2 

Umgestellte wertbeständige Rechte 

(1) Bei wertbeständigen Rechten, die bestimmen, 
daß sich die Höhe der aus dem Grundstück zu 
zahlenden Geldsumme durch den amtlich festgestell- 
ten oder festgesetzten Preis einer bestimmten Menge 
von Feingold bestimmt, entsprechen einem Kilo- 
gramm Feingold 1 395 Deutsche Mark. 

(2) Ist bei wertbeständigen Rechten die aus dem 
Grundstück zu zahlende Geldsumme dmch den amt- 
lich festgestellten oder festgesetzten Preis einer 
bestimmten Menge von Roggen oder Weizen 
bestimmt, so entsprechen einem Zentner Roggen 3,75 
Deutsche Mark und einem Zentner Weizen 4,75 
Deutsche Mark. Satz 1 gilt nicht 

1. für wertbeständige Rechte, die auf einem Grund- 
stücksüberlassungsvertrag oder einem mit einer 
Grundstücksüberlassung in Verbindung stehen- 
den Altenteilsvertrag (Leibgedings-, Leibzuchts- 
oder Auszugs vertrag) beruhen, 

2. für wertbeständige bäuerliche Erbpachtrechte und 
ähnliche Rechte (Kanon, Erbenzins, Grundmiete, 
Erbleihe). 

Sätze 1 und 2 gelten für Reallasten, die auf die 
Leistung einer aus dem Roggen- oder Weizenpreis 
errechne ten Geldsumme aus dem Grundstück gerich- 
tet sind, entsprechend. 

§3 

Umstellung anderer wertbeständiger Rechte 

(1) Bei sonstigen wertbeständigen Rechten ein- 
schließlich den in § 2 Abs. 2 Satz 2 genannten, bei 
denen sich die aus dem Grundstück zu zahlende 
Geldsumme nach dem Gegenwert einer bestimmten 
Menge Waren oder Leistungen bestimmt, kann nur 
Zahlung eines Betrages verlangt werden, der dem für 
die Umrechnung am Tag des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes an den deutschen Börsen notierten Mittel- 
wert, bei fehleilder Börsennotierung dem dmch- 
schnittlichen Marktpreis für den Ankauf dieser Waren 
entspricht. Das Bundesministerium der Justiz wird 
ermächtigt, diese Mittelwerte, bei ihrem Fehlen die 
durchschnittlichen Marktpreise, durch Rechtsverord- 
nung festzustellen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich die Höhe 
der aus dem Gnmdstück zu zahlenden Geldsumme 
nach dem Gegenwert einer bestimmten Geldsumme 
in ausländischer Wähnmg bestimmt. Die besonderen 
Vorschriften über schweizerische Goldhypotheken 
bleiben unberührt. 

§4 

Gnindbuchvollzug 

Die nach §§ 1 bis 3 eintretenden Änderungen 
bedürfen zum Erhalt ihrer Wirksamkeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Gnmdbuchs nicht der 


Eintragung. Die Beteihgten sind verpflichtet, die zur 
Berichtigung, die auch von Amts wegen erfolgen 
kann, erforderlichen Erklänmgen abzugeben. Ge- 
bühren für die Grundbuchberichtigimg werden nicht 
erhoben. 


ABSCHNITT 2 

Überholte Dienstbarkeiten 
\md vergleichbare Rechte 

§5 

Erlöschen von Dienstbarkeiten 
und vergleichbaren Rechten 

(1) Im Grundbuch zugunsten natürhcher Personen 
eingetragene nicht vererbliche und nicht veräußer- 
bare Rechte, insbesondere Nießbrauche, beschränkte 
persönliche Dienstbarkeiten und Wohnungsrechte, 
gelten unbeschadet anderer Erlös chenstatbestände 
mit dem Ablauf von einhundertimdzehn Jahren von 
dem Gebvutstag des Berechtigten an als erloschen, 
sofern nicht innerhalb von vier Wochen ab diesem 
Zeitpunkt eine Erklärung des Berechtigten bei dem 
Grundbuchamt eingegangen ist, daß er auf dem 
Fortbestand seines Rechts bestehe; die Erklänmg 
kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle abgegeben werden. Ist 
der Geburtstag bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht 
aus dem Grundbuch oder den Grundakten ersichtlich, 
so ist der Tag der Eintragung des Rechts maßgebhch. 
Liegt der nach den vorstehenden Sätzen maßgebliche 
Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, so 
gilt das Recht mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
als erloschen, sofern nicht innerhalb von vier Wochen 
ab diesem Zeitpunkt eine Erklärung des Berechtigten 
gemäß Satz 1 bei dem Grundbuchamt eingegangen 
ist. 

(2) In dem in Artikel 3 des Einigungs Vertrages 
genannten Gebiet in dem Gnmdbuch eingetragene 
Kohleabbaugerechtigkeiten und dem Inhaber dieser 
Gerechtigkeiten zu deren Ausübung eingeräumte 
Dienstbarkeiten und Vorkaufsrechte sind erloschen. 
Der Zusammenhang zwischen der Kohleabbauge- 
rechtigkeit und der Dienstbarkeit oder dem Vorkaufs- 
recht ist glaubhaft zu machen; § 29 der Grundbuch- 
ordnung ist nicht anzuwenden. 

(3) Ein nach Maßgabe des Absatzes 1 als erloschen 
geltendes oder gemäß Absatz 2 erloschenes Recht 
kann von dem Grundbuchamt von Amts wegen 
gelöscht werden. 

§6 

Berechtigte unbekannten Aufenthalts, 
nicht mehr bestehende Berechtigte 

(1) Ist bei einemRecht der in § 5 Abs. 1 bezeichneten 
Art nicht festzustellen, ob der eingetragene Begün- 
stigte noch lebt oder wo er sich aufhält, oder ist bei 
einem eingetragenen Mitbenutzungsrecht (Arti- 
kel 233 § 5 Abs. 1 des Einfühnmgsgesetzes zirni 
Bürgerlichen Gesetzbuche) der Aufenthalt des Be- 
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günstigten unbekannt, so kann der Begünstigte im 
Wege des Aufgebotsverfahrens mit seinem Recht 
ausgeschlossen werden, wenn seit der letzten sich auf 
das Recht beziehenden Eintragung in das Grundbuch 
zehn Jahre verstrichen sind und das Recht nicht 
innerhalb dieser Frist von dem Eigentümer in einer 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch zur Unterbre- 
chung der Verjährung geeigneten Weise anerkannt 
worden ist. Diese Bestimmungen gelten auch, wenn 
zweifelhaft ist, ob die als Begünstigte eingetragene 
juristische Person noch besteht oder das Recht auf eine 
andere juristische Person übergegangen ist. 

(2) Für das Aufgebotsverfahren sind die besonderen 
Vorschriften der §§ 982 bis 986 der Zivilprozeßord- 
nung siimgemäß anzuwenden. 

(3) Diese Vorschrift gilt nur in dem in Artikel 3 des 
Einigvmgsvertrages genannten Gebiet. Sie kann im 
übrigen Bundesgebiet durch Rechtsverordnung der 
Landesregierung in Kraft gesetzt werden. Die Vor- 
schrift tritt jeweils mit dem Ablauf des 31. Dezember 
1996 außer Kraft. 


ABSCHNITT 3 

Nicht eingetragene dinghche Rechte 

§7 

Nicht eingetragene Rechte 

(1) Ein nicht hn Grundbuch eingetragenes Mitbe- 
nutzungsrecht der in Artikel 233 § 5 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
bezeichneten Art oder ein sonstiges nicht im Gnmd- 
buch eingetragenes beschränktes dingliches Recht 
mit Ausnahme der in Artikel 233 § 4 Abs. 2 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
genannten Nutzimgsrechte, das zur Erhaltung der 
Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nicht der Eintragung bedarf, erlischt 
mit dem Ablauf des 31. Dezember 1995, wenn nicht 
der Eigentümer des Gnmdstücks vorher das Bestehen 
dieses Rechts in der Form des § 29 der Grundbuchord- 
nung anerkennt und die entsprechende Grundbuch- 
berichtigung bewilhgt oder der jeweilige Berechtigte 
von dem Eigentümer vorher die Abgabe dieser Erklä- 
rungen in einer zur Unterbrechung der Verjährung 
nach § 209 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geeigneten 
Weise verlangt hat. Die Frist des Satzes 1 kann durch 
Rechtsverordnimg des Bimdesministeriums der Justiz 
mit Zustimmung des Bundesrates einmal verlängert 
werden. 

(2) Wird in dem Anerkenntnis oder der Eintragimgs- 
bewilhgung gemäß Absatz 1 ein Zeitpunjct für die 
Entstehung dieses Rechts nicht angegeben, so gilt 
dieses als am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
entstanden. 


ABSCHNITT 4 

Ablösung von Grundpfandrechten 

§8 

Ablöserecht 

(1) Eine vor dem 1. Juli 1990 an einem Gnmdstück in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet bestellte Hypothek oder Grundschuld mit 
einem umgerechneten Nennbetrag von nicht mehr als 
5 000 Deutsche Mark erlischt, wenn der Eigentümer 
des Grundstücks eine dem in Deutsche Mark umge- 
rechneten und um ein Drittel erhöhten Nennbetrag 
entsprechende Geldsumme zugunsten des jeweiligen 
Gläubigers imter Verzicht auf die Rücknahme hinter- 
legt hat. Satz 1 gilt für Rentenschulden und Reallasten 
entsprechend; anstelle des Nennbetrages tritt der 
gemäß § 2a der Hypothekenablöseanordnimg zu 
ermittelnde Ablösebetrag, der nicht zu erhöhen ist. 
Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnimg anstelle der Hinterlegung 
andere Arten der Sicherheitsleistung zuzulassen. 

(2) §§ 1 bis 3 gelten auch für die Berechnung des 
Nennbetrages des Gnmdpfandrechts. 

(3) Der Eigentümer des Gnmdstücks kann von dem 
jeweiligen Gläubiger die Zustimmung zur Auszah- 
lung des die geschuldete Summe übersteigenden 
Teils eines hinterlegten Betrages oder im Falle der 
Leistung einer anderen Sicherheit entsprechende 
Freigabe verlangen. 

(4) Ein für das Grundpfandrecht erteilter Brief wird 
mit dem Zeitpunkt des Erlöschens des Rechts kraftlos. 
Das Kraftloswerden des Briefes ist entsprechend § 26 
Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Grundbuchwesens vom 20. Dezember 
1963 (BGBl. I S. 986, zuletzt geändert durch Artikel 11 
§ 1 des Zweiten Vermögensrechtsändenmgsgesetz 
vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) bekaimtzuma- 
chen. 


ABSCHNITT 5 
Sonstige Erleichterungen 

§9 

Ausnahmen von der Voreintragung 
des Berechtigten 

(1) § 39 Abs. 1 der Grundbuchordnung ist nicht 
anzuwenden, wenn eine Person aufgrund eines Ersu- 
chens nach § 34 des Vermögensgesetzes einzutragen 
ist. Er ist ferner nicht anzuwenden, wenn die durch 
den Bescheid, der dem Ersuchen nach § 34 des 
Vermögensgesetzes zugnmdeüegt, begünstigte Per- 
son oder deren Erbe verfügt. Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für Eintragungen und Verfügungen 
aufgrund eines Bescheids, der im Verfahren nach § 2 
des Vermögenszuordnungsgesetzes ergangen ist, 
sowie für Verfügungen nach § 8 des Vermögenszuord- 
nungsgesetzes. 
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(2) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 1999 ist in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
§ 40 Abs. 1 der Grundbuchordnung für Belastimgen 
entsprechend anzuwenden. 

§ 10 

Nachweis der Rechtsnachfolge 
bei Genossenschaften 

(1) Zum Nachweis gegenüber dem Grundbuchamt 
oder dem Schiffsregistergericht, daß ein Recht in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
vor dem 1 . Juli 1990 von einer Genossenschaft auf eine 
im Wege der Umwandlung, Verschmelzung oder 
Spaltung aus einer solchen hervorgegangenen Kapi- 
talgesellschaft oder Genossenschaft übergegangen 
ist, genügt unbeschadet anderer entsprechender Vor- 
schriften eine Bescheinigung der das Register für den 
neuen Rechtsträger führenden Stelle. 

(2) Eine Genossenschaft, die am 1. Januar 1990 in 
einem örtlich abgegrenzten Bereich des in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebietes tätig 
war, gilt gegenüber dem Grundbuchamt oder dem 
Schiffsregistergericht als Rechtsnachfolger der Ge- 
nossenschaften der gleichen Art, die zwischen dem 
8. Mai 1945 und dem 31. Dezember 1989 in diesem 
örtlichen Bereich oder Teilen hiervon tätig waren und 
nicht mehr bestehen. Fällt der Genossenschaft nach 
Satz 1 ein Vermögenswert zu, der ihr nicht zukommt, 
so gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs über den Ausgleich einer imgerechtfertigten 
Bereicherung entsprechend. 


Artikel 3 

Änderung anderer grundbuchrechtlicher 
Vorschriften 

(1) Die Verordnung über das Erbbaurecht in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-6, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Gesetz vom 8, Juni 1988 (BGBl. I S. 710), 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 14 wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Wird das Grundbuch in maschineller Form 
geführt, so genügt es für die Eintragung nach 
Absatz 1 Satz 2, daß lediglich der Eigentümer des 
belasteten Grundstücks gemäß der jeweils letzten 
Eintragung im Grundbuch dieses Grundstücks ver- 
merkt ist; der in § 47 der Grundbuchordnung 
vorgesehenen Angaben bedarf es hierbei nicht. " 

2. Dem § 17 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Im übrigen sind § 55 Abs. 1 bis 3, 5 bis 8, § 44 
Abs. 2, 3, §§ 55a und 55b der Grundbuchordnung 
entsprechend anzuwenden. " 

(2) Die Allgemeine Verfügung über die Einrichtung 
und Führung des Grundbuchs (Grundbuchverfügung) 
vom 8. August 1935 (RMBl. S. 647), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 23. Juli 1984 (BGBl. I 
S. 1025), wird wie folgt geändert: 


1. Es werden folgende Zitate ersetzt: 

a) in § 13 Abs. 3 Satz 2 die Textstelle „ § 3 Abs. 3 c" 
durch „§ 3 Abs. 8 imd 9", 

b) in § 38 Abs. 2 Buchstabe a Satz 1 die Textstelle 
„(§§ 4, 5, 6 GBO)" durch „§§ 4, 5, 6, 6a 
GBO)", 

c) in § 47 Satz 1 die Textstelle „(§ 56 GBO)" durch 
„(§ 56 Abs. 1 GBO)", 

d) in § 72 die Textstelle „§ 117" durch „§ 136", 

e) in § 73 die Textstelle „§ 118" durch „§ 137". 

2. In § 33 Abs. 2 Buchstabe c wird in dem Zitat des § 30 
der Buchstabe f mit dem ihm nachfolgenden 
Komma gestrichen. 

3. In § 43 Abs. 2 werden der Pimkt durch ein Komma 
ersetzt imd folgende Worte angefügt: 

„für öffentlich bestellte Vermessungsingenieure 
imd dingliche Berechtigte, soweit Gegenstand der 
Einsicht das betreffende Grundstück ist. " 

4. Nach § 49 wird folgender Paragraph eingefügt: 

.§ 49a 

Wird der Grundpfandrechtsbrief nicht ausge- 
händigt, soll er durch die Post mit Zustellungsur- 
kunde oder durch Einschreiben versandt werden. 
Die Landesjustizverwaltungen köimen durch Ge- 
schäftsanweisung oder im Erlaßwege ein anderes 
Versendimgsverf ähren bestimmen. Bestehende 
Anweisungen oder Erlasse bleiben unberührt. " 

5. Nach § 73 wird folgender Paragraph angefügt: 

«§ 74 

In dem in Artikel 3 des Einigungs Vertrages 
genaimten Gebiet gilt diese Verordnung mit fol- 
genden Maßgaben: 

1. Die §§43 bis 53 sind stets anzuwenden. 

2. Die Einrichtung der Grundbücher richtet sich 
bis auf weiteres nach den am Tag vor dem 
Wirksamwerden des Beitritts bestehenden oder 
von dem jeweiligen Lande erlassenen späteren 
Bestimmungen. Im übrigen ist für die Führung 
der Grundbücher diese Verordnung entspre- 
chend anzuwenden, soweit sich nicht aus einer 
abweichenden Einrichtung des Grundbuchs 
etwas anderes ergibt oder aus besonderen 
Gründen Abweichimgen erforderlich sind; sol- 
che Abweichungen sind insbesondere dann als 
erforderlich anzusehen, werm sonst die Rechts- 
verhältnisse nicht zutreffend dargestellt werden 
körmen oder Verwirrung zu besorgen ist. 

3. Soweit nach Nummer 2 Bestimmungen dieser 
Verordnung nicht herangezogen werden kön- 
nen, sind statt dessen die am Tag vor dem 
Wirksamwerden des Beitritts geltenden oder 
von dem jeweiligen Lande erlassenen späteren 
Bestimmimgen anzuwenden. Jedoch sind Rege- 
limgen, die mit dem in Kraft tretenden Bimdes- 
recht nicht vereinbar sind, nicht mehr anzuwen- 
den. Dies gilt insbesondere auch für derartige 
Regelungen über die Voraussetzimgen imd den 
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Inhalt von Eintragungen. Am Tag vor dem 
Wirksamwerden des Beitritts nicht vorgesehene 
Rechte oder Vermerke sind in entsprechender 
Anwendung dieser Verordnxmg einzutragen. 

4. Im Falle der Nummer 3 sind auf die Einrichtung 
imd Führung der Erbbaugrundbücher sowie auf 
die Bildimg von Hypotheken-, Grundschuld- 
xmd Rentenschuldbriefen bei Erbbaurechten die 
§§ 56, 57 und 59 mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, daß die in § 56 vorgesehenen 
Angaben in die entsprechenden Spalten für den 
Bestand einzutragen sind. Ist eine Aufschrift mit 
Blattnummer nicht vorhanden, ist die in § 55 
Abs. 2 vorgesehene Bezeichnimg „Erbbau- 
grundbuch" an vergleichbarer Stelle im Kopf 
der ersten Seite des Grundbuchblatts anzubrin- 
gen. Soweit in den oben bezeichneten Vorschrif- 
ten auf andere Vorschriften dieser Verordnung 
verwiesen wird, deren Bestimmimgen nicht 
anzuwenden sind, treten an die Stelle der in 
Bezug genommenen Vorschriften dieser Ver- 
ordnimg die entsprechend anzuwendenden 
Regelimgen über die Einrichtimg imd Führung 
der Grundbücher. " 

(3) Das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Gnmdbuchwesens vom 20. Dezember 1963 
(BGBl. I S. 986), zuletzt geändert durch Artikel 11 § 1 
des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes 
vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 18 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „fünfhxmdert" 
durch die Zahl „5 000" ersetzt. 

2. ln § 28 wird die Textstelle „§ 123" durch die 
Textstelle „§ 141" ersetzt. 

3. Nach § 36 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§36a 

In dem in Artikel 3 des Einigimgsvertrages 
genannten Gebiet gelten nur §§ 18 bis 20, 26 xmd 
28; § 18 Abs. 2 Satz 2 jedoch mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle eines Umrechnungsbetrages von einer 
Deutschen Mark zu zehn Reichsmark der Umrech- 
nimgssatz von einer Deutschen Mark zu zwei 
Reichsmark oder Mark der Deutschen Demokrati- 
schen Republik treten. “ 

(4) Das Gesetz betreffend die gemeinsamen Rechte 
der Besitzer von Schuldverschreibimgen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4 134- 1 , 
veröffentlichten bereinigten Fassimg, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 133 des Gesetzes vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 16 Abs. 5 wird die Textstelle „§ 44 Abs. 1“ 
durch „ § 43 Abs. 1 " ersetzt. 

2. In § 17 Abs. 2 wird die Textstelle „§ 44 Abs. 2" 
durch „§ 43 Abs. 2" ersetzt. 


Artikel 4 

Aufhebung grundbuchrechtlicher Vorschriften 

(1) Es werden aufgehoben: 

1. die Verordnung zur Ausführung der Grund- 
buchordnung in der im Bimdesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 315-11-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch § 174 
des Gesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I 
S. 1310); 

2. § 30 Abs. 1 Buchstabe f, § 39 Abs. 1, 2 und 4, §§ 41 
und 42 der in Artikel 3 Abs. 2 bezeichneten 
Grundbuchverfügung; 

3. Artikel 8 der Verordnxmg zur Änderung des Ver- 
fahrens in Grundbuchsachen in der im Bxmdesge- 
setzblatt Teil III, Gliedenmgsnummer 315-11-1 
veröffentlichten bereinigten Fassimg. 

(2) Nicht mehr anzuwenden sind die in Anlage I 
Kapitel III Sachgebiet B Abschnitt III Nr. 1 bis 4 des 
Einigungsvertrages aufgeführten Maßgaben, auch 
soweit sie durch das Zweite Vermögensrechtsände- 
rungsgesetz vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) 
geändert worden sind. 


UNTERABSCHNITT 2 

Führung des Handels- 
und des Genossenschaftsregisters 

Artikel 5 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassimg, zuletzt geändert durch 
. . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 8a wird wie folgt neu gefaßt: 

,r§ 8a 

(1) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß und in wel- 
chem Umfang das Handelsregister einschließlich 
der zu seiner Führung erforderlichen Verzeich- 
nisse in maschineller Form als automatisierte Datei 
geführt wird. Hierbei muß gewährleistet sein, 
daß 

1. die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Daten- 
verarbeitung eingehaiten, insbesondere Vor- 
kehrungen gegen einen Datenverlust getroffen 
sowie die erforderlichen Kopien der Datenbe- 
stände mindestens tagesaktuell gehalten und 
die originären Datenbestände sowie deren 
Kopien sicher aufbewahrt werden, 

2. die vorzunehmenden Eintragungen alsbald in 
einen Datenspeicher aufgenommen und auf 
Dauer inhaltlich unverändert in lesbarer Form 
wiedergegeben werden körmen, 
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3. die nach der Anlage zu § 9 Satz 1 des Bundes- 
datenschutzgesetzes erforderlichen Maßnah- 
men getroffen werden. 

Die Landesregiemngen können durch Rechtsver- 
ordnimg die Ermächtigimg nach Satz 1 auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. 

(2) Eine Eintragimg wird wirksam, sobald sie in 
den für die Handelsregistereintragimgen bestimm- 
ten Datenspeicher auf genommen ist imd auf Dauer 
inhaltlich imverändert in lesbarer Form wiederge- 
geben werden kann. 

(3) Die zum Handelsregister eingereichten 
Schriftstücke können zur Ersetzung der Ursclmft 
auch als Wiedergabe auf einem Bildträger oder auf 
anderen Datenträgern aufbewahrt werden, wenn 
sichergestellt ist, daß die Wiedergaben oder die 
Daten innerhalb angemessener Zeit lesbar ge- 
macht werden können. Bei der Herstellung der 
Bild- oder Datenträger ist ein schriftlicher Nach- 
weis über ihre inhaltliche Übereinstimmung mit 
der Urschrift anzufertigen. 

(4) Das Gericht kann gestatten, daß die 
zum Handelsregister einzureichenden Jahresab- 
schlüsse und Konzemabschlüsse und die dazuge- 
hörigen Unterlagen sowie sonstige einzureichende 
Schriftstücke in der in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten 
Form eingereicht werden. 

(5) Die näheren Anordnungen über die maschi- 
nelle Führung des Handelsregisters, die Aufbe- 
wahrung von Schriftstücken nach Absatz 3 und die 
Einreichung von Abschlüssen und Schriftstücken 
nach Absatz 4 trifft die Landesjustizverwaltung, 
soweit nicht durch Rechts Verordnung nach § 125 
Abs. 3 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit Vorschriften erlassen 
werden. " 

2. § 9 Abs, 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „§ 8a Abs. 1" durch 
die Angabe „§ 8 a Abs. 3" ersetzt. 

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Wird das Handelsregister in maschineller Form 
als automatisierte Datei geführt, so tritt an die 
Stelle der Abschrift der Ausdruck imd an die 
Stelle der beglaubigten Abschrift der amtliche 
Ausdruck." 

3. Nach § 9 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§ 9a 

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Ver- 
fahrens, das die Übermittlung der Daten aus dem 
maschinell geführten Handelsregister durch Abruf 
ermöglicht, ist zulässig, wenn der Abruf von Daten 
auf die Eintragimgen in das Handelsregister 
beschränkt ist und insoweit die nach § 9 Abs. 1 
zulässige Einsicht nicht überschreitet. 

(2) Die Einrichtung eines automatisierten Ver- 
fahrens nach Absatz 1 bedarf der Genehmigung 
durch die von der Landesregierung bestimmte 
Stelle. Die Genehmigung darf erteilt werden 


1 . öffentlichen Stellen, soweit der Abruf von Daten 
ausschließlich zur Erfüllung der ihnen gesetz- 
lich zugewiesenen Aufgaben erfolgt, 

2. nicht öffentlichen Stellen, soweit der Abruf von 
Daten zur Wahrnehmung eines berechtigten 
beruflichen oder gewerblichen Interesses des 
Empfängers erfolgt und kein Gnmd zu der 
Annahme besteht, daß die Daten zu anderen als 
zu den vom Empfänger dargelegten Zwecken 
abgerufen werden. 

(3) Die Genehmigimg setzt ferner voraus, daß 

1. diese Form der Datenübermittlimg wegen der 
Vielzahl der Übermittlimgen oder wegen ihrer 
besonderen Eilbedürftigkeit angemessen ist, 

2. auf seiten des Empfängers die Grundsätze einer 
ordmmgsgemäßen Datenverarbeitung einge- 
halten werden und 

3. auf seiten der speichernden Stelle die techni- 
schen Möglichkeiten der Einrichtung und 
Abwicklung des Verfahrens gegeben sind und 
eine Störung ihres Geschäftsbetriebs nicht zu 
erwarten ist. 

(4) Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn 
eine der Voraussetzungen nach den Absätzen 1 
bis 3 weggefallen ist. Sie kann widerrufen werden, 
weim die Anlage mißbräuchlich benutzt worden 
ist. 

(5) Die Verantwortimg für die Zulässigkeit des 
einzelnen Abrufs trägt der Empfänger. Die spei- 
chernde Stelle prüft die Zulässigkeit der Abrufe 
nur, wenn dazu Anlaß besteht. Sie hat zu gewähr- 
leisten, daß die Übermittlung personenbezogener 
Daten zumindest durch geeignete Stichprobenver- 
fahren festgestellt imd überprüft werden kann. 

(6) Soweit in dem automatisierten Abrufverfah- 
ren personenbezogene Daten übermittelt werden, 
darf der Empfänger diese nur für den Zweck 
verwenden, zu dessen Erfüllung sie ihm übermit- 
telt worden sind. Bei der Genehmigung nach 
Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 ist der Empfänger darauf 
hinzuweisen. 

(7) Ist der Empfänger eine nicht-öffentliche 
Stelle, überwacht die Einhaltimg der datenschutz- 
rechtlichen Bestimmungen dieser Vorschrift durch 
den Empfänger die Landesbehörde, die für die 
Datenschutzkontrolle bei den öffentlichen Stellen 
des Landes zuständig ist, in dem die nicht-öffentli- 
che Stelle liegt. Deren Befugnisse im Rahmen der 
Überwachung nach Satz 1 richten sich nach den für 
sie geltenden landesrechthchen Bestimmungen 
und stehen ihr auch zu, wenn der Empfänger die 
personenbezogenen Daten nicht in Dateien verar- 
beitet. 

(8) Das Bundesministerium der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Gebühren für die Einrich- 
tung und die Nutzung eines automatisierten Abruf- 
verfahrens nach Absatz 1 zu bestimmen." 
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Artikel 6 

Änderung des Gesetzes 
über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

In § 125 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 315-.1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 22 1 1), wird nach Absatz 3 folgender Absatz 
angefügt: 

„ (4) Wird das Handelsregister in maschineller Form 
als automatisierte Datei geführt, so kann die Daten- 
verarbeitung im Auftrag des zuständigen Amtsge- 
richts auf den Anlagen einer anderen staatlichen 
Stelle oder auf den Anlagen einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts vorgenommen werden, wenn 
die ordnungsgemäße Erledigung der Registersachen 
sichergestellt ist. Die Landesregienmgen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß die Daten des bei einem Amtsgericht in maschi- 
neller Form geführten Handelsregisters an andere 
Amtsgerichte übermittelt und auch dort zur Einsicht 
und zur Erteilung von Ausdrucken bereitgehalten 
werden, wenn dies der Erleichtenmg des Rechtsver- 
kehrs dient und mit einer rationellen Registerführong 
vereinbar ist; die Landesregierungen können durch 
Re chtsver Ordnung die Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltungen übertragen. “ 


Artikel 7 

Änderung des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften 

Das Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften in der im Bundesgesetzblatt 
Teü III, Gliederungsnummer 4125-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 30. November 1990 (BGBl. I 

S. 2570), wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden 
Nummern 2 und 3. 

2. § 14 Abs. 1 Satz 4 wird aufgehoben. 

3. § 15 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 15 

(1) Nach der Anmeldung des Statuts zum 
Genossenschaftsregister wird die Mitgliedschaft 
durch eine schriftliche, unbedingte Beitrittserklä- 
nmg und die Zulassung des Beitritts durch die 
Genossenschaft erworben. 

(2) Der Genosse ist unverzüglich in die Mitglie- 
derliste einzutragen und hiervon unverzüglich zu 
benachrichtigen. Lehnt die Genossenschaft die 
Zulassung ab, hat sie dies dem Antragsteller 


unverzüglich unter Rückgabe seiner Beitrittser- 
klärung mitzuteilen. " 

4. § 15b Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Beteiligung mit weiteren Geschäftsan- 
teilen wird mit der Beitrittserklärung nach Absatz 
1 und der Zulassung durch die Genossenschaft 
wirksam. § 15 Abs. 2 güt entsprechend." 

5. Dem § 22 b Abs. 2 wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Die Mitgliederliste ist unverzüglich zu berichti- 
gen.“ 

6. § 30 wird wie folgt gefaßt: 

§ 30 

(1) Der Vorstand ist verpflichtet, die Mitglieder- 
liste zu führen. 

(2) In die Mitgliederliste ist jeder Genosse mit 
folgenden Angaben einzutragen: 

1. Familienname, Vornamen und Anschrift, bei 
juristischen Personen und Personenhandelsge- 
sellschaften Firma und Anschrift, bei anderen 
Personenvereinigungen Bezeichnung und An- 
schrift der Vereinigung oder Familiennamen, 
Vornamen und Anschriften ihrer Mitglieder, 

2. die Zahl der von ihm übernommenen weiteren 
Geschäftsanteile, 

3. das Ausscheiden aus der Genossenschaft. 

Der Zeitpunkt, zu dem die eingetragene Angabe 
wirksam wird oder geworden ist, sowie die die 
Eintragung begründenden Tatsachen sind anzu- 
geben. 

(3) Die Unterlagen, aufgrund deren die Eintra- 
gung in die Mitgliederliste erfolgt, sind drei Jahre 
aufzubewahren. Die Frist beginnt mit dem Schluß 
des Kalenderjahres, in dem der Genosse aus der 
Genossenschaft ausgeschieden ist. " 

7. Nach § 30 werden folgende Paragraphen einge- 
fügt: 

„§31 

(1) Die Mitgliederliste kann von jedem Genos- 
sen sowie von einem Dritten, der ein berechtigtes 
Interesse darlegt, bei der Genossenschaft einge- 
sehen werden. Abschriften aus der Mitgliederliste 
sind dem Genossen hinsichtlich der ihn betreffen- 
den Eintragungen auf Verlangen zu erteilen. 

(2) Der Dritte darf die übermittelten Daten nur 
für den Zweck verarbeiten und nutzen, zu dessen 
Erfüllung sie ihm übermittelt werden; ist er eine 
nicht öffentliche Stelle, muß er hierauf hingewie- 
sen werden. 

§ 32 

Der Vorstand hat dem Gericht (§ 10) auf dessen 
Verlangen eine Abschrift der Mitgliederliste 
unverzüglich einzureichen. “ 

8. § 43 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 
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„ (1) Bei Genossenschaften mit mehr als 1 500 
Mitgliedern kann das Statut bestimmen, daß 
die Generalversammlung aus Vertretern der 
Genossen (Vertreterversammlung) besteht." 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ (5) Fällt ein Vertreter vor Ablauf der Amts- 
zeit weg, muß ein Ersatzvertreter an seine 
Stelle treten. Seine Amtszeit erlischt spätestens 
mit Ablauf der Amtszeit des weggefallenen 
Vertreters. Auf die Wahl des Ersatzvertreters 
sind die für den Vertreter geltenden Vorschrif- 
ten anzuwenden, " 

c) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Ersatzmän- 
ner" durch das Wort „Ersatzvertreter" er- 
setzt. 

9. In § 53 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Genossenschaft" die Worte „einschließlich der 
Führung der Mitgliederliste" eingefügt, 

10. § 67 b Abs, 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

11. § 69 wird wie folgt gefaßt 

„§69 

In den Fällen der §§65 bis 67 a und 68 ist der 
Zeitpunkt des Ausscheidens des Genossen, im 
Fall des § 67 b sind der Zeitpimkt der Herabset- 
zung der Zahl der Geschäftsanteile sowie die Zahl 
der verbliebenen weiteren Geschäftsanteile un- 
verzüglich in die Mitgliederliste einzutragen; der 
Genosse ist hiervon unverzüglich zu benachrich- 
tigen. " 

12. Die §§ 70 bis 72 werden aufgehoben. 

13. § 76 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Das Ausscheiden des übertragenden 
Genossen ist imverzüglich in die Mitgliederli- 
ste einzutragen; der Genosse ist hiervon unver- 
züglich zu benachrichtigen. " 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. Der bisherige 
Absatz 4 wird Absatz 3. 

c) Absatz 5 Satz 2 wird aufgehoben. Der bisherige 
Absatz 5 Satz 1 wird Absatz 4. 

14. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Tod des Genossen sowie der Zeit- 
pimkt der Beendigung der Mitgliedschaft, im 
Falle des Absatzes 2 auch die Fortsetzung der 
Mitgliedschaft durch einen oder mehrere 
Erben, sind unverzüglich in die Mitgliederliste 
einzutragen. Die Erben des verstorbenen 
Genossen sind unverzüglich zu benachrichti- 
gen." 


15. Dem § 77 a wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Beendigung der Mitgliedschaft ist unverzüg- 
lich in die Mitgliederliste einzutragen; der 
Genosse oder der Gesamtrechtsnachfolger ist 
hiervon unverzüglich zu benachrichtigen, " 

16. § 93i wird wie folgt gefaßt: 

(1) Die übernehmende Genossenschaft hat die 
Genossen der übertragenden Genossenschaft 
nach der Eintragung der Verschmelzung in das 
Genossenschaftsregister des Sitzes der übertra- 
genden Genossenschaft unverzüglich in die Mit- 
gliederliste einzutragen und hiervon unverzüg- 
lich zu benachrichtigen. 

(2) Die übernehmende Genossenschaft hat fer- 
ner jedem Genossen der übertragenden Genos- 
senschaft unverzüglich mitzuteilen: 

1. den Betrag des Geschäftsguthabens bei der 
übernehmenden Genossenschaft; 

2. den Betrag des Geschäftsanteils bei der über- 
nehmenden Genossenschaft und die Zahl der 
Geschäftsanteile, mit denen der Genosse nach 
§ 93 h Abs. 2 an der übernehmenden Genossen- 
schaft beteiligt ist; 

3. den Betrag der von dem Genossen nach 
Anrechnung seines Geschäfts guthabens noch 
zu leistenden Einzahlung oder den Betrag, der 
nach § 93 h Abs. 3 an den Genossen auszuzah- 
len ist; 

4. bei Genossenschaften mit beschränkter Nach- 
schußpflicht den Betrag der Haftsumme der 
übernehmenden Genossenschaft. " 

17. § 93 k Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Die Kündigung kann nur innerhalb eines 
Monats seit Zugang der Mitteilung nach § 93 i 
Abs. 2, längstens aber binnen sechs Monaten seit 
Absendung dieser Mitteilung, erklärt werden. " 

18. § 931 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 931 

Im Fall der Kündigung nach § 93 k gilt die 
Mitgliedschaft des Genossen der übertragenden 
Genossenschaft bei der übernehmenden Genos- 
senschaft als nicht erworben. Die übernehmende 
Genossenschaft hat dies unverzüglich in der Mit- 
gliederliste zu vermerken und den Genossen 
hiervon unverzüglich zu benachrichtigen. " 

19. § 106 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dem Antrag ist eine beglaubigte Abschrift der 
Mitgliederliste und, sofern das Genossenschafts- 
register nicht bei dem Konkursgericht geführt 
wird, des Statuts beizufügen." 


20. § 147 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Mitglied des 
Vorstands oder als Liquidator in einer schriftli- 
chen Versicherung nach § 79 a Abs, 5 Satz 2 über 
den Beschluß zur Fortsetzung der Genossenschaft 


b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„ (4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft des 
Erben gelten die §§ 73 bis 75, im Falle der 
Fortsetzung der Mitgliedschaft güt § 76 Abs. 3 
entsprechend. " 
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falsche Angaben macht oder erhebhche Um- 
stände verschweigt. " 

21. In § 156 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe 
„§§ 8a, 9," die Angabe „9a" eingefügt. 

22. In § 160 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe „30, " 
die Angabe „32," eingefügt. 

23. § 161 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 161 

Das Bundesministerium der Justiz wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die näheren Bestimmungen über die 
Einrichtung und Führung des Genossenschaftsre- 
gisters zu treffen." 

24. Nach § 162 wird folgender Paragraph angefügt: 

„§ 163 

(1) Anträge auf Eintragung in die gerichtlich 
geführte Liste der Genossen, die bis zum Ablauf 
des Jahres 1993 bei dem Gericht eingereicht, aber 
nicht erledigt worden sind, hat das Gericht unver- 
züghch der Genossenschaft zuzuleiten. 

(2) Ist in der gerichtlich geführten Liste der 
Genossen die Vormerkung des Ausscheidens 
eines Genossen eingetragen, gilt der Austritt oder 
die Ausschließung des Genossen als am Tage der 
Vormerkung erfolgt, sofern der Vorstand den 
Anspruch in beglaubigter Form anerkennt oder er 
zur Anerkennung rechtskräftig verurteilt wird. 
Die Genossenschaft hat den Zeitpimkt des Aus- 
scheidens unverzüglich in die MitgÜederliste ein- 
zutragen und den Genossen hiervon unverzüghch 
zu benachrichtigen." 


Artikel 8 

Änderung der Vergleichsordnung 


§ 111 Nr. 6 der Vergleichsordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliedeningsnummer 311-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 7 Abs. 7 des Gesetzes vom 17. De- 
zember 1990 (BGBl. I S. 2847), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Satz 2 wird aufgehoben. Die bisherigen Sätze 3 
und 4 werden Sätze 2 und 3. 

2. In dem neuen Satz 2 werden die Worte „Liste der 
Genossen" durch das Wort „Mitghederüste" 
ersetzt. 


UNTERABSCHNITT 3 
Führung des Schiffsregisters 

Artikel 9 

Änderung der Schiffsregisterordnung 
und der Verordnung zur Durchführung 
der Schiffsregisterordnung 

(1) Die Schiffsregisterordnung in der Fassung der 
Bekaimtmachung vom 26. Mai 1951 (BGBl. I S. 359), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Dritten Rechts- 
bereinigungsgesetzes vom 28. Juni 1990 (BGBl. I 
S. 1221), wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 1 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. die nach Maßgabe der Resolution A.600 (15) 
vom 19. November 1987 der Internationalen 
Seeschiffahrts-Organisation (IMO) vergebene 
Schiffsidentifikationsnummer (IMO-Nummer), 
sofern sie sich aus dem Meßbrief oder einer 
entsprechenden Urkunde (§ 13) ergibt, die 
Ergebnisse der amtlichen Vermessung sowie 
die Maschinenleistungj " . 

2. Nach § 92 wird folgender Paragraph angefügt: 

„§93 

Die Vorschriften des siebenten Abschnitts der 
Grundbuchordnimg gelten sinngemäß. Die Ge- 
nehmigung für die Einrichtung eines automatisier- 
ten Abrufverfahrens darf dem Bundesamt für See- 
schiffahrt und Hydrographie, der See-Berufsge- 
nossenschaft, Strafverfolgungsbehörden und an- 
deren durch Rechtsverordnimg des Bundesmini- 
steriums der Justiz mit Zustimmung des Bundesrats 
zugelassenen Personen oder Stellen unter den 
Voraussetzungen des § 133 Abs. 2 Satz 3 Gnmd- 
buchordnimg erteilt werden. " 

(2) Die Verordnung zur Durchführung der Schiffs- 
registerordmmg vom 24. November 1980 (BGBl. I 
S. 2169), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
7. Juli 1982 (BGBl. I S. 934), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. in Spalte 2: die IMO-Nummer imd das 
Unterscheidimgssignal, soweit ein solches 
nach § 31 Abs. 1 und 2 zugeteilt wird oder 
in den Fällen des § 31 Abs. 2 Nr. 1 von der 
zuständigen Verwaltungsbehörde zuge- 
teilt worden ist; " . 

b) Nummer 10 wird wie folgt gefaßt: 

„ 10. in Spalte 10: die das Flaggenrecht betref- 
fenden Eintragimgen (§ 16 Abs. 2, § 17 
Abs. 1, 2, § 20 Abs. 4, § 21 Abs. 4 der 
Schiffsregisterordmmg) und ein oder meh- 
rere vom Eigentümer beauftragte Perso- 
nen, soweit ihre Bestellung Voraussetzung 
für die Berechtigung zur Führung der Bun- 
desflagge ist. " 
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2. In Anlage 1 (Seeschiffsregister) wird in der ersten 
Abteilung die Überschrift der Spalte 2 wie folgt 
gefaßt: 

„a) IMO-Nununer, 
b) Unterscheidungssignal". 

3. In Anlage 4 (Schiffszertifikat) wird die Nummer 2 
der Seite 1 wie folgt gefaßt: 

„2. IMO-Nuinmer imd Unterscheidimgssi- 

gnal: . . 

4. In Anlage 5 (Amtlich beglaubigter Auszug aus dem 
Schiffszertifikat) wird die Nummer 2 der Seite 1 wie 
folgt gefaßt: 

„2. IMO-Nummer und Unterscheidimgssi- 

gnal:...". 

5. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Inhalt wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(2) § 17 Abs. 1 der Schiffsregisterordnung ist 
auch für die erstmaüge Zuteilung einer IMO- 
Nummer anzuwenden. Die IMO-Nummer ist 
auf den bestehenden Blättern an den seit 
Inkrafttreten des Registerverfahrenbeschleuni- 
gimgsgesetzes vorgesehenen Stellen hinzuzu- 
setzen. Vorhandene Vordrucke, die den bis 
dahin geltenden Vorschriften entsprechen, kön- 
nen nach Maßgabe des Satzes 2 weiter verwen- 
det werden." 


UNTERABSCHNITT 4 
Führung des Vereinsregisters 

Artikel 10 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der im Bundesge- 
setzblatt Teil ni, Gliederungsnummer 400-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 55 wird folgender Paragraph angefügt: 

rr§ 55a 

(1) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnimg bestimmen, daß imd in wel- 
chem Umfang das Vereinsregister in maschineller 
Form als automatisierte Datei geführt wird. Hierbei 
muß gewährleistet sein, daß 

1. die Gnmdsätze einer ordnungsgemäßen Daten- 
verarbeitung eingehalten, insbesondere Vor- 
kehrungen gegen einen Datenverlust getroffen 
sowie die erforderlichen Kopien der Datenbe- 
stände mindestens tagesaktuell gehalten und 
die originären Datenbestände sowie deren 
Kopien sicher aufbewahrt werden; 

2. die vorzunehmenden Eintragungen alsbald in 
einen Datenspeicher aufgenommen und auf 


Dauer inhaltlich unverändert in lesbarer Form 
wiedergegeben werden können; 

3. die nach der Anlage zu § 9 Satz 1 des Bundes- 
datenschutzgesetzes gebotenen Maßnahmen 
getroffen werden. 

Die Landesregierungen können durch Rechtsver- 
ordnung die Ermächtigimg nach Satz 1 auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen, 

(2) Die Fühlung des Vereinsregisters auch in 
maschineller Form umfaßt die Einrichtung imd 
Führung eines Verzeichnisses der Vereine sowie 
weiterer, für die Führung des Vereinsregisters 
erforderlicher Verzeichnisse. 

(3) Das maschinell geführte Vereinsregister tritt 
für eine Seite des Registers an die Stelle des 
bisherigen Registers, sobald die Eintragungen die- 
ser Seite in den für die Vereinsregistereintragim- 
gen bestimmten Datenspeicher aufgenommen und 
als Vereinsregister freigegeben worden sind. Die 
entsprechenden Seiten des bisherigen Vereinsre- 
gisters sind mit einem Schließungsvermerk zu 
versehen. 

(4) Eine Eintragung wird wirksam, sobald sie in 
den für die Registereintragungen bestimmten 
Datenspeicher aufgenommen ist und auf Dauer 
inhaltlich unverändert in lesbarer Form wiederge- 
geben werden kann. Durch eine Bestätigimgsan- 
zeige oder in anderer geeigneter Weise ist zu 
überprüfen, ob diese Voraussetzungen eingetreten 
sind. Jede Eintragimg soll den Tag angeben, an 
dem sie wirksam geworden ist. 

(5) Das Bundesministerium der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates nähere Vorschriften zu 
erlassen über die Einzelheiten der Einrichtung und 
Führung des Vereinsregisters, auch soweit es 
maschinell geführt wird. " 

2. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Inhalt wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze ange- 
fügt: 

„(2) Die Einrichtung eines automatisierten 
Verfahrens, das die Übermittlung der Daten aus 
dem maschinell geführten Vereinsregister 
durch Abruf ermöglicht, ist zulässig, sofern 
sichergestellt ist, daß 

1. der Abruf von Daten die nach Absatz 1 
zulässige Einsicht nicht überschreitet und 

2. die Zulässigkeit der Abrufe auf der Gnmd- 
lage einer Protokollierung kontrolliert wer- 
den kann. 

(3) Die Einrichtung eines automatisierten 
Verfahrens nach Absatz 2 bedarf der Genehmi- 
gung durch die von der Landesregierung 
bestimmten Stelle. Die Genehmigimg darf 
erteilt werden 
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1. öffentlichen Stellen, soweit der Abruf von 
Daten ausschließlich zur Erfüllung der ihnen 
gesetzlich zugewiesenen Aufgaben er- 
folgt, 

2. nicht öffentlichen Stellen, soweit der Abruf 
von Daten zur Wahrnehmung eines berech- 
tigten beruflichen oder gewerblichen Inter- 
esses des Empfängers erfolgt und kein Giund 
zu der Annahme besteht, daß die Daten zu 
anderen als zu den vom Empfänger darge- 
legten Zwecken abgerufen werden. 

(4) Die Genehmigung setzt ferner voraus, 
daß 

1. diese Form der Datenübermittlung wegen 
der Vielzahl der Übermittlungen oder wegen 
ihrer besonderen Eilbedürftigkeit angemes- 
sen ist, 

2. auf seiten des Empfängers die Grundsätze 
einer ordnungsgemäßen Datenverarbeitung 
eingehalten werden und 

3. auf seiten der speichernden Stelle die techni- 
schen Möglichkeiten der Einrichtung und 
Abwicklung des Verfahrens gegeben sind 
und eine Störung ihres Geschäftsbetriebs 
nicht zu erwarten ist. 

(5) Die Genehmigung ist zu widerrufen, 
wenn eine der Voraussetzungen nach den 
Absätzen 2 bis 4 weggefallen ist. Sie kann 
widerrufen werden, werm die Anlage miß- 
bräuchlich benutzt worden ist. 

(6) Soweit in dem automatisierten Verfahren 
personenbezogene Daten übermittelt werden, 
darf der Empfänger diese nur für den Zweck 
verwenden, zu dessen Erfüllung sie ihm über- 
mittelt worden sind. Bei der Genehmigung nach 
Absatz 3 Satz 2 Nr. 2 ist der Empfänger darauf 
hinzuweisen. 

(7) Ist der Empfänger eine nicht öffentliche 
Stelle, überwacht die Einhaltung der daten- 
schutzrechthchen Bestimmungen dieser Vor- 
schrift durch den Empfänger die Landesbe- 
hörde, die für die Datenschutzkontrolle bei den 
öffentlichen Stellen des Landes zuständig ist, in 
dem die nicht öffenthche Steile liegt. Deren 
Befugnisse im Rahmen der Überwachung nach 
Satz 1 richten sich nach den für sie geltenden 
landesrechtlichen Bestimmungen und stehen 
ihr auch zu, wenn der Empfänger die personen- 
bezogenen Daten nicht in Dateien verarbeitet. 

(8) Das Bundesministerium der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Gebühren für die 
Einrichtung und die Nutzung eines automati- 
sierten Abrufverfahrens nach Absatz 2 zu 
bestimmen. “ 

3. In § 1 1 14 werden nach dem Wort „kann" die Worte 
„ außer in den in § 3 Abs. 6 der Giundbuchordnung 
bezeichne ten Fällen" eingefügt. 


UNTERABSCHNITT 5 

Anpassung des Kostenrechts 

Artikel 11 

Änderung der Kostenordnung 

Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnurruner 361-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 7 
Abs. 17 des Rechtspflege-Vereinfachungsgesetzes 
vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2847) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In § 8 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Satzteü angefügt: 

„in Grundbuch- und Nachlaßsachen jedoch nur 
dann, wenn dies zur Sicheiung des Eingangs der 
Kosten angebracht erscheint." 

2. Dem § 73 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„ Die vorstehenden Vorschriften gelten für amtliche 
Ausdrucke aus dem maschinell geführten Giund- 
buch entsprechend. " 

3. In § 83 wird der erste Halbsatz wie folgt gefaßt: 

„Für Eintragungen in das Genossenschaftsregister 
werden Gebühren nicht erhoben;" 

4. In § 89 Abs. 1 werden nach den Worten „beglau- 
bigter Abschriften" die Worte „oder amtlicher 
Ausdrucke" eingefügt. 


ABSCHNITT 2 

Bereinigung Vertrags- und 
eigentumsrechtlicher Fragen 

Artikel 12 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Gesetz über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung 

Nach § 9 des Einfühnmgsgesetzes zum Gesetz über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung 
vom 24. März 1897 in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 310-13, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 7 
Abs. 24 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I 

S. 2847) geändert worden ist, wird folgender Para- 
graph eingefügt: 

»§ 9a 

(1) In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet umfaßt die nach dem 31 . Dezember 
1996 angeordnete Beschlagnahme des Gnmdstücks 
auch das in Artikel 233 § 2 b, § 4 und § 8 des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche be- 
zeichnete Gebäudeeigentum. Nach Ablauf der in 
Satz 1 bezeichneten Frist erlöschen durch den 
Zuschlag auch die in Artikel 233 § 2c Abs. 2 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
bezeichneten Ansprüche, es sei denn, daß für diese 
ein Vermerk im Grundbuch eingetragen ist oder diese 
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im Verfahren nach Absatz 2 angemeldet worden sind. 
Satz 2 gilt für Ansprüche auf Rückübertragung nach 
dem Vermögensgesetz sinngemäß. 

(2) Dem Inhaber des Gebäudeeigentiims stehen die 
in § 28 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung bezeichneten Rechte zu. 
Die in Artikel 233 § 2c Abs. 2 des Einführungsgeset- 
zes zum Bürgerlichen Gesetzbuche bezeichneten 
Ansprüche sind, sofern sie nicht in dem für das 
Grundstück angelegten Gnmdbuch vermerkt sind, 
spätestens im Versteigerungstermin vor der Aufforde- 
nmg zur Abgabe von Angeboten anzumelden. § 3b 
Abs. 2 des Vermögensgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Der Beschluß, durch den die Zwangsversteige- 
rung angeordnet wird, ist dem Nutzer zuzustellen. Ist 
dieser nicht bekannt, so ist, wenn nicht ein Pfleger 
bestellt wird, auf Ersuchen des Gerichts in entspre- 
chender Anwendung des Artikels 233 § 2 Abs. 3 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
ein Vertreter zu bestellen. Ein Zwangsversteigerungs- 
vermerk ist auch in ein bestehendes Gebäudegrund- 
buch für Gebäude eigentum auf dem Gnmdstück 
einzutragen. " 

Artikel 13 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 400-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2117) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 231 EGBGB wird wie folgt geändert: 

a) Dem § 5 werden folgende Absätze angefügt: 

„(3) Das Gebäudeeigenhim nach Absatz 1 
und 2 erlischt, wenn nach dem 31. Dezember 
1996 das Eigentum am Grundstück übertragen 
wird, es sei denn, daß das Nutzungsrecht oder 
das selbständige Gebäudeeigentum nach Arti- 
kel 233 § 2b Abs. 2 Satz 3 im Grundbuch des 
veräußerten Gnmdstücks eingetragen ist oder 
dem Erwerber das nicht eingetragene Recht 
bekannt war. Dem Inhaber des Gebäudeeigen- 
tums steht gegen den Veräußerer ein Anspruch 
auf Ersatz des Wertes zu, den das Gebäude- 
eigentum im Zeitpunkt seines Erlöschens hatte; 
an dem Gebäudeeigentum begründete Grund- 
pfandrechte werden Pfandrechte an diesem 
Anspruch. 

(4) Wird nach dem 31. Dezember 1996 das 
Grundstück mit einem dinglichen Recht belastet 
oder ein solches Recht erworben, so gilt für den 
Inhaber des Rechts das Gebäude als Bestandteil 
des Gnmdstücks. Absatz 3 Satz 1 ist entspre- 
chend anzuwenden. 

(5) Ist ein Gebäude auf mehreren Grundstük- 
ken errichtet, gelten Absätze 3 und 4 nur in 
Ansehung des Gnmdstücks, auf dem sich der 


überwiegende Teil des Gebäudes befindet. Für 
den Erwerber des Grundstücks gelten in Anse- 
hung des auf dem anderen Grundstück befind- 
lichen Teils des Gebäudes die Vorschriften über 
den zu duldenden Überbau sirmgemäß. " 

b) Nach § 7 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§ 8 

Mängel der Form von Vollmachten 

(1) Ist ein volkseigenes Gebäude oder Gnmd- 
stück durch ein staatliches Organ der ehemali- 
gen Deutschen Demokratischen Republik ver- 
kauft worden und handelte für dieses Organ 
eine Person aufgrund einer schriftlichen, mit 
einem Dienstsiegel versehenen Vollmachtsur- 
kunde, die nicht durch eine der in § 67 Abs. 1 
Satz 3 des Zivilgesetzbuchs der Deutschen 
Demokratischen Republik genaimten Stellen 
beglaubigt worden ist, so ist der Vertrag nicht 
allein aus diesem Grunde unwirksam. 

(2) Wird ein Vertrag nach Absatz 1 wirksam, 
so kaim derjenige, der ohne den Vertrag Eigen- 
tümer des Gnmdstücks oder Gebäudes wäre, 
von dem Erwerber die lastenfreie Rückübertra- 
gung des Grundstücks oder Gebäudes in dem 
Zustand zu verlangen, in dem es sich zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses befunden hat, 
wenn auch andere im Zusammenhang mit dem 
Erwerb zu beachtende Vorschriften nicht einge- 
halten worden sind und dies nicht zur Unwirk- 
samkeit des Rechtsgeschäfts geführt hat. Über 
den Anspruch, auf den die Vorschriften des 
Zweiten Buchs des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Anwendung finden, entscheidet die nach § 1 
des Vermögenszuordnungsgesetzes zuständige 
Stelle in dem in diesem Gesetz vorgesehenen 
Verfahren durch Zuordnungsbescheid, soweit 
sie den Antragsteller nicht auf den Zivilrechts- 
weg verweist. Durch Zuordnungsbescheid stellt 
diese Stelle auf Antrag des Erwerbers auch fest, 
daß ein Anspruch nach Satz 1 nicht besteht. Eine 
Rückfühnmg entsprechend den vorstehenden 
Sätzen kann auch angeordnet werden, wenn 
zweifelhaft ist, ob der Vertrag wegen Verstoßes 
gegen die anderen Vorschriften unwirksam 
ist. 

(3) Auf Ersuchen der Zuordnungsbehörde 
trägt das Grundbuchamt, ohne die Rechtmäßig- 
keit des Ersuchens zu prüfen, an rangbereiter 
Stelle eine Vormerkung zur Sicherung des 
Anspruchs nach Absatz 2 in das Gnmdbuch ein. 
Das Ersuchen karm nur im Rahmen eines 
Antrags nach Absatz 2 Satz 3 gerichtlich über- 
prüft werden. Wird im Verfahren nach Absatz 2 
bestandskräftig oder wird im Zivilrechtsweg 
festgestellt, daß der Anspruch nicht besteht, 
löscht das Grundbuchamt auf Ersuchen der 
Zuordnungsstelle oder auf Antrag des Eigentü- 
mers die Vormerkung. § 945 der Zivilprozeßord- 
nung gilt sinngemäß. 

(4) Absatz 1 und 3 gilt entsprechend, wenn 
Unsicherheit über die Wirksamkeit der Beglau- 
bigung einer Vollmachtserklärung gemäß Ab- 
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satz 1 besteht. Eine Rückführung nach Absatz 2 
darf nur angeordnet werden, wenn die Voll- 
macht aus den in Absatz 1 aufgeführten Grün- 
den unwirksam war. 

2. Artikel 232 wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 1 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§ la 

Oberlassimgsverträge 

Ein vor dem 3. Oktober 1990 geschlossener 
Vertrag, durch den ein bisher staatlich verwal- 
tetes (§ 1 Abs. 4 des Vermögensgesetzes) 
Grundstück durch den staatlichen Verwalter 
oder die von ihm beauftragte Stelle gegen 
Leistung eines Geldbetrages für das Gnmdstück 
sowie etwa aufstehende Gebäude imd gegen 
Übernahme der öffentlichen Lasten einem 
anderen zur Nutzimg überlassen wurde (Über- 
lassimgsvertrag), ist wirksam." 

b) Dem § 4 wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für vor 
dem 1. Januar 1976 geschlossenen Verträge, 
durch die land- oder forstwirtschaftlich nicht 
genutzte Bodenflächen Bürgern zum Zwecke 
der nicht gewerblichen kleingärtnerischen Nut- 
z\mg, Erholimg und Freizeitgestaltxmg überlas- 
sen winden. " 

c) Nach § 4 wird folgender Paragraph eingefügt: 

«§4a 

Vertrags-Moratorium 

(1) Verträge nach § 4 können, auch soweit sie 
Garagen betreffen, gegenüber dem Nutzer bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 1994 nur aus den 
in § 554 des Bürgerlichen Gesetzbuches be- 
zeichneten Gründen gekündigt oder sonst 
beendet werden. Sie verlängern sich, wenn 
nicht der Nutzer etwas gegenteiliges mitteilt, bis 
zu diesem Zeitpunkt, wenn sie nach ihrem Inhalt 
vorher enden würden. 

(2) Hat der Nutzer einen Vertrag nach § 4 
nicht mit dem Eigentümer des betreffenden 
Gnmdstücks, sondern aufgrund von § 18 oder 
§ 46 in Verbindimg mit § 18 des Gesetzes über 
die landwirtschaftliche Produktionsgenossen- 
schaften — LPG-Gesetz — vom 2. Juh 1982 
(GBl. I Nr. 25 S. 443) in der vor dem 1. Juli 1990 
geltenden Feissimg mit einer der dort genannten 
Genossenschaften oder Stellen geschlossen, so 
ist er nach Maßgabe des Vertrages imd des 
Absatzes 1 bis zum Ablauf des 31. Dezember 
1994 auch dem Grundstückseigentümer gegen- 
über zum Besitz berechtigt. 

(3) Absätze 1 imd 2 gelten ferner, wenn ein 
Vertrag nach § 4 mit einer staatlichen Stelle 
abgeschlossen wurde, auch wenn diese hierzu 
nicht ermächtigt war. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn eine von dem Grundeigentümer erteüte 
Vollmacht überschritten worden ist oder der 
Nutzer Kenntnis von dem Fehlen einer entspre- 
chenden Ermächtigung hatte. 


(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist der 
Vertragspartner des Nutzers unbeschadet des 
§ 51 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
verpflichtet, die gezogenen Entgelte unter 
Abzug der mit ihrer Erzielung verbundenen 
Kosten an die Grundstückseigentümer abzufüh- 
ren. Entgelte, die in der Zeit von dem 1. Januar 
1992 an bis zum Inkrafttreten dieser Vorschrift 
erzielt wurden, sind um 20 vom Himdert gemin- 
dert an den Grundstückseigentümer auszukeh- 
ren; ein weitergehender Ausgleich für gezogene 
Entgelte und Aufwendungen findet nicht statt. 
Ist ein Entgelt nicht vereinbart, so ist das Entgelt, 
das für Verträge der betreffenden Art gewöhn- 
lich zu erzielen ist, unter Abzug der 
mit seiner Erzielung verbundenen Kosten an 
den Grundstückseigentümer auszukehren. Der 
Grundstückseigentümer kann von dem Ver- 
tragspartner des Nutzers die Abtretung der 
Entgeltansprüche verlangen. 

(5) Absätze 1 bis 4 finden keine Anwendung, 
wenn die Betroffenen nach dem 2. Oktober 1 990 
etwas abweichendes vereinbart haben oder 
zwischen ihnen abweichende rechtskräftige 
Urteile ergangen sind." 

3. Artikel 233 wird wie folgt geändert: 

a) Dem § 2 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Ist der Eigentümer eines Gnmdstücks 
oder sein Aufenthalt nicht festzustellen und 
besteht ein Bedürfnis, die Vertretung des Eigen- 
tümers sicherzustellen, so bestellt der Landkreis 
oder die kreisfreie Stadt, in dessen oder deren 
Gebiet sich das Grundstück befindet, auf Antrag 
der Gemeinde oder eines anderen, der ein 
berechtigtes Interesse daran hat, einen gesetz- 
lichen Vertreter. Im Falle einer Gemeinschaft 
wird ein Mitglied der Gemeinschaft zum gesetz- 
lichen Vertreter bestellt. Er ist von den 
Beschränkungen des § 181 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs befreit. § 16 Abs. 3 und 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes findet entspre- 
chende Anwendung. Der Vertreter wird auf 
Antrag des Eigentümers abberufen. Diese Vor- 
schrift tritt in ihrem räumlichen Anwendungsbe- 
reich und für die Dauer ihrer Geltung an die 
Stelle des § 119 des Flurbereinigungsgesetzes 
auch, soweit auf diese Bestimmung in anderen 
Gesetzen verwiesen wird. § 1 1 b des Vermö- 
gensgesetzes bleibt unberührt. " 

b) § 2a wird wie folgt geändert: 

aa) Dem Absatz 6 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Das Recht zum Besitz nach dieser Vor- 
schrift erlischt, wenn eine Vereinbarung 
nach Satz 2 und 3 durch den Nutzer gekün- 
digt wird. " 

bb) In Absatz 7 Satz 1 werden nach dem Wort 
„ Bedürfnisse " die Worte „ einschließlich der 
Nutzung iimerhedb von Kleingartenanla- 
gen" eingefügt. 


26 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DrUCksache 1 2/5553 


c) § 2b wird wie folgt geändert: 

aa) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Ist das Gebäudeeigentum nicht gemäß 
§ 2c Abs, 1 wie eine Belastung im Grund- 
buch des betroffenen Gnmdstücks einge- 
tragen, so ist diese Eintragung vor Anle- 
gimg des Gebäudegrundbuchblatts von 
Amts wegen vorzunehmen. " 

bb) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Erwirbt der Nutzer das Eigentum an 
dem betroffenen Grundstück oder ein Erb- 
baurecht daran oder erwirbt der Eigentü- 
mer des Gnmdstücks oder der Inhaber eines 
Erbbaurechts an dem Gnmdstück das 
Gebäudeeigentum, so gilt § 4 Abs. 5 sinn- 
gemäß. Im Falle des Erbbaurechts wird das 
Gebäudeeigentum imter den Vorausset- 
zungen des § 4 Abs. 5 Bestandteil des Erb- 
baurechts." 

d) Nach § 2b wird folgender Paragraph eingefügt: 

rr§ 2c 

Grundbucheintragung 

(1) Selbständiges Gebäudeeigentum nach 
§ 2b ist auf Antrag (§13 Abs. 2 der Grundbuch- 
ordmmg) im Gnmdbuch wie eine Belastimg des 
betroffenen Grundstücks einzutragen. Ist für das 
Gebäudeeigentum ein Gebäudegrundbuch- 
blatt nicht vorhanden, so wird es bei der Eintra- 
gimg in das Gnmdbuch von Amts wegen ange- 
legt. 

(2) Zur Sicherung etwaiger Ansprüche aus 
dem in § 3 Abs. 2 genannten Gesetz ist auf 
Antrag des Nutzers ein Vermerk in der Zweiten 
Abteilimg des Grundbuchs für das betroffene 
Gnmdstück einzutragen, wenn ein Besitzrecht 
nach § 2a besteht. Der Vermerk hat die Wir- 
kung einer Vormerkung zur Sichenmg dieser 
Ansprüche. § 885 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Der Erwerb selbständigen Gebäudeeigen- 
tums sowie dinglicher Rechte am Gebäude der 
in § 2b bezeichneten Art aufgrund der Vor- 
schriften über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs ist nur möglich, wenn das Ge- 
bäudeeigentum auch bei dem belasteten 
Grundstück eingetragen ist. 

e) § 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In § 4 Abs. 1 werden folgende Sätze 2 imd 3 
angefügt: 

„Vor der Anlegung eines Gebäudegrund- 
buchblattes ist das dem Gebäudeeigentum 
zugrundeliegende Nutzimgsrecht von Amts 
wegen im Gnmdbuch des belasteten 
Gnmdstücks einzutragen. Der Erwerb eines 
selbständigen Gebäudeeigentums oder 
eines dinglichen Rechts am Gebäude der in 
Satz 1 genannten Art aufgrund der Vor- 
schriften über den öffentlichen Glauben des 


Grundbuchs ist nur möglich, werm auch das 
zugrundeliegende Nutzungsrecht bei dem 
belasteten Grundstück eingetragen ist. " 

bb) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „bis zu 
einer anderweitigen gesetzlichen Rege- 
limg" gestrichen imd nach den Worten 
„errichtet ist" die Worte „und der dem 
Erwerb zugnmdeliegende Eintragimgsan- 
tragvordem 1. Januar 1997 gestellt worden 
ist" eingefügt. 

cc) In Absatz 4 werden nach den Worten „so 
bleibt" die Worte „bei bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1996 angeordneten Zwangs- 
versteigenmgen" eingefügt. 

f) § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „bis zu einer 
anderweitigen landesgesetzlichen Rege- 
lung" gestrichen, am Ende der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„wenn der dem Erwerb zugrundeliegende 
Eintragungsantrag vor dem 1. Januar 1997 
gestellt worden ist. " 

bb) In Satz 3 werden hinter dem Wort „ist" die 
Worte „bei bis zum Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1996 angeordneten Zwangsversteige- 
rungen" eingefügt: 

g) In § 8 Satz 2 werden die Worte „ist § 4 Abs. 1 " 

durch die Worte „sind die §§ 2b imd 2c" 

ersetzt. 

h) § 1 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „zu den 
Gnmdakten ein Ersuchen oder ein Antrag" 
durch die Worte „bei dem Grundbuchamt 
ein nicht erledigtes Ersuchen oder ein nicht 
erledigter Antrag" imd in Satz 2 die Worte 
„zu den Grundakten gelangt" durch die 
Worte „bei dem Grundbuchamt eingegan- 
gen" ersetzt. 

bb) In Absatz 2 Satz 2 werden der Punkt durch 
ein Komma ersetzt imd folgender Halbsatz 
angefügt: 

„ die Bruchteile bestimmen sich jedoch nach 
den Erbteilen, sofern nicht die Teilhaber 
übereinstimmend eine andere Aufteilung 
der Bruchteile bewilligen. " 

cc) In Absatz 5 werden in Satz 1 hinter der 
Verweisung „Absatz 2 Satz 1 Nr. 1" die 
Verweisung „oder Nr. 2 Fall 2" eingefügt, 
am Ende der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„ wenn der Ehegatte den 22. Juli 1992 erlebt 
hat." 

i) § 12 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 wird nach dem Zitat „ § 1 1 Abs. 2 
Satz 1 Nr, 1" das Zitat „und Nr. 2 Fall 2" 
eingefügt. 
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bb) In Absatz 2 wird nach dem Zitat „ § 1 1 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2" das Zitat „Fall 1" eingefügt. 

j) § 13 wird wie folgt gefaßt: 

§ 13 

Verfügungen des Eigentümers 

(1) Wird vor dem 31. Dezember 1996 die 
Eintragung einer Verfügung desjenigen bean- 
tragt, der nach § 11 Abs. 2 Eigentümer ist, so 
übersendet das Grundbuchamt der Gemeinde, 
in der das Grundstück belegen ist, und dem 
Fiskus des Landes, im dem das Grundstück liegt, 
jeweils eine Abschrift dieser Verfügimg. Teilt 
eine dieser Stellen iimerhalb von zwei Wochen 
ab Zugang der Mitteilung des Grundbuchamts 
mit, daß der Verfügung widersprochen werde, 
so erfolgt die Eintragung unter Eintragung einer 
Vormerkung im Rang vor der beantragten Ver- 
fügung zugunsten des Berechtigten; seiner 
genauen Bezeichnung bedarf es nicht. 

(2) Die Unterrichtung nach Absatz 1 unter- 
bleibt, wenn 

1. eine Freigabe nach Absatz 6 durch eine 
schriftliche Bescheinigung der Gemeinde 
oder des Landesfiskus oder eine Versiche- 

^ rung des Notars nachgewiesen wird, 

2. das Eigentum an dem Grundstück bereits auf 
einen anderen als den in § 1 1 Abs. 2 bezeich- 
neten Eigentümer übergegangen ist, 

3. bereits eine Vormerkung auf einen Wider- 
spruch der widersprechenden Stelle hin ein- 
getragen worden ist. 

(3) Die Gemeinde, in der das Grundstück 
belegen ist,* darf der Eintragung nur widerspre- 
chen, wenn einer der in § 12 Abs. 1 oder Abs. 2 
Nr. 1 Buchstabe a oder b oder Nr. 2 Buchstabe a 
genannten Berechtigten vorhanden ist, sofern 
dieser nicht mit der Verfügung einverstanden 
ist. Der Widerspruch ist nur zu berücksichtigen, 
wenn er den Berechtigten bezeichnet. Der Fis- 
kus des Landes, in dem das Grundstück liegt, 
darf nur in den Fällen des § 12 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe c widersprechen. 

(4) Die auf den Widerspruch der Gemeinde, in 
der das Grundstück belegen ist, oder des Fiskus 
des Landes, in dem das Grundstück liegt, hin 
eingetragene Vormerkung wird, sofern sie nicht 
erloschen ist (Absatz 5), von Amts wegen ge- 
löscht, wenn die betreffende Stelle ihren Wider- 
spruch zurücknimmt oder der Widerspruch 
durch das zuständige Verwaltungsgericht auf- 
gehoben wird. Das gleiche gilt, wenn sich der in 
dem Widerspruch der Gemeinde, in der das 
Grundstück belegen ist, bezeichnete Berech- 
tigte einverstanden erklärt. Das Einverständnis 
ist in der in § 29 der Grundbuchordnung vorge- 
schriebenen Form nachzuweisen. 

(5) Die Vormerkung erlischt nach Ablauf von 
vier Monaten von der Eintragung an, wenn nicht 
der Berechtigte vor Ablauf dieser Frist Klage auf 
Erfüllung seines Anspruchs auf § 11 Abs. 3 


erhoben hat und dies dem Grundbuchamt nach- 
weist; auf den Nachweis findet § 29 der Grund- 
buchordnung keine Anwendung. Die Löschung 
der Vormerkung erfolgt auf Antrag des Eigen- 
tümers oder des aus der beantragten Verfügung 
Begünstigten. 

(6) Die Gemeinde, in der das Grundstück liegt, 
und der Landesfiskus können vor der Stellung 
des Antrags auf Eintragung oder vor Abschluß 
des Rechtsgeschäfts durch den Notar zur Frei- 
gabe des Grundstücks auf gef ordert werden. Die 
Freigabe hat zu erfolgen, wenn die Vorausset- 
zungen für einen Widerspruch nach Absatz 3 
nicht vorliegen. Sie gilt als erteüt, wenn weder 
die Gemeinde noch der Landesfiskus innerhalb 
von vier Monaten ab Zugang der Aufforderung 
gegenüber dem Notar widerspricht; dies wird 
dem Grundbuchamt durch eine Versicherung 
des Notars nachgewiesen. 

(7) Die Gemeinde, in der das Grundstück 
belegen ist, unterrichtet den in ihrem Wider- 
spruch bezeichneten Berechtigten von dem 
Widerspruch. Daneben bleibt jedem Berechtig- 
ten (§12) die selbständige Sicherung seiner 
Ansprüche (§11 Abs. 3) unbenommen. 

k) § 16 wird wie folgt geändert: 

aa) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten 
sinngemäß, wenn der Erwerber im Grund- 
buch eingetragen ist oder wenn der Erwerb 
von der in § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bezeich- 
neten Person erfolgt. " 

bb) Der bisherige Absatz 3 wird aufgehoben, 
cc) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

4. Nach Artikel 234 § 4 wird folgender Paragraph 
eingefügt: 


„§4a 

Gemeinschaftliches Eigentum 

(1) Haben die Ehegatten keine Erklärung nach 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 abgegeben, so wird gemeinschaft- 
liches Eigentum von Ehegatten Eigentum zu glei- 
chen Bruchteilen. Für Grundstücke und grund- 
stücksgleiche Rechte können die Ehegatten andere 
Anteile bestimmen. Die Bestimmung ist, wenn 
nicht vorher eine Maßnahme der Zwangsvollstrek- 
kung in das gemeinschaftliche Eigentum beantragt 
wird, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieser Vorschrift möglich und erfolgt mit dem 
Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs. Dieser 
und die Bestimmung bedürfen nicht der in § 29 der 
Grundbuchordnung bestimmten Form. 

(2) Haben die Ehegatten eine Erklärung nach § 4 
Abs. 2 Satz 1 abgegeben, so finden auf das beste- 
hende und künftige gemeinschaftliche Eigentum 
die Vorschriften über das durch beide Ehegatten 
verwaltete Gesamtgut einer Gütergemeinschaft 
entsprechende Anwendung. Für die Auflösung 
dieser Gemeinschaft im Falle der Scheidung sind 
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jedoch die Vorschriften des Familiengesetzbuchs 
der Deutschen Demokratischen Republik nach 
Maßgabe des § 4 anzuwenden. " 


Artikel 14 

Gesetz über die Sonderung unvermessener 
und überbauter Grundstücke nach der Karte 
(Bodensonderungsgesetz — BoSoG) 

ABSCHNITT 1 

Sonderung von Grundstücken 
und dinghchen Nutzungsrechten 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Durch einen mit Sonderungsbescheid festgestellten 
Sonderungsplan karm bei Grundstücken in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
bestimmt werden, 

1. wie weit sich amtlich nicht nachweisbare Eigen- 
tumsrechte (unvermessenes Eigentum) oder gra- 
fisch nicht nachweisbare dingliche Nutzungs- 
rechte, die nicht auf dem vollen Umfang eines 
Grundstücks ausgeübt werden dürfen, an solchen 
Grundstücken erstrecken (unvermessene Nut- 
zungsrechte), 

2. für welchen Teü solcher Grundstücke auch in 
Ansehimg von Rest- imd Splitterflächen ein 
Anspruch auf Bestellimg von Erbbaurechten oder 
beschränkten dinglichen Rechten oder auf Über- 
tragimg des Eigentums nach dem in Artikel 233 
§ 3 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli- 
chen Gesetzbuche vorgesehenen Gesetz (Sachen- 
rechtsbereinigungsgesetz) besteht, 

3. wie die dinglichen Rechtsverhältnisse an nicht der 
Vermögenszuordnung imterliegenden Grundstük- 
ken, die im räumlichen und funktionalen Zusam- 
menhang mit dem Gegenstand eines Zuordnungs- 
plans gemäß § 2 Abs. 2a bis 2 c des Vermögenszu- 
ordnungsgesetzes stehen, neu geordnet werden 
(ergänzende Bodenneuordmmg), 

4. wie die dinglichen Rechtsverhältnisse an im Zu- 
sammenhang bebauten nicht der Zuordnung 
unterliegende Grundstücke, die nicht ün räumli- 
chen und fimktionalen Zusammenhang mit dem 
Gegenstand eines Zuordnimgsplans gemäß § 2 
Abs. 2 a bis 2 c des Vermögenszuordmmgsgesetzes 
stehen, mit den tatsächlichen Nutzungsverhältnis- 
sen in Einklang gebracht werden (komplexe 
Bodenneuordnung) . 

§2 

Unvermessenes Eigentum 

(1) Die Reichweite imvermessenen Eigentums be- 
stimmt sich nach dem Ergebnis einer Einigung der 
betroffenen Grundeigentümer. Die Einigung bedarf 
der Form des,§ 313 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 


wenn sie nicht im Zuge des Bodensonderungsverfah- 
rens von der Sonderungs behörde oder einer von 
dieser beauftragten Person oder Stelle (§ 7 Abs. 1 
Satz 2) protokolliert wird; diese darf nicht zur Umge- 
hung der erforderlichen Teüungsgenehmigung füh- 
ren. Die Einigung bedarf der Zustimmung der bei dem 
Grundbuchamt bekannten Inhaber von beschränkten 
dinglichen Rechten an den betroffenen Grundstük- 
ken. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Eini- 
gung nicht nach Aufforderung der Sonderungs be- 
hörde dieser gegenüber innerhalb einer Frist von vier 
Wochen widersprochen wird. Der Widerspruch ist un- 
beachtlich, wenn nicht konkrete Anhaltspunkte für 
eine von der Einigung abweichende materielle 
Rechtslage angeführt werden. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, so 
bestimmt sich das Eigentum nach dem Besitzstand. 
Für die Ermittlung des Besitzstandes sind vorhandene 
Gebäudesteuerbücher, Kataster- und Vermessungs- 
und andere Unterlagen zu berücksichtigen. Die Be- 
sitzverhältnisse sind insbesondere durch die Einbe- 
ziehung der bekaimten Eigentümer und Nutzer sowie 
der Gläubiger beschränkter dinglicher Rechte an den 
Grundstücken zu ermitteln. Es wird widerleglich ver- 
mutet, daß die Besitzverhältnisse im Zeitpunkt ihrer 
Ermittlung den Besitzstand darstellen. 

(3) Kann auch der Besitzstand nicht ermittelt wer- 
den oder ist offensichtlich, daß er die Eigentumsver- 
hältnisse nicht darstellen kann, so ist jedem der 
betroffenen Grundeigentümer ein gleich großes Stück 
der streitigen Fläche zuzuteilen. Hiervon kann nach 
billigem Ermessen abgewichen werden, wenn die 
Zuteilung nach Satz 1 zu einem Ergebnis führt, das mit 
den feststehenden Umständen nicht in Einklang zu 
bringen ist. 

§3 

Unvermessene Nutzungsrechte 

(1) Bei unvermessenen dinglichen Nutzungsrechten 
bestimmt sich der räumliche Umfang der Befugnis zur 
Ausübung des Rechtes nach dem Irüialt der Nutzungs- 
rechtsurkunde. 

(2) Läßt sich der Umfang der Befugnis zur Ausübung 
des Nutzungsrechts aus dem Inhalt der Nutzungs- 
rechtsurkunde nicht entnehmen, so bestimmt er sich 
nach dem Ergebnis einer Einigung der betroffenen 
Inhaber von dinglichen Nutzungsrechten und der 
betroffenen Grundeigentümer. § 2 Abs. 1 gilt mit der 
Maßgabe entsprechend, daß neben der Zustimmung 
der bei dem Grundbuchamt bekannten Inhaber von 
beschränkten dinglichen Rechten an den betroffenen 
Grundstücken die Zustimmung der bei dem Grund- 
buchamt bekannten Inhaber von beschränkten ding- 
lichen Rechten an dem Nutzungsrecht oder einem in 
Ausübung des Nutzungsrechts entstandenen selb- 
ständigen Gebäudeeigentum erforderlich ist. 

(3) Läßt sich der räumliche Umfang der Befugnis zur 
Ausübung des Nutzungsrechts aus dem Inhalt der 
Nutzungsrechtsurkunde nicht entnehmen und ist eine 
Einigung nicht zu erzielen, so bestimmt sich die 
Befugnis zur Ausübung des Nutzungsrechts nach 
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Artikel 233 § 4 Abs. 3 Satz 3 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche, soweit nicht eine 
hierüber hinausgehende Zuweisung oder Verleihung 
nachgewiesen wird. § 2 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§4 

Vollzug des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 

In den Fällen des § 1 Nr, 2 bestimmen sich die 
festzulegenden dinglichen Rechtsverhältnisse nach 
dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz. 

§5 

Bodenneuordnung 

(1) Durch Bodenneuordnung können aus Grund- 
stücken, die nicht der Vermögenszuordnung unterlie- 
gen, oder Teilen hiervon neue Gnmdstücke gebildet, 
beschränkte dingliche Rechte daran begründet oder 
solche Grundstücke mit Grundstücken vereinigt wer- 
den, die Gegenstand eines Zuordnungsplanes sind, 

(2) Die ergänzende Bodenneuordnung (§ 1 Nr. 3) 
schreibt die Festlegungen des Zuordnungsplans auf 
Gnmdstücken nach Absatz 1 im Gebiet des Zuord- 
nungsplans fort, soweit dies zui zweckentsprechen- 
den Nutzung der zugeordneten Grundstücke erfor- 
derlich ist. Soweit der Zuordnungsplan keinen Auf- 
sdiliiß über die zu bestimmenden Grundstücksgren- 
zen gibt, ist nach Absatz 3 zu verfahren. 

(3) Eine komplexe Bodenneuordnung (§ 1 Nr. 4) ist 
nur zulässig, um Grundstücke nach Absatz 1, die für 
Zwecke der öffentlichen Wohnungsversorgung im 
komplexen Siedlungs- und Wohnungsbau, in ver- 
gleichbarer Weise oder für hiermit in Zusammenhcing 
stehende Maßnahmen der Infrastruktur genutzt wer- 
den, sowie die dinglichen Rechtsverhältnisse hieran in 
der Weise neu zu ordnen, daß die Grundstücke und 
die dinglichen Rechtsverhältnisse hieran mit den 
tatsächlichen Nutzungs Verhältnissen angemessen in 
Einklang gebracht werden. 

(4) Begünstigte können nxir öffentliche Stellen, 
Kapitalgesellschaften, deren sämtliche Anteile öffent- 
lichen Stellen zustehen xmd die öffentliche Zwecke 
verfolgen, Treuhandimtemehmen, Wohnimgsbauge- 
nossenschaften und Arbeiterwohnimgsbaugenossen- 
schaften sowie deren Rechtsnachfolger, betroffene 
Grundeigentümer oder nach dem Sachenrechtsberei- 
nigimgsgesetz Anspruchsberechtigte sein. 

(5) Bei der Bodenneuordnung nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes können dingliche Rechte an Grund- 
stücken im Sondenmgsgebiet, Rechte an einem ein 
solches Grundstück belastenden Recht sowie öffent- 
lich-rechtliche Verpflichtungen zu einem ein Gnmd- 
stück im Sonderungsgebiet betreffenden Tim, Dulden 
oder Unterlassen (Baulast) aufgehoben, geändert oder 
neu begründet werden. Bei Baulasten bedarf dies der 
Zustimmung der Baugenehmigungsbehörde. Lei- 
timgsrechte und die Führung von Leitungen für Ver- 
und Entsorgimgsleitungen sind, außer wenn die 
Berechtigten zustimmen, nicht zu verändern. Nicht 


geänderte Rechte und Leitungsführungen setzen sich 
an den neu gebildeten Grundstücken fort. 

(6) Von den Vorschriften des Sachenrechtsbereini- 
gungsgesetzes kann für die in Absätzen 2, 3 und 5 
vorgesehenen Festlegungen abgewichen werden, 
soweit dies für die Bodenneuordnung erforderlich 
ist. 

(7) Ein Bodensonderungsverfahren ist unzulässig, 
solange ein Verfahren nach dem 8. Abschnitt des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes oder dem Flur- 
bereinigungsgesetz anhängig ist oder wenn die 
Bodeneigentumsverhältnisse in einem behördlichen 
Verfahren nach dem 2. Oktober 1990 neu geordnet 
worden sind. Ein Bodensonderungsverfahren kann 
durchgeführt werden, wenn ein Verfahren nach dem 
Vermögenszuordnungsgesetz anhängig ist; jedoch 
darf der Sonderungsbescheid erst in Kraft gesetzt 
werden, wenn der Zuordnungsbescheid ergangen 
ist. 

ABSCHNITT 2 

Durchführung der Sonderung 
§6 

Ablauf des Sonderungsverfahrens 

(1) Die Sonderungsbehörde (§ 10) legt unvermesse- 
nes Eigentum, unvermessene Nutzungsrechte, den 
räumlichen Umfang von Ansprüchen nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz oder von neu zu 
ordnenden dinglichen Rechtsverhältnissen in einem 
Sonderungsbescheid (§ 7) fest. Diese Festlegung 
erfolgt in den Fällen des § 1 Nr. 1, 3 und 4 von Amts 
wegen, in den Fällen des § 1 Nr. 2 auf Ersuchen der 
nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz zuständi- 
gen Stelle, in den Fällen des § 1 Nr. 3 auch auf 
Ersuchen des Präsidenten der Oberfinanzdirektion, 
der den Zuordnungsplan durch Zuordnungsbescheid 
erlassen hat oder auf Antrag einer der in § 5 Abs. 4 
genannten Stellen. In den Fällen des § 1 Nr. 1 und 2 
erfolgt die Festlegung auch auf Antrag eines der 
betroffenen Grundeigentümer, Inhaber von dingli- 
chen Nutzungsrechten oder Anspruchsberechtigten 
nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz (Plan- 
betroffenen). Die Ausübxmg des Antragsrechts priva- 
ter Antragsteller ist pfändbar. 

(2) Die Sonderungsbehörde legt, auch wenn das 
Verfahren auf Antrag eines Planbetroffenen eingelei- 
tet worden ist, nach pflichtgemäßem Ermessen fest, 
auf welches Gebiet sich der Sondenmgsplcin bezieht 
und in welchem Umfang eine vermessimgstechnische 
Bestimmimg der Grenze des Plangebietes erforderlich 
ist. Das Plangebiet soll mindestens die Flächen umfas- 
sen, die an die von dem Antragsteller beanspruchten 
Flächen angrenzen. Ist der Antragsteller Inhaber 
eines dinglichen Nutzxmgsrechts, so muß das Plange- 
biet mindestens die von dem Recht betroffenen 
Grundstücke umfassen. 

(3) Die Sonderungsbehörde kann den Antrag eines 
Planbetroffenen zurückweisen, wenn dem Antrag- 
steller zugesagt wird, daß die Vermessimg seines 
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Grundstücks oder dinglichen Nutzungsrechts inner* 
halb der nächsten drei Monate durchgeführt wird. 
Dies gilt nicht, wenn eine erteilte Zusage nicht einge- 
halten wurde. 

§7 

Inhalt des Sondeningsbescheids 
und des Sonderungsplans 

(1) Der Sonderungsbescheid stellt den Sonderungs- 
plan verbindlich fest. Der Sonderungsplan ist Be- 
standteil des Bescheids. 

(2) Der Sonderungsplan besteht aus einer Grund- 
stückskarte (§ 8 Abs. 2) und einer Grundstücksliste (§ 8 
Abs. 3). Er dient vom Zeitpunkt seiner Feststellimg bis 
zur Übernahme in das Liegenschaftskataster als amt- 
liches Verzeichnis der Grundstücke im Sinne von § 2 
Abs. 2 der Gnmdbuchordmmg. Er tritt in Ansehimg 
der aufgeführten Gnmdstücke an die Stelle eines 
vorhandenen Ersatzes für das amtliche Verzeichnis. 

§8 

Aufstellung des Sonderungsplans 

(1) Die Sonderungsbehörde erstellt für das von ihr 
festgelegte Plangebiet einen Entwurf des Sonde- 
nmgsplans. Sie kann die Vorbereitimg der im Sonde- 
rungsverfahren zu treffenden Entscheidimgen öffent- 
lichen bestellten Vermessimgsingenieuren übertra- 
gen. Das Recht, die Grundstücke zu betreten, richtet 
sich nach den für das Plangebiet geltenden landes- 
rechtlichen Vorschriften über die Katastervermes- 
sung. 

(2) Die nach Maßgabe der §§ 2 bis 5 ermittelten 
dinglichen Rechtsverhältnisse sind in einer Grund- 
stückskarte, die im Maßstab nicht kleiner als 1 zu 
1 000 sein darf, grafisch nachzuweisen. Dabei sind 
vorhandenes Kartenmaterial sowie zur Vorbereitimg 
etwa angefertigte oder sonst vorhandene Luftbildauf- 
nahmen zu nutzen. Soll die Befugnis zur Ausübung 
von Nutzungsrechten festgestellt werden, sind in der 
Grundstückskarte neben den Flächen, auf denen das 
Nutzimgsrecht ausgeübt werden kann, auch die 
Grenzen der betroffenen Grundstücke anzugeben. 
Bei einer ergänzenden Bodenneuordmmg sind die 
Festlegungen des Zuordnungsplans in die Karte zu 
übernehmen. 

(3) Bei unvermessenem Eigentum sind die in der 
Grundstückskarte verzeichneten Grundstücke in 
einer Grundstücksliste unter Angabe der aus dem 
Grundbuch ersichtlichen oder bei dem Grundbuch- 
amt sonst bekannten Eigentümer aufzuführen. Bei 
imvermessenen Nutzungsrechten sind in der Gnmd- 
stücksliste neben den Eigentümern der von den Nut- 
zungsrechten betroffenen Gnmdstücke auch die 
Inhaber der Nutzungsrechte aufzuführen. In den Fäl- 
len des § 1 Nr. 2 und 3 sind in der Grimdstücksliste 
diejenigen Personen anzugeben, denen die gebilde- 
ten oder zu bildenden Gnmdstücke oder Erbbau- 
rechte zukommen sollen. 


(4) Der Entwurf des Sondenmgsplans sowie die zu 
seiner Aufstellung verwandten Unterlagen (Absatz 2, 
§ 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 und 2) legt die Sondenmgsbe- 
hörde für die Dauer eines Monats in ihren Dienst- 
räumen zur Einsicht aus. In den Fällen des § 1 Nr. 2, 3 
und 4 ist auch eine Karte des vorhandenen oder des 
ermittelten Bestandes, in den Fällen des § 1 Nr. 3 
zusätzlich auch der Zuordnungsplan auszulegen. Die 
Sondenmgsbehörde hat die Auslegung ortsüblich 
öffentlich bekanntzumachen. Die Bekanntmachung 
hat das in das Verfahren einbezogene Gebiet und das 
nach § 1 mögliche Ziel des Verfahrens zu bezeichnen, 
sowie den Hinweis zu enthalten, daß alle Planbetrof- 
fenen sowie Inhaber von Rückübertragungsansprü- 
chen nach dem Vermögensgesetz oder aus Restitution 
(§11 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes) oder 
von beschränkten dinglichen Rechten am Grundstück 
oder Rechten an dem Grundstück binnen eines 
Monats von der Bekanntmachung an den Entwurf für 
den Sondenmgsplan sowie seine Unterlagen einse- 
hen und Einwände gegen die getroffenen Feststellun- 
gen zu den dinglichen Rechtsverhältnissen erheben 
können. Diese Frist kaim nicht verlängert werden; 
nach ihrem Ablauf findet eine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand nicht statt. In den Fällen des § 1 
Nr. 3 und 4 sind stets das Bundesvermögensamt, in 
dessen Bezirk die Gemeinde liegt, das in dem Plange- 
biet tätige kommunale Wohnungsuntemehmen und 
die Wohnungsbaugenossenschaft oder Arbeiterwoh- 
nungsbaugenossenschaft, die Gebäude im Plangebiet 
verwaltet, oder ihr Rechtsnachfolger zu hören; in den 
Fällen des § 1 Nr. 1 ist die Gemeinde zu hören. 

(5) Die aus dem Grundbuch oder dem Antrag der 
Behörde nach § 6 Abs. 1 Satz 2 ersichtlichen Plan- 
betroffenen oder, falls sie verstorben sind, ihre dem 
Gnmdbuchamt bekannten Erben erhalten eine einge- 
schriebene Nachricht über die öffentliche Auslegung, 
die mit einer Aufforderung zur Einsichtnahme und 
dem Hinweis, daß innerhalb der anzugebenden Frist 
nach Absatz 4 Einwände gegen die Feststellungen 
erhoben werden können, zu verbinden ist. Die Frist 
nach Absatz 4 beginnt dann mit dem Zugang der 
Nachricht. In den Fällen des § 1 Nr. 3 und 4 ist für nicht 
bekannte Planbetroffene nach Maßgabe des Arti- 
kel 233 § 2 Abs. 3 des Einfühnmgsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche ein Vertreter zu bestellen, 
soweit dies nicht schon nach anderen Vorschriften 
geschehen ist. 

(6) Das Bundesministerium der Justiz wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Gestaltung des Sondenmgsplans, 
auch durch Bestimmung von Mustern, unter Berück- 
sichtigung der für die Führung des Liegenschafts- 
katasters bestehenden Vorschriften festzulegen. 

§9 

Erlaß des Sonderungsbescheids 

(1) Nach Ablauf der in § 8 Abs. 4 und 5 genannten 
Frist stellt die Sondenmgsbehörde den Sondenmgs- 
plan durch einen Bescheid verbindlich fest. Der Son- 
denmgsplan ist Bestandteil des Bescheids. Sofern den 
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nach § 8 Abs. 4 und 5 erhobenen Einwänden nicht 
gefolgt wird, ist dies zu begründen. 

(2) Der Sondenmgsbescheid ist mit einer Rechtsbe- 
helf sbelehnmg zu versehen imd für die Dauer eines 
Monats in der Sonderungsbehörde zur Einsicht auszu- 
legen. Die Sonderungsbehörde hat die Auslegung 
ortsüblich öffentlich bekanntzumachen und den aus 
dem Gnmdbuch ersichtlichen Planbetroffenen, wenn 
sie verstorben sind, ihren dem Gnmdbuchamt 
bekannten Erben oder, wenn sie nicht bekannt sind, 
dem gemäß § 8. Abs. 5 zu bestellenden Vertreter 
mitzuteilen. Die Bekanntmachung imd die Mitteilung 
müssen den Ausspruch imd Begründung des 
Bescheids, den Ort und den Zeitraum der Auslegung 
sowie eine Belehrung darüber enthalten, daß binnen 
eines Monats nach Ablauf der Auslegungsfrist gegen 
den Bescheid Widerspruch erhoben werden kann. Der 
Ausschnitt einer Karte im Maßstab 1 zu 10 000, der 
erkennen läßt, wo das Sonderungsgebiet liegt, ist 
beizufügen. Mit Ablauf der Auslegungsfrist gilt der 
Bescheid gegenüber den Planbetroffenen als zuge- 
stellt; darauf ist in der Bekanntmachung und in der 
Mitteilimg hinzuweisen. 

(3) Auf die öffentliche Auslegung des Bescheids 
nach Absatz 2 kann verzichtet werden, wenn der 
Bescheid einschließlich des Sondenmgsplans sämtli- 
chen Planbetroffenen zugestellt wird, die nicht auf die 
Einlegimg von Rechtsbehelfen oder Rechtsmitteln 
verzichtet haben. 

(4) Der nach anderen Vorschriften vorgeschriebe- 
nen Genehmigung für die Teilung von Gnmdstücken 
bedarf es bei einer Entscheidung durch Sondenmgs- 
bescheid nicht. § 108 Abs. 1 und 2 des Flurbereini- 
gungsgesetzes gilt sirmgemäß. 

§ 10 

Sonderungsbehorde 

Sonderungsbehörde ist in den Fällen des § 1 Nr. 3 
und 4 die Gemeinde, im übrigen die für die Führung 
des Liegenschaftskatasters zuständige Behörde. Die 
Sonderungsbehörde karm ihre Befugnis zur Durch- 
führung eines Sondenmgsverfahrens für das ganze 
Gemeindegebiet oder Teile desselben für einzelne 
Verfahren oder auf Dauer auf eine andere geeignete 
Behörde übertragen. Die Einzelheiten der Übertra- 
gung einschließlich der Mitwirkungsrechte der Son- 
derungsbehörde körmen in einer Vereinbarung zwi- 
schen ihr und der anderen Behörde geregelt wer- 
den. 

§ 11 

Besonderheiten 

bei der ergänzenden Bodenneuordnung 

Ist bei Einleitung des Sondenmgsverfahrens nach 
§ 5 Abs. 2 ein Zuordnungsbescheid nach § 2 Abs. 2 b 
des Vermögenszuordnungsgesetzes bereits ergan- 
gen, so karm die Grundstückskarte durch entspre- 
chende grafische Darstellungen im Zuordnungsplan 
ersetzt werden. Liegt ein Zuordnungsbescheid nach 


§ 2 Abs. 2 b des Vermögenszuordnungsgesetzes noch 
nicht vor, so körmen Zuordmmgs- und Sondenmgs- 
plan verbimden werden. In beiden Fällen ist in dem 
Plan grafisch das Gebiet der Zuordmmg von dem der 
Sondenmg abzugrenzen. Der Sondenmgsbescheid ist 
auf die grafisch als Sondemngs gebiet abgegrenzten 
Teile des Zuordnungsplans oder des einheitlichen 
Plans zu beschränken. 

§ 12 

Aussetzung von Verfahren 

Die Sondenmgsbehörde kann ein Verfahren nach 
diesem Gesetz aussetzen, soweit im Plangebiet ein 
Verfahren nach dem 8. Abschnitt des Landwirtschafts- 
anpassimgsgesetzes, dem Flurbereinigungsgesetz, 
dem Vierten Teil des Baugesetzbuchs oder nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz eingeleitet ist oder 
wird. Die Sondenmgsbehörde erhält über die Einlei- 
tung eines solchen Verfahrens eine Nachricht; sie 
benachrichtigt ihrerseits die betreffenden Behörden 
über die Einlei txmg eines Sondenmgsverfahrens. 

ABSCHNITT 3 
Wirkungen der Sonderung 

§ 13 

Umfang der Grundstücksrechte 
im Sonderungsgebiet 

y 

(1) Mit Bestandskraft des Sondenmgsbescheid 
haben die Gnmdstücke den in dem Sonderplan 
bezeichne ten Umfang. Zu diesem Zeitpunkt werden 
unabhängig von der späteren Eintragung im Grund- 
buch in einem Sondenmgsplan nach §§ 4 oder 5 
enthaltene Bestimmimg über die Ändenmg, Auf- 
hebung oder Begründung von Eigentums- und 
beschränkten dinglichen Rechten an Grundstücken 
und gnmdstücksgleichen Rechten oder von Baulasten 
im Gebiet des Sondenmgsplans wirksam. 

(2) Soweit der Sondenmgsplan bestandskräftig 
geworden ist, karm eine abweichende Größe des 
Gnmdstücks oder der Befugnis zur Ausübung eines 
Nutzungsrechts sowie eine andere Aufteilung von 
Gnmdstücken oder beschränkten dinglichen Rechten 
daran nicht mehr geltend gemacht werden. Das Recht, 
die fehlende Übereinstimmimg zwischen einer späte- 
ren amtlichen Vermessimg und der Gnmdstückskarte 
(§ 8 Abs. 2) geltend zu machen, sowie Ansprüche aus 
§§919 und 920 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder auf 
Anpassung des Erbbauzinses oder eines Kaufpreises 
an eine abweichende Gnmdstücksgröße bleiben 
unberührt. 

(3) Ansprüche nach dem Sachenrechtsbereini- 
gungsgesetz auf Bestellung beschränkter dinglicher 
Rechte oder die Übertragung von Grundeigentum 
körmen nach rechtskräftigem Abschluß eines Verfah- 
rens nach diesem Gesetz in Ansehimg der abgeson- 
derten Flächen nicht mehr geltend gemacht wer- 
den. 
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(4) Rückübertragungsansprüche nach dem Vermö- 
gensgesetz setzen sich an den neu gebüdeten Grund- 
stücken fort. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Grundstücke für Zwecke der öffentlichen Woh- 
nimgs Versorgung im komplexen Wohnungsbau, 
für hierrrüt in Zusammenhang stehende Maßnah- 
men der Infrastruktur oder für einen anderen in § 5 
Abs. 1 des Vermögens gesetzes genannten Zweck 
genutzt werden oder 

2. das neu gebildete Grundstück für die Rückübertra- 
gung geteüt werden müßte, 

§ 14 

Bereicherungsausgleich 

In den FäUen des § 1 Nr. 1 kann, soweit der 
festgestellte Umfang des Grundstücks oder der Befug- 
nis zur Ausübung des dinglichen Nutzungsrechts 
nicht auf einer Einigung beruht und nicht im Einklang 
mit den früheren Eigentums- oder dinglichen Nut- 
zungsrechtsverhältnissen steht, jeder benachteüigte 
Eigentümer oder Inhaber von dinglichen Nutzungs- 
rechten von dem auf seine Kosten begünstigten 
Eigentümer oder Inhaber eines dinglichen Nutzungs- 
rechts die Übertragung des diesem zugewiesenen 
Teüs des Grunds tückseigentums oder dinglichen Nut- 
zungsrechts oder eine entsprechende Übertragimg 
solcher Rechte nach Maßgabe der Vorschriften über 
die ungerechtfertigte Bereicherung verlangen. Tei- 
lungsgenehmigungen auch nach Landesrecht sind zur 
ErfüUimg dieser Ansprüche nicht erforderlich. 

§ 15 

Ausgleich für Rechts Verlust 

(1) Demjenigen, der durch die Bodenneuordnung 
(§ 5) ein dingliches Recht an einem Grundstück oder 
ein selbständiges Gebäudeeigentum verliert, stehen 
gegen den Träger der Sonderungsbehörde im Umfang 
des Verlustes nur die in dem Sachenrechtsbereini- 
gungsgesetz für den Ankaufsfall vorgesehenen 
Ansprüche zu. Bei Gnmdstücken, für die Vermögens - 
rechtliche Ansprüche angemeldet worden sind, steht 
dieser Anspruch demjenigen zu, dem das Eigentum 
an dem Grundstück ohne die Bodenneuordnung auf- 
grund der Anmeldung zurückzuübertragen gewesen 
wäre; aus diesem Betrag sind die aus dem Vermögens- 
gesetz folgenden Verpflichtungen des Berechtigten 
zu erfüllen. 

(2) Soweit ein Verlust eines dinglichen Rechts an 
einem Grundstück oder von Gebäudeeigentum ein- 
tritt, das nicht Gegenstand des Sachenrechts bereini- 
gungsgesetzes ist, steht dem Betroffenen die im Bau- 
gesetzbuch bei einer Umlegung insoweit vorgese- 
hene Entschädigung zu. 

(3) Unbeschadet des § 13 kann innerhalb von fünf 
Jahren von der Bestandskraft des Sonderungsbe- 
scheids in Ansehung der Neuordmmg an für die 
Berechnung eines Ausgleichs nachgewiesen werden. 


daß das frühere Grundstück des Anspruchsberechtig- 
ten größer war, als in der zugrundegelegten Bestands- 
karte festgelegt. 

(4) Ansprüche nach den vorstehenden Absätzen 
stehen demjenigen nicht zu, dessen Rechtsverlust 
durch Übertragimg von Eigentum an einem Grund- 
stück oder Einräumung beschränkter dinglicher 
Rechte angemessen ausgeglichen wird. Dieser Ersatz 
muß in den Festlegungen des Sonderungsplans aus- 
gewiesen werden. 

(5) Jeder Eigentümer der in dem Gebiet des Sonde- 
rungsplans gelegenen Grundstücke hat an den Träger 
der Sonderungsbehörde einen Betrag in Höhe eines 
Anteils an der Summe aller im Gebiet des Sonde- 
rungsplans anfallenden Entschädigimgsleistungen zu 
entrichten. Die Höhe des Anteils bestimmt sich nach 
dem Verhältnis der dem Eigentümer gehörenden 
Gnmdstücksfläche zur Fläche des Gebiets des Sonde- 
rungsplans. Diese Ausgleichspflichten können in dem 
Sonderungsbescheid festgesetzt werden. 

(6) Über Entschädigungsansprüche und Aus- 
gleichspflichten nach dieser Vorschrift kann ganz 
oder teüweise gesondert entschieden werden. 

§ 16 

Einrede der Sonderung 

Soweit ein Sonderungsverfahren nach diesem 
Gesetz anhängig imd nicht ausgesetzt ist, kann 
Ansprüchen aus §§ 919 oder 920 des Bürgerhchen 
Gesetzbuchs oder auf Feststellimg des Eigentums die 
Einrede der Sonderung entgegengehalten werden. 

§ 17 

Kosten 

Die Kosten des Verwaltungsverfahrens tragen, 
soweit nichts Besonderes bestimmt ist, die Eigentümer 
der in den Sonderungsplan aufgenommenen Grund- 
stücke im Verhältnis der Größe der Grundstücke. In 
den Fällen des § 3 tragen Eigentümer und Nutzer die 
auf das Grundstück entfallenden Kosten zu gleichen 
Teilen. Die Behörde kann eine abweichende Vertei- 
limg der Kosten nach billigem Ermessen namentlich 
dann anordnen, wenn die Rechtsverfolgung ganz oder 
teilweise mutwillig erscheint. Die Berichtigung des 
Gnmdbuchs ist kostenfrei. 

ABSCHNITT 4 

Rechtsschutz, Verhältnis zu anderen Verfahren 

§ 18 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1 ) Sonderungsbescheide sowie sonstige Bescheide 
nach diesem Gesetz können von Planbetroffenen nur 
durch Antrag auf gerichthche Entscheidung ange- 
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fochten werden. Über den Antrag entscheidet eine 
Zivilkammer des Landgerichts, in dessen Bezirk die 
Sonderungsbehörde ihren Sitz hat. Der Antrag kann 
erst nach vorausgegangenem Verwaltungsvorverfah- 
ren nach dem 8. Abschnitt der Verwaltungsgerichts- 
ordnung gestellt werden, für das die Stelle zuständig 
ist, die nach dem Landesrecht die allgemeine Aufsicht 
über die Sonderungsbehörde führt. Das Bimdesmini- 
sterium der Justiz wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die nähe- 
ren Einzelheiten zu regeln und hierbei auch von den 
Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung ab- 
zuweichen, soweit dies für Verfahren nach diesem 
Gesetz erforderlich ist, sowie die Zuständigkeit für das 
Verwaltungsvorverfahren anders zu bestimmen. 

(2) Der Antrag muß innerhalb eines Monats nach 
Zustellung der in dem Verwaltungsvorverfahren 
ergangenen Entscheidung schriftlich bei dem Land- 
gericht gestellt werden. Er ist nur zulässig, wenn der 
Antragsteller geltend macht, durch den Bescheid in 
seinen Rechten verletzt zu sein. Der Antrag soll die 
Erklärung, inwieweit der Bescheid angefochten wird, 
und einen bestimmten Antrag enthalten sowie die 
Gründe und die Tatsachen imd Beweismittel ange- 
ben, die zur Rechtfertigxmg des Antrags dienen. 

(3) Der Antrag hat im Umfang des Antragsgegen- 
stands aufschiebende Wirkung. Antragsgegenstand 
sind nur die Teile des festgestellten Sonderungsplans, 
auf die sich eine Veränderung der angegriffenen 
Festlegungen auswirken können. Im übrigen wird der 
Sonderungsbescheid bestandskräftig. Der Umfang 
der Bestandskraft ist dem Grundbuchamt durch die 
Sondenmgsbehörde in einer mit entsprechenden 
Abgrenzungen versehenen beglaubigten Abschrift 
des Sonderungsbescheids nachzuweisen. Der be- 
standskräftige Teil des Sonderungsplans ist für die 
Bezeichnung der Grundstücke im Grundbuch maßge- 
bend. Die Grundstücksbezeichnung kann im Grund- 
buch von Amts wegen berichtigt werden. Dies gilt 
entsprechend, wenn der Plan später ganz oder teil- 
weise bestandskräftig geworden ist. 

(4) Das Gericht entscheidet durch Beschluß, Soweit 
sich die Beteiligten auf die Sonderung gütlich geeinigt 
haben, bedarf der Beschluß keiner Begründung. 
Soweit der Antrag auf gerichtliche Entscheidung für 
begründet erachtet wird, hebt das Gericht den 
Bescheid und die im Verwaltungsvorverfahren ergan- 
gene Entscheidung auf. Es soll den Bescheid entspre- 
chend ändern oder spricht die Verpflichtung aus, den 
Antragsteller unter Beachtung der Rechtsauffassung 
des Gerichts zu bescheiden. 

(5) Auf das Verfahren sind die Vorschriften des 
§ 217 Abs. 4, des § 218 Abs. 1, des § 221 Abs. 2 und 3, 
des § 222 Abs. 1 und 2 sowie der §§ 227 und 228 des 
Baugesetzbuchs sinngemäß anzuwenden. Im übrigen 
gelten die bei Klagen in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten anzuwendenden Vorschriften entsprechend. 
§ 78 der Zivilprozeßordnung findet auf Gebietskörper- 
schaften und die Sonderungsbehörden keine Anwen- 
dung. 


§ 19 

Rechtsmittel 

(1) Gegen die Entscheidung des Landgerichts ist 
das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig, wenn die 
Entscheidung auf einer Verletzung des Gesetzes 
beruht imd der Wert des Beschwerdegegenstands 
10 000 Deutsche Mark übersteigt. Die Vorschriften 
der §§ 550, 551, 561, 563 der Zivilprozeßordnung 
finden entsprechende Anwendung. 

(2) Die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 
einem Monat ab Zustellung der Entscheidung bei dem 
Oberlandesgericht einzulegen. § 18 Abs. 3 gilt sinn- 
gemäß; zuständig für danach zu treffende Feststellun- 
gen ist die Sonderungsbehörde. 

(3) Ober die Beschwerde entscheidet ein Zivil- 
senat des Oberlandesgerichts. Will das Oberlandes- 
gericht von einer aufgrund dieses Gesetzes ergan- 
genen Entscheidung eines anderen Oberlandesge- 
richts oder des Bundesgerichtshofs abweichen, so 
legt es die Sache unter Begründimg seiner Rechts- 
auffassung dem Bundesgerichtshof vor. Dieser ent- 
scheidet in diesen Fällen an Stelle des Oberlandesge- 
richts, 


§ 20 

Unterrichtung anderer Stellen, Fortschreibung 

(1) Soweit die Sonderungsbehörde nicht für die 
Fühnmg des Liegenschaftskatasters zuständig ist, 
übersendet sie dieser Behörde eine beglaubig- 
te Abschrift des Sonderungsbescheides und bis 
zu dessen Übernahme in das Liegenschaftskata- 
ster auch Nachweise über Veränderungen nach 
Absatz 2. 

(2) Die in dem Sonderungsplan oder dem Plan nach 
§ 1 1 bestimmten Grenzen der Grundstücke oder der 
Ausübungsbefugnisse können nach den allgemeinen 
Vorschriften verändert werden. Die Veränderungen 
sind bis zu dessen Übernahme in das amtliche Ver- 
zeichnis durch die Sondenmgsbehörde in dem Son- 
derungsplan nachzuweisen; in den Fällen des § 11 güt 
dies auch für den die Zuordnung betreffenden Teil. 
Die Sonderungsbehörde kaim die für die Fühnmg des 
Liegenschaftskatasters zuständige Behörde um Über- 
nahme dieser Aufgabe ersuchen. 

(3) Eine beglaubigte Abschrift des Sonderungs- 
plans erhält auch das Grundbuchamt. Diesem sind 
Veränderungen wie Veränderungen im amtlichen 
Verzeichnis nachzuweisen. Soweit das Gnmdbuch- 
amt der für die Führung des Liegenschaftskatasters 
zuständigen Behörde Veränderungen im Grundbuch 
nachzuweisen hat, erteilt es diese Nachweise bis zur 
Übernahme des Sondenmgsplans in das amtliche 
Verzeichnis der nach Absatz 2 für die Fortschreibung 
zuständigen Stelle. 
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§ 21 

Verhältnis zu anderen Verfahren 

Verfahren nach diesem Gesetz stehen Verfahren 
nach dem Baugesetzbuch, dem 8. Abschnitt des Land- 
wirtschaftsanpassungsgesetzes, dem Flurbereini- 
gimgsgesetz oder den Zuordnimgsvorschriften nicht 
entgegen. 


§ 22 

Überleitungsbestimmung 

( 1 ) Bis zum Erlaß des Sachenrechtsbereinigungsge- 
setzes behält sich die Sondenmgsbehörde eine end- 
gültige Entscheidung über Ansprüche nach § 14 vor. 
Sie kann dem Begünstigten die Zahlung oder Hinter- 
legimg von Abschlägen aufgeben. 

(2) In einem Sonderungsbescheid nach diesem 
Gesetz kann auch bestimmt werden, auf welchen 
Grundstücken sich Gebäudeeigentum nach § 2b des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
befindet. 


Artikel 15 

Neufassung der Gnindstücksverkehrsordnung 

Die Grundstücksverkehrsordnimg in der Fassung 
der Bekaimtmachung vom 3. August 1992 (Bundesge- 
setzblatt I S. 1477) wird wie folgt gefaßt: 


„Grundstücksverkehrsordnung (GVO) 

§ 1 

Geltungsbereich, Genehmigungsanspruch 

(1) In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
bezeichneten Gebiet bedürfen die in den nachfolgen- 
den Bestimmungen bezeichneten Rechtsgeschäfte 
einer Grundstücksverkehrsgenehmigimg. Die Ge- 
nehmigung kann auch vor Abschluß der Rechtsge- 
schäfte erteilt werden. 

(2) Die Grundstücksverkehrsgenehmigung wird 
auf Antrag jeder der an dem genehmigungspflichti- 
gen Rechtsgeschäft beteiligten Personen erteüt. Sie ist 
zu erteilen, wenn 

1. bei dem Amt zur Regelung offener Vermögensfra- 
gen, in dessen Bezirk das Gnmdstück belegen ist, 
für das Grundstück ein Antrag auf Rückübertra- 
gung nach § 30 Abs. 1 des Vermögensgesetzes 
oder eine Mitteilung über einen solchen Antrag 
nicht eingegangen oder ein solcher Antrag 
bestandskräftig abgelehnt oder zurückgenommen 
worden ist oder 

2. der Berechtigte (§ 2 Abs. 1 des Vermögensgeset- 
zes) zustimmt oder 

3. die Veräußerung nach § 3c des Vermögensgeset- 
zes erfolgt; sie ist im übrigen zu versagen. Die 


Grundstücksverkehrsgenehmigung kann auch er- 
teilt werden, wenn der Antrag nach § 30 Abs. 1 des 
Vermögensgesetzes offensichtlich unbegründet 
erscheint. Stimmt der Berechtigte gemäß Satz 2 
Nr. 2 zu, so ist auf seinen Antrag in dem Verfahren 
nach dem Vermögensgesetz festzustellen, ob er 
ohne die Durchführung des genehmigimgsbedürf- 
tigen Rechtsgeschäfts rückübertragimgsberechtigt 
gewesen wäre. 

(3) Bei der Prüfung gemäß Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 
bleiben Anträge außer Betracht, die die Feststellung 
eines bestimmten Grundstücks nicht erlauben, wenn 
der Berechtigte durch das Amt zur Regelung offener 
Vermögensfragen zu entsprechendem Sachvortrag 
auf gef ordert worden ist und innerhalb der nach § 31 
Abs. 1 b des Vermögensgesetzes gesetzten Frist keine 
oder keine ausreichenden Angaben hierzu macht. 

(4) Gehört das Grundstück einem Unternehmen, 
darf die Genehmigimg nur erteilt werden, wenn auch 
bei dem Landesamt zur Regelung offener Vermögens- 
fragen, in dessen Bezirk das Unternehmen seinen Sitz 
(Hauptniederlassimg) hat, ein Antrag nach § 30 Abs. 1 
des Vermögensgesetzes oder eine Mitteilung über 
einen solchen Antrag nicht eingegangen ist. 

(5) Kann die Genehmigung nicht erteilt werden, so 
setzt die zuständige Behörde das Verfahren bis zum 
Eintritt der Bestandskraft der Entscheidimg über den 
Antrag nach § 30 Abs. 1 des Vermögensgesetzes aus. 
Auf Antrag eines Beteiligten ergeht hierüber ein 
gesonderter Bescheid. Ein Vorgehen nach dem Inve- 
stitionsvorranggesetz oder § 7 des Vermögenszuord- 
mmgsgesetzes sowie für diesen Fall getroffene Ver- 
einbarungen der Beteiligten bleiben unberührt. 

§2 

Erfordernis der Genehmigung 

(1) Einer Genehmigimg bedürfen 

1. die Veräußenmg eines Grundstücks und der 
schuldrechtliche Vertrag hierüber, 

2. die Bestellung und Übertragung eines Erbbau- 
rechts und der schuldrechtliche Vertrag hierüber. 

Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn 

1. der Rechtserwerb des Veräußerers aufgrund einer 
nach dem 28. September 1990 erteilten Grund- 
stücksverkehrsgenehmigung nach diesem Gesetz 
auch in seiner vor dem . . . (Inkrafttreten) bisher 
geltenden Fassung sowie der Grundstücksver- 
kehrsverordnung oder aufgrund einer Investitions- 
bescheinigung, einer Entscheidung nach § 3 a des 
Vermögensgesetzes oder eines Investitionsvor- 
rangbescheids nach dem Investitionsvorrangge- 
setz in das Grundbuch eingetragen worden ist 
oder 

2. der Rechtserwerb des Veräußerers aufgrund einer 
Entscheidung nach § 31 Abs. 5 Satz 3 oder § 33 
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Abs. 3 des Vermögensgesetzes in das Grundbuch 
eingetragen worden ist oder 

3. der Veräußerer selbst seit dem 29. Januar 1933 
unimterbrochen als Eigentümer im Grundbuch 
eingetragen war oder zu diesem Zeitpunkt ein 
Dritter, von dem der Veräußerer das Eigentxim im 
Wege der Erbfolge erlangt hat, im Grundbuch als 
Eigentümer eingetragen war oder 

4, das Rechtsgeschäft auf die Eintragung einer Vor- 
merkimg gerichtet ist. 

Satz 2 Nummer 1 bis 4 gilt für die Bestellung oder 
Übertragung eines Erbbaurechts entsprechend. Die 
Genehmigimg des schuldrechüichen Vertrages erfaßt 
auch das zu seiner Ausführung erforderliche dinghche 
Rechtsgeschäft; die Genehmigung des dinghchen 
Rechtsgeschäfts erfaßt auch den zugrundeliegenden 
schuldrechtlichen Vertrag. Wird die Genehmigimg 
für mehrere Grundstücke beantragt, kann die Geneh- 
migung aber nicht für alle erteilt werden, so ist die 
Genehmigung auf die Einzelakte zu beschränken, für 
die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 vorliegen, 
auch wenn die fraglichen Rechtsgeschäfte in einer 
Urkunde zusammengefaßt sind. 

(2) Das Grundbuchamt darf auf Grund eines nach 
Absatz 1 genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäfts 
eine Eintragung in das Grundbuch erst vornehmen, 
wenn der Genehmigungsbescheid vorgelegt ist. Es 
darf nicht mehr eintragen, wenn die zuständige 
Behörde mitgeteilt hat, daß gegen den Genehmi- 
gungsbescheid ein Rechtsbehelf eingelegt worden ist 
und dieser aufschiebende Wirkung hat. Die zustän- 
dige Behörde hat dem Grundbuchamt die Einlegung 
eines solchen Rechtsbehelfs sowie das Entfallen der 
auf schieb enden Wirkung imverzüghch mitzuteilen. 
Der Mitteilung durch die Behörde im Sinne dieses 
Absatzes steht es gleich, wenn das Grundbuchamt auf 
anderem Wege durch öffentliche oder öffentlich 
beglaubigte Urkimde Kenntnis erlangt. Ist die Geneh- 
migung vor dem 3. Oktober 1990 erteilt worden, so 
kann das Grundbuchamt vor der Eintragung die 
Vorlage einer Bestätigung der zuständigen Behörde 
über die Wirksamkeit der Genehmigimg verlangen, 
wenn Anhaltspunkte dafür gegeben sind, daß die 
Genehmigung infolge der Einlegung eines Rechtsbe- 
helfs nach Satz 2 oder aus sonstigen Gründen nicht 
wirksam ist. 


§3 

Begriffsbestimmungen 

Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind auch 
Teüe eines Grundstücks sowie Gebäude und Rechte 
an Gebäuden oder Gebäudeteilen, die auf Grund von 
Rechtsvorschriften auf besonderen Grundbuchblät- 
tem (Gebäudegnmdbuchblätter) nachgewiesen wer- 
den. Der Veräußerung eines Grundstücks stehen 
gleich: 

1. die Einräumung oder die Veräußerung eines Mit- 
eigentumsanteils an einem Grundstück, 


2. die Übertragung von Teil- imd Wohnungseigen- 
tum an einem Grundstück. 

§4 

Inhalt der Entscheidung 

(1) In der Entscheidung ist das Grundstück zu 
bezeichnen. Die Versagimg der Genehmigung sowie 
die Aussetzung des Genehmigungsverfahrens sind zu 
begründen. 

(2) Die Genehmigung kann insbesondere in den 
Fällen des § 1 Abs. 1 Satz 2 mit Auflagen verbunden 
werden, die sicherstellen, daß der Genehmigungs- 
zweck erreicht wird. Sie sind zu begründen. 

(3) Die Entscheidung über den Antrag ist nüt einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen imd allen Ver- 
tragspartnern zuzustellen. 

§5 

Rücknahme und Widerruf der Genehmigung 

Für die Rücknahme und den Widerruf der Geneh- 
migung gelten die Bestimmungen des Verwaltungs- 
verfahrensgesetzes. Der Widerruf kann nur bis zum 
Ablauf eines Jahres nach Erteilung der Genehmigung 
erfolgen. Die Rücknahme oder der Widerruf dürfen 
nicht darauf gestützt werden, daß der gemäß § 8 
zuständigen Stelle nach Erteilung der Grundstücks- 
verkehrsgenehmigung ein Antrag nach § 30 Abs. 1 
des Vermögens gesetz es bekannt wird, der vor der 
Entscheidung bei dieser Stelle nicht eingegangen war 
oder über den dort keine Mitteilung vorlag. 

§6 

Rechtsmittel 

Für Streitigkeiten über die Erteilung der Grund- 
stücksverkehrsgenehmigung oder die Aussetzung 
des Verfahrens nach diesem Gesetz ist der Verwal- 
tungsrechtsweg gegeben. Die Vorschriften der Ver- 
waltungsgerichtsordnung über das Vorverfahren fin- 
den auch auf schwebende Beschwerdeverfahren 
Anwendung. Örtlich zuständig ist das Gericht, in 
dessen Bezirk die Stelle, die für die Erteilung der 
Gnmdstücksverkehrsgenehmigung zuständig ist, ih- 
ren Hauptsitz hat. 

§7 

Verfahren bei Aufhebung der Genehmigung 

(1) Die Rücknahme, der Widerruf oder die sonstige 
Aufhebung einer nach § 2 erforderlichen Genehmi- 
gung stehen der Wirksamkeit des genehmigungs- 
pflichtigen Rechtsgeschäfts nicht entgegen, wenn in 
dessen Vollzug die Grundbuchumschreibung erfolgt 
ist. In diesem Fall kann nach Wirksamwerden des 
Rechtsgeschäfts bei der nach § 8 zuständigen Stelle 
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die Feststellung beantragt werden, daß die Vorausset- 
zungen des § 1 inzwischen vorliegen. Diente das 
genehmigungspflichtige Rechtsgeschäft einer beson- 
deren Investition (§ 3 des Investitionsvorranggeset- 
zes), so kann bei der Stelle, die nach dem Investitions- 
vorranggesetz zuständig wäre, nachträglich nach 
Maßgabe des Investitionsvorranggesetzes ein Investi- 
tionsvorrangbescheid beantragt werden, werm das 
Fehlen der Voraussetzungen nach § 1 nicht offensicht- 
lich war. Eia eigenes Angebot des Anmelders wird ia 
diesem FaU nur berücksichtigt und genießt den Vor- 
zug nur, wenn das Vorhaben noch nicht im wesentli- 
chen durchgeführt ist, § 13 Abs. 1 Satz 3 des Investi- 
tionsvorranggesetzes gilt sinngemäß. 

(2) Von dem Zeitpimkt an, in dem die Aufhebung 
der Genehmigimg bestandskräftig wird, ist der Erwer- 
ber verpflichtet, dem Verfügungsberechtigten das 
Grundstück, soweit es ihm noch gehört, in dem 
Zustand zurückzuübereignen, in dem es sich in dem 
genannten Zeitpimkt befindet. Der Verfügungsbe- 
rechtigte ist vorbehaltlich abweichender Vereinba- 
rungen der Parteien verpflichtet, dem Erwerber den 
ihm aus der Erfüllung der Verpflichtung zur Rück- 
übertragimg entstandenen Schaden zu ersetzen, es 
sei denn, der Erwerber durfte aufgrund der Umstände 
der Erteilung der Genehmigung nicht auf deren 
Bestand vertrauen. Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
die Feststellung gemäß Absatz 1 Satz 2 unanfechtbar 
erfolgt ist oder ein bestandskräftiger Investitionsvor- 
rangbescheid gemäß Absatz 1 Satz 3 ergangen ist. Für 
die Dauer des Verfahrens nach Absatz 1 Satz 2 und 3 
kann die Erfüllung des Anspruchs nach Satz 1 verwei- 
gert werden. 

(3) Ist das Grundstück gemäß Absatz 2 Satz 1 
zurückzuübereignen, kann das Eigentum an dem 
Grundstück oder, wenn dieses noch nicht auf den 
Verfügungsberechtigten übertragen worden ist, der 
Anspruch auf Rückübereignung durch das Amt zur 
Regelung offener Vermögensfragen gemäß § 3 Abs. 1 
des Vermögensgesetzes auf den Berechtigten (§ 2 
Abs. 1 des Vermögensgesetzes) übertragen werden. 
In diesem Fall ist der Berechtigte unbeschadet des § 7 
des Vermögensgesetzes verpflichtet, dem Verfü- 
gungsberechtigten den Wert zu ersetzen, den die 
Verwendungen des Erwerbers auf das Grundstück im 
Zeitpimkt der Rückübertragung haben. Als Verwen- 
dung gilt auch die Errichtung von Bauwerken und 
Anlagen. Der Berechtigte kann in diesem Fall auf die 
Übertragung des Eigentums nach dem Vermögensge- 
setz verzichten und statt dessen Zahlung des Erlöses 
oder des Verkehrswertes verlangen, den das Grund- 
stück im Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigung 
hatte. Soweit das Grundstück oder Gebäude weiter- 
veräußert worden ist, ist der Verfügungsberechtigte 
verpflichtet, dem Berechtigten (§ 2 Abs. 1 des Vermö- 
gensgesetzes) den ihm hieraus entstehenden Schaden 
zu ersetzen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Aufhebung 
einer Genehmigung für die Bestellung oder Übertra- 
gung eines Erbbaurechts entsprechend. 


§ 8 

Zuständigkeit 

Für die Erteilung der Genehmigung sind die Land- 
kreise und die kreisfreien Städte zuständig. Soweit die 
Treuhandanstalt oder ein Treuhanduntemehmen ver- 
fügungsbefugt ist, wird die Grundstücksverkehrsge- 
nehmigung von dem Präsidenten der Treuhandanstalt 
erteilt. 

§9 

Gebühren 

(1) Die Erteilung einer Genehmigung nach § 2 ist 
gebührenpflichtig. Gebührenschuldner ist der An- 
tragsteller. Mehrere Gebührenschuldner haften als 
G esamtschuldner . 

(2) Die Gebühr ist unter Berücksichtigung des 
Grundstücks Werts an der Erteilung der Genehmigung 
festzusetzen. Die Höchstgebühr beträgt 500 Deutsche 
Mark. Die Landesregierungen, die durch Rechtsver- 
ordnung die Landesinnenverwaltungen ermächtigen 
können, werden ermächtigt, durch Rechtsverordmmg 
einen Gebührenrahmen zu bestimmen. 

(3) Landesrechtliche Regelungen über Gebühren- 
befreiungen bleiben imberührt. 

§ 10 

Verordnungsermächtigung 

Das Bimdesministerium der Justiz wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung ergänzende Bestimmungen über das Geneh- 
migungsverfahren zu erlassen und die Zuständigkeit 
des Präsidenten der Treuhandanstalt einer anderen 
Stelle der BundesfinanzverwcQtung zu übertragen. " 


ABSCHNITT 3 

Ergänzung des Zuordnungsrechts 
Artikel 16 

Änderung des Vermögenszuordnungsgesetzes 

Das Vermögenszuordnungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. August 1992 (BGBl. I 
S. 1464) wird wie folgt geändert: 

1. Vor § 1 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen" 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c werden nach 
dem Wort „Einigungsvertrages" die Worte 
„und nach § la Abs. 4" eingefügt. 
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bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Sie unterliegen in dieser Eigenschaft nur 
den allgemeinen Weisungen des Bundes- 
rainisteriums der Finanzen." 

cc) In dem bisherigen Satz 2 werden die Worte 
„des Oberfinanzpräsidenten“ durch die 
Worte „der Zuordnungsbehörde" ersetzt. 

dd) Nach Satz 3 werden folgende Sätze 4 und 5 
angefugt: 

„Zu Klagen gegen den Bescheid ist auch 
der Bund befugt. Ist in Gebieten des ehe- 
mals staatlichen und genossenschaftli- 
chen, komplexen Wohnungsbaus auf der 
Grundlage eines Zuordnungsplans im 
Sinne von § 2 Abs. 2 a bis 2 c mit der 
Beteiligimg der in § 2 Abs. 1 Satz 1 
bezeichneten Berechtigten begonnen 
worden, ist der Oberfinanzpräsident oder 
eine von ihm ermächtigte Person im Sinne 
des Satzes 1 zuständig." 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Für nicht in dem in Artikel 3 des Einigungs- 
vertrages genannten Gebiet belegene Vermö- 
gensgegenstände ist der Präsident der Ober- 
finanzdirektion Berlin zuständig. " 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „an 
Bimd," durch das Wort „an" ersetzt. 

3. § la wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 


wenn es mit Gebäuden bebaut ist, die ganz 
oder überwiegend Wohnzwecken dienen und 
am 3. Oktober 1990 nicht nur vorübergehend 
leerstanden, jedoch der Wohimutzung wieder 
zugeführt werden sollen. " 

4. Nach § la wird folgender Paragraph eingefügt: 

«§ Ib 

Abwicklung von 
Entschädigungsvereinbanmgen 

(1) Vermögenswerte, die Gegenstand der in § 1 
Abs. 8 Buchstabe b des Vermögensgesetzes 
genannten Vereinbarungen sind, sind, wenn die- 
ser nicht etwas anderes bestimmt, dem Bund 
(Entschädigungsfonds) zuzuordnen, wenn die in 
den Vereinbarungen bestimmten Zahlungen ge- 
leistet sind. Ist das Gnmdstück im Grundbuch als 
Eigentum des Volkes ausgewiesen, gelten die in 
§ 1 genannten Zuordnungsvorschriften. 

(2) Soweit eine Privatperson als Eigentümer des 
Gnmdstücks oder Gebäudes eingetragen ist, ist 
ihr Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Die Befugnisse des Bundesamtes zur Rege- 
Ixmg offener Vermögensfragen nach § 11c des 
Vermögensgesetzes bleiben unberührt, solange 
ein Zuordnungsbescheid nicht bestandskräftig 
geworden und dies dem Gnmdbuchamt ange- 
zeigt ist. " 

5, § 2 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 2 b wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 wird nach dem Wort „sein" 
folgende Halbsätze eingefügt: 


„(1) Vermögensgegenstände und -werte im 
Sinne dieses Gesetzes sind bebaute und unbe- 
baute Gnmdstücke sowie rechtlich selbstän- 
dige Gebäude und Baulichkeiten (Grund- 
stücke und Gebäude), Nutzimgsrectite und 
dingliche Rechte an Gnmdstücken und Ge- 
bäuden, bewegliche Sachen, Forderungen, 
gewerbliche Schutzrechte sowie Unterneh- 
men. Dazu gehören ferner die auf ihnen lasten- 
den Verbindlichkeiten sowie Ansprüche, 
Rechte und Pflichten aus Schuldverhältnissen, 
soweit sie ihnen wirtschaftlich zuzurechnen 
sind imd Nebenforderungen." 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Zur Wohnungswirtschaft genutztes 
volkseigenes Vermögen, das sich nicht in der 
Rechtsträgerschaft der ehemals volkseigenen 
Betriebe der Wohnungswirtschaft befand, die- 
sen oder der Kommune aber zur Nutzung 
sowie zur selbständigen Bewirtschaftung und 
Verwaltung übertragen worden war, steht 
nach Maßgabe des Artikels 22 Abs. 1 des 
Einigungs Vertrages im Eigentum der jeweili- 
gen Kommune. Artikel 22 Abs. 4 Satz 2 bis 6 
des Einigungsvertrages gilt entsprechend. Ein 
Grundstück gilt als zur Wohnungswirtschaft 
genutzt im Sinne von Satz 1 oder von Artikel 22 
Abs. 4 des Einigungsvertrages auch dann. 


„ oder den Erfordernissen des § 8 Abs. 2 des 
Bodensonderungsgesetzes entsprechen-, 
§ 5 Abs. 5 des Bodens ondenmgsgesetzes 
gilt sinngemäß. 

bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 ange- 
fügt: 

„§ 18 Abs. 3 und § 20 des Bodensonde- 
rungsgesetzes gelten mit der Maßgabe, 
daß im Falle der ergänzenden Bodenneu- 
ordnung allein die Sonderungsbehörde für 
die Fortschreibung zuständig ist, entspre- 
chend. " 

b) Dem Absatz 5 vnrd folgender Satz 3 ange- 
fügt: 


„Ist der Empfänger einer Zustellung nicht im 
Inland ansässig oder vertreten, so erfolgt die 
Zustellung, sofern nicht besondere völkerver- 
tragliche Regelungen etwas abweichendes 
vorsctireiben, nach Absendung einer Abschrift 
des Bescheides durch Aufgabe des Bescheides 
zur Post mit Einschreiben; die Zustellung gilt 
nach Ablauf von zwei Wochen ab der Aufgabe 
zur Post als erfolgt." 

6. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 3 wird aufgehoben. 
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b) Derbisherige Absatz 4 wird Absatz 3; ihm wird 
folgender Satz 2 angefügt; 

„Dies gilt auch für die Eintragimg desjenigen, 
der das Gnmdstück oder Gebäude von dem in 
dem Zuordnungsbescheid ausgewiesenen Be- 
rechtigten erwirbt, sofern der Erwerber eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
eine juristische Person des Privatrechts ist, 
deren Anteile mehrheitlich einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts gehören." 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Schiffe, Schiffsbauwerke und Straßen“. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Es wird folgender Absatz angefügt:. 

„ (2) Die in Anlage I Kapitel XI Sachgebiet F 
Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe b des Einigimgs- 
vertrages vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 889, 
1111) zum Bundesfemstraßengesetz vorgese- 
hene Maßgabe bleibt unberührt. § 6 Abs. 3 des 
Bundesfemstraßengesetzes ist jedoch für den 
Übergang des Eigentums an anderen Straßen 
als Bundes! emstraßen nach den in § 1 genann- 
ten Vorschriften entsprechend anzuwenden. 
Zuständig für die Stellung des Antrags auf 
Berichtigung des Grundbuchs ist in den Fällen 
des Satzes 2 der jeweilige Träger der Straßen- 
baulast, " 

8. Der bisherige § 8 wird § 6. 

9. Der bisherige § 9 wird § 7 und wie folgt geän- 
dert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „bleibt" durch die 
Worte „sowie Leitungsrechte und die Führung 
von Leitimgen für Ver- und Entsorgungsleitun- 
gen, die nicht zugeordnet werden können, 
bleiben" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird Absatz 2; ihm werden folgende 
Sätze 2 und 3 angefügt: 

„Die Frist kann durch Rechtsverordnung des 
Bundesnünisteriums der Finanzen bis läng- 
stens zum 31. Dezember 1995 verlängert wer- 
den, Ist im Zeitpunkt der Entscheidung ein 
Antrag nicht gestellt, kann in dem Bescheid 
gemäß § 2 ein Ausschluß der Restitution (§11 
Abs. 1) festgestellt werden; die Voraussetzun- 
gen sind glaubhaft zu machen. " 

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze ange- 
fügt: 

„(3) Dieses Gesetz gilt für Eigentumsüber- 
gänge oder eine Übertragung des Eigentums 
nach Maßgabe der Artikel 26 und 27 des 
Einigungsvertrages entsprechend. Hierbei 
kann Eigentum auch auf juristische Personen 
übertragen werden, die aus einem der darin 
genannten Sondervermögen hervorgegangen 
sind. Zuständig ist der Präsident der Ober- 
finanzdirektion. 


(4) Ein Zuordnungsbescheid kann roit 
Zustimmung des aus ihm Begünstigten geän- 
dert werden, wenn die Änderung den in § 1 
genannten Vorschriften eher entspricht. § 3 gilt 
sinngemäß. 

(5) Das Bundesmiiüsterium der Finanzen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Zuständigkeit des Präsidenten der Treuhand- 
anstalt auf eine andere Behörde der Bundes- 
finanzverwaltung zu übertragen. " 

10. Nach § 7 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Abschnitt 2 

Verfügimgsbefugnis, Förderung von 
Investitionen und kommunalen Vorhaben" 

11. § 6 wird § 8 und wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Buchstabe a wird nach den 
Worten „eingetragen sind" folgender 
Halbsatz eingefügt: 

„ oder wenn ein dingliches Nutzungsrecht 
ohne Eintragung oder bei Löschung eines 
Rechtsträgers eingetragen worden ist" 

bb) In Satz 1 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Halbsätze 
angefügt: 

„c) die Treuhandanstalt, wenn als Rechts- 
träger eine landwirtschaftliche Pro- 
duktionsgenossenschaft, ein ehemals 
volkseigenes Gut, ein ehemaliger 
staatlicher Forstwirtschaftsbetrieb 
oder ein ehemaliges Forsteinrich- 
tungsamt, ein ehemals volkseigenes 
Gestüt, eine ehemalige Pferdezuchtdi- 
rektion oder ein ehemals volkseigener 
Rennbetrieb, ein Betrieb des ehemali- 
gen Kombinats Industrielle Tierpro- 
duktion, das Ministerium für Staats- 
sicherheit oder das Amt für Nationale 
Sicherheit eingetragen ist, 

d) der Bund in allen übrigen Fällen," 

cc) Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 bis 4 
angefügt: 

„Der Bund wird durch das Bimdesvermö- 
gensamt vertreten, in dessen Bezirk das 
Grundstück liegt. Das Bundesministerium 
der Finanzen kann durch Bescheid für 
einzelne Grundstücke oder durch Allge- 
meinverfügung für eine Vielzahl von 
Grundstücken eine andere Behörde des 
Bundes oder die Treuhandanstalt als Ver- 
treter des Bundes bestimmen. Der Bund 
kann seine Verfügungsbefugnis auf ein 
Land oder eine Kommune übertragen. " 

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 des Absatzes 1 
werden Absatz 1 a. 
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c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz ange- 
fügt; 

„ (5) Die verfügende Stelle kann im Falle des 
Absatzes 4 Satz 2 anstelle der Auskehlung des 
Erlöses oder des Wertes das Eigentum an dem 
Gnmdstück, Gnmdstücksteil oder Gebäude 
oder an einem Ersatz grundstück verschaffen. 
Beabsichtigt die verfügende Stelle nach Satz 1 
vorzugehen, wird auf Antrag der verfügenden 
Stelle das Eigentum durch Zuordnimgsbe- 
scheid (§ 2) der zuständigen Behörde (§1) auf 
den Berechtigten (Absatz 4 Satz 2) übertra- 
gen." 

12. § 7 vdrd § 9. 

13. § 7a wird § 10. 

14. Nach § 10 wird folgender Abschnitt angefügt: 

„Abschnitt 3 

Inhalt und Umfang des Restitutionsanspruchs 
der öffentlichen Körperschaften 

§ 11 

Umfang der Rückübertragimg 
von Vermögenswerten 

(1) Eine Rückübertragung von Vermögensge- 
genständen nach Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 1 des 
Einigungsvertrages und Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 in 
Verbindung mit Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 1 des 
Einigungsvertrages (Restitution) ist ausgeschlos- 
sen, wenn 

1. diese bei Inkrafttreten dieser Vorschrift für 
eine öffentliche Aufgabe entsprechend Arti- 
kel 21 des Einigrmgsvertrages benötigt werden 
und nicht ohne erhebliche Beeinträchtigung 
dieser Aufgabe zurückübertragen werden 
können, 

2. diese am 3. Oktober 1990 im komplexen Sied- 
lungs- oder Wohnungsbau verwendet wurden, 
für diese konkrete Ausfühnmgsplanungen für 
die Verwendimg im komplexen Siedlungs- 
oder Wohnimgsbau Vorlagen oder wenn bei 
diesen die Voraussetzungen des § la Abs. 4 
Satz 3 gegeben sind, 

3. wenn die Vermögensgegenstände im Zeit- 
pimkt der Entscheidung über den Antrag auf 
Rückübertragimg der gewerblichen Nutzung 
zugeführt oder in eine Untemehmenseinheit 
einbezogen sind und nicht ohne erhebliche 
Beeinträchtigung des Unternehmens zurück- 
übertragen werden können (betriebsnotwen- 
dige Einrichtungen, Grundstücke oder Ge- 
bäude), 

4. eine erlaubte Maßnahme (§ 12) durchgeführt 
wird, 

5. diese im Zeitpunkt der Entscheidung bereits 
rechts geschäfthch veräußert oder Gegenstand 
des Zuschlags in der Zwangsversteigerung 
geworden sind; § 878 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Soweit der Anspruch auf Rückübertragung 
nicht nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, werden 


Vermögenswerte in dem Zustand übertragen, in 
dem sie sich im Zeitpunkt des Zuordnimgsbe- 
scheids (§ 2 Abs. 1 a Satz 3) befinden. Ein Aus- 
gleich von Verbessenmgen und Verschlechterun- 
gen imbeschadet des Satzes 3 findet nicht statt; 
bereits erfolgte Leistungen bleiben imberührt. 
Dem Verfügungsberechtigten oder Verfügungs- 
befugten kann von dem Anspruchsberechtigten 
nach erfolgter Rückübertragimg nur Ersatz für 
nach dem 2. Oktober 1990 durchgeführte Maß- 
nahmen für eine Bebauung, Modernisierung oder 
Instandsetzung und diesen nur verlangen, soweit 
sie im Zeitpunkt der Entscheidung über die Rück- 
übertragung noch werthaltig sind. Die bis zur 
Rückübertragung entstandenen Kosten für die 
gewöhnliche Erhaltung der Vermögenswerte 
sowie die bis zu diesem Zeitpunkt gezogenen 
Nutzungen verbleiben beim Verfügungsberech- 
tigten, soweit nichts anderes vereinbart ist. Über 
den Anspruch nach Satz 3 entscheidet die nach § 1 
zuständige Behörde durch gesonderten Bescheid. 
Vergleiche sind unbeschadet des § 2 Abs. 1 Satz 2 
zulässig. Die Kosten für ein Sachverständigengut- 
achten tragen der Begünstigte und der Verpflich- 
tete je zur Hälfte; die eigenen Auslagen trägt jeder 
Beteiligte selbst. 

§ 12 

Erlaubte Maßnahmen 

(1) Soweit ein Vermögensgegenstand der Resti- 
tution unterliegt oder unterliegen karm, die nicht 
nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 5 ausgeschlossen 
ist, ist eine Verfügung, eine Bebauung oder eine 
längerfristige Vermietung oder Verpachtung zu- 
lässig, wenn sie zur Durchführung einer erlaubten 
Maßnahme dienen. Erlaubt sind Maßnahmen, 
wenn sie 

1 . einem der nachfolgenden Zwecke dienen: 

a) Sicherung oder Schaffung von Arbeitsplät- 
zen, 

b) Wiederherstellung oder Schaffung von 
Wohnraum, 

c) erforderliche oder von Maßnahmen nach 
Buchstabe a oder b verarüaßte Infrastruktur- 
maßnahmen, 

d) Sanierung eines Unternehmens oder 

e) Umsetzung eines festgestellten öffentlichen 
Planungsvorhabens 

und 

2. die Inanspruchnahme des Vermögens werts 

hierfür erforderlich ist. 

(2) Eine erlaubte Maßnahme nach Absatz 1 darf 
erst ausgeführt werden, wenn sie vorher ange- 
zeigt worden und eine Wartefrist von vier Wochen 
verstrichen ist. Die Anzeige des beabsichtigten 
Vorhabens hat unter Bezeichnung des Vermö- 
gensgegenstands und des Zweckes cillgemein im 
Mitteilungsblatt des Belegenheitslandes und an 
die vor der Überführung in Volkseigentum im 
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Grundbuch eingetragene juristische Person des 
öffenüichen Rechts oder deren Rechtsnachfolger 
zu erfolgen. Auf ein Einvernehmen mit den zu 
Beteiligenden ist frühzeitig hinzuwirken. Die Frist 
beginnt bei den unmittelbar zu benachrichtigen- 
den Stellen mit dem Eingang der Nachricht, im 
übrigen mit der Veröffentlichung im Mitteilungs- 
blatt. 

(3) Ist der Anspruch auf Restitution nicht offen- 
sichthch unbegründet, untersagt die nach § 1 für 
die Entscheidimg über den Anspruch zuständige 
Stelle, in deren Bezirk der Vermögenswert liegt, 
auf Antrag des Anspruchstellers auf Restitution 
die Maßnahme, wenn sie nach Absatz 1 nicht 
zulässig ist oder der Anspruchsteller spätestens 
zwei Wochen nach Ablauf der Wartefrist (Ab- 
satz 2) glaubhaft darlegt, daß der Vermögensge- 
genstand für eine beschlossene \md unmittelbare 
Verwaltungsaufgabe dringend erforderlich ist. In 
diesem Falle ist eine angemessene Frist zur 
Durchführung zu bestimmen. 

(4) Ist ein Antrag nach Absatz 3 gestellt, darf die 
Maßnahme erst nach dessen Ablehnung durchge- 
führt werden. Die Stellung des Antrags hat der 
Antragsteller dem Verfügungsberechtigten, bis 
zu dessen Feststellung dem Verfügungsbefugten, 
mitzuteilen. 

§ 13 

Geldausgleich bei Ausschluß 
der Rückübertragimg 

(1) Derjenige, dessen Anspruch nach § 11 Abs. 1 
Nr. 3 ausgeschlossen ist oder entsprechend den 
darin enthaltenen Grundsätzen vor dem Inkraft- 
treten dieser Vorschrift bestandskräftig verneint 
worden ist, kaim von dem durch Zuordnungsbe- 
scheid festgestellten unmittelbaren oder mittelba- 
ren Eigentümer des Unternehmens Zahlimg eines 
Geldausgleichs nach Maßgabe des in § 9 Abs. 3 
des Vermögensgesetzes genannten Gesetzes ver- 
langen, sofern die Voraussetzung für den Aus- 
schluß nicht bis zum Ablauf des 29. September 
1990 entstanden sind. 

(2) Wird eine erlaubte Maßnahme durchgeführt 
oder war der Vermögenswert im Zeitpunkt 
der Entscheidimg bereits rechtsgeschäftlich ver- 
äußert, so ist der Verfügungsberechtigte, bei 
Unternehmen nur die Treuhandanstalt oder, in 
den Fällen des Artikel 22 Abs. 2 des Einigungs- 
vertrages der Bund zur Zahlung eines Geld- 
betrags in Höhe des Erlöses verpflichtet. Wird ein 
Erlös nicht erzielt oder unterschreitet dieser den 
Verkehr swert offensichtlich und ohne sachlichen 
Gnmd, den der Vermögenswert im Zeitpunkt des 
Beginns der Maßnahme hat, so ist dieser Ver- 
kehrswert zu zahlen. Dies gilt entsprechend, 
wenn mit Zustimmung des Antragstellers oder 
nach dem 3. Oktober 1990, aber vor Inkrafttreten 
dieser Vorschrift verfügt worden ist oder wenn der 
Antragsteller von seinen Rechten nach § 12 kei- 
nen Gebrauch gemacht hat. Erfolgte die Verfü- 
gung nach § 8, so ist der Verfügungsbefugte zur 
Zahlung verpflichtet; seine Verpflichtung nach 


Satz 1 tritt darm an die Stelle seiner Verpflichtimg 
nach § 8 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2. 

(3) Über Ansprüche nach dieser Vorschrift ent- 
scheidet die nach § 1 zuständige Stelle, in deren 
Bezirk der Vermögenswert hegt, durch Bescheid 
nach § 2. Unbeschadet des § 2 Abs. 1 Satz 2 sind 
Vergleiche zulässig. § 11 Abs. 2 Satz 6 gilt 
entsprechend, 

§ 14 

Schiedsgericht 

(1) Gegen Entscheidimgen nach § 12 karm das 
Schiedsgericht nach Absatz 2 angerufen werden. 
Der Antrag ist nxir innerhalb einer Frist von vier 
Wochen seit der Bekanntgabe der Entscheidimg 
nach § 12 zulässig. § 12 Abs. 4 dieses Gesetzes und 
§ 945 der Zivilprozeßordnung gelten entspre- 
chend. Das Schiedsgericht entscheidet durch 
Schiedsspruch. Der Schiedsspruch steht einem 
verwaltungsgerichtlichen Urteil gleich. Unter den 
Voraussetzungen des § 1041 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 der 
Zivilprozeßordnung karm innerhalb einer Frist 
von vier Wochen seit seiner Niederlegung die 
Aufhebung des Schiedsspruchs verlangt werden, 
wenn die Parteien nicht etwas anderes vereinbart 
haben. Für die Entscheidung über die Aufhe- 
bungsklage und die sonstigen dem staatlichen 
Gericht obliegenden Aufgaben ist das Oberver- 
waltungsgericht zuständig, in dessen Bezirk das 
Schiedsgericht seinen Sitz hat. 

(2) In jedem Land im Anwendungsbereich die- 
ses Gesetzes ist mindestens ein, nicht notwendi- 
gerweise ständiges Schiedsgericht einzurichten. 
Für das Verfahren vor dem Schiedsgericht finden 
die Vorschriften des Zehnten Buchs der Zivilpro- 
zeßordnung entsprechende Anwendung, soweit 
sich aus oder aufgrund dieser Vorschrift nicht ein 
anderes ergibt. Das Schiedsgericht entscheidet in 
der Besetzung mit drei Schiedsrichtern, von 
denen mindestens einer die Befähigung zum 
Richteramt, zum Berufsrichter oder zum höheren 
Verwaltungsdienst haben muß. 

(3) Das Bundesministerium der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung in Anleh- 
nung an die Bestimmungen des Zehnten Buchs 
der Zivilprozeßordnung die Einrichtung und das 
Verfahren des Schiedsgerichts sowie die Ernen- 
nung der Schiedsrichter zu regeln. In dieser 
Rechtsverordnung kann auch geregelt werden, ob 
imd in welcher Höhe eine Vergütimg gezahlt 
wird. 

§ 15 

Vorran0ger Übergang von Reichsvermögen 

Die §§ 11 bis 14 gelten für den vorrangigen 
Übergang von Reichsvermögen nach Artikel 21 
Abs. 3 Halbsatz 2 \md Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 in 
Verbindimg mit Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 2 des 
Einigungsvertrages sinngemäß." 
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Artikel 17 

Änderung des Zustimmungsgesetzes 
zum Aufenthalts- und Abzugsvertrag 

Dem Artikel 2 des Gesetzes zu dem Abkommen vom 
12. Oktober 1990 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland imd der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über die Bedingungen des befriste- 
ten Aufenthalts und die Modalitäten des planmäßigen 
Abzugs der sowjetischen Truppen aus dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland vom 21. Dezember 1990 
(BGBl. 1991 II S. 256) wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(3) Soweit Liegenschaften, die nicht mehr nach 
dem Vertrag in Anspruch genommen werden, gemäß 
Artikel 21 des Einigungsvertrages Bundesvermögen 
sind, kaim gemäß einer Einigung zwischen dem Bund 
imd den Ländern auf Antrag des Landes das Eigentum 
an den Liegenschaften dem Land oder, mit deren 
Zustimmimg, der Kommune, in dem oder der sie 
liegen, durch Zuordnungsbescheid übertragen wer- 
den. Für die Durchführung der Zuordnung ist das 
Vermögenszuordnungsgesetz mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß in jedem Fall der Oberfinanzpräsident 
zuständig ist. Ansprüche nach dem Vermögensgesetz 
bleiben imberührt." 


ABSCHNITT 4 
Schlußvorschriften 

Artikel 18 

Anwendung von Rechtsverordnungen; 
Neubekanntmachungen 

(1 ) Durch dieses Gesetz geänderte Teile von Rechts- 
verordnungen können nach den für den Erlaß, die 
Änderung oder die Aufhebung der Rechtsverordnung 
jeweils geltenden Vorschriften geändert oder aufge- 
hoben werden. 

(2) Soweit in Vorschriften auf Vorschriften verwie- 
sen wird, die durch dieses Gesetz eine andere Para- 
graphennummer erhalten haben, gilt dies als Verwei- 
sung auf die Vorschriften mit ihrer jetzigen Paragra- 
phennummer. 

(3) Das Bundesministerium der Justiz wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut der Grundbuchordnung, des Geset- 
zes betreffend die Erwerbs- imd Wirtschafts genossen- 
schaften imd des Vermögenszuordnungsgesetzes in 
der von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an gelten- 
den Fassung neu bekannt zu machen. 

(4) Das Bimdesministerium der Justiz wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnimg mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. die in § 121 Abs. 1 der Grundbuchordnung und in 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Grundbuchwesens vom 
20. Dezember 1963 (BGBl. I S. 986) in seiner jeweils 
geltenden Fassung an die Veränderungen der 
Lebenshaltungskosten anzupassen. 


2. Abweichungen von den Vorschriften der Gnmd- 
buchordnung zu bestimmen, die für die grund- 
buchliche Behandlung der in Artikel 231 § 5 und 
Artikel 233 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli- 
chen Gesetzbuche bezeichneten Fällen erforder- 
lich sind, insbesondere ergänzende Bestimmungen 
zu Anlegung und Gestaltung der Gebäudegrund- 
buchblätter vorzusehen. 


Artikel 19 
Überleitung 

(1) § 44 der Grundbuchordnung in der Fassung 
dieses Gesetzes ist nur auf noch nicht im Grundbuch 
vollzogene Eintragungen, Umschreibungen oder 
Neufassungen anzuwenden. 

(2) Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe j läßt bereits voll- 
zogene Eintragungen in ihrer Wirksamkeit unberührt. 
Auf Grund des Artikels 233 § 13 des Einführungsge- 
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche in der vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung auf 
Widerspruch hin begründete Vormerkungen erlö- 
schen spätestens nach Ablauf von vier Monaten von 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an. Artikel 233 § 13 
Abs. 5 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche gilt entsprechend. 

(3) § 2 Abs. 1 Satz 2 der Gnmdstücksverkehrsord- 
nung gilt vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an auch in 
laufenden Verfahren, die einzustellen sind. 

(4) In Ländern, die Landgerichte und das Oberlan- 
desgericht noch nicht eingerichtet haben, ist das 
Bodensondenmgsgesetz mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß an die Stelle des Landgerichts das Bezirks- 
gericht und an die Stelle des Oberlandesgerichts der 
besondere Senat des Bezirksgerichts tritt. 

(5) Artikel 16 ist, soweit dort nichts Abweichendes 
bestimmt ist, auf Verfahren anzuwenden, in denen bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes noch keine Entschei- 
dung der Zuordnungsbehörde ergangen ist. §§ 11 bis 
16 des Vermögenszuordnungsgesetzes gelten im 
übrigen von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an. 
Soweit in einem Land noch kein Oberverwaltungsge- 
richt besteht, tritt an seine Stelle der Senat für Ver- 
waltungssachen des Bezirksgerichts. 

(6) § 12 und § 13 Abs. 2 des Vermögenszuordnungs- 
gesetzes sind auch auf Rückübertragungsansprüche 
öffentlicher Körperschaften nach der in Anlage II 
Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III des Einigungs- 
vertrages vom 31. August 1990 (BGBl, n S. 885, 1150) 
aufgeführten Maßgabe d anzuwenden. Zuständig für 
die in § 12 Abs. 3 des Vermögenszuordnungsgesetzes 
bezeichnete Entscheidung ist der Präsident der Treu- 
handanstalt. 

(7) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Zuständig- 
keit der Zuordnimgsbehörden nach Artikel 23 1 § 8 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
auf eine andere Stelle der Bundesfinanzverwaltung zu 
übertragen. 
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Artikel 20 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Dies gilt nicht für Artikel 13 Nr, 3 
Buchstabe j, der nach Ablauf von sechs Monaten von 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes im übrigen in Kraft 
tritt. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Einleitung 

1. Für die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen 
Ländern sind die Wiederherstellung geordneter 
Eigentumsverhältnisse und ein reibungsloser Ab- 
lauf des Grundbuchverfahrens sowie der Führung 
der übrigen für das Wirtschaftsleben wichtigen 
Register, namentlich des Handelsregisters und des 
Genossenschaftsregisters, von entscheidender Be- 
deutung. Hierbei sind fünf verschiedene Problem- 
bereiche zu unterscheiden: 

— Offene Vermögensfragen 

— Zuordnung des Vermögens 

— Sachenrechtsbereinigung 

— Grundbuchwesen 

— Vermessungsfragen. 

2. a) In diesen Bereichen müssen die Regelungen des 

Einigungsvertrages in hohem Maße ergänzt und 
besondere Bereinigungsgesetze erlassen wer- 
den. Ein Teil der erforderlichen Regelungen ist 
durch das Gesetz zur Beseitigung von Hemm- 
nissen bei der Privatisierung von Unternehmen 
und zur FÖrdeiung von Investitionen vom 
22. März 1991 (BGBl. I S. 765 — Hemmnissebe- 
seitigungsgesetz) und durch das Zweite Vermö- 
gensrechtsänderungsgesetz vom 14. Juli 1992 
(BGBl. I S. 1257) geschaffen worden. 

b) Im Bereich der offenen Vermögensfragen sind 
durch das Hemmnissebeseitigungsgesetz und 
das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz 
die erforderlichen Verbesserungen und Ergän- 
zungen vorgesehen worden. 

c) Für die Vorschriften der Artikel 21 und 22 des 
Einigungsvertrages, des Treuhandgesetzes, der 
dazu ergangenen Durchführungsverordnungen 
und des Kommunalvermögensgesetzes über die 
Zuordnung des staatlichen, kommunalen und 
des Untemehmensvermögens ist mit dem 
Hemmnissebeseitigungsgesetz ein Verfahrens- 
gesetz, das Vermögenszuordnungsgesetz ge- 
schaffen worden. Dieses ist mit dem Zweiten 
Vermögensrechtsänderungsgesetz weiter aus- 
gebaut worden. Besonders zu erwähnen ist hier 
die Einfühlung einer Bescheidung durch Zuord- 
nungsplan, die die mit der notwendigen Ver- 
messung verbundenen Schwierigkeiten ver- 
meidet. 

d) Im Bereich des Sachenrechts sind durch das 
Hemmnissebeseitigungsgesetz namentlich die 
Voraussetzungen für die Begründung von Teil- 
und Wohnungseigentum an die Bedürfnisse der 


neuen Länder angepaßt worden. In einem zwei- 
ten Schritt sind durch das Zweite Vermögens- 
rechtsänderungsgesetz die ersten größeren Be- 
reinigungsregelungen erlassen worden. Das 
sind vor allem: die Heilung von Beurkundungs- 
mängeln bei Verträgen über Grundstücke in 
den neuen Ländern (Artikel 231 § 7 EGBGB), 
ergänzende Regelungen für dingliche Nut- 
zungsrechte und Mitbenutzungsrechte (Arti- 
kel 233 § 4 Abs. 3 bis 5 und § 5 Abs. 4 EGBGB) 
und Vorschriften über die Abwicklung der 
Bodenreform (Artikel 233 §§ 11 bis 16 EGBGB). 
Diese Maßnahmen müssen durch ein Sachen- 
rechtsbereinigungsgesetz ergänzt werden, das 
in Artikel 233 § 3 Abs. 2 EGBGB bereits Vorbe- 
halten ist. Mit diesem Gesetz müssen die bishe- 
rigen dinglichen Nutzungsrechte und das nut- 
zungsrechtslose Gebäudeeigentum in differen- 
zierter Weise in beschränkte dingliche Rechte 
oder in Volleigentum überführt werden. Dar- 
über hinaus müssen ungeklärte Bodeneigen- 
tumsverhältnisse bereinigt werden. Zur Vorbe- 
reitung und Absicherung dieses Gesetzes 
wurde mit dem Zweiten Vermögensrechtsände- 
rungsgesetz eine Moratoriumsregelung ge- 
schaffen (Artikel 233 §§ 2 a und 2b EGBGB 
neu). 

e) Im Bereich des Grundbuchrechts wurde im 

Hemmnissebeseitigungsgesetz zunächst eine 
normenklare Grundlage für die Einsicht in 
geschlossene Grundbücher und Gnmdakten 
eingeführt. Sie war in den neuen Ländern not- 
wendig, weil dort solche Grundbücher und 
Grundakten oft von anderen Stellen als den 
Grundbuchämtem aufbewahrt werden. Im 
Zweiten V ermögensr echtsänderungsgesetz 

wurde mit dessen Artikel 12 die Grundlage für 
den Erlaß von Überleitungsverordnungen ins- 
besondere für ungetrennte Hofräume geschaf- 
fen. Entsprechende Regelungen werden derzeit 
vorbereitet. Sie sollen Übergangsprobleme bei 
der Einfühlung des Sachenrechts in den neuen 
Ländern überwinden helfen. 

f) Der Bereich der Vermessung ist bisher durch 
Gesetze der dafür zuständigen neuen Länder 
neu organisiert worden. Diese Gesetze sind 
durch Maßnahmen der Verwaltungshilfe der 
Länder unterstützt worden. Das allein genügt 
aber nicht, die durch den erheblichen Neu- und 
Nachvermessungsbedarf entstandenen und 
entstehenden Engpässe zu vermeiden. 

3. Das Registerverfahrenbeschleunigimgsgesetz hat 
zum Ziel, vor allem in den Bereichen Grundbuch, 
Vermessung und Vermögenszuordnung für Entla- 
stung zu sorgen. Im Einzelnen ist folgendes 
geplant: 
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11« Vorgesehene Maßnahmen 
1« Grundbuchrecht 

Im Bereich des Grundbuchwesens werden neben der 
Ermöglichung der Grundbuchführung auf EDV-Basis 
das Mitteilungsrecht neu geregelt und im Zusammen- 
hang mit dem Problem der ungetrennten Hofräume 
ein Bodensonderungsverfahren vorgeschlagen. Fer- 
ner werden Eintragimgserleichterungen insbeson- 
dere in bezug auf Zustinummgserfordemisse geschaf- 
fen und technische Anpassimgsregelungen vorge- 
schlagen. 


a) EDV-Grundbuch 

Vorschriften: Artikel 1 Nr. 29; §§126 bis 134 GBO 


aa) Problemstellimg 

Von den Ländern wird seit langem gefordert, die 
Führimg der Grundbücher unter Zuhilfenahme der 
elektronischen Datenverarbeitung zu ermöglichen. 
Das Problem ist dringend geworden, weil die kurzfri- 
stige Einführung des EDV-Grimdbuchs insbesondere 
in den neuen Ländern erhebliche Kosten spart, die 
anfallen würden, wenn zimächst das Papiergrund- 
buch in allen Bereichen vollständig wieder eingerich- 
tet werden müßte und erst später das ED V-Gnmdbuch 
eingeführt würde. Auch werden hierdurch Kräfte für 
den Einsatz in den neuen Ländern freigesetzt. 


bb) Lösungsvorschlag 

Der Entwurf begnügt sich damit, lediglich eine 
Ermächtigung vorzusehen, die es den Ländern gestat- 
tet, das EDV-Grundbuch vorzuschreiben. Der Bun- 
desgesetzgeber selbst beschränkt sich darauf, die 
erforderlichen Mindeststandards insbesondere im 
Hinblick auf Datensicherheit festzuschreiben. Diese 
werden durch eine Rechtsverordmmg des Bimdesmi- 
nisteriums der Justiz näher bestimmt. 


b) Mitteilungsrecht 

Vorschriften: Artikel 1 Nm. 11, 19 und 20; §§ 12a imd 
12b, §§ 55 — 55b Grundbuchordnung 


aa) Problemstellimg 

Von datenschutzrechtlicher Seite wird die Auffassung 
vertreten, die Regelimgen des Einsichts- imd Mittei- 
lungsrechts in der Grundbuchordnung entsprächen 
nicht den Anforderungen des vom Bundesverfas- 
simgsgericht anläßlich der Volkszählimgsentschei- 
dimg entwickelten Rechts auf informationelle Selbst- 
bestinummg. 


bb) Lösimgsvorschlag 

Hinsichtlich des Mitteilimgsrechts kann auf die Vor- 
schläge des Justizmitteilimgsgesetzes zurückgegrif- 
fen werden, dessen Entwurf gegenwärtig dem Deut- 
schen Bundestag (Bundestags- Drucksache 12/3199) 
vorliegt. Für den Fall, daß der vorliegende Entwurf 
früher zur Verabschiedung gelangt, sollen diese — mit 
dem übrigen Justizmitteilimgsgesetz nicht verbimde- 
nen imd daher gesondert regelbaren — Vorschriften 
bereits jetzt in die Grundbuchordnimg eingestellt 
werden. 

Insbesondere nach der jüngsten Entscheidung des 
Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 7. Dezem- 
ber 1992 (2 ZBR 98/92, Neue Juristische Wochen- 
schrift 1993, S. 1142, 1143) muß auch eine Überarbei- 
tung des Rechts der Einsicht in das Grundbuch in 
Angriff genommen werden. Hierbei ergeben sich 
allerdings sehr schwierige praktische Fragen. Es muß 
der Schutz der personenbezogenen Daten so geregelt 
werden, daß die für den Rechtsverkehr unentbehrli- 
che Einsicht in das Grundbuch [und die Gnmdakte) 
für den Einsichtnehmenden noch nützlich imd für das 
Grundbuchamt ohne eine Vemachlässigimg der 
eigentlichen Eintragungstätigkeit handhabbar sein. 
Die bisher dazu vorliegenden Lösungsvorschläge 
genügen entweder dem einen oder dem anderen 
Anliegen nicht. Die Bimdesregierung beabsichtigt 
daher, den Entwurf eines eigenständigen Grundbuch- 
einsichtsgesetzes (GEG) alsbald vorzulegen, in dem 
mit der Neufassimg des § 12 der Grundbuchordnung 
ein Versuch eines praktischen Kompromisses gefun- 
den werden soll. 


c) Bodensonderungsverfahren 

Vorschriften: Artikel 14; §§ 1 — 22 Bodensonde- 
rungsgesetz 


aa) Problemstellimg 

In den neuen Ländern bestehen insbesondere ange- 
sichts personeller Engpässe Probleme, Grundstücks- 
Vermessungen kurzfristig durchzuführen. Gerade 
kurzfristige Grundstücksvermessungen sind aber in 
folgenden Fällen erforderlich: 

(1) Ungetrennte Hof räume 

Viele (Innenstadt-) Grundstücke in den ehemals 
preußischen Gebieten der neuen Länder sind 
nicht vermessen. Im Grundbuch ist hier jeweils nur 
der Anteil an einem ungetrennten Hofraum einge- 
tragen. Dieser ist aber nach Art und Lage nicht 
bestimmt. Die Grundstücke sind zwar grundsätz- 
lich — soweit eine Gebäudesteuerrollennummer 
eingetragen ist — gnmdbuchfähig, scheiden aber 
als Beleihungsobjekt für eine Realkreditvergabe 
aus, weil eine realistische Beleihungswertberech- 
nung nicht möglich ist. Hierfür wäre eine Vermes- 
sung und entsprechende Eintragung erforder- 
lich. 
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(2) Teilung von Großgrundstücken 

Insbesondere in den Neubaugebieten der Städte 
entsprechen die vorheuidenen Bodeneigentums- 
verhältnisse wegen Verabsäumung von Enteig- 
nungsverfahren bei der Bildung von sehr großen 
Flurstücken nicht den tatsächlichen Gegebenhei- 
ten. Eine Anpassimg würde hier grundsätzlich die 
Vermessung erfordern. 

(3) Neuordmmg der Eigentumsverhältnisse 

In den Neubaugebieten der ehemaligen DDR 
bestehen sehr oft völlig ungeordnete Eigentums- 
verhältnisse. Ehemals in Volkseigentum stehende 
imd private Flächen sind ohne Rücksicht auf 
bestehende Grundstücksgrenzen willkürlich 
überbaut worden. Die Folge hiervon sind Wohn- 
blocks, die „kreuz imd quer" auf Grundstücken 
völlig unterschiedlicher Provenienz stehen. 

Im Zuge der Sachenrechtsbereinigimg ist außer- 
dem denkbar, daß Erbbaurechte oder Ankaufs- 
rechte auf Teile des gegenwärtig genutzten 
Grundstücks beschränkt werden. 

In all diesen Fällen wäre die erforderliche Vermes- 
simg aber zeitnah nicht durchführbar. 


bb) Lösimgsvorschlag 

Mit dem Bodensonderungsgesetz wird ein Verfahren 
vorgeschlagen, in dem die Gnmdstücksgrenzen 
durch einen Sonderungsbescheid festgelegt werden. 
Der Sonderungsbescheid stellt einen Sonderungsplan 
fest, der aus einer Karte und einer Gnmdstücksliste 
besteht. Durch den Sonderungsbescheid werden die 
Grundstücke in gnmdbuchtauglicher Form festge- 
stellt, ohne daß es einer Vermessung bedürfte. Damit 
steht ein relativ einfaches Verfahren zur Verfügimg, 
das sowohl die Bestimmung imvermessener Grund- 
stücke als auch die Neuaufteilimg von Grundstücken 
im Zuge der Neuordmmg der Eigentumsverhältnisse 
sowie Teilungen oder Neuordnungen im Zuge der 
Sachenrechtsbereinigung ermöglicht. 


d) Grundbuchbereinigung 

Vorschriften: Artikel 2; §§ 1 — 10 Gnmdbuchbereini- 
gungsgesetz 

aa) ProblemsteUimg 

Die für den wirtschaftlichen Aufschwimg in den 
neuen Ländern imabdingbare Realkreditvergabe 
kann oftmals auch daran scheitern, daß die Grundbü- 
cher in den neuen Ländern sehr unübersichtlich, weil 
mit einer Vielzahl teils gegenstandsloser, teils nicht 
ohne weiteres bewertbarer Eintragungen belastet, 
sind. Es hemdelt sich hier insbesondere um Eintragun- 
gen von 

— wertbeständigen Rechten, also Rechten, die auf 
den Gegenwert einer bestimmten Menge Goldes, 
ausländischer Währung, Waren oder Dienstlei- 
stungen gerichtet sind; 


— erloschenen Rechten, bei denen der Nachweis des 
Erlöschens Schvderigkeiten bereitet, weil der Auf- 
enthaltsort des — vormals — Berechtigten bzw. 
seiner Erben unbekannt ist; 

— Rechten, die — wie Mitbenutzungsrechte — gar 
nicht eingetragen sind und daher bei einer Belei- 
hungsermittlung nicht berücksichtigt werden kön- 
nen; 

— geringwertigen Rechten. 


bb) Lösungsvorschlag 

Im Gnmdbuchbereinigimgsgesetz wird vorgeschla- 
gen, daß die wertbeständigen Rechte zu einem festen 
Satz umgerechnet werden (§ 1 bis § 4). Dabei wird für 
viele Rechte an bereits bestehende reichsrechtliche 
Regelungen angeknüpft. Durch diese Vorschriften 
wird sichergestellt, daß die Belastung durch frühere 
wertbeständige Rechte für Grundstückseigentümer 
und potentielle dingliche Gläubiger kalkulierbar ist. 

Im übrigen wird für nicht übertragbare und nicht 
vererbliche Rechte die Vermutung aufgestellt, daß 
diese nach Ablauf von 1 10 Jahren seit dem Geburtstag 
des Berechtigten erloschen sind und damit vom 
Grimdbuchamt im Wege der Berichtigung gelöscht 
werden können (§ 5). § 6 schafft über die Regelungen 
des BGB hinaus die Möglichkeit, auch Berechtigte 
unbekannten Aufenthalts (und nicht nur der Person 
nach unbekannte) im Wege des Aufgebotsverfahrens 
auszuschließen. Schließlich ivird geregelt, daß nicht 
eingetragene, aber gegenüber dem gutgläubigen 
Erwerb bestandskräftige Rechte (insbesondere Mit- 
benutzungsrechte) erlöschen, wenn sie nicht aner- 
kannt werden bzw. ihre Anerkennung — regelmäßig 
durch Klageerhebung — verlangt wird (§ 7) und daß 
dingliche Rechte, deren Nennbetrag nicht mehr als 
umgerechnet 5 000 Deutsche Mark beträgt, gegen 
Zahlung dieses Nennbetrages zuzüglich eines Drittels 
(wegen eventueller rückständiger Zinsen) abgelöst 
werden können (§ 8). 


e) Grundstücksverkehrsgenehmigung 

Vorschriften: Artikel 15, Neufassung der Grimd- 
stücksverkehrsordnung 


aa) Problemstellung 

Die Erteilung der Gnmdstücksgenehmigung bereitet 
den zuständigen Stellen immer noch Schwierigkeiten. 
Das Verfahren soll deshalb noch weiter erleichtert 
werden. 


bb) Lösungsvorschlag 

Die Gnmdstücksverkehrsgenehmigung soll immer 
dann entfallen, wenn aus dem Grundbuch bereits 
ablesbar ist, daß vermögensrechtliche Ansprüche 
nicht berührt sind. Ferner soll geregelt werden, wie zu 
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verfahren ist, wenn die Genehmigungsvoraussetzun- 
gen für nur eines von mehreren Grundstücken gege- 
ben sind, xmd wie eine Rückabwicklung von Verträ- 
gen vermieden werden kann, wenn entweder die 
Genehmigungsvoraussetzungen nachträglich einge- 
treten, oder aber die Voraussetzimgen des Investi- 
tionsvorranggesetzes zu bejahen sind. Ferner soll die 
Gebühr für die Genehmigung bimdeseinheitlich 
geregelt werden. 


f) Sonstige Verfahrensvereinfachungen 

Vorschriften: Artikel 2; §§ 9 — 10 Grundbuchbereini- 
gimgsgesetz 


aa) Problemstellung 

Probleme bereitet den Grundbuchämtem nach wie 
vor der Nachweis der Rechtsnachfolge von Genossen- 
schaften. Darüber hinaus regelt § 40 der Grundbuch- 
ordmmg zwar Ausnahmen vom Grundsatz der Vor- 
eintragung, diese Ausnahmen erfassen aber nicht alle 
FäUe, in denen ein strenges Festhalten an diesem 
Grundsatz entbehrlich ist. 


bb) Lösungsvorschlag 

Im Sachenrechtsbereinigungsgesetz werden Rege- 
lungen geschaffen, die den Nachweis der Rechtsnach- 
folge bei Genossenschaften durch eine Bescheinigung 
des Registers (regelmäßig Handelsregister) ausrei- 
chen lassen und die den Grundsatz des § 40 GBO 
ergänzen (§§ 9, 10 Grundbuchbereinigungsgesetz). 


g) Technische Anpassungen 

Vorschriften: Artikel 1 Nm. 1—18, 21—29; §§ 1— 6a, 8, 
10—11, 12a— 12c, 13, 27, 28, 31, 35, 36, 44, 56, 59, 61, 
62, 79, 88, 97, 105, 110, 116 bis 125 GBO, Nebenge- 
setze 

Bei den genannten Vorschriften handelt es sich um 
technische Vereinfachimgen bei der Anlegung von 
Gebäudegrundbuchblättem sowie um redaktionelle 
Anpassimgen an das Bundesrecht. Ferner wird die 
Ausführungsverordnung zur Gnmdbuchordnimg auf- 
gelöst, weil die Grundbuchverfügimg eine Durchfüh- 
rungsverordmmg werden soll imd daher das Fortbe- 
stehen einer selbständigen Ausführungsverordnung 
nur Verwirrung schaffen würde. 


2. Sonstige Register 

a) Handelsregister und Genossenschaftsregister 

Vorschriften: Artikel 5, 6, 7 Nr. 21; §§ 8a — 9a des 
Handelsgesetzbuchs; § 125 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit; 
§156 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- imd 
Wirtschaftsgenossenschaften 


aa) Problemstellimg 

Wie beim Grundbuch sollen die erforderlichen 
Rechtsgrundlagen für die Umstellimg des Handels- 
imd des Genossenschaftsregisters auf ein vollelektro- 
nisches System geschaffen werden. Über die Einfüh- 
nmg entscheiden die Länder. 

Es besteht erhebliches Interesse des Rechtsverkehrs, 
insbesondere der Wirtschaftsimtemehmen sowie von 
Rechtsanwälten imd Notaren, sowohl an zügigen imd 
hinsichtlich ihrer Vollständigkeit und Fehlerfreiheit 
möglichst abgesicherten Eintragungen als auch an 
einer möglichst raschen Auskunft über die relevanten 
Rechtsverhältnisse von Unternehmen. Damit einher 
geht auf seiten der Registergerichte das Interesse an 
einer Vereinfachung der internen Arbeitsabläufe ein- 
schließlich der mit der Registerfühnmg zusammen- 
hängenden Arbeiten. 


bb) Lösungsvorschlag 

Die vorgeschlagenen Vorschriften entsprechen im 
Grundsatz der Grundbuch- Automatisierung. Sie sol- 
len in das HGB, das Genossenschaftsgesetz und das 
FGG eingestellt und durch Detailregelimgen in der 
Handelsregisterverfügung (einer auf § 125 Abs. 3 
FGG gestützten Rechtsverordnimg des Bundesmini- 
steriums der Justiz) und der Verordnung über das 
Genossenschaftsregister (Rechtsverordnimg des Bun- 
desministeriums der Justiz aufgrund von § 161 Abs. 1 
des Genossenschaftsgesetzes) ergänzt werden. 

Einzig wesentlicher Unterschied zu der Grundbuch- 
Automatisierung ist die Ausgestaltung der Vorschrift 
über die Zulassung des externen Abrufs von Register- 
daten im sog. „Online "-Verfahren. Ein solcher 
Anschluß ermöglicht es dem Nutzer, von seinen 
Geschäftsräumen aus direkt die im Register gespei- 
cherten Daten abzurufen, ohne daß dazu jeweils eine 
Entscheidung des Registergerichts über den einzel- 
nen Abruf erforderlich wäre. 

Die Grundvoraussetzungen für die Zulässigkeit der 
Einrichtung eines solchen externen Abrufverfahrens 
sollen in § 9a HGB geregelt werden. Die Vorschrift 
enthält im wesentlichen folgende Regelungen: 

— Die Einrichtung externer Verfahren zum Abruf der 
Handelsregisterdaten ist in jedem Fall von einer 
Genehmigung abhängig, für die bestimmte Vor- 
aussetzungen erfüllt sein müssen. 

— Die Genehmigimg darf öffentlichen imd nichtöf- 
fentlichen Stellen erteilt werden, imd zwar den 
öffentlichen Stellen im Rahmen ihrer gesetzlichen 
Aufgabenerfüllung, den nichtöffentlichen Stellen 
zur Wahrnehmung eines berechtigten beruflichen 
oder gewerblichen Interesses. Zu ersteren gehören 
insbesondere auch Notare sowie die Industrie- und 
Handelskammern, denen im Registerverfahren 
bestimmte Mitwirkimgspflichten von Gesetzes 
wegen obliegen; zu letzteren zählen etwa Banken, 
Auskunfteien, Rechtsanwälte oder private Wirt- 
schaftsimtemehmen mit erheblichem Einsichtsbe- 
darf. 
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— Zur Vermeidung von „Suchstrategien", die mit 
den gesetzlichen Zwecken des Handelsregisters 
nicht vereinbar sind, soll die externe Abmfmög* 
lichkeit von vornherein auf die Eintragungen in 
das Register selbst beschränkt werden, darf also 
die zum Register eingereichten Unterlagen (insbe- 
sondere Gesellschaftsverträge, Gesellschafterli- 
sten, Jahres- imd Konzernabschlüsse) nicht umfas- 
sen. Außerdem soll sichergestellt sein, daß der 
Datenabruf die gesetzlichen Grenzen des Ein- 
sichtsrechts einhält. 

— Schließlich müssen die erforderlichen daten- 
schutzrechtlichen Vorkehrungen zum Schutz der 
im Handelsregister enthaltenen personenbezoge- 
nen Daten eingehalten werden. 


b) Vereinsregister 

Vorschriften: Artikel 10; §§ 55a, 79 BGB 

Entsprechend der Ermächtigimg zur Führung des 
Grundbuchs auf EDV- Basis (vgl. oben 1 a) wird durch 
die genannten Vorschriften der Landesgesetzgeber 
ermächtigt, die Führung des Vereinsregisters unter 
Zuhilfenahme der EDV vorzuschreiben. Der Bundes- 
gesetzgeber begnügt sich wiederum damit, die unbe- 
dingt einzuhaltenden Mindeststandards insbesondere 
im Hinblick auf Datensicherheit vorzugeben. 


c) Schiffsregister 

Vorschriften: Artikel 9; §§ 11, 93 Schiffsregisterord- 
nung und §§ 27, 55 der Verordnung zur Durchführung 
der Schiffsregisterordnimg 


aa) Problemstellung 

Die eindeutige Identifizierung von Seeschiffen ist 
erforderlich geworden, um der Wirtschaftskriminalität 
im Zusammenhang mit der Ladung oder den Seeschif- 
fen selbst Herr zu werden sowie die im Zusammen- 
hang mit den letzten Tankerunglücken wieder aktuell 
gewordene Einhaltung von Umweltschutz- und 
Schiffssicherheitsvorschriften sicherzustellen. 


bb) Lösimgsvorschlag 

Die Vorschriften ermöglichen die Eintragung der 
IMO-Schiffsidentifikationsnummer in das Seeschiffs- 
register und damit eine einwandfreie Identifikation 
von Seeschiffen. 

Darüber hinaus werden wie bei Grundbuchordnung, 
Handels- imd Vereinsregister die Möglichkeiten 
geschaffen, daß der Landesgesetzgeber die Führung 
des Schiffsregisters auf EDV-Basis vorschreiben 
kann. 


3. Neuerungen im Genossenschaftsrecht 

Vorschriften: Artikel 7 imd 8; §§ 11, 14, 15, 15b, 22b, 
30—32, 43a, 53, 67b, 69, 70—72, 76, 77, 77a, 93 i, 93k, 
931, 106, 147, 156, 160, 161, 163 des Gesetzes betref- 
fend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 
§ 1 1 1 der Vergleichsordnung 

a) Aufhebung der Genossenliste 
aa) Problemstellung 

Die Registergerichte sind nach geltendem Recht ver- 
pflichtet, für jede eingetragene Genossenschaft eine 
Liste der Genossen als besondere Beilage zum Genos- 
senschaftsregister zu führen. Die Führung dieser Liste 
erfordert einen erheblichen personellen Aufwand bei 
den Registergerichten. Dies gilt in besonderem Maße 
für die Registergerichte in den neuen Bundesländern, 
denn dort haben besonders viele sehr mitglieder- 
starke Genossenschaften ihren Sitz. 


bb) Lösungsvorschlag 

Die gerichtlich geführte Liste der Genossen soll auf- 
gehoben und durch eine Mitgliederliste der Genos- 
senschaft selbst ersetzt werden. Hierdurch werden die 
Registergerichte, insbesondere in den neuen Bundes- 
ländern, erheblich entlastet. 

b) Änderungen bei der Vertreterversammlung 
aa) Problemstellung 

Nach geltendem Recht ist für Genossenschaften mit 
mehr als 3 000 Mitgliedern eine Vertreterversamm- 
lung zwingend vorgeschrieben. Es hat sich herausge- 
stellt, daß auch in Genossenschaften mit über 3 000 
Mitgliedern vielfach der Wunsch besteht, eine Gene- 
ralversammlung abzuhalten, damit alle Genossen die 
Möglichkeit haben, durch persönliche Teilnahme an 
der Generalversammlung unmittelbar an der Willens- 
bildung innerhalb der Genossenschaft teilzuhaben. 

Zudem muß im Falle einer Vertreterversammlung für 
jeden Vertreter ein Ersatzvertreter gewählt werden. 
Für die Genossenschaften bereitet es teilweise erheb- 
liche Schwierigkeiten, die erforderliche Anzahl von 
Mitgliedern dazu zu bewegen, sich zur Wahl als 
Ersatzvertreter zu stellen. Denn nur ein ganz geringer 
Teil von ihnen wird überhaupt benötigt, da der 
Ersatzvertreter lediglich bei dauerndem Ausfall, d. h. 
langjähriger Krankheit, Tod oder Ausscheiden des 
gewählten Vertreters an seiner Stelle an der Vertre- 
terversammlung teilnimmt. 

bb) Lösungsvorschlag 

Der Entwurf sieht vor, es der Entscheidung der Genos- 
senschaft zu überlassen, ob sie bei mehr als 1 500 
Mitgliedern eine Vertreterversammlung vorsieht oder 
nicht. Der Entwurf verzichtet darauf, die Wahl eines 
Ersatzvertreters für jeden Vertreter zwingend vorzu- 


48 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5553 


schreiben. Es soll der Genossenschaft überlassen 
bleiben, die erforderliche Anzahl von Ersatzvertretem 
wählen zu lassen, die dann im Nachrückverfahren an 
die Stelle der weggefallenen Vertreter treten. 


4. Bereinigung von eigentumsrechtlichen 
Problemen 

In Ergänzung der insbesondere im Zweiten Vermö- 
gensrechtsändeixmgsgesetz vorgesehenen Regelun- 
gen sind weitere Vorkehrungen erforderlich, um 
Rechtsverhältnisse zu bereinigen, die noch auf dem 
Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik beruhen. Es handelt sich hier um den 
Vertragsübergang bei einem früheren umfassenden 
Recht zur Bodennutzung (Datschenmoratorium), die 
Anerkennung des Rechtsinstitutes des „Überlas- 
sungsvertrages " und um eine Heilungsvorschrift, die 
im Zusammenhang mit dem Verkauf volkseigener 
Grundstücke nach dem Verkaufsgesetz erforderlich 
geworden ist. 


a) Datschenmoratorium 

Vorschriften: Artikel 13 Nr. 2 c; Artikel 232 § 4 a 
EGBGB 


aa) Problemstellung 

Die LPG und ähnliche Genossenschaften waren in der 
ehemaligen DDR aufgrund des § 18 LPG-Gesetz 1982 
berechtigt, auch den im privaten Eigentum Dritter 
stehenden, in die LPG eingebrachten oder von dieser 
genutzten Grund und Boden zur kleingärtnerischen 
Nutzung weiter zu vergeben. Mit der Aufhebung des 
§ 18 LPG-Gesetz 1982 ist dieses Recht entfallen. Dies 
hat zu Gerichtsentscheidungen geführt, mit denen die 
kleingärtnerischen Nutzer zur Herausgabe der 
Grundstücke an den Eigentümer verurteilt wurden. 
Die Nutzer sind hier auch unter Zugixmdelegung der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 17. De- 
zember 1992 — V ZR 254/91 — nicht durch das 
Moratorium geschützt, wenn sie den Gnmd und 
Boden direkt von der Genossenschaft und nicht unter 
Zwischenschaltung einer Sparte des Verbandes der 
Kleinsiedler und Kleingärtner (VKSK) erhalten 
haben. 


bb) Lösungsvorschlag 

Es wird vorgeschlagen, die betroffenen Nutzer durch 
ein Moratorium abzusichem, das ihnen aufgrund des 
Vertrags mit der LPG ein Recht zum Besitz gegenüber 
dem Grundeigentümer gibt. Der Grundeigentümer 
soll zum Ausgleich dafür das Entgelt erhalten. 


b) Heilung von Vollmachten 

Vorschriften: Artikel 13 Nr. 1 b; Artikel 231 § 8 
EGBGB 


aa) Problemstellung 

Aufgrund des Gesetzes über den Verkauf volkseige- 
ner Gebäude vom 7. März 1990 und ähnlicher Vor- 
schriften ist vielfach auch volkseigener Gixmd und 
Boden von staatlichen Stellen der ehemaligen DDR 
veräußert worden. Die Vollmachten für die auf seiten 
der staatlichen Stellen Handelnden sind oftmals nur 
von dieser Stelle gesiegelt und vom Behördenleiter 
unterschrieben worden. Es wird daher von Gerichten 
die Auffassung vertreten, diese Vollmachten und 
damit die in Vertretung vorgenommenen Rechtsge- 
schäfte seien mangels der erforderlichen notariellen 
Beurkundung (§ 67 ZGB) unwirksam. 


bb) Lösungsvorschlag 

Es wird vorgesehen, diese formalen Mängel der 
Vertretungsmacht zu heilen. Berücksichtigt werden 
soll dabei aber auch, daß eine Reihe solcher Verträge 
zu mißbilligen sind. Für diese Verträge wird eine 
besondere Rückführungsmöglichkeit durch Bescheid 
der Zuordnungsbehörde vorgesehen. Diese soll den 
erworbenen Gegenstand „zurückholen" können, 
wenn auch noch andere Vorschriften verletzt sind. 


c) Zwangsversteigerungsfähigkeit von bebauten 
Grundstücken 

Vorschriften: Artikel 12; § 9 a EGZVG; Artikel 13 
Nr. 1 a, Artikel 231 § 5 Abs. 3-~-5 EGBGB; Nr. 3 c— e, 
Artikel 233 § 2 c, § 4 Abs. 2 und 4, § 5 Abs. 2 
EGBGB 


aa) Problemstellung 

Die Zwangsversteigerung von bebauten Grundstük- 
ken stellt die Vollstreckungsgerichte in den neuen 
Bundesländern vor größte Schwierigkeiten. Diese 
können den Wert der Grundstücke in sehr vielen 
Fällen nicht feststellen und damit das Verfahren nicht 
ZVG -konform durchführen. Sie vermögen nämlich 
nicht festzustellen, ob ein auf dem Grundstück befind- 
liches Gebäude Bestandteil des Grundstücks oder 
Gegenstand besonderen Gebäudeeigentums ist. Fer- 
ner ist nicht sichergestellt, daß der Ersteher des 
Gnmdstücks dieses frei von nicht eingetragenen und 
in das geringste Gebot nicht aufgenommenen dingli- 
chen Nutzimgsrechten und Mitbenutzungsrechten 
erhält. 


bb) Lösungsvorschlag 

Es wird vorgeschlagen, die Zwangsversteigerungsfä- 
higkeit von bebauten Grundstücken durch folgende 
Maßnahmen wieder herzustellen: 

(1) Dingliche Nutzungsrechte, Mitbenutzungsrechte 
und Gebäudeeigentum müssen aus dem Grund- 
buch des Gixmdstücks ersichtlich sein. 
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(2) Der Zuschlag in der Zwangsversteigerung muß 
zum Erlöschen von dinglichen Nutzimgsrechten, 
Mitbenutzimgsrechten imd von Gebäudeeigen- 
tum führen, die nicht im geringsten Gebot berück- 
sichtigt sind. 

(3) Der gutgläubige Erwerb von dinglichen Nut- 
zungsrechten, Mitbenutzimgsrechten und Ge- 
bäudeeigentum muß davon abhängig sein, daß 
diese im Grundbuch des Grundstücks eingetragen 
sind. 

Diese Maßnahmen sollen wie folgt umgesetzt wer- 
den: 


Zu (1) Verlautbarung der Rechte im Grundbuch 

Sie ist bei dinglichen Nutzungsrechten und Mitbenut- 
zimgsrechten derzeit möglich, nicht jedoch durchgän- 
gig bei Gebäudeeigentum. Sie soll umfassend ermög- 
licht werden durch Einfügung eines § 2 c in Artikel 
233 EGBGB (vgl. Artikel 13 Nr. 3 c). 


Zu (2) Zuschlagswirkungen 

Die Erstreckung der Zuschlagswirkungen soll mit 
dem neuen § 9 a des Einfühnmgsgesetzes zum Gesetz 
über die Zwangsversteigerung und die Zwangsver- 
waltung hergestellt werden. Hier wird auch die ver- 
fahrensmäßige Absicherung der Inhaber dieser 
Rechte vorgesehen. Gleichzeitig sollen die Ausnah- 
meregelungen für die Zwangsversteigerungen in 
Artikel 233 § 4 Abs. 4 und 5 Abs. 2 Satz 3 EGBGB 
auslaufen. 


Zu (3) Öffentlicher Glaube 

Der öffentliche Glaube des Grundbuchs soll durch 
entsprechende Vorschriften in Artikel 231 § 5 Abs. 3 
bis 5 und Artikel 233 §§ 4 und 5 EGBGB wiederher- 
gestellt werden. 

d) Überlassungsverträge 

Vorschriften: Artikel 13 Nr. 2 a; Artikel 232 § 1 a 
EGBGB 


aa) Problemstellung 

Der Überlassungsvertrag war in der ehemaligen 
DDR ein in den siebziger Jahren beliebtes Mittel, 
unter staatlicher Verwaltung stehende Westgnmd- 
stücke, die man nicht enteignen wollte, Bürgern 
der DDR auf grundsätzlich unbefristete Zeit zu 
überlassen. Im Vertrauen auf diese Überlassungsver- 
träge sind erhebliche Investitionen getätigt worden. 
Der Abschluß des Überlassungsvertrags ist einer der 
Tatbestände, an die die Moratoriumsregelung des 
Artikel 233 § 2 a EGBGB anknüpft. Der Überlassungs- 
vertrag als solcher wird nunmehr aber verschiedent- 


lich gerichtlich für unzulässig und damit nichtig 
erklärt, was zu erheblicher Rechtsunsicherheit 
führt. 


bb) Lösungsvorschlag 

Die genannte Regelung stellt klar, daß die staatlichen 
Verwalter der ehemaligen DDR grundsätzlich zum 
Abschluß von Überlassungsverträgen befugt waren 
und daß diese Überlassungsverträge formfrei abge- 
schlossen werden konnten. 


e) Altpachtverträge zu Erholungszwecken 

Vorschriften: Artikel 13 Nr. 2 b; Artikel 232 § 4 Abs. 4 
EGBGB 


aa) Problemstellung 

Gemäß Artikel 232 § 4 EGBGB richten sich Nut- 
zungsverhältnisse nach den §§ 312 bis 315 ZGB 
bis auf weiteres nach den genannten Vorschriften 
des ZGB. Vor Inkrafttreten des ZGB zum 1. Januar 
1976 abgeschlossene Pachtverträge waren nach 
§ 2 EGZGB auch nach den §§ 312 ff. zu behan- 
deln, wenn sie die Nutzung von Bodenflächen zur 
Erholung betrafen. Durch vereinzelte Gerichtsent- 
scheidungen sind solche Verträge aber — zu Un- 
recht — nicht dem Schutz des Artikels 232 § 4 
EGBGB unterworfen worden, da es sich nicht um 
Nutzungsverhältnisse nach den §§ 312 bis 315 ZGB, 
sondern um frühere Pachtverträge handele. Auf 
diese sei nach wie vor Pachtrecht anzuwenden, 
was gegenüber den §§ 312 ff. ZGB insbesondere 
die Kündigung des Vertrags erheblich erleich- 
tert. 


bb) Lösungsvorschlag 

Durch Artikel 232 § 4 Abs. 4 wird klargestellt, 
daß auch die vor dem 1. Januar 1976 geschlosse- 
nen Verträge zur nichtgewerblichen kleingärtne- 
rischen Nutzung, Erholung und Freizeitgestaltung 
nach wie vor nach den §§ 312 ff. ZGB zu beurteilen 
sind. 


5. Vermögenszuordnung 

Das Vermögenszuordnungsgesetz ist zu ergänzen. 
Die Verfügungsbefugnis ist auf alle ehemals volksei- 
genen Grundstücke zu erstrecken und die Abwick- 
lung von Entschädigimgsverträgen mit der ehemali- 
gen Deutschen Demokratischen Republik zu re- 
geln. 
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a) Verfügungsbeiugnis 

Vorschrift: Artikel 16 Nr. 11; § 6 VZOG 


aa) Problemstellung 

§ 6 VZOG klärt, wer über die dort genannten Gnind- 
stücke verfügungsbefugt ist. Es gibt aber auch ehe- 
mals volkseigene Grundstücke, für die nach dieser 
Vorschrift niemand verfügimgsbefugt ist. 


bb) Lösungsvorschlag 

Durch die genannte Ergänzung des § 6 VZOG 
wird zunächst der Katalog der Verfügungsbefugten 
erweitert imd mit der Einführung des Buchstaben d 
sichergestellt, daß der Bund in allen weiteren 
nicht ausdrücklich genannten Fällen verfügimgs- 
befugt ist. Es gibt damit in den neuen Ländern kein 
Grundstück mehr, das früher im Volkseigentum stand 
und für das nunmehr niemand verfügungsbefugt 
wäre. 


b) Auslandsgrundstücke 

Vorschrift: Artikel 16 Nr. 4; § Ib VZOG 


aa) Problemstellimg 

Seitens der DDR sind mit verschiedenen Staaten 
Entschädigungs Verträge über vermögensrechtliche 
Ansprüche geschlossen worden. Diese Verträge 
sind auslegungsbedürftig. Sie sind aber im Sinne 
eines Verzichts auf die Rechte auszulegen. Es be- 
darf einer Regelung für die Abwicklung dieser Ver- 
träge. 


bb) Lösungsvorschlag 

§ Ib VZOG bestimmt, daß die betroffenen Ver- 
mögenswerte dem Bimd (Entschädigungsfonds) 
zuzuordnen sind, wenn die in den Entschädigimgs- 
verträgen vereinbarten Bedingungen eingetreten 
sind. 


c) Restitutionsansprüche der öffentlichen 
Körperschaften 

Vorschriften: Artikel 16 Nr. 14; §§ 11 — 14 Vermögens- 
zuordnungsgesetz 


aa) Problemstellung 

Die öffentlichen Körperschaften haben nach dem 
Einigimgsvertrag einen Anspruch auf Rückübertra- 
gung der von ihnen oder ihren Rechtsvorgängem dem 


Zentralstaat überlassenen Vermögenswerte. In der 
Praxis ergeben sich zahlreiche Fragen zur Behand- 
limg dieser gesetzlich nicht näher ausgestalteten 
Ansprüche. 


bb) Lösungsvorschlag 

Der Entwurf schlägt vor, gesetzlich auszuformen, 
unter welchen Voraussetzungen diese Ansprüche 
ausgeschlossen und wie sie bis zu ihrer Bescheidung 
zu behandeln sind. 


III. Kosten 

1. Öffentliche Haushalte 

Die vorgeschlagenen Regelimgen werden insgesamt 
voraussichtlich nicht zu einer Mehrbelastung der 
öffentlichen Haushalte führen. Dies gilt auch für die 
Öffnung der Registerverfahrensvorschriften für die 
EDV. Das Bundesrecht soll nur für diese Technik 
geöffnet werden und den Ländern ermöglichen, EDV- 
Technik einzusetzen. Das Bundesrecht soll die Länder 
hierzu jedoch nicht verpflichten. Die Länder können 
deshalb nach ihren finanziellen Möglichkeiten die 
neue Technik einführen. Dies wird oft auch durch 
Umwidmung von Mitteln möglich sein, die für die 
EDV-unterstützte Technik eingesetzt werden können. 
Die Vorschriften sind notwendig, um die Investitions- 
tätigkeit in den neuen Ländern zu erleichtern. Die 
Regelungen werden sich voraussichtlich kostenmin- 
demd auswirken, weil die Register- imd Verwaltxmgs- 
verfahren gestrafft und vereinfacht werden. Den größ- 
ten Vereinfachungseffekt werden dabei die Vorschrif- 
ten über die Fühnmg der Register auf EDV, die 
Bereinigung der Gnmdbücher von überholten Rech- 
ten xmd das Bodensondenmgsgesetz haben. 


2. Auswirkung auf die Preise 

Die vorgeschlagenen Regelungen bezwecken durch 
Klärung rechtlicher Zweifelsfragen, durch eine Ver- 
einfachung der Registerführung, durch eine Bereini- 
gung der Grundbücher von überholten Rechten und 
durch ein Bodensondenmgsverfahren eine Beschleu- 
nigung dieser für die Wirtsdieift wichtigen Verfahren 
zu erreichen, ohne in die PreisgestalUmg einzugrei- 
fen. Hierdurch wird eine Entlastung erreicht, die sich 
tendenziell preissenkend auswirken dürfte; der 
Umfang läßt sich aber nicht quantifizieren. Soweit 
durch ergänzende Vorschriften über die Einsicht in 
das Gnmdbuch Mehrkosten entstehen, die in Form 
von Gebühren überwälzt werden, dürfte deren Höhe 
so gering sein, gemessen an den Gesamtkosten der 
mit der Einsicht verfolgten Ziele, daß sich insgesamt 
keine Auswirkungen auf das Preisniveau, insbeson- 
dere das Verbraucherpreisniveau ergeben dürften; im 
Einzelnen lassen sich eventuelle Preisverändenmgen 
im Vorhinein nicht quantifizieren. 
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B. Besonderer Teil 

ABSCHNITT 1 . 

Beschleunigung der Registerführung 

UNTERABSCHNITT 1 

Vereinfachung der Grundbuchführung 

L Zu Artikel 1 — (Änderung der 

Grundbuchordnung) 

1, Zu Nummer 1 — (Neufassung von § 1) 

§ 1 der Grundbuchordnung lautet in der geltenden 

Fassung: 

«§ 1 

(1) Die Grundbücher werden von den Amtsge- 
richten geführt (Grundbuchämter). Diese sind für 
die in ihrem Bezirk liegenden Grundstücke zustän- 
dig. 

(2) Liegt ein Grundstück in dem Bezirk mehrerer 
Grundbuchämter, so ist das zuständige Grundbuch- 
amt nach § 5 des Reichsgesetzes über die Angele- 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu 
bestimmen. 

(3) Die sachliche Zuständigkeit der Grundbuch- 
beamten, die Einrichtung imd die Fühnmg der 
Gmndbücher bestimmen sich, soweit sie nicht in 
diesem Gesetz geregelt sind, nach den Anordmm- 
gen des Reichsmirüsters der Justiz." 

Die vorgesehenen Änderungen beruhen auf folgen- 
den Gründen: 


Zu Absatz 1 

In Baden- Württemberg gelten eine Reihe grundbuch- 
rechtlicher Besonderheiten. Insbesondere werden die 
Grundbücher nicht von den Amtsgerichten, sondern 
von den staatlichen Grundbuchämtem in den 
Gemeinden geführt. Diese Besonderheiten sollen 
nach dem im Entwurf vorgesehenen § 142 unberührt 
bleiben. In § 1 Abs. 1 Satz 3 wird dies zusätzlich 
hervorgehoben, um in der besonders wichtigen Frage 
der Zuständigkeit auch für einen mit den Rechtsver- 
hältnissen in Baden-Württemberg nicht Vertrauten 
kenntlich zu machen, daß hier nicht von der Zustän- 
digkeit der Amtsgerichte ausgegangen werden kann. 
Entsprechendes güt für das Beitrittsgebiet (vgl. § 143 
neu). In der Änderung wird auch berücksichtigt, daß 
inzwischen die Grundbücher überwiegend in Lose- 
blattform geführt werden imd führt deshalb aus Grün- 
den der Klarstellung den Begriff des Loseblattgrund- 
buchs ein. 


Zu Absatz 2 

In Absatz 2 ist gegenüber der bisherigen Fassimg eine 
Änderung lediglich dahingehend vorgesehen, daß bei 
dem Zitat des „Reichsgesetzes" über die Angelegen- 


heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nur noch von 
„Gesetz" gesprochen wird. Dies entspricht der amtli- 
chen Bezeichnung des Gesetzes und der neueren 
Übimg bei Verweisimgen auf dieses. Daß ein Landes- 
gesetz nicht gemeint ist, dürfte nicht zweifelhaft 
sein. 


Zu Absatz 3 

Zur schnelleren imd rationelleren Grundbuchführung 
kann es zweckmäßig sein, diese einem Amtsgericht 
für die Bezirke mehrerer Amtsgerichte zu übertragen. 
Der vorgeschlagene neue § 1 Abs. 3 enthält deshalb 
eine Ermächtigung für die Landesregierungen zur 
Konzentration der Grundbuchsachen bei bestimmten 
Amtsgerichten durch Rechts Verordnung; die Ermäch- 
tigung soll auf die Landesjustizverwaltungen übertra- 
gen werden können. Dabei kann die Konzentration 
auch über die Grenzen übergeordneter Gerichte hin- 
weg erfolgen. Entsprechende Konzentrationsermäch- 
tigungen finden sich z. B. in § 1 Abs. 2 ZVG oder § 689 
Abs. 3 ZPO. 

Die Vorschrift soll nicht nur für die maschinelle 
Grundbuchführung gelten. Auch für die herkömmli- 
che Gnmdbuchführung kann sich ein Bedürfnis für 
eine solche Konzentration der Grundbuchsachen ins- 
besondere beim Einsatz moderner Textverarbeitungs- 
automaten ergeben (vgl. z. B. auch den in erster Linie 
wegen des maschinellen Mahnverfahrens eingeführ- 
ten § 689 Abs. 3 ZPO, der jedoch auch für die 
konventionelle Arbeitsweise gilt — Bundestags- 
Drucksache 7/2729, S. 97). Im übrigen werden bei 
Einführung der maschinellen Grundbuchführung 
— jedenfalls während einer Übergangszeit — bei den 
Amtsgerichten die herkömmliche imd die maschinelle 
Grundbuchführung nebeneinander bestehen. Es 
wäre unzweckmäßig, hinsichtlich solcher Amtsge- 
richte eine Zuständigkeitskonzentration nur für die 
maschinelle Grundbuchführung zuzulassen. 

Auf eine Vorschrift über die Möglichkeit der Zustän- 
digkeitskonzentration über Ländergrenzen hinweg 
(vgl. z. B. § 689 Abs. 3 Satz 3 ZPO) wurde verzichtet. 
Für das Grundbuchwesen ist gegenwärtig ein Bedürf- 
nis für eine solche Regelung nicht erkermbar. 

Zu dem Vorschlag ist darauf hingewiesen worden, daß 
nicht nur auf eine schnellere und rationellere Grund- 
buchführung, sondern auch darauf Bedacht zu neh- 
men sei, daß dem Bürger nicht unvertretbar lange 
Wege zugemutet werden. Dieser Gesichtspunkt gibt 
jedoch keinen Anlaß, von der Ermächtigung abzuse- 
hen oder sie einzuschränken, weil erwartet werden 
kann, daß der den örtlichen Verhältnissen nähere 
Verordnungsgeber die Interessen des rechtssuchen- 
den Publikums angemessen berücksichtigt. 


Zu Absatz 4 

Nach § 1 Abs. 3 bestimmen sich die sachliche Zustän- 
digkeit der Grundbuchbeamten sowie die Einrichtung 
und die Führung der Grundbücher, soweit sie nicht in 
der Grundbuchordnung geregelt sind, nach den 
Anordnungen des Reichsministers der Justiz. Auf- 
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grund dieser Ermächtigung hat der Reichsminister der 
Justiz die Verordnung zur Ausfühnmg der Grund- 
buchordnung imd die Allgemeine Verfügung über die 
Einrichtung und Führung des Grundbuchs (Grund- 
buchverfügimg) erlassen, die eine Rechtsverordnung 
ist. Die Ermächtigung ist insoweit gemäß Artikel 129 
Abs. 1 des Grundgesetzes auf das Bundesministerium 
der Justiz übergegangen, das auf ihrer Grundlage 
durch Rechtsverordnungen sowohl die Ausführungs- 
verordnung zur Grundbuchordnung (AVOGBO) als 
auch die Grundbuchverfügimg (GBVerf.) geändert 
hat. Die vorgesehene Neufassung bestimmt muunehr 
ausdrücklich, daß das Bundesministerium der Justiz 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigt ist. 

Auf die Vorschrift in § 1 Abs. 3 GBO sind daneben vom 
Reichsminister der Justiz auch Verwaltungsvorschrif- 
ten gestützt worden, wie zum Beispiel die Allgemeine 
Verfügung über die Erhaltung der Übereinstimmung 
zwischen dem Grundbuch und dem Reichskataster 
vom 20. Januar 1940. Soweit solche Verwaltungsvor- 
schriften seit Bestehen der Bundesrepublik Deutsch- 
land geändert oder durch andere ersetzt worden sind, 
ist dies durch die Länder geschehen, die sich dabei 
zum Teil ebenfalls auf § 1 Abs. 3 bezogen haben. Diese 
Fälle sind in der vorgeschlagenen Neufassung des 
geltenden § 1 Abs. 3 GBO nicht berücksichtigt, weil 
eine Ermächtigung von Landesstellen zum Erlaß von 
Verwaltungsvorschriften in einem vom Bund zu erlas- 
senden Gesetz nicht zu regeln ist. 

Verordnimgen zur Änderung der Grundbuchverfü- 
gung und der Verfügung über die grundbuchmäßige 
Behandlung der Wolmungseigentumssachen sind bis- 
her mit Zustimmung des Bundesrates erlassen worden 
(so zuletzt die Verordnung vom 23 . Juli 1 984 — BGBl. I 
S. 1025). Dementsprechend sieht die vorgeschlagene 
Fassung des § 1 Abs. 4 GBO ausdrücklich vor, daß die 
auf dieser Ermächtigung beruhenden Rechtsverord- 
nungen der Zustimmung des Bimdesrates bedürfen. 
Ein Festhalten an der bisherigen Praxis erscheint 
geboten, weil bei den ins einzelne gehenden Regelun- 
gen für die Grundbuchfühnmg den Erfordernissen der 
Praxis sachgerecht nur in enger Zusammenarbeit mit 
den Ländern entsprochen werden kann. Aus solchen 
Gründen ist auch bei der Neufassung des § 91 der 
Schiffsregisterordnung durch Artikel 1 Nr. 12 des 
Gesetzes zur Änderung der Schiffsregisterordnung 
vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 833) die Zustimmung des 
Bundesrates zum Erlaß von Rechtsverordmmgen vor- 
gesehen worden (Begründung zu Artikel 1 Nr. 12 des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der Schiffsre- 
gisterordnung, Bundestags-Drucksache 8/2515). 

Hinsichtlich des Umfangs der Ermächtigung knüpft 
die Neufassung des § 1 Abs. 4 GBO an den geltenden 
§ 1 Abs. 3 GBO an. Daß die Ermächtigung auch den 
Erlaß näherer Vorschriften über die Hypotheken-, 
Giundschuld- und Rentenschuldbriefe (hierzu §§47 
bis 53 GBVerf.) erfaßt, ist abweichend vom bisherigen 
Gesetzestext wegen der Bedeutung dieser Urkunden 
besonders hervorgehoben worden. Ausdrücklich 
erwähnt sind wegen ihrer Bedeutung für Außenste- 
hende auch die Regelungen über die Erteilung von 
Abschriften (vgl. §§ 44, 45 GBVerf.). Vorschriften über 
das Verfahren zur Beseitigung einer Doppelbuchung 
sind zur Vermeidung von Zweifeln besonders ange- 


sprochen, weil sich insoweit im geltenden § 3 Abs. 1 
Satz 3 GBO eine ausdrückliche Ermächtigung findet, 
die bei § 3 gestrichen werden soll, um Zusammenge- 
hörendes in einer Vorschrift zusammenzufassen. 
Abweichend von dem schon erwähnten § 91 der 
Schiffsregisterordmmg ist daneben nicht auch allge- 
mein der Erlaß näherer Vorschriften über das Verfah- 
ren in Grundbuchsachen besonders angesprochen. 
Der Begriff der „Führung der Grundbücher" ist durch 
die Rechtsentwicklung geprägt und erfaßt auch Vor- 
schriften, welche das Grundbuch nicht unmittelbar 
betreffen, wie die Fühnmg von Grundakten (§ 24 
GBVerf.). Benachrichtigimgspflichten des Grund- 
buchamts im Zusammenhang mit in der Grundbuch- 
verfügung geregelten Verfahren (z. B. Grundbuch- 
umschreibung oder Zuständigkeitswechsel, § 39 
Abs. 3, § 40 GBVerf.) sind jedoch besonders erwähnt. 
Im übrigen sollen die in der Grundbuchverfügimg 
enthaltenen Vorschriften über Benachrichtigungen 
(§ 39 Abs. 1, 2 und §§ 4, 41, 42 GBVerf.) in die Grund- 
buchordnurig selbst aufgenommen werden (Ände- 
rung des § 55 GBO). 

Anders als in dem geltenden § 1 Abs. 3 wird die 
Bestimmung der „sachlichen Zuständigkeit der 
Gnmdbuchbeamten" in der im Entwurf vorgesehenen 
Ermächtigung nicht mehr behandelt. Diese Zustän- 
digkeit ist gegenwärtig aufgrund des § 1 Abs. 3 GBO 
in der Ausfühnmgsverordnung zur Grundbuchord- 
nung geregelt. Der Entwurf schlägt vor, diese Zustän- 
digkeitsvorschriften in das Gesetz selbst zu überneh- 
men (Begründung zu Artikel 1 Nr. 12). 

Die Neufassung der Ermächtigung berührt die Fort- 
geltung der Grundbuchverfügung und der Verfügimg 
über die grundbuchmäßige Behandlung der Woh- 
nungseigentumssachen nicht. Sie ist jedoch die maß- 
gebliche Grundlage für künftige Änderungen dieser 
Vorschriften. 

Während die Ermächtigimgen des Reichsministers 
der Justiz zum Erlaß von Rechts Verordnungen bisher 
über die Grundbuchordnung verstreut waren (§ 1 
Abs. 3, § 2 Abs. 2 Satz 2, § 3 Abs. 1 Satz 3, § 10 Abs. 2, 
§ 12 Abs. 3, §§ 122, 124) sollen in Zukunft § 1 Abs. 3, 
§ 10 Abs. 2 und § 134 die alleinigen Ermächtigungs- 
vorschriften der Grundbuchordnung für Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministeriums der Justiz sein. 
Die Ermächtigimg in § 3 Abs. 1 Satz 3 GBO ist 
ausdrücklich in die neue Vorschrift des § 1 Abs. 4 
übernommen worden. Die Ermächtigungen in den 
§§ 122 und 124 sind entbehrlich, da die aufgrund 
dieser Ermächtigungen bisher erlassenen Vorschrif- 
ten in die Giundbuchordnung selbst übernommen 
werden sollen. 


2. Zu Nummer 2 — (Ändenmg von § 3) 

Zu Buchstabe a — Änderung von Absatz 1 

§ 3 Abs. 1 Satz 3 ermächtigt den Reichsminister der 
Justiz, das Verfahren zur Beseitigung einer Doppelbu- 
chung zu bestimmen. Die Ermächtigung, solche Vor- 
schriften durch Rechtsverordnung zu treffen, soll sich 
künftig bereits aus § 1 Abs. 3 GBO ergeben. Der 
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bisherige § 3 Abs. 1 Satz 3 GBO kann daher axif geho- 
ben werden. 


Zu Buchstabe b — Bildung von Absatz 2 neu 

Der bisherige Absatz 2 ist — ebenso wie der 
Absatz 3 — in die sonst nicht üblichen Unterabsätze 
aufgegliedert. Dies erschwert die Lesbarkeit und 
Handhabung der Vorschrift. Aus den Unterabsätzen 
sollen daher eigene Absätze gebildet werden. Unter- 
absatz a des Absatzes 2 bildet künftig allein den 
Absatz 2 der Vorschrift. 


Zu Buchstabe c — Änderung von Absatz 2 neu 

Nach dem bisherigen § 3 Abs. 2 Unterabsatz a (dem 
künftigen § 3 Abs. 2) erhalten u. a. die Grundstücke 
des Reichs ein Grundbuchblatt nur auf Antrag. 
Anstelle des Reichs ist hier der Bund zu erwähnen. 


Zu Buchstabe d — Bildimg von Absatz 3 neu 

Der bisherige § 3 Abs. 2 Unterabsatz b soll künftig 
einen eigenständigen Absatz 3 der Vorschrift bil- 
den. 


Zu Buchstabe e — Neufassung von Absatz 3 
Unterabsatz a 

Der bisherige § 3 Abs. 3 Unterabsatz a soll künftig § 3 
Abs. 4 werden. Nach der bisherigen Fassung dieser 
Vorschrift kann das Grundbuchamt, sofern dies zur 
Erleichterung des Rechtsverkehrs angezeigt und Ver- 
wirrung nicht zu besorgen ist, von der Führung eines 
Grundbuchblatts für ein Gnmdstück absehen, 

— wenn das Grundstück für sich allein nur von 
geringer wirtschaftlicher Bedeutimg ist, 

— aber den wirtschaftlichen Zwecken mehrerer 
anderer Grundstücke zu dienen bestimmt ist, 

— zu diesen in einem dieser Bestimmung entspre- 
chenden räumlichen Verhältnis und 

— im Miteigentum der Eigentümer ^eser Grund- 
stücke steht. 

Diese Voraussetzungen müssen kumulativ vorliegen. 
In diesem Fall müssen anstelle des ganzen Grund- 
stücks die den Eigentümern zustehenden einzelnen 
Miteigentumscinteile an dem dienenden Grundstück 
auf dem Grundbuchblatt des dem einzelnen Mitei- 
gentümer gehörenden Grundstücks eingetragen wer- 
den. Diese Eintragimg gilt als Grundbuchblatt für den 
einzelnen Miteigentumsanteil. 

In der Praxis wird bei der Belastung eines herrschen- 
den Grundstücks mit einem Grundpfandrecht vielfach 
auch der Miteigentumsanteil an dem dienenden 
Grundstück mitbelastet. Ist in diesen Fällen für das 
dienende Gnmdstück ein besonderes Gnmdbuchblatt 
angelegt worden, müssen die Belastungen auch in 
diesem eingetragen werden. Für die cmderen Mitei- 


gentümer wird dann aus dem Grundbuchblatt des 
gemeinschaftlichen (dienenden) Grundstücks bei- 
spielsweise mittelbar ersichtlich, wie ein Miteigentü- 
mer den Erwerb des herrschenden Grundstücks oder 
die Errichtung des darauf bestehenden Gebäudes 
finanziert hat. Dies wird nicht selten als unangemes- 
sen empfimden. 

Im Hinblick auch auf einen besseren Datenschutz soll 
die Buchung in den Gnmdbuchblättem der herr- 
schenden Grundstücke nicht mehr davon abhängig 
gemacht werden, daß sie zur Erleichterung des 
Rechtsverkehrs angezeigt ist, sondern lediglich 
umgekehrt ausgeschlossen werden, wenn dadurch 
wesentliche Erschwernisse für den Rechtsverkehr 
oder die Gnmdbuchführung zu erwarten sind. Auch 
soll auf das Erfordernis, daß das dienende Gnmdstück 
für sich allein nur von geringer wirtschaftlicher 
Bedeutimg sein darf, verzichtet werden. Eine ausrei- 
chende Einschränkung dürfte bereits dadurch erzielt 
werden, daß das Grundstück den wirtschaftlichen 
Zwecken anderer Grundstücke zu dienen bestimmt 
sein und im Miteigentum von deren Eigentümern 
stehen muß. Zusätzlich soll durch die im Entwurf 
vorgesehenen Absätze 6 und 7 auf eine solche 
Buchung hingewirkt werden. 


Zu Buchstabe / — Bildung von Absatz 5 neu 

Der bisherige § 3 Abs. 3 Unterabsatz b soll ein 
eigenständiger Absatz 5 werden. 


Zu Buchstabe g — Aufhebung von Absatz 3 
Unterabsatz c alt und 

Zu Buchstabe h — Anfügung der Absätze 6 bis 9 
neu 

Zu Absatz 6 neu 

Die vorstehend beschriebene Buchung von Miteigen- 
tumsanteilen auf den Gnmdbuchblättem von herr- 
schenden Grundstücken setzt nach dem Wortlaut des 
geltenden § 3 Abs. 3 Unterabsatz a voraus, daß die 
Miteigentumscmteile im Zeitpunkt dieser Buchung 
bestehen. Ein Bedürfnis für eine solche Buchung hat 
sich aber auch in Fällen gezeigt, in denen die herr- 
schenden Grundstücke und das dienende Grundstück 
noch einem Einzeleigentümer, etwa einem Bauträger 
gehören, demnächst aber an verschiedene Personen 
veräußert werden sollen. Die Aufteilung von Alleinei- 
gentum in Miteigentumscmteile ohne deren gleichzei- 
tige Übertragung an Dritte ist bisher im Gesetz bezüg- 
lich der Begründung von einfachem Miteigentum 
— anders als bei der Begründung von Wohnimgsei- 
gentum, § 8 WEG — grundsätzlich nicht vorgesehen 
(hierzu, auch wegen der Ausnahmen, BayObLG, 
Rpfleger 1975 S. 90). In Rechtsprechung und Schrift- 
tum wird es jedoch für zulässig gehalten, im Rahmen 
des § 3 GBO in bestimmten Fällen auch schon vor der 
Veräußerung der Miteigentumsanteile am dienenden 
Grundstück die Verselbständigung dieser Anteile 
vorzunehmen (Meikel/Nowak, Gnmdbuchrecht, 
7. Aufl., Rdnr. 45 zu § 3 GBO mit weiteren Nachwei- 
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sen). In einer Entscheidung des LG Nümberg/Fürth, 
Rpfleger 1971 S. 223, war noch angenommen worden, 
daß eine Buchung der Miteigentumsanteile auf den 
Gnmdbuchblättem der herrschenden Grundstücke 
schon möglich sei, wenn ein herrschendes Grund- 
stück mit dem dazugehörenden Miteigentumsanteil 
am dienenden Gnmdstück verkauft werde. Darüber 
hinaus wird in Entscheidungen des OLG Köln (Rpfle- 
ger 1981 S. 481) und des LG Bochum (Rpfleger 1981 
S. 299) eine solche Buchimg auch dann als zulässig 
angesehen, wenn sich die Gnmdstücke noch in der 
Hand eines Alleineigentümers befinden, ihre Veräu- 
ßenmg aber geplant ist. In diese Richtung geht wohl 
auch die Entscheidung des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts, a. a. O. Im Entwurf ist ün Anschluß an 
diese Rechtsprechimg eine ausdrückliche Bestim- 
mimg über die Zulässigkeit auch solcher Buchimgen 
vorgesehen. Dies ersdieint zweckmäßig, weil die 
Frage, ob Miteigentumsanteile auf Vorrat gebildet 
werden können, auch erhebliche materiellrechtliche 
Bedeuhmg für die Beteiligten hat. Außerdem wird 
durch die ausdrückliche gesetzliche Regelimg die aus 
Gründen des Datenschutzes wünschenswerte Bu- 
chimg nach § 3 Abs. 4 gefördert und die Grundbuch- 
führung erleichtert. Voraussetzung für die Buchung 
muß naturgemäß sein, daß der Eigentümer eine 
Bestimmung der Miteigentumsanteile und ihre 
Zuordnung zu den herrschenden Gnmdstücken 
bereits vorgenommen hat. Dies muß durch Erklärung 
gegenüber dem Gnmdbuchamt geschehen. Diese 
Erklärung stellt jedoch als solche keine rechtsge- 
schäftliche Verfügung über das Grundstück dar. Sie 
bestimmt lediglich die Art der Buchung und unterliegt 
damit nicht der Form des § 29. Dagegen dürfte es nicht 
erforderlich sein, auch den Nachweis oder die Glaub- 
haftmachung, daß die einzelnen herrschenden 
Gnmdstücke mit den dazugehörenden Miteigen- 
tumsanteilen verkauft werden sollen, zu verlangen. 
Die Voraussetzungen des § 3 Abs. 4 müssen für die 
Buchimg auf den Blättern der herrschenden Gnmd- 
stücke jedenfalls vorliegen. Dann wird in der Regel 
aber auch die Verkaufsabsicht des Eigentümers gege- 
ben sein, wenn er eine Aufteilung in Miteigentums- 
anteile erklärt. Das Entstehen des Miteigentums mit 
der Eintragung auf den Gnmdbuchblättem der herr- 
schenden Grundstücke ist im Entwurf in Anlehnung 
an die Regelung in § 8 Abs. 2 Satz 2 WEG vorgese- 
hen. 


Zu Absatz 7 neu 

Durch die im neuen Absatz 7 vorgesehene Buchung 
der Miteigentumsanteile nach § 3 Abs. 4 wird vielfach 
eine erhebliche Arbeitserspamis für das Grundbuch- 
amt erzielt, z. B., wenn die Miteigentumsanteile 
jeweils zusammen mit den Grundstücken, denen sie 
zuzurechnen sind, belastet werden. Durch eine solche 
Buchung wird auch darauf hingewirkt, daß bei Ver- 
äußerung des herrschenden Grundstücks oder Eintra- 
gung eines Erbgangs der Miteigentumsanteil nicht 
vergessen wird. Außerdem wird durch diese Form der 
Buchung in der Regel ein besserer Datenschutz 
erreicht als bei der Führung eines gemeinschaftlichen 
Grundbuchblatts für die Miteigentumsanteile (hierzu 


Begründung zu Buchstabe e). Deshalb soll diese Form 
der Buchung für die in Betracht kommenden Fälle im 
Gesetz als Regelform vorgesehen werden. 


Zu den Absätzen 8 und 9 neu 

Wie bereits dargestellt, kann das Gnmdbuchamt nach 
§ 3 Abs. 4 GBO unter bestimmten Voraussetzungen 
von der Führung eines Grundbuchblatts für ein in 
Miteigentum stehendes Gnmdstück, das den wirt- 
schaftlichen Zwecken anderer Gnmdstücke zu die- 
nen bestimmt ist, absehen und die Miteigentumsan- 
teile auf den Gnmdbuchblättem der anderen Gnmd- 
stücke buchen. Hat das Gnmdbuchamt von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht und soll über das 
dienende Gnmdstück als Ganzes verfügt werden, so 
ist jedoch nach § 3 Abs. 3 Unterabsatz c Satz 1 
geltender Fassung (wieder) ein Gnmdbuchblatt für 
das dienende Grundstück anzulegen. Diese Regelung 
ist zwingend und sieht keine Ausnahmen vor. Sie soll 
gelockert werden, weil sie sich aus den folgenden 
Gründen als nachteilig erwiesen hat: 

Wie schon erwähnt, wird in der Praxis bei Belastung 
eines herrschenden Grundstücks, etwa mit einem 
Gnmdpfandrecht, häufig auch der Miteigentumsan- 
teil an dem dienenden Gnmdstück belastet. Das 
Gnmdbuchblatt des dienenden Grundstücks kann bei 
zahlreichen Belastungen dieser Art alsbald unüber- 
sichtlich werden, wenn das Gnmdbuchamt nicht von 
der Möglichkeit des § 3 Abs. 4 und 5 Gebrauch 
gemacht hat. Eine Buchung nach diesen Vorschriften 
ist und bleibt in solchen Fällen vielfach auch dann 
zweckmäßig, wenn über das dienende Gnmdstück als 
Ganzes durch Belastung mit einem Recht verfügt 
werden soll. Dies wird durch folgendes Beispiel ver- 
deutlicht: 

Ein Gnmdstück gehört zehn Miteigentümern. Das 
Gnmdbuchamt hat von der Führung eines Gnmd- 
buchblatts für das Gnmdstück abgesehen und die 
zehn Miteigentumsanteile gemäß § 3 Abs. 5 
gebucht. Jeder der Miteigentumsanteile ist mit vier 
Grundschulden belastet. Das Gnmdstück soll nun- 
mehr als Ganzes mit einer Dienstbarkeit belastet 
werden. 

Nach § 3 Abs. 3 Unterabsatz c Satz 1 geltender 
Fassung ist in diesem Fall ein Gnmdbuchblatt 
anzulegen, in das insgesamt 41 Belastungen 
(40 Gnmdschulden und 1 Dienstbarkeit) eingetra- 
gen werden müssen. Muß hingegen kein Gnmd- 
buchblatt angelegt werden, so ist lediglich eine 
Dienstbarkeit in den zehn Gnmdbuchblättem der 
den einzelnen Eigentümern gehörenden Gnmd- 
stücke einzutragen. 

Durch die Anlegung eines besonderen Gnmdbuch- 
blatts für das dienende Grundstück würden auch 
die oben dargelegten Nachteile für den Daten- 
schutz eintreten. 

Nach der im Entwurf vorgeschlagenen Neufassung 
soll daher eine Verpflichtung des Gnmdbuchamts zur 
Anlegung eines Grundbuchblatts grundsätzlich auch 
dann nicht mehr bestehen, wenn das Grundstück als 
Ganzes belastet wird. Das schließt indessen nicht aus. 
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daß das Grundbuchamt auch in diesen Fällen ein 
neues Blatt anlegt, sofern im Einzelfall die Vorausset- 
zungen des Absatzes 4 nicht mehr vorliegen. Daß eine 
solche Anlegung auch in Zukunft in Betracht kommt, 
wird durch die Fassung des vorgeschlagenen § 3 
Abs. 9 bestätigt, wo dieser Fall ausdrücklich ange- 
sprochen ist. 

Ein neues Grundbuchblatt für das dienende Grund- 
stück soll auch nach der Neiifassimg stets angelegt 
werden, wenn der Fall des neuen Absatzes 8 des § 3 
(bisher Absatz 3 Unterabsatz c Satz 2) vorliegt oder 
wenn das Grundstück als Ganzes veräußert wird. 

Im Entwurf ist nicht besonders vorgesehen, daß, außer 
im Falle der Veräußerung, auch bei einer Belastimg 
des dienenden Grundstücks mit einem Erbbaurecht 
für das Grundstück stets ein Grundbuchblatt anzule- 
gen ist. Daß an einem nach § 3 GBO auf den Blättern 
der herrschenden Grundstücke gebuchten Miteigen- 
tumsgrundstück ein Erbbaurecht bestellt wird, dürfte 
in der Praxis kaum Vorkommen. Selbst wenn dies der 
Fall wäre, würden dann wohl kaum noch die Voraus- 
setzimgen vorliegen, unter denen das Grundbuchamt 
gemäß § 3 Abs. 4 von der Fühnmg bzw. Wiederanle- 
gung eines besonderen Grundbuchblatts absehen 
würde. 

Die in dem neuen Absatz 9 vorgesehene Regelimg soll 
die erforderhche Klarheit der Eintragimgen sichern. 
Eine besondere Kenntlichmachung einer Belastimg 
des gesamten Grundstücks kommt nicht in Betracht, 
soweit ein Grundpfandrecht besteht, das auf den 
einzelnen Miteigentumsanteilen als Gesamtrecht 
lastet imd bei diesen Anteilen als solchen nach § 48 
kennüich zu machen ist. Dies wird im Entwurf beson- 
ders hervorgehoben. 


3. Zu Nummer 3 — (Neufassung von § 4 Abs. 2) 

Nach § 4 Abs. 1 kann über mehrere Grundstücke 
desselben Eigentümers, deren Grimdbücher von 
demselben Grundbuchamt geführt werden, ein 
gemeinschaftliches Grundbuchblatt geführt werden, 
solange hiervon Verwirrimg nicht zu besorgen ist 
(Personalfolium). Nach § 4 Abs. 2 gilt dasselbe, wenn 
die Grundstücke „zu einer Reichsheimstätte, einem 
Erbhof oder einem Familienfideikommiß gehören 
oder in ähnlicher Weise rechtlich miteinander verbun- 
den sind (z. B. Waldgut, Schutzforst), auch wenn ihre 
Grundbücher von verschiedenen Grundbuchämtem 
geführt werden" . In diesen Fällen ist, wenn es sich um 
eine Reichsheimstätte oder einen „Erbhof" handelt, 
das Grundbuchamt zuständig, welches das Grund- 
buch über die Hofstelle führt; im übrigen ist das 
zuständige Grundbuchamt nach § 5 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zu bestimmen. 

Der Entwurf sieht vor, § 4 Abs. 2, der 1935 in die 
Grundbuchordnung aufgenommen worden ist, an die 
veränderte Rechtslage in den in der Vorschrift 
bezeichneten besonderen Sachgebieten anzupas- 
sen. 

1, a) Soweit die Vorschrift von Erbhöfen spricht, 
waren hiermit die Erbhöfe im Sinne des Reichs- 


erbhofgesetzes vom 29. September 1933 
— RGBl. I S. 685 — gemeint. Das Reichserbhof- 
gesetz ist durch Artikel I des Kontrollratsgeset- 
zes Nr. 45 vom 20. Februar 1947 „einschließlich 
aller zusätzhchen Gesetze, Ausfühnmgsvor- 
sctiriften, Verordnungen und Erlasse" aufgeho- 
ben worden. Gleichzeitig wurden durch Arti- 
kel II des KontroUratsgesetzes Nr. 45 die am 
1. Januar 1933 in Kraft gewesenen Anerbenge- 
setze wieder in Kraft gesetzt. Im Gebiet der 
früheren britischen Besatzungszone wurden 
diese jedoch gleichzeitig durch die Militärregie- 
rungs-Verordnung Nr. 84 durch die Höfeord- 
nung ersetzt. Diese gilt heute in der Fassimg der 
Bekanntmachimg vom 26. Juli 1976 (BGBL I 
S. 1933) imd zwar für die in den Ländern 
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein- Westfa- 
len und Schleswig-Holstein gelegenen Höfe. 
Soweit im übrigen Bimdesgebiet Anerbenvor- 
schriften in Betracht kommen, sind diese landes- 
rechthcher Natur. 

b) Nach § 7 der für die Länder Hamburg, Nieder- 
sachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig- 
Holstein geltenden Verfahrensordnung für Hö- 
fesachen (Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 
1976 — BGBl. I S. 881, 885) sind die zum Hofe 
gehörenden Grundstücke desselben Eigentü- 
mers auf Ersuchen des Landwirtschaftsgerichts 
auf einem besonderen Grimdbuchblatt einzu- 
tragen; das Ersuchen ist von Amts wegen zu 
stellen. Eine besondere Regelung für die Fälle, 
in denen der Hof in den Bezirken mehrerer 
Grundbuchämter liegt, enthält diese Spezialre- 
gelimg nicht. Ob insoweit § 4 Abs. 2 GBO 
angewandt werden kann, wird im Schrifttum 
unterschiedhch beantwortet. Hesse/Saage/Fi- 
scher, GBO, 4. Aufl., Anfn, III zu § 4 GBO führen 
zwar aus, mit dem Inkrafttreten des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 45 sei die Rechtsgrundlage für die 
Zuständigkeit des Grundbuchamts der Hof- 
stelle bezüglich der im Bezirk anderer Grund- 
buchämter belegenen Grundstücke entfallen, 
nehmen aber an, daß § 4 Abs. 2 GBO auf Höfe im 
Sinne der Höfeordmmg anwendbar sei. Lange/ 
Wulff/Lüdtke-Handjery, Höfeordmmg, 8. Aufl,, 
Anm. III zu § 1 sind der Auffassung, daß bei zum 
Hof gehörenden Grundstücken im Bezirk ver- 
schiedener Grundbuchämter § 4 GBO, wonach 
das Grundbuchamt, bei dem das Grundbuch- 
blatt für die Hof stelle geführt werde, zuständig 
ist, auch für Höfe anwendbar sei. Von dieser 
Auffassimg geht wohl auch das Bayerische 
Oberste Landesgericht in der Entscheidung 
BayObLGZ 1974 S. 25 aus. Demgegenüber führt 
Eickmann in Kimtze/Ertl/Herrmaim/Eickmaim, 
Gnmdbuchrecht, 3, Aufl., Rdnr. 9 zu § 4 GBO 
aus, daß mit der Aufhebung des Reichserbhof - 
gesetzes die Zuständigkeit des Grundbuchamts 
der Hofs teile bezüghch der in anderen Grund- 
buchamtsbezirken belegenen Grundstücke 
weggefallen sei, ohne für die Höfeordnung oder 
andere Anerbengesetze noch zusätzliche Darle- 
gimgen zu machen. Nach Meikel/Böttcher, 
Gnmdbuchrecht, 7. Aufl., Rdnr. 30 zu § 4 GBO 
hat § 4 Abs. 2 bei Erbhöfen jetzt keine unmittel- 
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Örtlich zuständigen Grundbuchamt gebuchten 
Hofgrundstücke in dem gemeinschaftlichen 
Blatt zu löschen und in das Grundbuch des 
Grundbuchamts zu übernehmen sind, in dessen 
Bezirk sie liegen. 

Der Entwurf bezieht diese Vorschriften mit der 
allgemeinen Wendung „in ähnlicher Weise 
bundes- oder landesrechtlich miteinander ver- 
bunden" pauschal mit ein. Er ermöglicht damit 
die Führung eines gemeinschaftlichen Grund- 
buchblatts, ohne seine Einrichtung zwingend 
vorzuschreiben. So werden Kollisionen mit dem 
Landesrecht vermieden. 


bare Bedeutung mehr; es sei vielmehr auf das 
Landesrecht zurückzugreifen. 

Das gemeinsame Merkmal für die Anwen- 
dungsfälle des § 4 Abs. 2 wird „in der Verbin- 
dung der Gnmdstücke zu einer rechtlichen 
Einheit, die sachenrechtlichen Sondervorschrif- 
ten, insbesondere bezüglich der Veräußerung 
und Belastung, unterworfen ist," gesehen 
(Hesse/Saage/Fischer, a. a. O., Anm. II zu § 4 
GBO). Ob dieser Grundgedanke bei Höfen im 
Sinne der Höfeordnung noch zutrifft, könnte 
deshalb zweifelhaft sein, weil die für die Höfe 
geltenden Bestimmungen anders als das frü- 
here Reichserbhof gesetz (dort § 37) besondere 
Beschränkungen der Veräußerung und Bela- 
stung grundsätzlich (Besonderheiten finden 
sich insoweit etwa in § 31 des Grundstücksver- 
kehrsgesetzes) nicht mehr vorsehen. Der Ent- 
wurf schlägt jedoch gleichwohl vor, in der 
Vorschrift anstelle der früheren Erbhöfe die 
Höfe zu erwähnen. Denn der dem § 7 der 
Verfahrensordnung für Höfesachen zugnmde- 
liegende Gesetzeszweck trifft auch dann zu, 
wenn die Grundstücke im Bezirk mehrerer 
Grundbuchämter liegen. Um in diesen Fällen 
eine gemeinsame Buchung zuzulassen, bedarf 
es aber der Ergänzimg des erwähnten § 7 durch 
§ 4 GBO. Im übrigen spricht für die Zulassung 
dieser Buchungsform bei Höfen auch, daß in 
Anbetracht des bisherigen Meinungsstandes im 
Schrifttum wohl mit einer nicht unbeträchtli- 
chen Zahl bestehender Buchungen dieser Art 
gerechnet werden muß und in diesen rechtstat- 
sächlichen Zustand nicht ohne zwingende 
Gründe eingegriffen werden sollte, 

c) Bezüglich der Anerbengesetze in anderen Bim- 
desländem vertreten Hesse/Saage/Fischer, 
a. a. O., Anm. III zu § 4 GBO die Auffassung, daß 
§ 4 Abs. 2 auf Höfe im Sinne der Höfeordnimg 
des Landes Rheinland-Pfalz sowie auf die würt- 
tembergischen Anerbengüter und die hessi- 
schen Landgüter anwendbar sei. Zur Unterstüt- 
zung dieser Ansicht kann auch insoweit die 
erwähnte Entscheidung des Bayerischen Ober- 
sten Landesgerichts herangezogen werden. 
Demgegenüber kann aus den erwähnten Aus- 
führungen in dem Kommentar von Kuntze/ 
Ertl/Herrmann/Eickmann wohl eher die gegen- 
teilige Auffassung entnommen werden. In § 8 
der rheinland-pfälzischen Landesverordnimg 
über die Höferolle in der Fassung vom 14. März 
1967 — GVBl. S. 144 — ist vorgesehen, daß die 
zum Hofe gehörenden Grundstücke von Amts 
wegen auf besondere Grundbuchblätter einge- 
tragen werden. In § 3 derselben Verordnung 
wird in der Vorschrift über die Zuständigkeit der 
Grundbuchämter zur Führung der HöferoUe 
gesagt, daß das Grundbuchamt der Hofstelle 
auch für die in den Bezirken anderer Grund- 
buchämter des Landes Rheinland-Pfalz gelege- 
nen Hofgrundstücke zuständig ist. Für das 
Gebiet des früheren Landes Württemberg- 
Baden sah § 2 der Verordmmg Nr. 235 vom 
21. August 1947 (Reg. Bl. S. 1088) vor, daß die 
gemäß § 4 GBO bei einem anderen als dem 


2. Familienfideikommisse sind in der vom Entwurf 
vorgeschlagenen Neufassimg nicht mehr erwähnt, 
weil sie entweder aufgehoben sind oder, soweit die 
Fideikommißauflösung noch nicht abgeschlossen 
ist, jedenfalls nicht auf Dauer Bedeutung behalten 
(zur Auflösimg der Familienfideikommisse im ein- 
zelnen Staudinger-Promb er ger, BGB, 10. /ll. Aufl., 
Anmerkungen zu Artikel 59 EGBGB). Soweit 
Beschränkimgen nach Fideikommißrecht noch 
Bedeutung haben sollten, genügt auch hier die 
allgemeine Erfassung der Grundstücke, „die in 
ähnlicher Weise bundes- oder landesrechtlich mit- 
einander verbunden sind". Das gleiche gilt für die 
im Rahmen der Fideikommißauflösung ebenfalls 
zu beseitigenden und daher ebenfalls nicht mehr 
erwähnten Waldgüter (hierzu Hesse/Saage/ 
Fischer, a. a. O., Anm. III zu § 4 GBO). Die Bildung 
neuer Schutzforste nach den Vorschriften über die 
Fideikommißauflösung dürfte heute nicht mehr in 
Betracht kommen, wohl aber muß damit gerechnet 
werden, daß bereits gebildete Schutzforste noch 
bestehen (Nachweise bei Promberger a. a. O., 
Rdnm. 57 — 60). Außerdem wird in forstrechtlichen 
Bestimmungen der Länder teilweise die Bildung 
von Schutzforsten vorgesehen, für die dann die 
Regelungen der Schutzforstverordnung für ent- 
sprechend anwendbar erklärt werden (etwa § 55 
des Hessischen Forstgesetzes i. d. F. vom 4. Juli 
1978, GVBl. S. 424, 584). 


4. Zu Nummer 4 — (Ändenmg von § 5) 

Zu Buchstabe a — Änderung von Absatz 1 neu 

Buchstabe a dient der Anpassung des Zitats des FGG 
an die heutige Übung (hierzu Begründimg zu § 1 
Abs. 2). 


Zu Buchstabe b — Anfügimg von Absatz 2 neu 

Durch die Vorschrift wird die Möglichkeit zur Verei- 
nigimg von Grundstücken eingeschränkt. 

Das Bürgerliche Gesetzbuch gestattet es dem Eigen- 
tümer, mehrere Grundstücke zu einem Grundstück zu 
vereinigen (§ 890 Abs. 1 BGB) oder ein Grundstück 
einem anderen als Bestandteil zuschreiben zu lassen 
(§ 890 Abs. 2 BGB), Die Regelung des BGB erfährt eine 
Einschränkung durch die Vorschriften der Grund- 
buchordnung. Nach § 5 Satz 1 und § 6 Satz 1 GBO soll 
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eine Vereinigxmg oder Zuschreibung nur erfolgen, 
wenn hiervon Verwirrung nicht zu besorgen ist. 

Nicht erforderlich ist es nach diesen Bestimmungen, 
daß die Grundstücke räumlich oder wirtschaftlich 
ziisammenhängen oder daß sie in demselben Grund- 
buchamtsbezirk liegen. Die Möglichkeit, daß sie in 
verschiedenen Bezirken belegen sind, ist in § 5 Satz 2 
und § 6 Satz 2 sogar ausdrücklich berücksichtigt. 
Ebenso stehen unterschiedliche Belastimgen der Ver- 
einigimg oder Zuschreibung grundsätzlich nicht ent- 
gegen. 

Engere Voraussetzungen als in der Grundbuchord- 
nung können durch den Landesgesetzgeber aufge- 
stellt werden, da nach Artikel 119 Nr. 3 EGBGB 
landesrechtliche Vorschriften, welche die Vereini- 
gung oder Zuschreibung untersagen oder beschrän- 
ken, unberührt geblieben sind. Die Länder können 
insoweit auch neue Vorschriften erlassen (Artikel 1 
Abs. 2 EGBGB). 

Regelungen, welche die Vereinigung oder Zuschrei- 
bung einschränken, finden sich aufgrund des erwähn- 
ten Vorbehalts in Artikel 119 Nr. 3 EGBGB schon 
bisher in einzelnen Landesrechten. Hinzuweisen ist 
hier auf § 30 des baden-württembergischen Ausfüh- 
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
26. November 1974 (GBl. S. 498) und auf § 19 des 
rheinland-pfälzischen Gesetzes zur Ausführung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 18. November 1976 
(GVBl. S. 259). 

Nach der bezeichneten Vorschrift von Baden- Würt- 
temberg ist die Vereinigxmg mehrerer Grundstücke 
und die Zuschreibung eines Grundstücks zu einem 
anderen zulässig, wenn die beteiligten Grundstücke 
in demselben Grundbuchbezirk liegen, unmittelbar 
aneinandergrenzen und nicht mit unterschiedlichen 
Grundpfandrechten belastet sind. Grenzen die 
Grundstücke nicht unmittelbar aneinander, soll eine 
Vereinigxmg oder Zuschreibxmg nur erfolgen, wenn 
hierfür, insbesondere wegen der Zusammengehörig- 
keit baxdicher Anlagen und Nebenanlagen, ein erheb- 
liches Bedürfnis besteht. Nach der erwähnten Vor- 
schrift des Landes Rheinland-Pfalz ist die Vereinigung 
oder Zuschreibung grundsätzlich nxir zxilässig, wenn 
die Grundstücke in demselben Grxmdbuchbezirk lie- 
gen und nicht oder nur mit denselben Rechten belastet 
sind. 

Die Arbeiten an einer Automation des Grundbuchwe- 
sens in Form der Integration mit dem Liegenschafts- 
kataster haben gezeigt, daß sich Schwierigkeiten 
ergeben, wenn ein Grundstück in den Bezirken meh- 
rerer Grxmdbuchämter oder mehrerer für die Fühnmg 
des Liegenschaftskatasters zuständiger Stellen liegt. 
Daher ist es zweckmäßig, für die Zxikunft die Entste- 
hung neuer Grundstücke, die über die Grenzen eines 
Grxmdbuchamtsbezirks oder Katasteramtsbezirks 
hinausgehen, für den Regelfall auszuschließen. Für 
die Grundstückseigentümer ist dies hiimehmbar, weil 
die Verweigerung der Vereinigxmg oder Zuschrei- 
bung (von dem noch zu behandelnden Fedl des Woh- 
nungseigentums abgesehen) im allgemeinen die Nut- 
zung der Grundstücke nicht einschränkt. Auch ist 
insoweit bisher nicht bekannt geworden, daß die 


erwähnten landesrechtlichen Vorschriften von Ba- 
den-Württemberg und Rheinland-Pfalz zu Schwierig- 
keiten geführt hätten. Der Entwxirf ist, soweit an 
Bezirksgrenzen angeknüpft wird, auch weniger ein- 
schneidend als die erwähnte Vorschrift von Rhein- 
land-Pfalz, weil er nicht an den Grxmdbuchbezirk (das 
ist der Bezirk der Gemeinde oder eines Teils einer 
Gemeinde) sondern an den größeren Grundbuch- 
amtsbezirk (das ist außerhalb von Baden- Württem- 
berg der Bezirk des Amtsgerichts) anknüpft. 

Für eine natürliche Betrachtungsweise kommt eine 
Vereinigxmg oder Zuschreibung in erster Linie daim 
in Betracht, wenn die Grundstücke aneinandergren- 
zen. Axif diese Weise wird auch eine übereinstim- 
mende Festlegxmg von Grundstücks- xmd Flurstücks- 
grenzen ermöglicht. Daher sollte grundsätzlich ein 
Aneinandergrenzen der Grundstücke zur Vorausset- 
zung der Vereinigxmg oder Zxischreibxmg gemacht 
werden, wie es in dem erwähnten baden-württember- 
gischen Gesetz bereits vorgesehen ist. § 5 Abs. 2 Satz 1 
GBO in der Fassung des Entwxirfs sieht daher eine 
entsprechende Einschränkung vor. 

Andererseits kann diese Regelung nicht ohne Aus- 
nahme bleiben. Es gibt Fälle, in denen die Möglichkeit 
der Vereinigxmg auch nicht aneinandergrenzender 
Grundstücke zweckmäßig und für den Grxmdstücks- 
eigentümer xmverzichtbar ist. Das güt etwa dann, 
wenn Stellplätze baxirechtlich nachgewiesen werden 
müssen. Hier würde das Vorhandensein eines Gara- 
gengrundstücks allein nicht immer genügen, weil es 
gesondert veräußert werden könnte. Deshalb verlan- 
gen die Baubehörden hier oft eine Vereinigxmg, xim 
dann durch Verweigerung der Teilxmgsgenehmigxmg 
sicherstellen zu können, daß die Grundstücke verbun- 
den bleiben. Ähnliches würde für Grundstücke gel- 
ten, auf denen Mülltonnen abgestellt werden. Ein 
wirtschaftliches Interesse an einer Vereinigxmg ist 
auch anzunehmen, wenn an den beteiligten Grimd- 
stücken Wohnxmgs- oder Teileigentum begründet 
werden soll. Denn hierfür ist eine vorherige Vereini- 
gxmg oder Zuschreibung wegen § 1 Abs. 4 des 
Wohnxmgseigentximsgesetzes (WEG) erforderlich. 
Dem Eigentümer soll die Möglichkeit einer Bildung 
von Wohnxmgs- oder Teileigentxim nicht deshalb 
genommen werden, weil sein Grundbesitz von der 
Grenze des Kataster- oder Grxmdbuchamtsbezirks 
durchschnitten wird. Einer Wohnxmgs- oder Teilei- 
gentümergemeinschaft soll ferner die Möglichkeit 
verbleiben, ein Grundstück zur Erweiterung der 
Anlage hinzxizuerwerben. Diese Ausnahmen können 
durch Übernahme der baden-württembergischen 
Regelxmg, die sich bewährt hat, in das Bundesrecht 
zweckmäßig geregelt werden. 

Die Tatsache, daß die Grundstücke aneinandergren- 
zen, müssen dem Grundbuchamt nachgewiesen wer- 
den. Der Entwxirf sieht, um hier Zweifel auszxischlie- 
ßen, die Vorlage einer von der zuständigen Behörde 
beglaubigten Karte vor, sofern diese Voraussetzun- 
gen der Vereinigxmg beim Grundbuchamt nicht off en- 
kxmdig sind. Das erhebliche Bedürfnis soll dem 
Gnmdbuchamt glaubhaft gemacht werden. Ein stren- 
gerer Beweis wäre schwierig xmd ist nicht erforderlich. 
Für die Form der Glaubhaftmachung soll § 29 GBO 
nicht anwendbar sein. 


58 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5553 


Abweichend von dem erwähnten baden-württember- 
gischen und dem rheinland-pfälzischen Ausführungs- 
gesetz zum BGB ist im Entwurf nicht vorgesehen, daß 
die beteiligten Grundstücke nicht mit unterschiedli- 
chen Grundpfandrechten belastet sein dürfen. Ein 
Bedürfnis für eine solche Regelimg wird im Hinblick 
auf § 5 Abs. 1 Satz 1 GBO nicht gesehen. 

Die vorgeschlagene Regelrmg soll in der Gnmdbuch- 
ordnung und nicht im Bürgerlichen Gesetzbuch 
getroffen werden. Einschränkungen ddr Vereinigung 
oder Zuschreibung von Grundstücken finden sich 
schon jetzt in §§ 5 und 6. Durch die Einordnrmg der 
vorgeschlagenen weiteren Einschränkung als Soll- 
Vorschrift in der Grundbuchordnung wird erreicht, 
daß eine Verletzung dieser Vorschrift die materiell- 
rechtliche Gültigkeit der Vereinigung oder Zuschrei- 
bung imberührt läßt. 

Der Entwurf sieht bewußt nicht vor, Artikel 119 Nr. 3 
EGBGB und die hiernach bestehenden landesrechtli- 
chen Vorschriften aufzuheben, da unter Umständen in 
den einzelnen Ländern ein Bedürfnis bestehen kann, 
die Möglichkeit der Vereinigung und Zuschreibung 
weiter einzuschränken. 


5, Zu Nummer 5 — (Änderung von § 6) 

Die Gründe für eine Beschränkung der Vereinigung 
(hierzu Änderung des § 5) treffen auf die Zuschrei- 
bimg in gleicher Weise zu. Der Entwurf sieht daher 
vor, daß die im vorgeschlagenen § 5 Abs. 2 enthalte- 
nen Regelrmgen für die Zuschreibung entsprechende 
Anwendimg finden. 


6 . Zu Nummer 6 — (Einfügung von § 6a neu) 

Zu Absatz 1 

Es wird angenommen, daß ein Erbbaurecht als 
Gesamtrecht an mehreren Grundstücken bestellt wer- 
den kann. Auch die Bestellimg eines Erbbaurechts an 
mehreren Erbbaurechten (sog. Gesamtimter erbbau- 
recht) ist nicht ausgeschlossen, wenngleich auch 
bereits die Belastung eines Erbbaurechts mit einem 
Erbbaurecht nicht unumstritten ist (vgl. Begründung 
zu Absatz 2). Die Arbeiten zu einer Automation des 
Grundbuchwesens haben gezeigt, daß die Eintragung 
solcher Gesamtrechte im Hinblick auf die Integration 
zwischen Gnmdbuch und Liegenschaftskataster, so- 
fern die zu belastenden Grundstücke in den Bezirken 
verschiedener Grundbuchämter oder verschiedener 
Katasterämter liegen, Probleme aufwirft. Um die 
Automatisierung von zusätzlichen Erschwerungen 
freizuhalten, sieht der Entwurf vor, die Eintragung 
solcher Erbbaurechte zu beschränken. Die Eintra- 
gung soll dann nicht ausgeschlossen werden, wenn 
auf den verschiedenen Grundstücken ein einheitli- 
ches Bauwerk oder ein Bauwerk mit den dazugehö- 
renden Nebenanlagen errichtet ist oder werden soll. 
An dem Erfordernis, dciß die Grundstücke (oder Erb- 
baurechte) nahe beieinander liegen sollen, wird 
jedoch zur Vereinfachung festgehalten. Der Entwurf 
geht davon aus, daß die Grundstücke auch dann 


„nahe beieinander liegen", wenn sie unmittelbar 
aneinandergrenzen, so daß der neue § 6 a Abs. 1 Satz 2 
eingreift, wenn zwei aneinandergrenzende Grund- 
stücke, auf denen ein einheitliches Bauwerk errichtet 
werden soll, in verschiedenen der in § 5 Abs. 2 Satz 1 
bezeichneten Bezirke liegen. Ohne eine Vorschrift der 
vorstehend behandelten Art könnten unter Umstän- 
den wirtschaftlich sinnvolle Gestaltungen behindert 
werden, z. B. bei mehreren Grundstücken, auf denen 
aufgrund eines Erbbaurechts eine Fabrikanlage 
errichtet werden soU. Eine Verletzimg der Sollvor- 
schrift würde die Entstehung des Erbbaurechts nicht 
beeinträchtigen, sofern im übrigen die Voraussetzim- 
gen für die Entstehung des Rechts gegeben sind. 

Die Gründe für die Tatsache sowie die erforderliche 
Form des Nachweises bezüglich der Lage der Grund- 
stücke und für die Absicht der Begründimg von 
Wohmmgs- oder Teileigentum treffen für Erbbau- 
rechte an mehreren Gnmdstücken in gleicher Weise 
zu. Der Entwurf sieht daher hier eine § 5 Abs. 2 Satz 3 
und 4 entsprechende Regelung vor. 


Zu Absatz 2 

Es wird angenommen, daß ein Erbbaurecht nicht nur 
an einem Grundstück, sondern auch an einem ande- 
ren Erbbaurecht bestellt werden kann — Untererb- 
baurecht — (vgl. demgegenüber allerdings Horber/ 
Demharter, Gnmdbuchordmmg, 19. Aufl., Anm. 3 zu 
§ 8). Ferner wird die Auffassung vertreten, daß ein 
Erbbaurecht auch als Gesamtrecht an einem Grund- 
stück und einem anderen Erbbaurecht entstehen 
kann. 

Die Buchung eines solchen Gesamtrechts, das weder 
als reines Erbbaurecht noch als reines Untererbbau- 
recht anzusehen ist, kann bei der beabsichtigten 
Automatisierung des Grundbuchs Probleme mit sich 
bringen. Dem Antrag auf Eintragung eines Erbbau- 
rechts, das sowohl an einem Grundstück als auch an 
einem anderen Erbbaurecht bestellt werden soll, soll 
daher nicht entsprochen werden. 


7, Zu Nummer 7 — (Aufhebung von § 8) 

§ 8 GBO in der im Bimdesgesetzblatt Teil III Gliede- 
rungsnummer 315-11, wiedergegebenen Fassung hat 
folgenden Wortlaut: 

«§8 

(1) Ist auf dem Blatt eines Grundstücks ein Erb- 
baurecht eingetragen, so ist auf Antrag für dieses 
Recht ein besonderes Gnmdbuchblatt anzulegen. 
Dies geschieht von Amts wegen, wenn das Recht 
veräußert oder belastet werden soll. 

(2) Die Anlegung wird auf dem Blatte des Grund- 
stücks vermerkt. " 

Die Vorschrift war in der ursprünglichen Fassung der 
Grundbuchordnung als § 7 enthalten und hat bei der 
Neubekanntmachung des Textes der Gnmdbuchord- 
nung vom 5. August 1935 (RGBl. I S. 1073) die 
Paragraphenzahl 8 erhalten. Der erwähnte § 7 ist 
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durch § 35 der Verordnung über das Erbbaurecht vom 
15. Januar 19 19 außer Kraft gesetzt worden, blieb aber 
nach § 38 der Verordnung für Erbbaxnechte, die bei 
Erlaß der Erbbaurechtsverordnimg bereits bestanden, 
maßgebend. Für die aufgnmd der Erbbaurechtsver- 
ordnimg bestellten Erbbaurechte gilt anstelle des 
früheren § 7 GBO und jetzigen § 8 GBO § 14 der 
Erbbainrechtsverordnung. 

Die bei der Neubekanntmachimg der Grundbuchord- 
nimg im Jahre 1935 als § 8 wiedergegebene Regelung 
ist infolge ihrer Außerkraftsetzimg durch die Verord- 
nimg über das Erbbaurecht nicht mehr Inhalt der 
Grundbuchordnung in ihrer geltenden Fassung und 
daher in dieser zu streichen. Die Aufnahme der 
Vorschrift in die deklaratorische Neubekanntma- 
chimg der Gnmdbuchordnung im Jahre 1935 und in 
die daran anknüpfende Sammlung des Bundesrechts 
ändert hieran nichts. Daß der frühere § 7 GBO für die 
alten Erbbaurechte weiter gilt, ergibt sich aus § 38 der 
Verordnung über das Erbbaurecht. Diese Vorschrift 
wird durch die vorgeschlagene Streichung des § 8 
GBO, welche die bestehende Rechtslage klarstellen 
soll, nicht berührt. 


8. Zu Nummer 8 — (Änderung von § 10 Abs. 2) 

§10 Abs. 2 ermächtigt den Reichsminister der Justiz, 
anzuordnen, daß, wenn eine der in § 10 Abs. 1 
bezeichneten, vom Grundbuchamt aufzubewahren- 
den Urkunden in anderen Akten des das Grundbuch 
führenden Amtsgerichts enthalten ist, statt der Aufbe- 
wahrung einer beglaubigten Abschrift der Urkunde 
durch das Grundbuchamt eine Verweisung auf die 
anderen Akten genügt. Die näheren Einzelheiten 
über die Aufbewahrung solcher Urkunden sind in § 24 
GBVerf. geregelt, wo unter anderem bestimmt ist, daß 
die Urkunden zu den Gnmdakten (gegebenenfalls zu 
den Gnmdakten eines der beteiligten Gnmdbuch- 
blätter mit Verweisung in den Gnmdakten der ande- 
ren Blätter) zu nehmen sind und daß die Verweisung 
auf andere Akten des Amtsgerichts genügt, wenn 
diese Akten der Vernichtung nicht unterliegen. 

Ohne eine besondere Vorschrift in § 10 GBO ergäbe 
sich die Ermächtigung, Regelungen für die Aufbe- 
wahrung der Urkunden zu treffen, wohl schon aus § 1 
Abs. 3 neu. DerEntwurf sieht jedoch vor, die Regelung 
des § 10 Abs. 2 unter Anpassung an die veränderte 
staatsrechtliche Situation gleichwohl aufrechtzuer- 
halten, weil sie zugleich erkennen läßt, daß, soweit 
eine Verweisung auf die anderen Akten nicht stattfin- 
det, ebenso wie im Falle des § 10 Abs. 1 gegebenen- 
falls eine beglaubigte Abschrift zu den Gnmdakten 
genommen werden kann. Die Regelung des gleichen 
Tatbestandes im Schiffsregisterrecht, welches die 
Zulässigkeit der Verweisung auf andere Akten als 
Registerakten in § 59 Abs. 2 der Schiffsregister Ord- 
nung abschließend, also nicht in Form einer Verord- 
nungsermächtigung, behandelt und die Vorschriften 
über die wechselseitige Verweisung in den Register- 
akten in § 5 der Verordnung zur Durchführung der 
Schiffsregisterordnung vom 24. November 1980 ent- 
hält, ist nicht übernommen worden, weil die Zusam- 
menfassung der für die Praxis maßgebenden Vor- 


schriften in einer Rechtsquelle übersichtlicher ist. Eine 
weitere Konkretisierung der Ermächtigung ist nicht 
erforderlich. Der Zusammenhang von § 10 Abs. 2 mit 
Abs. 1 ergibt insoweit ausreichend klar, daß die 
Erhaltung der Urkunden in anderen Akten, auf die 
verwiesen wird, gewährleistet sein muß. 


9. Zu Nummer 9 — (Einfügung von § 10 a neu) 
Vorbemerkung 

Nach § 10 GBO hat das Gnmdbuchamt drei Arten von 
Urkunden dauernd bei den Grundakten aufzubewah- 
ren: 

— Urkunden, auf die sich eine Eintragung gründet 
(§ 10 Abs. 1 Satz 1), 

— Urkunden, auf die eine Eintragung Bezug nimmt 
(§ 10 Abs. 1 Satz 1), 

— Urkunden über Rechtsgeschäfte, die einer Eintra- 
gungsbewilligung zugrunde liegen und von den 
Beteiligten dem Gnmdbuchamt zur Aufbewah- 
rung übergeben worden sind (§10 Abs. 3). 

Neben den in § 10 genannten Urkunden werden in 
den Grundakten auch Urkunden nach § 873 Abs. 2 
und § 876 Satz 3 BGB sowie alle übrigen, zu einem 
Gnmdbuchblatt gehörenden Schriftstücke (z. B. Ver- 
fügungen, Briefentwürfe, Empfangsbescheinigun- 
gen, Zustellungsurkunden, Kostenrechnungen, Zah- 
lungsanzeigen usw.) aufbewahrt. Da das grund- 
stücksbezogene Schriftgut seit Anlegung des Grund- 
buchs gesammelt und auf Dauer aufbewahrt wird, 
ergibt sich für die Aufbewahrung der Gnmdakten ein 
ständig zunehmender Raumbedarf. Dieser ist gerade 
auch im Beitritts gebiet zunehmend schwieriger zu 
befriedigen. Deshalb greift der Entwurf einen schon 
seit langem erwogenen Vorschlag auf und sieht vor, 
den Ländern die Möglichkeit einer Mikroverfilmung 
von Urkunden oder eine Speicherung auf sonstigen 
Datenträgern zu ermöglichen. 

Die Mikroverfilmung von Akten und Unterlagen wird 
in der Wirtschaft seit langem eingesetzt. Sie ist seit 
1965 für die Führung der Handelsbücher der Kauf- 
leute zugelassen (vgl. den früheren § 44 a HGB, heute 
§ 238 Abs. 2 HGB). In der Zivilprozeßordnung ist die 
Mikroverfilmung von Prozeßakten seit 1977 zugelas- 
sen (vgl. § 299a ZPO). Entsprechendes gilt im Ab- 
gabenrecht und in anderen Bereichen. 

Aus grimdbuchrechtlicher Sicht ist die Verwendung 
von Mikroverfilmungen bezüglich der Urkunden 
dann unbedenklich, wenn die dauernde Wiedergabe- 
möglichkeit gesichert ist und der Zugriff auf den 
Mikrofilm gegenüber dem herkömmlichen Aktenzu- 
griff nicht wesentlich erschwert wird. Denn auch sehr 
alte Urkunden werden benötigt, um etwa den Inhalt 
alter Dienstbarkeiten feststellen zu können, derent- 
wegen im Gnmdbuchblatt auf die Bewilligung Bezug 
genommen werden kaim. Dieser leichte Zugang zu 
mikroverfilmten Urkunden ist jedenfalls heute ge- 
sichert. Mit den modernen technischen Einrichtungen 
können Mikrofilme leicht gelesen werden. Darüber 
hinaus können von Mikrofilmen auch leicht Foto- 
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kopien angefertigt werden, was für die Einsicht in die 
Urkunden von wesentlicher praktischer Bedeutung 
ist. 

Der Entwurf läßt nicht nur die bisher wohl am meisten 
verwendete Technik der Mikroverfihmmg zu. Gestat- 
tet ist auch die Aufnahme auf andere Träger. Zu 
nennen sind hierbei insbesondere die elektronischen 
Datenträger. Die Aufnahme von Urkunden auf elek- 
tronische Datenträger könnte zudem auch die Einfüh- 
rung des EDV-Gnmdbuchs sinnvoll ergänzen und die 
Voraussetzungen dafür schaffen, mittelfristig neben 
dem Grundbuch auch die Grundakten insgesamt auf 
EDV zu führen. Damit wären noch weitergehendere 
Beschleunigungseffekte zu erzielen. Dieser Technolo- 
giesprung ist aber derzeit nicht zu bewältigen. Der 
Entwurf beschränkt sich deshalb auf die Automatisie- 
rung allein des Grundbuchs und die Zulassimg einer 
Aufnahme der Urkunden auf elektronische Datenträ- 
ger. 

Die Aufnahme von Urkunden auf Datenträger bedeu- 
tet allerdings noch keine endgültige Lösung der 
angesprochenen Schwierigkeiten in der räumlichen 
Unterbringung der Akten. Diese müssen dann zwar 
nicht mehr von den Grundbuchämtem aufbewahrt 
werden. Sie können aber nicht ganz oder teilweise 
ausgesondert, sondern müssen vielmehr nach wie vor 
in vollem Umfang aufbewahrt werden. Dies stößt aber 
auch bei den Archivverwaltungen auf erhebliche 
Probleme. Denn der Archivbedarf steigt in allen 
Bereichen des Archivgutes ständig und immer schnel- 
ler. Es müssen deshalb die Voraussetzungen für eine 
Aussondenmg von Grundakten geschaffen werden. 
Wie dies geschehen soll, läßt sich derzeit noch nicht 
überblicken. Denkbar wäre hier z. B. ein Rückgriff auf 
die von den Notaren aufzubewahrenden Urschriften 
notarieller Urkimden. Es besteht aber ein Bedürfnis, 
solche, zudem auch sehr technische Vorschriften 
schnell erlassen zu können. Deshalb sieht der Entwurf 
eine entsprechende Rechtsverordmmgsermächti- 
gung an das Bundesministerium der Justiz vor. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält in Satz 1 die Ermächtigung zur 
Mikroverfilmimg imd zur Aufnahme auf andere 
Datenträger. In der Formulierung orientiert sich die 
Vorschrift an § 8 a HGB, wo dies bereits geregelt ist. In 
Satz 2 sieht die Vorschrift vor, daß die Einzelheiten 
durch allgemeine Verwaltungsanordnung geregelt 
werden. Dies entspricht der Regelimg der Aktenfüh- 
nmg, die durch die Aktenordnung bestimmt wird. 
Durch allgemeine Verwaltimgsanordnung bestim- 
men die Landesjustizverwaltungen auch, wann und in 
welchem Umfang die Aufnahme auf Datenträger 
durchgeführt wird. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt die bundesrechtlichen Vorgaben 
für die Durchfühnmg der Aufnahme auf Mikrofilme 
imd andere Datenträger. Nach Satz 1 ist die Überein- 
stimmung des Films mit dem Inhalt der Originale 


schriftlich nachzuweisen. Dies ist wichtig für den Fall, 
daß der Inhalt der Urkunden durch eine beglaubigte 
Abschrift nachgewiesen werden soll. Satz 2 bestimmt, 
daß die Originale aufzubewahren und der hierfür 
zuständigen Stelle, meist einem Archiv, zu übergeben 
sind. Damit wird erreicht, daß der Inhalt der Urkunden 
bis der Rückgriff auf andere Unterlagen — z. B. 
Urschriften notarieller Urkunden — gesichert ist auch 
dann wiederhergestellt werden kann, wenn der 
Datenträger verlorengeht oder zerstört wird. Anders 
als bei der vergleichbaren Vorschrift des § 8a HGB 
muß hier eine Sonderregelimg für den Fall getroffen 
werden, daß Unterlagen farblich gekennzeichnet 
sind. Gedacht ist dabei an Karten, in denen z. B. der 
Ausübungsbereich für Dienstbarkeiten, Erbbau- oder 
dingliche Nutzungsrechte durch farbliche Eintragun- 
gen kenntlich gemacht ist. Die Art der Farbe kann hier 
entscheidend sein. Das wird bei der Aufnahme auf 
Datenträger nicht, jedenfalls nicht sicher feststellbar 
sein. Deshalb soll der Einsichtnehmende in allen 
Fällen darauf hingewiesen werden, daß Farben nicht 
dargestellt sind. Diese Regelimg gilt natürlich nur, 
soweit dies — wie bei der heute verbreiteten Tech- 
nik — tatsächlich so ist. Sollten in Zukunft Aufnahmen 
möglich sein, die eine Wiedergabe auch farblicher 
Darstellungen erlauben, braucht der Hinweis nicht 
angebracht zu werden. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 ermächtigt das Bundesministerium der 
Justiz, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß 
Grundakten ausgesondert werden können. Dies gilt 
derzeit nur für solche Teile dieser Akten, die für die 
Führung des Grundbuchs nicht oder nicht mehr benö- 
tigt werden. Welche Teile das sind, ist in der Rechts- 
verordnung ebenfalls zu regeln. 


10. Zu Nummer 10 — (Neufassimg von § 11) 

Die Neufassimg des § 1 1 beruht auf der Streichung des 
Begriffs des „Grundbuchbeamten“ (vgl. dazu die 
Begründung zu Nummer 11 § 12b). Eine sachliche 
Änderung ist damit nicht verbunden. 


11. Zu Nummer 11 — (Einfügung von §§ 12 a bis 
12 c neu) 

Zu § 12a neu 

Bei den Grundbuchämtem wird aufgrund des § 21 
Abs. 8 der Aktenordnung ein Eigentümerverzeichnis 
geführt, in dem für die in alphabetischer Ordnung 
auf geführten Grundstückseigentümer jeweils die 
Nummern der zugehörigen Grundbuchblätter ange- 
geben sind. Soweit demjenigen, der das Grundbuch 
einsehen will, die Nummer des Gnmdbuchblatts nicht 
bekannt ist, kann dieses anhand des Eigentümerver- 
zeichnisses ermittelt und damit die Einsicht ermög- 
licht werden. In einzelnen Bundesländern konnte 
jedenfalls früher über das sogenannte Sachverzeich- 
nis die Nummer des Grundbuchblatts auch bei 
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Angabe lediglich der Flurstücksbezeichnung ermit- 
telt werden. Diese und andere Verzeichnisse, zu 
denen auch ein Verzeichnis der Vormerkungsberech- 
tigten (sog. Plombe) gehören könnte, sollen eine 
gesetzliche Grundlage erhalten (Satz 1). Vorgesehen 
ist darin auch, daß diese Verzeichnisse auch dann 
maschinell geführt werden können, wenn das Gnmd- 
buch selbst noch in Papierform geführt wird. 

Diese Verzeichnisse sind lediglich Hilfsmittel für die 
Führung des Grundbuchs. Sie sind gerade auch in den 
neuen Bxmdesländem nicht immer mit der gleichen 
Sorgfalt geführt wie das Grundbuch. Es wäre auch 
angesichts der Geschäftsbelastung nicht vertretbar, 
das Grundbuchcimt zu verpflichten, solche Verzeich- 
nisse immer aktuell zu halten. Dies wird, namentlich 
bei maschineller Fühnmg, zwar meist geschehen. Es 
kann aber nicht sichergestellt werden. Deshalb 
schließt § 12 a Satz 2 eine solche Verpflichtung aus- 
drücklich aus. 

Die Auskunft aus diesen Verzeichnissen, insbeson- 
dere aus dem Eigentümerverzeichnis, ist gegenwärtig 
in den grundbuchrechtlichen Vorschriften nicht 
besonders geregelt. Es erscheint zweckmäßig, auch 
diese Frage zu behandeln. Dem dient der vor geschla- 
gene § 12 a Satz 3. Er sieht vor, daß ein Auskunftsan- 
spruch nur in Betracht kommt, wenn das Verzeichnis 
öffentlich zugänglich gemacht wird. Solange also die 
Verzeichnisse allein für den Dienstbetrieb genutzt 
werden, müssen Auskünfte nicht gewährt werden. 
Sobald der Zugang geöffnet wird, muß, sofern die 
weiteren Voraussetzimgen gegeben sind, Auskunft 
erteilt werden. Vorstellbar ist, daß das Gnmdbuchamt 
ein Verzeichnis nur behördenöffentiich hält, Darm ist 
es noch nicht öffentlich zugänglich. Ein öffentlich 
zugängliches Verzeichnis kann auch wieder „ge- 
schlossen" werden. Dies kann angezeigt sein, wenn 
sich z. B. herausstellt, daß der Zugang so rege genutzt 
wird, daß der Dienstbetrieb gestört wird. 

Ein Anspruch auf Auskunft besteht nach § 12 a Satz 3 
grimdsätzlich mir, wenn diese erforderlich ist, um 
Einsicht in das Grundbuch nehmen zu können imd 
wenn diese Einsicht in das Grundbuch auch zulässig 
ist. Die Einsicht in das Grundbuch wird aber oft 
zulässigerweise nur genommen, um z. B. den Eigen- 
tümer eines Grundstücks ausfindig zu machen. Derar- 
tige Angaben könnten sich auch aus solchen Ver- 
zeichnissen ergeben und daim die Einsicht in das 
Grundbuch entbehrlich machen. Deshalb läßt § 12 a 
Satz 4 die Einsicht in solche Verzeichnisse auch daim 
zu, wenn sie eine Einsicht in das Grundbuch entbehr- 
lich machen. 

Für inländische Gerichte, Behörden und Notare 
ermöglicht § 12 a Satz 5 eine Einsicht in die Verzeich- 
nisse. Maschinell geführte Verzeichnisse können 
auch von den für die Führung des Liegenschaftskata- 
sters zuständigen Stellen genutzt werden. Umgekehrt 
kann das Grundbuchamt auch dort vorgehaltene 
Verzeichnisse dieser Art nutzen. 

Nach § 12 a Satz 6 besteht kein Anspruch auf Erteilung 
von Abschriften. Vielmehr ist die Erteilimg von Aus- 
künften sowie gegebenenfalls die Gewährung von 
Einsicht ausreichend. Soweit die Grundbuchämter die 
Verzeichnisse in maschineller Form führen, was § 12 b 


Abs. 2 des Entwurfs zuläßt, verweist Satz 3 auf die 
Vorschriften von § 126 Abs. 2. 


Zu § 12b neu 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Im Beitrittsgebiet werden Grundakten imd Grundbü- 
cher oft von anderen Stellen als den Grundbuchäm- 
tem aufbewahrt. Bei wem imd unter welchen Voraus- 
setzungen Einsicht in diese genommen und Abschrif- 
ten hieraus begehrt werden können, regelt bisher 
§ 125 GBO, der aus Gründen der Übersichtlichkeit als 
§ 12 b neu eingestellt werden soll. Ihm entsprechen die 
Absätze 1 und 2 der neuen Vorschrift. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Einsicht in die Originale mikrover- 
filmter Grundakten, Soweit in diesen Fällen eine 
Archivierung von Grundbuch oder Grundakte auf 
Datenträger gespeichert ist, ist nach den allgemeinen 
Vorschriften die Einsicht in diesen Datenträger, der an 
die Stelle des Originals tritt, zulässig. Dabei muß 
jedoch berücksichtigt werden, daß der Antragsteller 
in Einzelfällen sich nicht mit der Einsicht des Daten- 
trägers begnügen, sondern das archivierte Original 
einsehen will, etwa um dieses auf die Vollständigkeit 
oder Echtheit prüfen zu können. Für solche Fälle soll 
auch die Möglichkeit der Einsichtnahme in das Origi- 
nal vorgesehen werden. Ein Beispiel sind etwa Akten 
mit farblichen Eintragungen, die in der Wiedergabe 
nicht sichtbar sind. 

Hierfür werden aber strengere Anforderungen 
gestellt als das bei der Einsicht in den Datenträger 
vorgesehen ist. Der Antragsteller muß außer den 
allgemeinen Anforderungen auch dartun, daß er ein 
besonderes Interesse gerade an der Einsicht in die 
Originale der Akten hat. Hierdurch soll die Einsicht in 
die mikroverfilmten oder auf andere Datenträger 
aufgenommenen Originale auf das im Interesse des 
Rechtsverkehrs notwendige Maß beschränkt werden. 
Geschähe dies nicht, müßte befürchtet werden, daß 
die auf umfängliche Einsichtnahmen nicht eingerich- 
teten Archivstellen überfordert und die Möglichkeiten 
der Vereinfachung durch Mikroverfilmung nicht 
genutzt werden könnten. 


Zu § 12c neu 
Vorbemerkung 

Vor allem mit dem neuen § 12 c GBO sollen die §§ 1 bis 
4 der AVOGBO in die Grundbuchordnung übernom- 
men werden. In diesen Bestimmungen, die auf der 
Ermächtigimg des bisherigen § 1 Abs. 3 GBO beruhen, 
wird die funktionelle Zuständigkeit der Grundbuch- 
beamten festgelegt. Die Wirksamkeit dieser Regelun- 
gen steht nicht in Zweifel, Anläßlich der Neufassung 
der Ermächtigimg in § 1 Abs. 3 GBO müßte allerdings- 
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geprüft werden, ob für die Vorschriften über die 
sachliche Zuständigkeit rücht eine nähere Konkreti- 
sierung erforderlich wäre. Es erscheint indessen 
zweckmäßiger, die Regelungen über die sachliche 
Zuständigkeit nicht wie bisher in eine besondere 
Verordnimg, sondern in die Grundbuchordnung 
selbst aufzunehmen. Auf diese Weise wird erreicht, 
daß die Ausführungsverordnung zur Grundbuchord- 
nung, deren übrige Vorschriften nach den Vorschlä- 
gen des Entwurfs entweder aufgehoben oder eben- 
falls in die Grundbuchordnung aufgenommen werden 
sollen, insgesamt wegfallen kann. Das dient der 
Rechtsbereinigung. Auch in anderen Verfahrensord- 
nungen sind die Vorschriften über die funktionelle 
Zuständigkeit im Gesetz selbst enthalten, wie etwa in 
der Zivilprozeßordnung imd in der Schiff sregisterord- 
nimg in der Fassung des Gesetzes vom 4. Juli 1980 
(BGBl. 1 S. 833). In der Schiffsregisterordnimg ist 
lediglich für die Zuständigkeit der Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle noch eine Verordmmgsermächti- 
gung für die Landesregierungen vorgesehen. Das 
beruht darauf, daß insoweit in den Ländern bei Erlaß 
des Gesetzes imterschiedliche Regelimgen bestan- 
den. Beim Grundbuch besteht eine solche Situation 
indessen nicht. 

Für diese Übernahme der Vorschriften der §§ 1 bis 4 
AVOGBO — § 5 AVOGBO ist durch das Rechtspfle- 
gergesetz überholt imd bereits jetzt gegenstandslos — 
ist folgendes zu beachten: Grundbuchbeamte im 
Sinne der jetzt geltenden Regelimg sind der Richter, 
dessen Aufgaben bis auf wenige Ausnahmen durch 
das Rechtspflegergesetz auf den Rechtspfleger über- 
tragen sind, der Urkimdsbeamte der Geschäftsstelle, 
der vom Behördenvorstand bestellte Beamte der 
Geschäftsstelle, ein zweiter Beamter der Geschäfts- 
stelle imd ein vom Behördenvorstand ermächtigter 
Justizangestellter. Dabei gehen die Grundbuchord- 
nung und die Ausführungsverordnimg zur Grund- 
buchordnung von dem nicht ausdrücklich normierten 
Grundsatz aus, daß — soweit eine abweichende 
Zuständigkeit nicht bestimmt ist — für die Erledigung 
der Grundbuchgeschäfte der Richter bzw., im Hin- 
blick auf § 3 Nr. 1 Buchstabe h des Rechtspflegerge- 
setzes, der Rechtspfleger zuständig ist. Dies ergibt sich 
aus der allgemeinen Zuweisung der Grundbuchge- 
schäfte an die Amtsgerichte. Soweit in § 1 Abs. 1, §§ 2, 
3 Abs. 1 und 2 AVOGBO der Richter gleichwohl 
ausdrücklich angesprochen ist, werden ihm hierdurch 
keine Zuständigkeiten konstitutiv übertragen; die 
richterliche Zuständigkeit wird vielmehr insoweit vor- 
ausgesetzt. So besteht die Bedeutung des § 1 Abs. 1 
AVOGBO darin, daß neben der selbstverständlichen 
Zuständigkeit des Richters eine weitere Zuständigkeit 
für die Aufgaben des Fräsen tatsbeamten begründet 
wird. Entsprechendes gilt für § 2 AVOGBO. Daß der 
Richter für die Eintragung verantwortlich ist, stand bei 
Erlaß der Bestimmung außer Zweifel; der Richter 
soUte lediglich dazu angehalten werden, den Wortlaut 
der Eintragung im einzelnen selbst festzulegen. In 
gleicher Weise wurde durch § 3 Abs. 1 AVOGBO nicht 
die richterliche Zuständigkeit für die Unterschriftslei- 
stung begründet, sondern lediglich die Notwendig- 
keit einer zweiten Unterschrift festgelegt. Für die in 
§ 3 Abs. 2 AVOGBO enthaltene Sonderregelung für 


die Unterschrift auf Gesamtgrundpfandrechtsbriefen 
gilt entsprechendes. 

Auch in Zukunft bedarf es einer ausdrücklichen 
Bestimmimg der ursprünglichen Zuständigkeit des 
Richters nicht. Es kann davon ausgegangen werden, 
daß sich diese Zuständigkeit, von der sich die des 
Rechtspflegers nach Maßgabe des Rechtspflegerge- 
setzes ableitet, bereits aus der Zuweisung der Grund- 
buchgeschäfte an die Amtsgerichte ergibt. Deshalb 
kann darauf verzichtet werden, in der Grundbuchord- 
nung den Richter bei Behandlung seiner Zuständig- 
keit ausdrücklich zu erwähnen. Eine solche Erwäh- 
nung könnte irreführend sein, weil die Geschäfte des 
Richters in Gnmdbuchsachen, wie schon erwähnt, 
durch das Rechtspflegergesetz grundsätzlich dem 
Rechtspfleger übertragen worden sind, also der Rich- 
ter in der Praxis kaum noch tätig wird. Andererseits 
kann aber auch nicht unmittelbar der Rechtspfleger 
genaimt werden, weil bei der Bezeichnung der dem 
Rechtspfleger übertragenen Aufgaben im Rechtspfle- 
gergesetz an die „nach den gesetzlichen Vorschriften 
vom Richter wahrzunehmenden Geschäfte des Amts- 
gerichts" angeknüpft wird. Im Entwurf wird deshalb 
der neutrale Begriff der „für die Führung des Grund- 
buchs zuständigen Person" verwendet, worunter der 
das Amtsgericht als Grundbuchamt nach außen 
grundsätzlich vertretene Funktionsträger, also der 
Richter bzw., nach Maßgabe des Rechtspflegergeset- 
zes, der Rechtspfleger gemeint ist. Entsprechend ist 
bereits in dem Gesetz vom 4. Juli 1986 zur Änderung 
der Schiffsregisterordnung vorgegangen worden. Im 
Zusammenhang damit wird, soweit möglich, im Ent- 
wurf der Begriff des „Grundbuchbeamten" oder „Be- 
amten" in §§ 11, 13 Abs. 3 und § 44 Abs. 1 Satz 2 GBO 
durch den Begriff der „für die Führung des Grund- 
buchs zuständigen Person" und die Bezeichnung der 
gegebenenfalls noch in Betracht kommenden ande- 
ren Personen ersetzt oder auch anderweitig umschrie- 
ben. Die von der grundsätzlichen Zuständigkeit des 
Richters bzw. Rechtspflegers nach §§ 1 bis 4 AVOGBO 
abweichenden Zuständigkeiten werden bei der Ein- 
gliederung der Bestimmungen in die Grundbuchord- 
nung grundsätzlich beibehalten. 


Zu Absatz 1 

Der vorgeschlagene § 12 c Abs. 1, 2 knüpft an die 
Regelimg des § 4 Abs. 1, 2 AVOGBO über die 
Zuständigkeit des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle an. Zusätzlich wird dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle die Gestattung der Einsicht in die vom 
Grundbuchamt geführten Verzeichnisse nach § 12 a in 
der Fassung des Entwurfs und die Erteilung von 
Auskünften daraus übertragen (§ 12 c Abs. 1 Nr. 2). 
Dies erscheint auch im Hinblick auf den Sachzusam- 
menhang mit der ohnehin dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle obliegenden Entscheidung über die 
Einsicht in das Grundbuch oder die in § 12 bezeich- 
neten Akten gerechtfertigt. Eine Regelung über die 
Unterschriften (vgl. § 4 Abs. 3 Satz 1 AVOGBO) soll 
wegen des Sachzusammenhangs in § 44 Abs. 1 GBO 
aufgenommen werden. Eine Regelung über die 
Beglaubigung von Grundbuchabschriften durch Ju- 
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stizangestellte (vgl. § 4 Abs. 3 Satz 2 AVOGBO) wird in 
dem neuen § 12 c GBO an Absatz 2 Nr. 1 angefügt; 
wegen des Verhältnisses der Vorschrift zu § 153 Abs. 5 
des Gerichtsverfassungsgesetzes wird auf die Begrün- 
dimg zu § 44 GBO — neu — verwiesen. 

Ausgenommen von der Zuständigkeit des Urkimds- 
beamten der Geschäftsstelle ist nach Absatz 1 Nr. 1 
die Entscheidimg in den Fällen der Einsicht zu 
wissenschaftlichen oder Forschungszwecken. Die 
Nichtzuständigkeit in diesen Fällen entspricht 
dem gegenwärtigen Rechtszustand. § 12 c Abs. 1 
Nr. 3 des Entwurfs entspricht § 4 Abs. 1 Buch- 
stabe c der AVOGBO imd wurde im Hinblick 
auf den Wortlaut des Abs. 1 Nr. 2 redaktionell ange- 
paßt ( „ . . . in den sonstigen gesetzlich vorgesehenen 
Fällen"). 

In Absatz 1 Nr. 4 sind abweichend vom Wortlaut des 
§ 4 Abs. 1 Buchstabe d der AVOGBO außer den 
Behörden die Gerichte besonders erwähnt. Außerdem 
wird hier die Zuständigkeit des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle auf die Erledigung von Anträgen 
inländischer Gerichte imd Behörden beschränkt. Ent- 
sprechende Ersuchen ausländischer Behörden oder 
Gerichte sind schon bisher nach § 17 der AV über die 
geschäfüiche Behandlung der Gnmdbuchsachen dem 
Justizminister vorzulegen (in Bayern: § 19 der 
Geschäftsanweisung für die Behandlung der Grund- 
buchsachen). 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 übernimmt die bisherige Regelung des 
§ 4 Abs. 2 AVOGBO. Die weitergehende Zustän- 
digkeit des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zur 
Beglaubigimg von Abschriften, auch soweit ihm 
die Entscheidimg über diese Erteilung nicht zu- 
steht, ist gerechtfertigt, da die inhaltliche Tätigkeit 
bei der Beglaubigimg der Abschriften dieselbe ist. 
Die Änderung in § 12 c Abs. 2 Nr. 2 ist redaktioneller 
Art. 


Zu den Absätzen 3 und 4 

Die Absätze 3 und 4 übernehmen die bisherige 
Regelung des § 4 Abs. 4 a und b AVOGBO. Die 
ausdrückliche Erwähnimg der richterlichen Zu- 
ständigkeit ist in Absatz 4 abweichend von den 
Ausführungen der Vorbemerkimg beibehalten, 
weil insoweit die Richterzuständigkeit nach § 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Rechtspflegergesetzes unberührt geblieben 
ist. 


Zu Absatz 5 

Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 125 Abs. 1 Satz 2 
und 3, der auch in den Fällen des § 12b Abs. 3 gelten 
soU. 


12. Zu Nummer 12 — (Neufassung von § 13) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 des vorgeschlagenen § 13 übernimmt irihalt- 
lich imverändert § 13 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht der Regelung des § 1 3 Abs. 1 Satz 2 
bis 4. Allerdings wurde § 13 redaktionell überarbeitet. 
Die Bezeichnung des „Beamten" wurde ersetzt 
(hierzu oben Vorbemerkung zu § 12 c [Num- 

mer 11]). 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält die Regelung des § 1 AVOGBO über 
die Zuständigkeit zur Entgegennahme eines Eintra- 
gungsantrags oder -ersuchens. Jedoch wurde in Satz 1 
in den Begriff „Beamter der Geschäftsstelle" noch der 
Klammerzusatz „ (Angestellter) " aufgenommen 
(hierzu §§ 4 und 19 der jeweils in Hamburg und 
Nordrhein- Westfalen geltenden Fassung der AV über 
die geschäfüiche Behandlung der Gnmdbuchsachen). 
Die Bezeichnungen „Richter" in Absatz 1 und „Beam- 
ter" in Absatz 2 des § 1 AVOGBO wurden ersetzt 
(hierzu oben Vorbemerkung zu § 12 c [Num- 

mer 11]). 


13. Zu Nummer 13 — (Änderung von § 27) 

Nach § 27 Satz 1 darf eine Hypothek, eine Gnmd- 
schuld oder eine Rentenschuld nur mit Zustimmung 
des Grundstückseigentümers gelöscht werden. Da es 
sich bei dieser Zustimmung um eine zur Eintragung in 
das Grundbuch erforderliche Erklärung handelt, ist 
insoweit die Formvorschrift des § 29 anzuwenden, das 
heißt, die Erklärung muß dem Gnmdbuchamt in 
— zumindest — öffentlich beglaubigter Form (Unter- 
schriftsbeglaubigung durch einen Notar) vorgelegt 
werden. Für die Löschungszustimmung einer Behörde 
gilt § 29 Abs. 3: Sie ist zu unterschreiben und mit 
Siegel oder Stempel zu versehen. 

Insbesondere das Formerfordemis für die von Privaten 
abgegebenen Zustimmungserklärungen hat in der 
Praxis der Gnmdbuchämter in vielen Fällen zu Ver- 
zögerungen geführt, da die Grundstückseigentümer 
vielfach nach Erhalt der Löschungsunterlagen durch 
die Gläubiger die Löschung des Grundpfandrechts 
lediglich in privatschriftlicher Form beim Grundbuch- 
amt beantragt haben und die Anträge daher zu 
beanstanden waren. Durch die vorgeschlagene Ände- 
rung köimte diese — durch die erforderlichen Bean- 
standungen hervorgerufene — Mehrbelastung der 
Gnmdbuchämter vermieden werden. Eine Benachtei- 
ligung des rechtssuchenden Bürgers ist nicht zu 
befürchten. Bei Einhaltung der bisher gebotenen 
Form würde er zwar eine Belehrung durch den Notar 
z. B. darüber erhalten, daß durch Absehen von einer 
Löschung u. U. Kosten erspart werden können. Wer an 
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solchen Möglichkeiten interessiert ist, wird sich aber 
doch regelmäßig von sich aus erkimdigen, zumal die 
Kreditinstitute auf Kostenerspamischancen oft von 
sich aus hinweisen. Mit der Vorschrift soll auch nicht 
das Nachweisniveau des § 29 generell herabgesetzt 
werden. Dies würde zu einer nicht vertretbaren 
Erschwerung der Fühmng des Grundbuchs führen. Es 
kann hier nur um eine eng begrenzte Ausnahme 
gehen. 

Eine weitergehende Änderung der Gnmdbuchord- 
nimg insoweit (z. B. durch Aufhebung von § 27) wurde 
ebenfalls erwogen. Diese erschien jedoch bedenklich, 
da zumindest die rechtsändemde Löschung eines 
Gnmdpfandrechts im Hinblick auf die Notwendigkeit 
einer materiell-rechtlichen Zustimmimg des Eigentü- 
mers (§§ 1183, 1192 Abs. 1, § 1200 Abs. 1 BGB) dessen 
Mitwirkung bei der Löschung eines solchen Rechts im 
Grundbuch erforderlich macht. Eine derartige Ände- 
rung würde in der Praxis der Grundbuchämter auch 
nicht zu einer weitergehenden Erleichterxmg führen, 
da die Zustimmimg nach § 27 GBO im Antrag des 
Eigentümers enthalten ist und der Löschungsantrag in 
der Regel durch den Eigentümer selbst imd nicht 
durch einen sonstigen Antragsberechtigten gestellt 
wird. 

Für das in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte 
Gebiet ergibt sich überdies die Besonderheit, daß bei 
der Löschung einer am 3. Oktober 1990 bestehenden 
Hypothek nach dem Zivilgesetzbuch der Deutschen 
Demokratischen Republik (ZGB) § 27 GBO nicht 
anwendbar ist. Die Aufhebimg der Hypothek bedarf 
auch nicht der Eigentümerzustimmimg gemäß § 1 183 
BGB. Lediglich bei der Löschung vor dem Inkrafttre- 
ten des ZGB am 1. Januar 1976 bestehender Gnmd- 
pfandrechte ist § 27 GBO anzuwenden und gilt für die 
Aufhebimg § 1183 BGB, 


14. Zu Nummer 14 — (Änderung von § 28 Satz 2) 

Nach § 28 Satz 2 sind in das Grundbuch einzutragende 
Geldbeträge in „Reichswähnmg" anzugeben. Die 
Neufassung soll der veränderten Situation Rechnung 
tragen. Mit „inländischer Währung" ist die im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes geltende Währung ge- 
meint. Der neu angefügte Satz 2 Halbsatz 2 ermächtigt 
das Bundesministerium der Justiz, die Angabe einzu- 
tragender Geldbeträge insbesondere bei Gnmd- 
pfandrechten in einer einheitlichen europäischen 
Währung, der Währung eines Mitgliedstaats der Euro- 
päischen Gemeinschaften oder des Europäischen 
Wirtschaftsraums oder eine andere wähnmgspolitisch 
unbedenkliche Währung, z. B. US-Dollar, Yen oder 
Schweizer Franken, zuzulassen. Dies kann für inter- 
national tätige Gläubiger solcher Rechte zweckmäßig 
sein. Im Rahmen der dritten Stufe der Europäischen 
Wähnmgsunion nach Artikel 1091 des EWG-Vertrags 
in der Fassung des Vertrags vom 7. Februar 1992 über 
die Europäische Union (BGBl. II S, 1251) soll es zur 
Einführung einer einheitlichen europäischen Wäh- 
rung kommen, die dann auch als Währung inländi- 
scher Gnmdpfandrechte zulässig sein soll. 

Denkbar ist auch, daß durch sekundäres Gemein- 
schaf tsrecht eine Verpflichtung der Mitgliedstaa- 


ten der Gemeinschaft begründet wird, Gnmdpfand- 
rechte in ausländischer Währung zuzulassen. Hier- 
auf soll schnell reagiert werden können. Eine Zu- 
lassung solcher Währungen ist auch vorher schon 
möglich. 


15. Zu Nummer 15 — (Neufassung von § 31) 

Nach § 31 bedürfen Antragsrücknahmen sowie der 
Widerruf einer zur Stellung eines Eintragungsantrags 
erteilten Vollmacht der Form des § 29 (öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunden bzw., bei Be- 
hörden, Unterschrift und Siegel oder Stempel). Die 
Vorschrift dient der Rechtssicherheit, um dem Gnmd- 
buchamt die Feststellung zu ermöglichen, ob ein 
einmal gestellter Antrag (oder die Vollmacht hierzu) 
noch gilt. 

In der Praxis der Gnmdbuchämter hat sich jedoch — 
insbesondere bei nicht vollziehbaren oder nicht mehr 
begehrten unbedeutenden Eintragungsanträgen Pri- 
vater — diese Formvorschrift als hinderlich erwiesen. 
Solche Privaten sind nur selten bereit, für die Rück- 
nahme des von ihnen gestellten Antrags zusätzlich 
zumindest eine Unterschriftsbeglaubigung durch 
einen Notar herbeizuführen. Dies hat zur Folge, daß 
bei nicht vollziehbaren Anträgen — neben einer vom 
Gnmdbuchamt zu treffenden Beanstandung sowie 
der Erinnerung an die Behebung dieser Beanstan- 
dung — nach fruchtlosem Fristablauf der Eintra- 
gungsantrag förmlich zurückzuweisen ist. Nicht mehr 
begehrte Anträge sind, obwohl das Gnmdbuchamt 
Kenntnis von dem nicht mehr vorhandenen Interesse 
des Antragstellers an der Vollziehung seines Antrags 
hat, nach Beanstandung der mangelnden Form für 
eine Antragsrücknahme zu vollziehen. Durch die 
vorgeschlagene Änderung würde die Rücknahme 
von Berichtigungsanträgen von dem Formerforder- 
nis des § 29 befreit, so daß in diesen Fällen eine pri- 
vatschriftliche Rücknahme eines solchen Antrags aus- 
reicht. 

Gleichzeitig wurde der Wortlaut der Bestimmung 
nunmehr an die Neufassung des § 29 durch die 
Verordnung zur Änderung des Verfahrens in Gnmd- 
buchsachen vom 5. August 1935 (RGBl. I S. 1065) 
angepaßt und auf Absatz 3 der Vorschrift erstreckt. 
§ 31 (früher § 32) war bei der Neufassung der 
Gnmdbuchordnung seinerzeit unverändert geblie- 
ben. Dabei war und ist unstreitig, daß im Rahmen des 
§ 31 GBO auch § 29 Abs. 3 GBO anwendbar ist (vgl. 
Horber/Demharter, 19. Aufl., Anmerkung 1 zu § 31; 
Kuntze/Ertl/Herrmann/Eickmarm, 4. Aufl., Randz, 2 
zu § 31). 

Eine weitgehende Befreiung von der Formvorschrift 
des § 29 auch für Anträge auf Eintragung einer 
dinglichen Rechtsändenmg sowie für den Widerruf 
einer zur Stellung von Eintragungsanträgen erteilten 
Vollmacht wurde ebenfalls erwogen. Sie schien 
jedoch aus Gründen der Rechtssicherheit und — für 
den Widerruf der Vollmacht — im Hinblick dar- 
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auf, daß diese Fälle selten Vorkommen, nicht ange- 
zeigt. 

16. Zu Nummer 16 — (Änderung von § 35 Abs. 3) 

§ 35 Abs. 3 ist durch die Verordnung vom 21. März 
1942 (RGBl. I S. 139) in die Gnmdbuchordmmg 
eingefügt worden. Er schwächt den Erbscheinszwang 
ab: Um die Berichtigung der Grundbücher in Erbfäl- 
len zu erleichtern und damit auch zu vermeiden, daß 
die Berichtigungen unterbleiben, sieht die Vorschrift 
vor, daß von den in § 35 Abs. 1 und 2 genarmten 
Beweismitteln abgesehen werden kaim. Vorausset- 
zung hierfür ist unter anderem, daß es sich um ein 
Grundstück oder, einen Grundstücksanteil von gerin- 
gem Wert handelt. Die Konkretisierung dieses Merk- 
mals (vgl. dazu: Hesse, DFG 1943 S. 17, 18) bereitet in 
der Praxis Schwierigkeiten. Deshalb soll der etwas 
vage Begriff durch einen zahlenmäßig fixierten Richt- 
betrag ersetzt werden. Hierbei erschien ein Betrag 
von 5 000 DM angemessen. Er entspricht dem jetzt in 
§ 18 des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Grundbuchwesens vorgesehenen Betrag für den 
vergleichbaren Fall der Löschung einer umgestellten 
Hypothek. 


17. Zu Nummer 17 — (Änderung von § 36) 

Bei der Benennung des FGG in § 36 GBO soll nur noch 
von „Gesetz" statt von „Reichsgesetz" gesprochen 
werden. Dies beruht auf denselben Gründen wie der 
entsprechende Änderungsvorschlag zu § 1 Abs. 2 
GBO. 


18. Zu Nummer 18 — (Neufassung von § 44) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 des vorgeschlagenen § 44 übernimmt 
unverändert den bisherigen § 44 Satz 1. In § 44 Satz 2 
in der jetzt geltenden Fassung ist lediglich bestimmt, 
daß die Eintragxmg „von den zuständigen Beamten" 
zu unterschreiben ist. Diese Vorschrift wird ergänzt 
durch § 2 AVOGBO, dessen Regelungsgegenstand 
nunmehr in § 44 Satz 2 GBO behandelt wird. Durch 
Satz 3 soll der Sache nach die Regelung des § 4 Abs. 3 
Satz 1 AVOGBO übernommen werden. 

Für eine Regelung, daß statt des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle auch ein von der Leitung des Amtsge- 
richts ermächtigter Justizangestellter imterschreiben 
kann, besteht auch nach Einfügung des Absatzes 5 in 
§153 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) durch 
das Gesetz vom 19. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2306) 
ein Bedürfnis. Nach dieser Vorschrift können der 
Bund und die Länder bestimmen, daß mit Aufgaben 
eines Urkundsbeamten der Geschäftsstelle auch 
betraut werden kann, wer auf dem Sachgebiet, das 
ihm übertragen werden soll, einen Wissens- oder 
Leistungsstand aufweist, der dem durch die Ausbil- 
dung zum mittleren Justizdienst vermittelten Stand 
vergleichbar ist. Die Regelungen über die Zuständig- 
keit der vom Behördenvorstand ermächtigten Justiz- 


angestellten nach § 2, 2. Halbsatz und § 3 Abs. 3 der 
Ausführungsverordnung zur Grundbuchordnung sind 
durch § 29 des Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Grundbuchwesens vom 20. Dezember 
1963 (BGBl. I S. 986) in die Ausführungsverordnung 
aufgenommen worden. § 29 dieses Gesetzes ent- 
sprach dem § 28 des Regierungsentwurfs. In der 
Begründung zu § 28 des Regierungsentwurfs (Bun- 
destags-Drucksache 4/35 1 ) war imter anderem ausge- 
führt: 

„Zwar ist es in den meisten Ländern schon bisher 
auf Grund landesrechtlicher Vorschriften möglich, 
einen Justizangestellten vorübergehend oder dau- 
ernd mit der Wahrnehmung der Geschäfte des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu beauftra- 
gen imd ihn dadurch zur Leistung der zweiten 
Unterschrift zu ermächtigen. Abgesehen davon, 
daß diese Möglichkeit nicht unmittelbar aus den 
Gnmdbuchvorschriften ersichtlich ist, hat sie in dem 
hier erörterten Zusammenhang den Nachteil, daß 
sie nur eine allgemeine Beauftragung des Justizan- 
gestellten mit den Geschäften des Urkundsbeeimten 
der Geschäftsstelle zuläßt, während sich das 
Bedürfnis oft darauf beschränkt, daß der Justizan- 
gestellte lediglich zur Unterzeichnung der Eintra- 
gungen und anderer Urkunden ermächtigt wird. 
Die Anforderungen an das Können eines Justiz- 
angestellten, der lediglich zur Unterzeichnung 
ermächtigt werden soll, brauchen nicht so weit zu 
gehen, wie es zu einer Beauftragung mit der Ver- 
tretung des Urkundsbeamten nötig wäre. Denn bei 
der Leistimg der zweiten Unterschrift ist ohne 
sachliche Prüfung der Eintragrmgsvoraussetzimgen 
lediglich zu prüfen, ob die vorgenommene Eintra- 
gung mit der Eintragungsverfügung übereinstimmt. 
Dafür genügt eine allgemeine büromäßige Ausbil- 
dung. Angesichts des bei manchen Grundbuch- 
ämtem, besonders den kleinen Gerichtsbezirken, 
bestehenden Mangels an Beamten des mittleren 
Justizdienstes soll die vorgesehene Neuregelung 
die schnelle Erledigung der Grundbuchgeschäfte 
erleichtern. " 

Diese Erwägungen treffen auch heute noch zu. Es 
erscheint zweckmäßig, Justizangestellte auch daim 
zur Leistimg der zweiten Unterschrift bei einer Eintra- 
gung im Grundbuch zuzulassen, wenn sie nicht die in 
§ 153 Abs. 5 GVG vorausgesetzte Qualifikation für die 
Übertragung eines Sachgebiets haben oder wenn sie 
aus anderen Gründen nicht mit der Wahrnehmung 
von Aufgaben eines Urkundsbeamten nach dieser 
Vorschrift betraut werden. Entsprechendes gilt, 
soweit in § 12 c GBO i. d. F. des Entwurfs eine Beglau- 
bigung von Grundbuchabschriften durch Justizange- 
stellte vorgesehen ist. 


Zu Absatz 2 

Einzelne Vorschriften gestatten es, bei Eintragungen 
im Grundbuch auf die Eintragungsbewilligung oder 
andere Unterlagen (z. B. Ersuchen, Urteile — vgl. 
BayObLGZ 62, 24/38 — und andere Grundbuchblät- 
ter) Bezug zu nehmen (§§ 874, 885 Abs. 2, § 1115 
Abs. 1 BGB, § 7 Abs. 3, § 32 Abs. 2 WEG, § 3 Abs. 2 der 
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Verfügung über die grundbuchmäßige Behandlimg 
der Wohmmgseigentumssachen, § 14 Abs. 1 bis 3 
ErbbauVO, § 49 GBO). Hierdurch wird die Möglich- 
keit eröffnet, den Aufwand für Eintragungen zu ver- 
ringern imd die Übersichtlichkeit des Grundbuchs zu 
erhöhen. Es kann Eintragungsraum eingespart wer- 
den. Ein siimvoUerer Einsatz von Datenverarbeitungs- 
anlagen wird erleichtert. 

Ob hiervon Gebrauch gemacht wird, steht im Ermes- 
sen des Gnmdbuchamts. Es kann deshalb Vorkom- 
men, daß eine Bezugnahme imterbleibt oder nur in 
einem geringeren als dem zulässigen Umfang erfolgt. 
Deshalb sieht Absatz 2 Satz 1 jetzt generell vor, daß 
auf die Eintragimgsbewüligimg Bezug genommen 
werden soll. Ausnahmen bestehen nur, wenn das 
Gesetz etwas anderes bestimmt oder wenn der 
Umfang der Belastung bei einer Bezugnahme nicht 
mehr erkennbar wäre. So wäre es z. B. nicht möglich, 
eine Belastung nur als „Benützimgsrecht" oder imter 
Verweis auf eine Urkimde einzutragen, die eintra- 
gungsfähige und nicht eintragungsfähige Angaben 
enthält. Auch ist die schlagwortartige Bezeichmmg 
des Rechts nicht entbehrlich. Absatz 2 Satz 1 schreibt 
damit die Bezugnahme in dem jetzt möglichen 
Umfang als Soll- Vorschrift vor. Durch die Soll- 
Vorschrift soll der — wenig zweckmäßige — Eintritt 
der Nichtigkeit der Eintragung für den Fall verhindert 
werden, daß eine Bezugnahme unterbleibt, obwohl 
sie möglich war. 

In Satz 2 wird vorgesehen, daß die Bezugnahme imter 
Angabe des Notars oder der Notarin und seiner/ihrer 
Urkundenrollen- Nummer bzw., bei Gerichten und 
Behörden, durch Angabe der Stelle und deren Akten- 
zeichens erfolgen soll. Diese Maßnahme entlastet die 
Gnmdbuchämter, weil sich z. B. der Einsicht neh- 
mende Notar mit dem Notar oder der Behörde in 
Verbindung setzen kann, von dem bzw. der die 
Urkunde stammt, auf die in der Eintragung Bezug 
genommen wird. Diese Maßnahme ist ferner dazu 
geeignet, die in § 10 a Abs. 3 vorgesehene Aussonde- 
rung von Teilen der Gnmdakten zu erleichtern. Denk- 
bar ist schließlich auch, daß bei einer flächendecken- 
den Verbreitung dieser Praxis später einmal die 
Pflicht zur Aufbewahrung von Urkunden von vornher- 
ein eingeschränkt werden kann. 


Zu Absatz 3 

Das geltende Recht läßt es nicht zu, die Bezugnahme 
bei der Umschreibung des Grundbuchblatts oder der 
Neufassung eines Teils des Grundbuchblatts nachzu- 
holen oder zu erweitern, auch wenn es im Einzelfall 
wünschenswert wäre. Dies wird durch § 30 Abs. 1 
Buchstabe!, § 33 Abs. 2c GBVerf, ausdrücklich so 
bestimmt. Darüber hinaus wird die Auffassimg vertre- 
ten, das Verbot einer erweiterten Bezugnahme bei der 
Umschreibung gründe sich auf ein allgemeines, dem 
§ 53 GBO zu entnehmendes imd das gesamte Grund- 
buchrecht beherrschende Prinzip, daß eine bereits 
vollzogene Grundbucheintragung grundsätzlich nicht 
abgeändert werden dürfe (so Hesse/Saage/Fischer, 
GBO, 4. Aufl., Anm. I 4 zu § 30 GBVerf.). 


Neben der Grundbuchumschreibimg imd der Neufas- 
sung eines Teils des Grundbuchblatts gibt es weitere 
Fälle, in denen die Übernahme von Eintragungen auf 
ein anderes, bereits angelegtes oder neu anzulegen- 
des Grundbuchblatt erforderlich oder möglich ist, so 
z. B. bei 

— Abschreibimg eines Grundstücks oder Grund- 
stücksteils, 

— Übernahme von Eintragungen über Belastimgen 
des Grundstücks in die Wohmmgsgrundbücher 
und Teileigentumsgrundbücher bei deren Anle- 
gung, 

— Vereinigung von Grundstücken, die auf verschie- 
denen Grundbuchblättem eingetragen sind, 

— Zuschreibung eines Grundstücks, das auf einem 
anderen Grundbuchblatt eingetragen ist. 

Auch in solchen Fällen kann es wünschenswert sein, 
statt der Übernahme des vollen Wortlauts der Eintra- 
gung eine unterbliebene oder nicht im zulässigen 
Umfang vorgenommene Bezugnahme bis zu dem 
Umfang, wie er bei einer erstmaligen Eintragung 
zulässig wäre, nachzuholen. Es erscheint angezeigt, 
wegen der Bedeutimg der Frage zur Lösung des 
Problems eine gesetzliche Regelung vorzusehen. 

Durch die Nachholung oder Erweiterung der Bezug- 
nahme darf allerdings — von rein textlichen Änderun- 
gen abgesehen — der Inhalt der Eintragimg nicht 
verändert werden. Dies ist an sich selbstverständlich, 
im Entwurf wegen der Bedeutimg dieses Pxmktes aber 
besonders hervorgehoben. Hierdurch wird auch klar- 
gestellt, daß eine aufgrund der Vorschrift vorgenom- 
mene Nachholimg oder Erweiterung der Bezug- 
nahme allein dazu dienen darf, bisher im Grundbuch 
selbst vermerkte Textteile zu ersetzen, nicht aber 
dazu, der Eintragimg einen weiteren Inhalt als bisher 
zu geben oder eine imzulässige Bezugnahme durch 
eine zulässige zu ersetzen. Der Rechtspfleger muß 
prüfen, ob die bisherige Eintragung mit dem Inhalt der 
Unterlage, auf die nunmehr Bezug genommen wer- 
den soll, übereinstimmt. Dies erfordert einen gewissen 
Aufwand, bietet jedoch den Vorteil, daß durch eine 
solche Prüfung Fehler in der ursprünglichen Eintra- 
gung entdeckt und — wenn die gesetzlichen Voraus- 
setzungen hierfür gegeben sind — unter Umständen 
auch Maßnahmen zur Abwendung eines Schadens 
ergriffen werden können. Im übrigen kann der 
Rechtspfleger, da die Vorschrift nur als Kann-Bestim- 
mung ausgestaltet ist, in Zweifelsfällen von einer 
Nachholung oder Erweiterung der Bezugnahme ab- 
sehen. 

Der Entwurf sieht nicht vor, daß die Betroffenen vor 
einer Nachholung oder Erweiterung der Bezugnahme 
gehört werden, da diese Maßnahmen lediglich auf 
eine Änderung des Textes der Eintragung, nicht 
jedoch ihres materiellen Inhalts gerichtet sind. Ein auf 
eine Sachentscheidung gerichtetes Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit liegt damit nicht vor; 
Artikel 103 Abs. 1 GG findet deshalb keine Anwen- 
dung. Die bloße Gefahr, daß der Rechtspfleger eine 
Vorschrift falsch anwendet, vermag die Notwendig- 
keit der Gewährung rechtlichen Gehörs nicht zu 
begründen. Auch im Zusammenhang mit anderen 
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Tätigkeiten des Grundbuchamts wird die Gewährung 
rechtlichen Gehörs nicht schon deshalb für erforder- 
lich gehalten, weil bei fehlerhafter Sachbehandlung 
die Gefahr eines Eingriffs in Rechte Dritter besteht. 
Bei der Eintragimg einer Hypothek kann z. B. auf- 
gnmd eines Schreibversehens oder einer Unachtsam- 
keit des Gnmdbuchbeamten ein höherer Betrag als 
der bewilligte eingetragen werden. Auch hier wird 
jedoch in Rechtsprechung imd Literatur nicht gefor- 
dert, daß das Gnmdbuchamt vor der Eintragimg den 
Betroffenen zum beabsichtigten Text hören müßte. 

Allerdings können Fälle auftreten, in denen Zweifel 
über den Inhalt der Eintragung und die Auswirkun- 
gen einer nachgeholten oder erweiterten Bezug- 
nahme bestehen. In diesen Fällen kann der Rechts- 
pfleger von einer solchen Bezugnahme absehen oder 
die Beteiligten mit dem Ziel einer Beseitigung der 
Zweifel hören. Eine besondere Vorschrift über eine 
solche Anhörung, wie sie in § 13 Abs. 2 Satz 4 der 
Verordnung zur Durchführung der Schiffsregisterord- 
nung vom 24. November 1980 (BGBl. I S. 2169), die 
durch Verordnung vom 7. Juli 1982 (BGBl. I S. 934) 
geändert worden ist, enthalten ist, erscheint nicht 
erforderlich. 

Wird bei der Übernahme von Eintragungen, die ein 
Grundpfandrecht betreffen, die Bezugnahme nachge- 
holt oder erweitert, so ist dies nicht von einer Vorle- 
gimg des Hypotheken-, Grundschuld- oder Renten- 
schuldbriefs gemäß § 41 GBO abhängig. Es liegt 
nämlich insoweit keine Eintragimg vor, die „bei der 
Hypothek" erfolgt. Eine Eintragung erfolgt vielmehr 
nur dann „ bei der Hypothek" , wenn sie die dinglichen 
Rechtsverhältnisse berührt (KGJ 34 S. A292; 44, 
A256). Dies ist bei einer Nachholung oder Erweite- 
rung der Bezugnahme nicht der Fall. Auf der 
Annahme, daß Änderungen lediglich der Fassung der 
Eintragungen (hierzu auch § 30 Abs. 1 Buchstabe d 
GBVerf. geltender Fassung) keine Eintragungen „bei 
der Hypothek" im Sinne des § 41 GBO sind, dürfte 
auch die Vorschrift in § 39 Abs. 3 Satz 4 der Grund- 
buchverfügung geltender Fassung beruhen. Nach 
dieser Vorschrift ist ein Hypothekengläubiger bei 
einer Bekanntgabe der (vollzogenen) Gnmdbuchum- 
schreibung auf zuf ordern, den Brief zwecks Berichti- 
gimg, insbesondere der Nummer des Grundbuch- 
blatts, dem Grundbuchamt alsbald einzureichen. Bei 
dieser Rechtslage erscheint eine ausdrückliche 
Bestimmung im Entwurf, welche eine Ausnahme von 
§§41 und 62 GBO vorsieht, nicht erforderlich. 

Inwieweit die Nachholung oder Erweiterung einer 
Bezugnahme auf Antrag gemäß § 57 Abs. 2 GBO oder 
gegebenenfalls der erwähnten Vorschrift der Grund- 
buchverfügimg auf dem Brief zu vermerken ist, wird 
der Beurteilimg durch die Praxis überlassen bleiben 
können. 


19. Zu Nummer 19 — (Neufassung von § 55) 

Die Neufassung von § 55 GBO ist aus dem Entwurf für 
ein Justizmitteilungsgesetz (Bundestags- Drucksache 
12/3199) für den Fall der früheren Verabschiedung 
dieses Entwurfs übernommen. Dort ist zur Begrün- 
dimg ausgeführt (a. a. O., Seite 31): 


„ Die bisher in der Grundbuchordnimg aufgeführten 
Mitteilungspflichten sind für den Grundstücksver- 
kehr von wesentlicher Bedeutung. Die vorgesehe- 
nen Informationsbeziehungen entsprechen den 
berechtigten Interessen der Beteiligten, wie sie aus 
dem materiellen Grundstücksrecht hervorgehen. 
Die wesentlichen Grundzüge der Informationsbe- 
ziehungen sind allerdings schon jetzt in § 55 der 
geltenden Grundbuchordnung geregelt, so daß sich 
dessen Erweiterung anbietet. Die Bekanntmachim- 
gen nach Absatz 3 sollen der Erhaltimg der Über- 
einstimmung von Grundbuch und Liegenschaftska- 
taster dienen. " 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme die hier 
aufgenommene Fassimg des Absatzes 6 gefordert und 
dies wie folgt begründet (a. a. O. S. 52): 

„Die Anschrift des neuen Eigentümers wird insbe- 
sondere von der Behörde, die das amtliche Ver- 
zeichnis der Grundstücke nach § 2 Abs. 2 GBO führt, 
benötigt. In den anderen Fällen ist die Kenntnis der 
Anschrift für den Mitteilimgsempfänger nicht erfor- 
derlich. In manchen Ländern (z. B. in Bayern imd in 
Sachsen) wird sie bisher auch nicht übermittelt. Das 
Gesetz sollte daher, auch um der bisher imter- 
schiedlichen Praxis in den Ländern Rechmmg zu 
tragen, die Übermittlung der Anschrift nicht zwin- 
gend vorschreiben. " 

Dem hat die Bundesregierung in ihrer Gegenäuße- 
rung zugestimmt (a. a. O. Seite 70). 

In Ergänzung der bisher vorliegenden Fassung wurde 
in Absatz 1 der Vorschrift vorgesehen, daß in jedem 
Fall der Notar, der den Antrag eingereicht hat, sei es 
gemäß § 15, sei es als Bote, eine Nachricht erhält. Er 
muß wissen, ob er noch etwas zu veranlassen hat. So 
läßt sich auch besser vermeiden, daß, was gelegent- 
lich vorkommt, Anträge „vergessen" werden. 

Ferner wurde Absatz 4 ergänzt. Zum einen wxirde 
vorgesehen, daß auch die für die Führung des Liegen- 
schaftskatasters zuständige Behörde eine Nachricht 
von Verzichten erhält. Zum anderen wurde eine 
Sonderregelung für den Fall vorgesehen, daß auf ein 
Grundstück aus der Bodenreform verzichtet wird. 
Hier gelten — Artikel 233 § 15 Abs. 3 EGBGB — 
andere Aneigmmgsberechtigimgen als nach § 928 
BGB, auf den die Regelung bisher zugeschnitten 
war. 


20, Zu Nummer 20 — (Einfügimg von §§ 55 a und 
55 b neu) 

Zu § 55a 

Der neue § 55 a ist aus dem Entwurf für ein Justizmit- 
teilimgsgesetz (Bimdestags-Dmcksache 12/3199) für 
den Fall der früheren Verabschiedimg dieses Ent- 
wurfs übernommen worden. Dort ist zur Begründimg 
ausgeführt (a, a. O. Seite 31): 

„Die neue Vorschrift soll § 55 GBO für die Fälle 
ergänzen, daß mehrere Grundbuchämter bei einem 
Eintragungsvorgang betroffen sind. Es handelt sich 
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auch hierbei um eine verfahrensmäßig notwendige 
Informationsbeziehung mit Rücksicht auf die beste* 
henden materiell-rechtlichen Grundstücksvor- 
schriften." 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme die hier 
aufgenommene Fassung des Absatzes 2 aus Gründen 
der „sprachlichen Vereinfachung" vorgeschlagen 
(a. a. O. S. 52). Dem hat die Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung zugestimmt (a. a. O. S. 71). 


Zu § 55b 

Der neue § 55 b GBO ist aus dem Entwurf für ein 
Justizmitteilungsgesetz (Bundestags-Drucksache 
12/3199) für den Fall der früheren Verabschiedung 
dieses Entwurfs übernommen worden. Dort ist zur 
Begründung ausgeführt (a. a. O. Seite 31/32): 

„Im Grundbuchverfahren sind Mitteilungen über 
Änderungen im Bestandsverzeichnis und bei der 
Eintragung von Eigentümern oder Erbbauberech- 
tigten an das Katasteramt vorgesehen. Zweck dieser 
Mitteilungen ist die Erhaltung der Übereinstim- 
mung von Grundbuch und Kataster. Außerdem sind 
bei Zwangsversteigerungsverfahren, Bodenord- 
nungsverfahren und Enteignungsverfahren Mittei- 
lungen über den Grundbuchinhalt bzw. seine 
Änderungen jeweils an die entsprechende Behörde 
zu machen. Es besteht kein Bedürfnis, von den 
Maßnahmen zur Erhaltung der Übereinstimmung 
von Grundbuch und Kataster die Grundstücksei- 
gentümer oder gar sonstige Betroffene besonders zu 
unterrichten, weil es sich hier nur um die ordnungs- 
gemäße Fortführung von zwei öffentlichen und 
sachlich in Wechselwirkung stehenden Registern 
handelt. Bei Zwangsversteigerungsverfahren und 
den anderen erwähnten Verfahren erscheint eine 
Unterrichtung ebenfalls nicht erforderlich, weil der 
Eigentümer und die sonstigen Betroffenen an die- 
sen Verfahren ebenfalls beteiligt sind und von der 
Nutzung der Daten durch die für dieses Verfahren 
zuständigen Stellen daher ohnehin Kenntnis erlan- 
gen dürften; die Ausnahme von der Unterrichtungs- 
pflicht übernimmt insoweit den Grundgedanken 
des § 21 Abs, 2 Nr. 1 EGGVG-E. 

Bei Mitteilungen nach § 55 Abs. 5 und nach § 55 a 
GBO handelt es sich um solche innerhalb des 
Grundbuchverfahrens. Bei Mitteilungen nach § 55 
Abs. 4 ist ein Interesse des früheren Eigentümers an 
einer Unterrichtung über die Mitteilungen nicht 
mehr ersichtlich. " 

Zu dieser Vorschrift hatte der Bundesrat keine Bemer- 
kungen. Der Text muß allerdings für den Fall seiner 
Verabschiedung vor Annahme des Entwurfs für ein 
Justizmitteilungsgesetz noch angepaßt werden. Er 
verweist derzeit auf Bestimmungen des EGGVG, die 
erst durch das Justizmitteilungsgesetz geschaffen 
werden sollen. Diese Verweisungen können durch 
allgemeine Formeln ersetzt werden, die in den Fuß- 
noten angegeben sind. 


21. Zu Nummer 21 — (Änderung von § 56) 

Mit dieser Vorschrift sollen die Regelungen über die 
Unterzeichnung der Grundpfandrechtsbriefe aus der 
Ausführungsverordnung zur Grundbuchordnung in 
die Grundbuchordnung übernommen werden. 
Grundpfandrechtsbriefe sind nach §§ 56, 61 Abs. 2, 
§ 62 Abs. 1, § 70 GBO in Verbindimg mit § 3 Abs. 1 
AVOGBO und § 3 Nr. 1 Buchstabe h des Rechtspfle- 
gergesetzes vom Rechtspfleger und dem Urkundsbe- 
amten der Geschäftsstelle zu unterschreiben. In § 3 
Abs. 3 AVOGBO ist bestimmt, daß statt des Urkunds- 
beamten ein vom Behördenvorstand ermächtigter 
Justizangestellter unterschreiben kann. 

Die Regelungen der Ausführungsverordnung zur 
Grundbuchordnung darüber, wer die Unterschriften 
unter den Grundpfandrechtsbriefen zu leisten hat, sollen 
nach dem Entwurf in die §§ 56, 59, 61 und 62 GBO 
übernommen werden; sie gelten gemäß § 70 GBO auch 
für Grundschuldbriefe und Rentenschuldbriefe. 

Wegen der Zuständigkeit des von der Leitung des 
Amtsgerichts ermächtigten Justizangestellten wird 
auf die vorstehenden Bemerkungen zur Änderung des 
§ 44 GBO verwiesen. 

22. Zu Nummer 22 — (Änderung von § 59 Abs. 1) 

Die aus § 3 Abs. 2 AVOGBO übernommene Ergän- 
zung des § 59 Abs. 1 GBO betrifft den Fall, daß für die 
mit einer Gesamthypothek belasteten Grundstücke 
innerhalb eines Grundbuchamtsbezirks unterschied- 
liche Rechtspfleger oder Urkundsbeamte zuständig 
sind; hier soll die Unterschrift je einer dieser Personen 
genügen. Liegen die Grundstücke in verschiedenen 
Grundbuchamtsbezirken, gilt wie bisher § 59 Abs. 2. 


23. Zu Nummer 23 — (Änderung von § 61) 

Zu Buchstabe a — Neufassung von Absatz 1 

Nach § 61 Abs. 1 kann ein Teilhypothekenbrief von 
dem Grundbuchamt, einem Gericht oder einem Notar 
hergestellt werden. In der Literatur ^rd angenom- 
men, daß Gerichte seit Inkrafttreten des Beurkun- 
dungsgesetzes zur Herstellung von Teilbriefen nicht 
mehr befugt seien (Horber/Demharter, GBO, 
19, Aufl., Anm. 6 zu § 61 GBO). Ein Bedürfnis für die 
Zuständigkeit auch der Gerichte (soweit sie nicht als 
Grundbuchamt handeln) ist nicht mehr ersichtlich. 
Aus diesen Gründen soll die Erwähnung der Gerichte 
in § 61 Abs, 1 gestrichen werden. 


Zu Buchstabe b — Änderung von Absatz 2 Satz 1 

Bei der Änderung handelt es sich um eine durch die 
Anfügung des § 56 Abs. 2 erforderlich gewordene 
Folgeänderung. 

Zu Buchstabe c — Einfügung von Absatz 3 neu 

Die Vorschrift entspricht § 3 AVOGBO, dessen Inhalt 
jetzt in § 56 Abs. 2 GBO aufgenommen wurde. Durch 
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die vorgeschlagene Einfügung des § 61 Abs, 3 ist 
ausdrücklich festgelegt, daß die Regelung über die 
zur Unterschrift zuständigen Personen nur gilt, wenn 
der Teilhypothekenbrief durch das Grundbuchamt 
hergestellt wird, nicht also, wenn ein Notar ihn 
herstellt (bezügUch der Zuständigkeit bei Herstellung 
durch den Notar vgl. Horber/Demharter, Grundbuch- 
ordnung, 19. Aufl., Anm. 8 d zu § 61 GBO. Hier ist der 
Vermerk über die HersteUimg nur von dem Notar zu 
imterschreiben. ) 


Zu Buchstabe d 

Buchstabe d enthält eine redaktionelle Folgeände- 
rung des Buchstaben c. 


24, Zu Nummer 24 — (Ändenmg von § 62) 

Die Regelung des § 56 Abs. 2 GBO, mit dem die 
Zuständigkeitsregelung für die Unterzeichnimg von 
Hypothekenbriefen der AVOGBO in die Gnmdbuch- 
ordnung übernommen werden soll, muß in § 62 GBO 
in Bezug genommen werden. Das geschieht durch 
Einfügung eines neuen Absatzes 2. 


25, Zu Nummer 25 — (Änderung von § 79) 

Zu Buchstabe a — Änderung von Absatz 2 Satz 1 

Nach § 79 Abs. 2 Satz 1 GBO hat ein mit der weite- 
ren Beschwerde angerufenes Oberlandesgericht 
diese dem „Reichsgerichte" vorzulegen, wenn es 
bei der Auslegung einer das Gnmdbuchrecht be- 
treffenden reichsgesetzlichen Vorschrift von einer 
Entscheidung eines anderen Oberlandesgerichts 
oder des „Reichsgerichts" abweichen will. Nach 
Artikel 8 III Nr. 88 Abs. 1 des Gesetzes zur Wieder- 
herstellimg der Rechtseinheit auf dem Gebiete 
der Gerichtsverfassung, der bürgerhchen Rechts- 
pflege, des Strafverfahrens imd des Kostenrechts 
vom 12. September 1950 (BGBl. S. 455) ist zwar 
die Entscheidungszuständigkeit des Reichsgerichts 
auf den Bundesgerichtshof übergegangen. Es 
hegt deshalb nahe, das Wort „Reichsgerichts" 
schlicht durch das Wort „Bundesgerichtshof" zu 
ersetzen. Der Bundesgerichtshof hat aber entschie- 
den, daß er auch anzurufen ist, wenn von einer 
Entscheidimg des Reichsgerichts oder des Obersten 
Gerichtshofs für die britische Zone abgewichen wer- 
den soll (BGHZ 5, 346; BGHZ 8, 25). Dies erscheint 
auch heute noch sachgerecht imd soll daher in der 
Formulierung klargestellt werden. Erwogen worden 
ist auch eine Aufnahme des Obersten Gerichts der 
früheren Deutschen Demokratischen Republik. Dies 
erschien aber nicht sachgerecht, da sich das Gnmd- 
buchrecht der früheren Deutschen Demokratischen 
Repubhk doch wesentlich von dem der Grundbuch- 
ordnung imterschied. Die Ersetzung des Wortes 
„reichsgesetzlichen" durch das Wort „bimdesrechtli- 
chen“ soll der veränderten Situation Rechnimg tra- 
gen. 


Zu Buchstabe b — Ändenmg von Absatz 3 

Die Ändenmg soll der geänderten Entscheidimgszu- 
ständigkeit Rechnimg tragen. 


26, Zu Nummer 26 — (Ändenmg von § 81 Abs. 2) 

Hier wird die durch das Rechtspflege-Vereinfa- 
chimgsgesetz vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2847) unrichtig gewordene Verweisimg auf die 
Regelimg über die Großen imd Vereinigten Großen 
Senate korrigiert. 


27. Zu Nummer 27 — (Ändenmg von § 88 Abs. 2) 

Die Vorschrift dient der Anpassung des Zitats des FGG 
an die heutige Übung (hierzu Begründung zu § 1 
Abs. 2 GBO in der Fassung des Entwurfs). 


28. Zu Nummer 28 — (Neufassung von § 97 Abs. 1) 

Nach § 97 Abs, 1 in der Fassung des Entwurfs kann das 
Grundbuchamt anordnen, daß ein Beteiligter am 
Rangklarstellungsverfahren, der nicht im Inland 
wohnt, einen dort wohnenden Zustellungsbevoll- 
mächtigten bestellt. Bei der vorgeschlagenen Neufas- 
sung handelt es sich um eine den veränderten Ver- 
hältnissen Rechnimg tragende redaktionelle Ände- 
nmg. 


29, Zu Nummer 29 — (Ändenmg von § 105 Abs. 2 
und §110 Abs. 1) 

Die Änderung dient der Anpassung des Zitats des 
FGG an die heutige Übung (hierzu Begründung zu § 1 
Abs. 2 GBO in der Fassung des Entwurfs). 


30, Zu Nummer 30 — (Einfügung des Sechsten und 
Siebenten Abschnitts) 

Zum sechsten Abschnitt 
Anlegung von Grundbuchblättern 

Vorbemerkung 

Wie bereits in der Begründung zu Nummer 1 1 ausge- 
führt ist, erscheint es zweckmäßig, die Vorschriften 
der §§ 1 bis 4 AVOGBO in das Gesetz selbst zu 
übernehmen. Gleiches gilt für die Vorschriften über 
die nachträgliche Anlegung von Gnmdbuchblättem 
in Abschnitt III der AVOGBO (§§ 7 bis 16 AVOGBO). 
Diese Vorschriften enthalten eine selbständige, in sich 
geschlossene Verfahrensregelung mit zum Teil auch 
erheblichen materiell-rechtlichen Auswirkungen, die 
ihrer Art nach in der Grundbuchordnung selbst getrof- 
fen werden sollte. Daher wird die Aufnahme auch 
dieser Vorschriften in die Gnmdbuchordnung als 
deren sechster Abschnitt vorgeschlagen. 
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Durch die Einfügung des neuen Abschnitts in die 
Grundbuchordnung ändern sich dort zwar die 
Bezeichnungen der ihm nachfolgenden Paragraphen. 
Das kann aber hingenonmien werden, weil es sich 
insoweit um Übergangs- und Schlußbestimmungen 
handelt, die für die tägliche Praxis keine wesentliche 
Bedeutung haben. 

Nicht übernommen wird § 17 AVOGBO. Nach dieser 
Vorschrift sind, wenn die Buchung von Miteigentums- 
anteilen nach § 3 Abs. 3 Unterabsatz b GBO aufgelöst 
wird, auf die Anlegimg des Grundbuchblatts für das 
dienende Gnmdstück die in der Ausführungsverord- 
nung enthaltenen Vorschriften über die Anlegung 
eines Grundbuchblatts entsprechend anzuwenden. 
Jedoch sind die die Miteigentumsanteile belastenden, 
aus dem Grundbuch ersichtlichen Eintragungen auf 
das neue Grundbuchblatt zu übertragen. Die die 
einzelnen Miteigentumsanteile betreffenden Eintra- 
gungen in den Blättern der herrschenden Grund- 
stücke sind zu löschen. 

Die Vorschriften der Ausführungsverordnung zur 
Grundbuchordnung über die Anlegung von Grund- 
buchblättem haben bei einer Blattanlegung in den 
Fällen des § 3 Abs. 3 GBO keine Bedeutung. Irgend- 
welcher Ermittlungen über die Rechtsverhältnisse 
oder Aufgebotsverfahren oder öffentlicher Bekannt- 
machungen bedarf es nicht, weil sich die Rechtsver- 
hältnisse an dem Grundstück bereits aus den Eintra- 
gungen bei den einzelnen Miteigentumsanteilen in 
den Blättern der herrschenden Grundstücke ergeben. 
Insbesondere sind hier die Eigentümer und die in 
Betracht kommenden beschränkten dinglichen 
Rechte vermerkt. Die in § 17 AVOGBO enthaltene 
Verweisung auf die Vorschriften über die Anlegung 
der Grundbuchblätter geht daher ins Leere und ist 
irreführend. Einen selbständigen Inhalt hat lediglich 
der letzte Satz des § 17, wonach die die Miteigentums- 
anteile betreffenden Eintragimgen auf den Grund- 
buchblättem der herrschenden Grundstücke zu 
löschen sind. Dies ist aber so selbstverständlich, daß 
auf die Regelung verzichtet werden kann. Im einzel- 
nen ist zu bemerken: 


Zu § 116 neu 

Nach § 7 AVOGBO wird das Grundbuchblatt für ein 
Gnmdstück, das ein Blatt bei der Anlegung des 
Grundbuchs nicht erhalten hat, von Amts wegen 
angelegt. Es handelt sich hier um die nachträgliche 
Anlegimg einzelner Grundbuchblätter, nicht um die 
Anlegung des Grundbuchs insgesamt, die der Rege- 
lung durch Landesrecht überlassen war (Artikel 186 
EGBGB). Die Vorschrift wird entsprechend ange- 
wandt, wenn ein buchungsfreies Grundstück (§ 3 
Abs. 2 GBO) bei Anlegung des Grundbuchs zweir ein 
Grundbuchblatt erhalten hat, später jedoch wieder 
ausgebucht worden ist und nunmehr wieder gebucht 
werden soll. Sie wird im Schrifttum auch dann als 
anwendbar angesehen, wenn infolge einer Grenz- 
regulierung ein Grundstück im Bimdesgebiet zu bu- 
chen ist (Hesse/Saage/Fischer, Grundbuchordnung, 
4. Aufl., Anm. I zu § 7 AVOGBO; Horber/Demharter, 


Grundbuchordnung, 17. Aufl., Anm. 2b zu § 122 
GBO). 

Von einer besonderen Erwähnung der Fälle, in denen 
die Regelung als entsprechend anwendbar angese- 
hen wird, ist im Gesetzestext abgesehen worden, weil 
dies angesichts der Seltenheit solcher Fälle entbehr- 
lich ist. Eine allgemeinere Fassung, wonach die Vor- 
schrift immer dann gilt, wenn ein Grundbuchblatt 
nicht besteht, könnte sich als zu weit erweisen. Sie 
könnte etwa auch den bisher in § 17 AVOGBO 
geregelten Fall erfassen, der aus den oben vor § 116 
GBO dargelegten Gründen aus der Regelung ausge- 
schieden werden soll. In Absatz 2 ist die Bezeichnung 
der anzuwendenden Paragraphen angepaßt wor- 
den. 


Zu § 117 neu 

Die Vorschrift entspricht § 8 AVOGBO. Die bisher in 
§ 8 AVOGBO enthaltene nähere Kennzeichnung des 
amtlichen Verzeichnisses der Grundstücke „nach § 2 
Abs. 2 der Grundbuchordnung" ist entbehrlich und 
wurde nicht übernommen. 

Der in § 8 enthaltene Satzteil, welcher davon ausgeht, 
daß das amtliche Grundstücksverzeichnis vom 
Grundbuchamt selbst gefütirt wird, war entbehrlich, 
da die Erörterungen ergeben haben, daß diese Fälle 
nicht mehr Vorkommen. 


Zu §§ 118 und 119 neu 

Die §§ 9 und 10 der AVOGBO sind unverändert 
übernommen worden, wobei in § 119 lediglich die 
bisherigen Paragraphenbezeichnungen angepaßt 
worden sind. 


Zu § 120 neu 

In § 120 Nr. 2 ist wie bei § 1 17 ebenfalls nur noch vom 
„maßgebenden amtlichen Verzeichnis" die Rede. Im 
übrigen ist § 11 AVOGBO noch an den modernen 
Sprachgebrauch der neueren Vermessungsgesetze 
angepaßt, inhaltlich aber unverändert übernommen 
worden. 


Zu § 121 neu 

§ 12 Abs. 1 der AVOGBO ist in § 121 Abs. 1 GBO 
wörtlich übernommen worden. Absatz 2 ist gegenüber 
§ 12 AVOGBO um einen neuen Satz ergänzt worden. 
Der bisherige § 12 Abs. 2 AVOGBO sieht vor, daß das 
Aufgebot über die Grundbuchblattanlegung an der 
amtlichen Bekanntmachungstafel der Gemeinde, in 
der das Grundstück liegt, anzuheften oder in sonstiger 
ortsüblicher Weise bekanntzumachen ist. Eine Anhef- 
tung des Aufgebots an die Gemeindetafel ist nicht 
mehr immer möglich, weil solche Tafeln in den 
landesrechtlichen Vorschriften nicht mehr allgemein 
vorgesehen sind. Um zu verhindern, daß in diesen 
Fällen die andere im Gesetz vorgesehene Bekanntma- 
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chungsart „in sonstiger ortsüblicher Weise" lediglich 
zu einer überflüssigen Doppelveröffenüichung in 
einem Blatt führt, in dem bereits das Gnmdbuchamt 
nach Absatz 1 veröffentlicht hat, wurde Absatz 2 um 
den vorgesehenen Satz 2 erweitert. 

Die Änderung in Absatz 3 ist redaktioneller Art. 


Zu §§ 122 bis 125 neu 

Abgesehen von einzelnen redaktionellen Änderun- 
gen oder Anpassimgen an den heutigen Sprachge- 
brauch sind hier die §§ 13 bis 16 AVOGBO unverän- 
dert übernommen worden. In § 121 wurde der Begriff 
des geringen Werts ebenso wie in § 18 des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Grundbuch- 
wesens durch den Betrag von 5 000 DM ersetzt. 


Zum siebenten Abschnitt 
Das maschinell geführte Grundbuch 

Einleitung 

1. Seit ihrer Einfühnmg in Deutschland werden 
Grundbuch imd Grundakten in Papierform geführt. 
Diese Form der Register- imd Aktenführung ist 
gesetzlich zwingend vorgeschrieben. Sie führt 
dazu, daß die für diese Form der Register- imd 
Aktenfühnmg erforderlichen Bearbeitungsformen 
einschließlich des Auskunfts ebenstes eingehalten 
werden müssen. Hier liegen Schwächen des der- 
zeitigen Systems, die auch durch automationsun- 
terstützte Arbeitsmethoden, wie sie in den letzten 
Jahren in den verschiedenen Bundesländern ein- 
geführt worden sind, nur teilweise behoben wer- 
den können. Gnmdlegender Mangel ist die Not- 
wendigkeit, das Original des Registers auf Papier 
zu führen. Daraus ergibt sich, daß die Eintragungen 
jeweils nur an einer Stelle, nämlich dort, wo sich 
das beschriebene Papier befindet, vorhanden sind. 
Auskünfte müssen auf umständliche Weise durch 
Vorlage des Papiergrundbuchs an der Amtsstelle 
zum Lesen oder Abschreiben oder durch Fertigen 
von Abschriften (heute: Ablichtung) erteilt werden. 
Die parallele Fühnmg von elektronischen Hilfsda- 
teien, wie sie von einigen Landesjustizverwaltun- 
gen praktiziert wird, verbessert die Situation nur 
partiell. Die Nutzimg der modernen Informations - 
imd Kommunikationstechnik im Sirme einer durch- 
greifenden Änderung und Verbesserung insbeson- 
dere des Auskunftsdienstes ist deshalb nur 
beschränkt möglich. 

Eine weitere Schwäche des derzeitigen Grund- 
buchsystems ist der — trotz der an vielen Stellen 
schon vorhandenen Datenverarbeitungs-Unter- 
stützung — immer noch verhältnismäßig hohe 
Personalaufwand für die Führung des Papier- 
grundbuchs sowie für den Einsichts- und den 
Auskunftsbetrieb. Gerade in den Ballungsräumen, 
wo andererseits der größte Arbeitsanfall zu ver- 
zeichnen ist, führt dies zu erheblichen Schwierig- 
keiten. Die durch die Papierform bedingte innerbe- 


triebliche Organisations Struktur der beteiligten 
Grundbuchämter führt letztlich zu einer ver- 
gleichsweise langen, auch durch technisch unter- 
stützte Arbeitsmethoden nicht grundlegend zur 
verkürzten Bearbeitungsdauer für den einzelnen 
Vorgang. Diese Schwächen legen eine durchgrei- 
fende Modernisierung im Siime einer Abkehr vom 
Speichermedium Papier und einer Übernahme 
elektronischer Speichermedien nahe. 

2. Bereits derzeit werden in deutschen Gnmdbuch- 
ämtem eine Reihe automationsunterstützter Ver- 
fahren eingesetzt. Es handelt sich in 1 0 Ländern um 
das Verfahren „SOLUM", in Rheinland- Pfalz, teil- 
weise auch in Hessen imd Thüringen, um das sog. 
„ Mainzer automatisierte Grundbuch- Verfahren 
(MAGB)" und in Mecklenburg- Vorpommern, al- 
lerdings nur in Teilfunktionalität, das Verfahren 
„ARGUS-Grundbuch". In Planung und Entwick- 
lung befinden sich in Baden-Württemberg das 
„BAJUS-GBA- Verfahren"; ähnliche Planungen 
bestehen in Schleswig-Holstein. Diese Verfahren 
haben zwar eine umfassende Unterstützung der 
Arbeit des Grundbuchamts zum Ziel, verlassen das 
eigentliche Grundbuch jedoch aufgrund der be- 
stehenden Rechtslage in Papierform. Hauptinhalt 
des automationsunterstützten Verfahrens ist die 
Wirkung der Eintragung in das — nach wie vor 
papieme — Grundbuch mit bedienerfreundlichen 
Methoden. Teilweise werden zur Verbesserung 
der Arbeitsabläufe neben dem Grundbuch Daten- 
banken (Eigentümer- und Gnmdstücksverzeich- 
nisse, Suchregister sowie Verwalterlisten, Akten- 
kontrollistenusw.) geführt, die zum Teil bestimmte 
Daten aus dem Grundbuch — etwa die Eigentümer 
und Flurstücke jeweils mit zugehöriger Grund- 
buchstelle (insoweit handelt es sich um eine paral- 
lele Datenbank) — enthalten. Zum Teil sind es 
sonstige Daten, die für die Arbeit des Grimdbuch- 
amts von Bedeutung sind. Hier wären etwa zu 
nermen: Angaben über den Eigentümer oder stati- 
stische Daten. Insoweit handelt es sich um ergän- 
zende Datenbanken. Diese Datenbanken werden 
für die mit der Grundbuchführung verbimdenen 
Nebenarbeiten herangezogen imd zum Teil auch 
für die Übernahme von Daten in das Grundbuch- 
eintragungsverfahren genutzt. Teilweise werden 
diese Datenbanken auch für den Datenaustausch 
mit der Vermessungsverwaltung verwendet und 
ersetzen damit die Mitteilungen zum Liegen- 
schaftskataster (Verändenmgslisten). Dies gilt für 
das automatisierte Grundstücks- und Liegen- 
schaftsbuch in Bayern, Sachsen und Thüringen. 

Die erwähnten Datenbanken stellen jedoch nicht 
das Grundbuch selbst dar. Sie können deshalb 
auch für die Einsicht in das Grundbuch und für die 
Erstellung von Abschriften sowie eine Übermitt- 
lung des Gnmdbuchinhalts an Dritte (inländische 
Gerichte, Behörden und Notare) nicht oder nur 
unter Vorbehalt verwendet werden. Ferner müssen 
sie bei Änderungen im Grundbuch, die auch den 
Inhalt der Datenbank betreffen, stets parallel zum 
Grundbuch aktualisiert werden. Bei der Lösung 
„ARGUS-Grundbuch" sollen die Textdokumente 
für die Archivierung des Inhalts der Handblätter 
des Grundbuchs genutzt werden. Die archivierten 
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Dokumente, die retrieval (abruf-) fähig hypertext- 
artig abgelegt werden, werden dann über entspre- 
chende Suchstrukturen erschlossen werden. 

Angesichts der Entwicklung in der Vergangenheit 
und der derzeit absehbaren Projekte ist zu erwar- 
ten, daß diese automationsunterstützten Verfahren 
auch ohne Einführung eines automatisierten 
Gnmdbuchs in wenigen Jahren durchweg zu 
umfassenden Hilfssystemen für die Grundbuchfüh- 
rung ausgebaut sein werden. Der verwaltungsmä- 
ßige Ablauf im Grundbuchamt würde von ihnen 
weitgehend geprägt werden, soweit dies beim 
Papiergrundbuch möglich ist. Solange aber die 
Fühnmg des Grundbuchs auf Papier gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben wird, können die weit 
größeren Möglichkeiten imd Vorteile einer voll- 
elektronischen Registerführung mit automations- 
unterstützten Verfahren allein nicht genutzt wer- 
den. 

3. a) Der vorliegende Entwurf schlägt vor, den Län- 
dern die Möglichkeit zu geben, sich diese tech- 
nischen Chancen zu erschließen. Er geht davon 
aus, daß die Aufgaben der Justiz — auch und vor 
allem auf dem Gebiet der Grundbuchführung — 
vor dem Hintergrund des Übergangs aus dem 
Industriezeitalter in das Informationszeitalter 
gesehen werden müßte. Die Schaffimg geeigne- 
ter leistimgsfähiger Informationsstrukturen ge- 
rade auf Gebieten, in denen die Justiz wichtige 
Dienstleistungen für Wirtschaft und Gesellschaft 
zu erbringen hat (z. B. Grundbuch imd Handels- 
register), stellt nach Auffassung des Entwurfs 
einen wesentlichen Bestandteil des Übergangs 
in neue Arbeits- und Wirtschaftsstrukturen dar. 
Nicht zuletzt deshalb trägt die vorgeschlagene 
Öffnung der Gnmdbuchordnung für die Einfüh- 
rung einer vollelektronischen Führung des 
Grundbuchs dazu bei, die Attraktivität des Wirt- 
schaftsstandortes Deutschland auch in Zukunft 
zu erhalten. Wie noch zu zeigen sein wird, wird 
im Ausland bereits in hohem Maße an der 
Umstellung derartiger Register auf elektrorü- 
sche Formen der Registerführung gearbeitet. 

b) Der Führung des Grundbuchs, ebenso wie der 
Führung etwa des Handels- imd Genossen- 
schaftsregisters, kommt gerade auch für den 
wirtschaftlichen Aufbau in den neuen Ländern 
erhebliche Bedeutung zu. Die Justizverwaltun- 
gen der neuen Länder unternahmen und unter- 
nehmen mit Hilfe der alten Länder größte 
Anstrengimgen, gerade den Bereich der Grund- 
buchfühiung ebenso wie den der Handelsregi- 
ster- und Genossenschaftsregisterführung rasch 
funktionsfähig zu machen. Dies wird besonders 
deshalb schwierig, weil das Volumen der Ein- 
tragimgen in den kommenden Jahren erheblich 
ansteigen wird. Für die wirtschaftliche Entwick- 
lung wird es wesentlich sein, so rasch wie 
möglich die große Menge der neu hinzugekom- 
menen Daten zu verarbeiten. Dies ließe sich 
erheblich vereinfachen, wenn sie nicht auf 
Papier geschrieben, sondern in elektroiüscher 
Form gespeichert werden könnten. Denn dann 
wäre es möglich, die sich bei dieser Form 


ergebenden Vereinfachungschancen, etwa bei 
der Gewährung von Einsicht oder der Erteilung 
von Abschriften, voll zu nutzen. Die neuen 
Länder haben deshalb ein besonderes Interesse 
daran, die Automation insbesondere des Grund- 
buchs zu verwirklichen. Wenn die Öffnung der 
Grundbuchordnung für die Einführung eines 
maschinell geführten Registers schnell erfolgt, 
können gerade die neuen Länder erhebliche 
Geldbeträge einsparen. Es wäre ihnen möglich, 
die ohnehin vorzunehmenden Eintragungen 
sofort in elektronischer Form zu bewirken und 
sie müßten die eingetragenen Daten nicht erst 
später — und dann mit aufwendigeren Erfas- 
sungsmethoden — übernehmen. 

c) Es ist lediglich daran gedacht, das eigentliche 
Grundbuch in maschineller Form zu führen. Für 
die Grundakten kommt diese Form der Akten- 
fühnmg nicht in Betracht. In diesen Akten 
werden die Urkunden aufbewahrt, die Grund- 
lage der Eintragung sind, sowie sonstige Schrift- 
stücke, die aus Anlaß der Eintragung oder sonst 
bei der Führung des Registers entstehen. Diese 
Unterlagen sind praktisch nicht für eine Füh- 
nmg in elektronischer Form geeignet. Denkbar 
wäre zwar, daß die Verfügungen, Empfangsbe- 
kermtnisse und andere Unterlagen, ähnlich dem 
maschinell geführten Mahnverfahren, elektro- 
nisch als Fakten gespeichert werden. Der 
eigentlich entscheidende Inhalt der Grund- 
akten sind aber die Urkunden, die für die Vor- 
nahme von Eintragungen vorzulegen sind. Sie 
müßten mit einem vergleichsweise hohen Auf- 
wand in einen elektronischen Speicher einge- 
geben werden, ohne daß dem erhebliche Ver- 
einfachungseffekte gegenüberstünden. Hinzu 
kommt, daß die Beibehaltung der papiemen 
Grundakten ein wesentliches Element zur Absi- 
cherung der Grundbuchdaten bildet. Im Falle 
des Verlustes dieser Daten könnte anhand der 
Urkunden zumindest der aktuelle Stand des 
Registers rekonstruiert werden. Vereinfachun- 
gen liegen hier vor allem in der Zulassung einer 
Aufnahme dieser Unterlagen auf Datenträger, 
wie sie in § 10 a GBO neu vorgesclilagen 
wird. 

4 . Im Gegensatz zu Deutschland haben einige auslän- 
dische Staaten die Konsequenzen aus den geschil- 
derten Nachteilen von in Papierform geführten 
Registern und Akten gezogen und ihre Systeme an 
die modernen technischen Möglichkeiten ange- 
paßt. Teilweise bestehen konkrete Planungen in 
dieser Richtung. 

Sehr weit ist die Entwicklung in Österreich. Dort ist 
das Grundbuch bereits völlig auf EDV umgestellt. 
Das Original des Grundbuchs wird in einem Daten- 
speicher geführt, an den alle österreichischen 
Grundbuchämter, die Notare, aber auch sonstige 
interessierte Stellen (z. B. Banken und Versiche- 
rungen) angeschlossen sind. Dieser weitgeschnit- 
tene Kreis der Anschlußberechtigten erklärt sich 
vor dem Hintergrund des österreichischen Grund- 
buchrechts, das die Einsicht in das Grundbuch 
jedem und nicht nur demjenigen gestattet, der ein 
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berechtigtes Interesse daran darlegt oder zumin- 
dest hat. Die Umstellung anderer Register, zum 
Beispiel des Handelsregisters, auf EDV ist konkret 
in der Planung. 

Großbritannien hat inzwischen die Einfühlung des 
Gnmdbuchs, das bis in die zwanziger Jahre dieses 
Jahrhunderts hinein nicht vorhanden war, abge- 
schlossen. Es wird dort geplant, bis zum Ablauf des 
Jahres 1994 dieses Grundbuch elektronisch zu 
führen. In Irland laufen entsprechende Planungen 
für das Jahr 1996. 

Eigentümer- und Flurstücksverzeichnisse werden 
in den meisten europäischen Ländern elektronisch 
geführt. Erwähnenswert ist in diesem Zusammen- 
hang auch die Regelung in Spanien, wo in einer 
Zentralstelle in Madrid ein landesweites Eigentü- 
mer- und Grundstücksregister mit Angabe des 
zuständigen Grundbuchamts geführt wird. Dieses 
Zentralregister gibt Auskunft darüber, ob eine 
bestimmte Person in Spanien Grundeigentum 
hat. 

Nicht ganz vergleichbar, gleichwohl in Betracht zu 
ziehen ist die Situation in den USA. Dort ist ein 
Grundbuch, das einen Nachweis der Rechte an 
Gnmdstücken enthält, nicht bekannt. Vielmehr 
muß dieses beim Verkauf oder bei der Bestellung 
dinglicher Rechte an Gnmdstücken vom Grund- 
stückseigentümer jeweils nachgewiesen werden. 
Dazu bedient man sich besonderer privatrechtli- 
cher Versicherungen, sog. title insurances, die von 
sog. Titelversicherem (title insurer) ausgegeben 
werden. Diese Titelversicherungen sind allerdings 
keine echten Risikoversicherungen. Das Versiche- 
rungsuntemehmen erkimdigt sich anhand der ver- 
schiedenen vorhandenen jeweils imeingeschränkt 
öffentlichen Register darüber, welche dinglichen 
Rechtsgeschäfte an dem Grundstück vorgenom- 
men wurden imd welche sonstigen gesetzlichen 
Lasten auf dem Grundstück ruhen. Hierbei handelt 
es sich nicht nur um Lasten (liens) etwa wegen 
öffentlicher Steuern, sondern auch um Lasten 
wegen privatrechtlicher Ansprüche etwa unter 
dem Gesichtspunkt einer Werkimtemehmerforde- 
nmg. Anhand der Erkenntnisse aus diesen Regi- 
stern werden dann an den Grundstückseigentümer 
Fragen gestellt und erst nach befriedigender Klä- 
nmg dieser Fragen, die dinglichen Rechtsge- 
sch^te vorgenommen. Kernpunkt dieses Systems 
ist der sog. land record, der bei den städtischen 
Behörden geführt wird. In diesem Register können 
alle dinglichen Rechtsgeschäfte für das Grund- 
stück vollständig eingesehen werden. Sie begrün- 
den allerdings keinen öffentlichen Glauben. Dieser 
land record ist in den USA uneingeschränkt öffent- 
lich; ein berechtigtes Interesse braucht nicht darge- 
legt zu werden. Eine Übersicht über alle in An- 
sehimg des Grundstücks geschlossenen Rechtsge- 
schäfte ist normalerweise auf EDV-Basis enthalten 
und kann von jedem, der die Stelle besucht, frei 
abgenifen werden. Daneben stehen die eigentli- 
chen Urkunden in einer vollständig verkleinerten 
Wiedergabe auf Mikrofiche zur Verfügimg. 

5. Die Überlegimgen, das Grundbuch maschinell zu 
führen, haben zu Beginn der siebziger Jahre 


begonnen. Sie mündeten im Jahre 1982 in einen 
Probelauf beim Amtsgericht München. Diesem 
Probelauf folgte im Herbst 1982 die Vorlage eines 
Diskussionsentwurfs des Bundesministeriums der 
Justiz für ein elektronisch geführtes Grundbuch. 
Sowohl die technischen als auch die gesetzgeberi- 
schen Arbeiten wurden im Verlaufe des Jahres 
1983 eingestellt. Der Grund hierfür lag einmal in 
einer allgemeinen Verknappung der Haushaltsres- 
sourcen, die seinerzeit zu beklagen war. Anderer- 
seits aber auch in dem hohen Erfassungsaufwand, 
der für das seinerzeit beabsichtigte Konzept benö- 
tigt wurde. Damals war nämlich vorgesehen, bei 
der Einführung eines maschinell geführten Grund- 
buchs zugleich auch die äußere Gestalt des Grund- 
buchs zu verändern. So sollten, um den wichtigsten 
Punkt herauszugreifen, die zweite und die dritte 
Abteilung zu einem einheitlichen Lastenverzeich- 
nis zusammengeführt werden. Das bedeutete, daß 
nicht nur die vorhandenen Daten der Grundbuch- 
blätter erfaßt, sondern vor allem bei der Erfassung 
der Daten in der zweiten und dritten Abteilimg 
zugleich auch die Rangverhältnisse geklärt werden 
mußten. Die technischen Möglichkeiten waren 
zudem seinerzeit beschränkt. Es war nur möglich, 
die Daten von Hand über eine Tastatur in einen 
elektronischen Speicher einzugeben, sie also, bild- 
lich gesprochen, abzuschreiben. Im Jahre 1976 gab 
es in den alten Bundesländern allein 17 Mio. 
Grundbuchblätter. Es werden jetzt etwa 20 bis 
25 Mio. sein. Dem entsprechen in den alten Bun- 
desländern 45 Mio. Grundstücke. Für die Erfas- 
sung dieses enormen Datenbestandes mit den 
damals zur Verfügimg stehenden Mitteln hätten 
1 000 Mitarbeiter rund 10 Jahre lang eingesetzt 
werden müssen. Das war nicht realisierbar. Die 
Arbeiten konzentrierten sich danach zunächst auf 
die Einführung automationsunterstützter Verfah- 
ren bei der Führung des Gnmdbuchs auf Papier. 
Dem Entwurf liegt jedoch ein völlig neues Konzept 
zugrunde, das die Schwächen des im Jahre 1982 
beabsichtigten Systems vermeidet. 

6. a) Der entscheidende Unterschied zwischen dem 
seinerzeit und dem jetzt beabsichtigten System 
liegt hauptsächlich darin, daß von einer Verän- 
derung der Gestalt des Grundbuchs gänzlich 
abgesehen wird. Das in maschineller Form 
geführte Grundbuch unterscheidet sich inso- 
weit nicht von dem bisherigen papiemen 
Grundbuch. Es wird also nach wie vor ein 
Bestandsverzeichnis geben, das das Grundstück 
beschreibt, eine erste Abteilung, in der Eigen- 
tumsverhältnisse nachgewiesen werden, eine 
zweite Abteilung, die die dinglichen Rechte an 
dem Grundstück ausweist und eine dritte Abtei- 
lung über die Gnmdpfandrechte an dem Grund- 
stück. Es ist allerdings nicht zu bestreiten, daß 
gerade die Trennung der zweiten von der drit- 
ten Abteilung des Grundbuchs durchaus auch 
Nachteile hat, die bei einem einheitlichen 
Lastenverzeichnis vermieden werden. Anderer- 
seits ist die Aufteilung der beschränkt ding- 
lichen Rechte an Grundstücken in eine zweite 
und eine dritte Abteilung des Grundbuchs 
inzwischen eingeführt und im Bewußtsein der 
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beteiligten Rechtskreise nur schwer wieder zu 
ändern. Der Vorschlag würde jedenfalls sehr 
eingehende Überlegungen erfordern und 
könnte kaum auf das maschinell geführte 
Grundbuch beschränkt bleiben. Er ist vor allem 
auch deshalb in dem Entwurf nicht weiter ver- 
folgt worden, weil bei der Aufnahme dieser 
zusätzlichen Ändenmg die günstigeren Erfas- 
sungsmethoden nicht mehr verwendet werden 
können, die die Einführung eines maschinell 
geführten Grundbuchs jetzt realisierbar ma- 
chen. 

Das Konzept von 1982 ist letztlich vor allem an 
der Erfassungsseite gescheitert. Es kam deshalb 
darauf an, jetzt ein Konzept zu entwickeln, das 
die enorme Erfassungsarbeit deutlich reduzie- 
ren kann. Das ist durch den Verzicht auf eine 
Neustrukturierung des Gnmdbuchs einerseits 
und die Verbesserungen der Computertechnik 
andererseits mögüch. Die moderne Technik 
erlaubt es nämlich, mit verhältnismäßig gerin- 
gem technischen Aufwcind auch große Daten- 
mengen zu speichern. Hierbei gibt es 2 unter- 
schiedhche Formen: 

— Speicherung der Grundbuchinhalte in co- 
dierter Form (Cl-Speichenmg) und 

— Speicherung der Grundbuchinhalte in nicht 
codierter Form (NCI- Speicherung). 

Im ersten Fall erfolgt die Speicherung in mehr 
oder weniger aufwendigen Strukturen des 
Datenbestandes. Im zweiten Fall folgt die Spei- 
chenmg als Aneinanderreihung von Abbildun- 
gen in sog. Pixeln (Bildpunkten). 

Bildlich gesprochen bedeutet CI- Speicherung, 
daß die zu speichernden Daten über eine Tasta- 
tur in das System eingegeben, dort in elektroni- 
sche Datenstrukturen umgesetzt und so gespei- 
chert werden. Das geschieht etwa, wenn eine 
neue Eintragung über die Tastatur des Compu- 
ters eingegeben und mit dem Speicherbefehl für 
die Speicherung der Grundbuchinhalte in dem 
vorgesehenen Speicher abgelegt wird. Bei der 
NCI- Speicherung findet keine Eingabe der ein- 
zelnen Daten in dieser Form statt. Vielmehr 
werden mit einem sog. Scaimer elektronische 
Fotographien von den zu speichernden Grund- 
buchinhalten gefertigt und als solche in dem für 
die Eintragungen im Gnmdbuch vorgesehenen 
Speicher endgültig abgelegt. Der Unterschied 
zwischen den beiden Speichermethoden be- 
steht aber nicht nur in dem Weg der Erfassung. 
Vielmehr gibt es unterschiedliche Speicherme- 
dien für Cl-Speichenmg und für NCI-Speiche- 
rung. Während für die CI- Speicherung die her- 
kömmlichen Datenspeicher auf Magnetband, 
Festplatte usw. vorgesehen sind, müssen NCI- 
Speicherungen auf Bildplattenspeichem erfol- 
gen, die etwas kostenaufwendiger sind als die 
für die Cl-Speicherung vorgesehenen Speicher- 
medien. Hinzu kommt, daß im Wege der CI- 
Speichenmg gespeicherte Informationen elek- 
tronisch verändert werden können, was vor 
allem für die Vornahme neuer Eintragungen 


wichtig ist. Bei den im Wege der NCI-Speiche- 
rung abgespeicherten elektronischen Fotogra- 
phien der Grundbuchblätter ist dies nicht mög- 
lich. Das bedeutet allerdings nicht, daß die für 
die Fühlung des Grundbuchs naturgemäß uner- 
läßhche Ergänzung technisch unmöglich wäre. 
Die ursprünglich abgespeicherte Fotographie 
bleibt zwar unverändert. Es wird aber — bildlich 
gesprochen — über dieses unverändert blei- 
bende Foto eine neue Information gelegt, die bei 
späterem Abruf und späteren neuen Eintragun- 
gen immer zusammen mit dem Foto erscheint. 
Auch auf dem Ausdruck würde das abgelegte 
Foto nicht in seiner ursprünglichen Form 
erscheinen, wenn zusätzliche Eintragungen 
abgespeichert worden sind. Sie würden immer 
zu einem einheitlich erscheinenden Bild zusam- 
mengefügt werden. 

Dem Entwurf liegt ein von der Konferenz der 
Justizministerinnen und -minister vom 16. No- 
vember 1992 gebilligtes Konzept zugnmde, das 
beide Formen der Speicherung kombiniert. Die 
vielen vorhandenen Datenbestände der Grund- 
buchblätter aus den alten Bundesländern sollen 
im Wege der NCI- Speicherung erfaßt und abge- 
speichert, neue Eintragungen dann im Wege 
der Cl-Speicherung „darübergelegt" werden. 
Für neuanzulegende oder umzuschreibende 
Blätter vor allem aus den neuen Bundesländern 
soll dagegen von vornherein eine CI- Speiche- 
rung vorgesehen werden. Hier liegen auch die 
Gründe dafür, weshalb dieses Konzept anders 
als das frühere realisierbar ist. Bei der NCI- 
Speicherung entfällt nämlich ein großer Teil der 
mcinuellen Eingebearbeiten. Die Grundbücher 
brauchen lediglich auf den Scanner gelegt und 
später stichprobenweise grob auf Vollständig- 
keit der Fotographie kontrolliert zu werden. 
Dafür ist allerdings die sog. Hardware für den 
Speicher kostenaufwendiger als die für eine 
Cl-Speicherung. In den neuen Ländern können 
diese Kosten dadurch emgespart werden, daß 
die ohnehin vorzunehmenden und einstehenden 
Neueintragungen oder Umschreibungen gleich 
in vollelektronischer Form erfolgen. Hinzu 
kommt, daß die in den automationsunterstütz- 
ten Verfahren wie SOLUM oder anderen vor- 
handenen und gespeicherten Informationen bei 
der in Aussicht genommenen Realisierung ohne 
Änderungen übernommen werden können. Es 
entfallen schließlich auch die sehr zeitaufwendi- 
gen Rangprüfungen, die seinerzeit bei der 
Zusammenführung der zweiten und dritten 
Abteilung des Grundbuchs angefallen wären, 
die jetzt nicht durchgeführt werden soll. 

b) Die herkömmlichen Formen der Nutzung des 
papiemen Grundbuchs bestehen auch für das 
maschinell geführte Grundbuch. Insbesondere 
ergibt sich praktisch kein Unterschied bei den 
für die Praxis wichtigen Auszügen. Sie werden 
lediglich anstelle von beglaubigter und unbe- 
glaubigter Auszug amtlicher und einfacher Aus- 
zug genannt. Auch wird bei dem amtlichen 
Auszug auf die Unterschrift verzichtet. Neu und 
für den Benutzer günstig sind dagegen die 
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Möglichkeiten des Online-Zugriffs, die bei der 
Erläuterung der einzelnen Vorschriften näher 
dargestellt werden. 

c) Die Landesjustizverwaltungen sollen ermäch- 
tigt werden, das maschinell geführte Gnmdbuch 
nach und nach, je nach den vorhandenen Haus- 
haltsmitteln, einzuführen. Es wäre deshalb zum 
Beispiel denkbar, daß die stark frequentierten 
Großstadtgnmdbücher als erstes auf maschi- 
nelle Führung umgestellt werden und die übri- 
gen nachfolgen. 

7. Die Gnmdbuchordnung soll in dem siebenten 
Abschnitt die Ermächtigung zur Führung des 
Gnmdbuchs in maschineller Form enthalten. Es 
wird gesetzlich geregelt, wann das maschinell 
geführte Gnmdbuch an die Stelle des papiemen 
tritt und warm bei einem maschinell geführten 
Gnmdbuch Eintragungen wirksam werden. Aus- 
geformt wird auch die neue Form der Einsicht- 
nahme im Wege des automatisierten Abrufs von 
Daten. Im übrigen beschränkt sich das Gesetz 
darauf, die Kriterien festzulegen und das Bundes- 
ministerium der Justiz zu ermächtigen, die Einzel- 
heiten dmch Rechtsverordnung zu regeln. Die 
Verordnungsermächtigimg kaim an die Länder 
weiterge geben werden. 


Zu § 126 

§ 126 enthält die grundlegenden Bestimmungen über 
die Einführung des maschinell geführten Gnmdbuchs 
sowie die sachlichen Mindestvoraussetzungen für ein 
solches automatisiertes Gnmdbuch. Die Vorschrift 
regelt außerdem die Zulässigkeit der Speichenmg von 
Gnmdbuchdaten durch eine andere Stelle als dem 
nach § 1 GBO zuständigen Gnmdbuchamt. Die For- 
muüenmg „in maschineller Form" knüpft an §§ 641 s, 
642a, 689 ZPO („maschinelle Bearbeitung") an. Daß 
die Gnmdbuchdaten auf einem Datenträger gespei- 
chert werden, ergibt sich aus der Verwendung des 
Zusatzes „als automatisierte Datei". Wegen der zum 
System des EDV- Grundbuchs gehörenden zusätzli- 
chen Vorrichtimgen (z. B. der Programme) empfiehlt 
es sich, zusätzlich die allgemeine Bezeichnung „in 
maschineller Form" zu verwenden. Es ist erwogen 
worden, einen moderneren Ausdruck zu verwenden. 
Hiervon wurde abgesehen, um eine einheitliche 
Gesetzessprache zu erreichen. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 enthält die allgemeine Ermächtigung, 
das Grundbuch statt in Papierform in maschineller 
Form als automatisierte Datei zu führen. Die Ermäch- 
tigung ist bewußt auf das Grundbuch beschränkt, weil 
sich aus den in der Einleitung dargelegten Gründen 
eine maschinelle Führung der Gnmdakten derzeit 
nicht verwirklichen lassen wird. Für die Grundakten 
besteht aber eine technische Erleichtenmg in dem 
neuen § 10 a, der ihre Aufbewahrung in einer verklei- 
nerten Wiedergabe auf Datenträgern erlaubt. Die 
Vorschrift greift auch das Regelungskonzept insge- 


samt auf: Im siebenten Abschnitt sollen nur die 
zwingend durch Gesetz festzulegenden wesentlichen 
Vorgaben für die maschinelle Gnmdbuchführung 
enthalten sein. Die technischen Einzelheiten sollen 
ähnlich, wie dies beim papiemen Gnmdbuch der Fall 
und in der Gnmdbuchverfügung geschehen ist, durch 
eine Rechtsverordnung näher ausgestaltet werden. In 
dieser Rechtsverordnimg können auch Rechtsverord- 
nungsermächtigimgen für die Länder enthalten 
sein. 

Bei dem hohen Bestand an Grundbuchdaten ist es 
nicht möglich, das Gnmdbuch insgesamt zu einem 
bestimmten Zeitpunkt von der Papierform auf die 
maschinelle Form umzustellen. Speziell bei der 
Umstellung des Gnmdbuchs kommt hinzu, daß auch 
die dafür erforderlichen Haushaltsmittel nxir nach und 
nach bereitgestellt werden können. Deshalb ist, wie in 
anderen Bereichen der Einfühnmg maschineller 
Bearbeitungsformen, vorgesehen, daß die Umstellung 
nach und nach erfolgen soll. In Anlehnung an das 
Regelungsmodell des § 703 c Abs. 3 ZPO sieht § 126 
Abs. 1 Satz 1 GBO daher auch vor, daß die Länder den 
Zeitpunkt und den Umfang bestimmen, in dem das 
Grundbuch in maschineller Form geführt wird. Die 
Bestimmung hat ebenso, wie dies in § 703 c Abs. 3 ZPO 
vorgesehen ist, dxirch Rechtsverordnung zu erfolgen. 
Diese Rechtsverordnung kann mit einer Rechtsver- 
ordnung zur Ausführung einer Rechtsverordnung des 
Bundesministeriums der Justiz nach § 134 GBO (Fas- 
sung des Entwurfs) verbunden werden; notwendig ist 
dies aber nicht. Es ist eher zu erwarten, daß die 
Länder, ähnlich wie sie dies im Bereich von § 703 c 
Abs. 3 ZPO vorgesehen haben, einzelne Umstellungs- 
verordnungen erlassen. In einem für die praktische 
Umsetzung der Umstellung des Gnmdbuchs auf 
maschinelle Führung wesentlichen Punkt unterschei- 
det sich die Regelung des Satzes 1 von dem Modell des 
§ 703 c Abs, 3 ZPO. Dort kaim die maschinelle Bear- 
beitung von Mahnverfahren nur für ein Amtsgericht 
insgesamt angeordnet werden, wobei es aber auch 
zxilässig ist, dies gleichzeitig für mehrere Amtsge- 
richte in der Rechtsverordnung zu bestimmen. Dem- 
gegenüber soll bei den Gnmdbuchämtem eine noch 
flexiblere Lösung gefunden werden. Es soll nicht nur 
die gnmdbuchamtsweise Umstellung möglich sein. 
Die Umstellung soll sich — entsprechend wohl auch 
den Haushaltsressourcen — auch auf Teile eines 
Gnmdbuchamts beschränken können. Es wäre des- 
halb denkbar, daß die Länder für bestimmte Gemar- 
kungen eines Gnmdbuchamtsbezirks die Umstellung 
anordnen. Auf diese Weise können sehr zielgenau die 
Bereiche umgestellt werden, für die die Umstellung 
am dringendsten ist. 

Absatz 1 Satz 2 enthält einen Katalog der Anfordenm- 
gen, die an das maschinell geführte Grundbuch zu 
stellen sind. Es handelt sich um Anforderungen, die 
vor allem an die technische und organisatorische 
Ausstattung eines Gnmdbuchs für die Führung in 
maschineller Form zu stellen sind. Die Anfordenmgen 
betreffen nicht nur die Computeranlagen, die sog, 
Hardware. Sie betreffen auch Auswahl und Gestal- 
tung der Programme, der sog. Software. Schließlich 
müssen auch die organisatorischen Vorkehnmgen 
entsprechend eingerichtet werden. Wenn also z. B. 
Codekarten ausgegeben werden soUen, muß die Art 
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der Ausgabe, ihre Verwendung und das Vorgehen im 
Verlustfalle so geregelt sein, daß den hier geregelten 
Anforderungen Genüge getan wird. Die Einhaltung 
dieser Anforderungen ist vor allem deshalb wichtig, 
weil nur so das in maschineller Form geführte Grund- 
buch von gleicher Qualität und Sicherheit sein kann 
wie das papieme Grundbuch, 


Zu Nummer 1 

Nummer 1 verpflichtet die Landesjustizverwaltungen 
auf die Einhaltung der Grundsätze einer ordmmgsge- 
mäßen Datenverarbeitung. Sie läßt es allerdings nicht 
bei diesem allgemeinen Grundsatz bewenden, son- 
dern hebt beispielhaft die für die Sicherheit und 
Gleichwertigkeit des EDV-Grundbuchs wesentlichen 
Grundsätze besonders hervor. Die Grundsätze der 
ordnungsgemäßen Datenverarbeitung sind gewisser- 
maßen die technischen Standards, die an eine Daten- 
verarbeitungsanlage zu stellen sind. Sie müssen nicht 
dem optimalen, wohl aber dem üblichen Standard 
entsprechen. Das Erfordernis richtet sich naturgemäß 
in erster Linie an die organisatorischen Vorkehnmgen 
imd Regelungen für den Umgang mit den Anlagen. 
Sie können sich aber im Extremfall auch auf die 
Anlagen und ihre Programme selbst beziehen. Die 
Standards einer ordnxmgsgemäßen Datenverarbei- 
tung werden das Bimdesministerium der Justiz und 
die Landesjustizverwaltungen zu beachten haben, die 
zum Erlaß der Ausführungsvorschriften ermächtigt 
sind. Denn auch die einzuhaltenden Rechtsvorschrif- 
ten müssen so ausgestaltet sein, daß diese Standards 
eingehalten werden. Wesentliche Teile dieser Gnmd- 
sätze werden in der in Nummer 3 angesprochenen 
Anlage zu § 9 Satz 1 BDSG normiert. Die Grundsätze 
einer ordnungsgemäßen Datenverarbeitung sind aber 
’ornfassender. Sie sind technische Standards, die z. B. 
auch Anforderungen an Hard- imd Software stellen, 
die in § 9 BDSG nicht erwähnt sind, dort aber auch 
nicht erwähnt werden können, weil es nicht um die 
Haltbarkeit von gespeicherten Daten geht, sondern 
um ihren Schutz vor unbefugtem Zugriff. Bei dem 
Grundbuch ist aber gerade auch die Haltbarkeit ein 
wesentlicher Gesichtspunkt. Hierum geht es aber im 
Bxmdesdatenschutzgesetz nicht in erster Linie (vgl. § 1 
BDSG). 

Beispielhaft werden als Grundsätze einer ordnungs- 
gemäßen Datenverarbeitung die für die Sicherheit 
\md Haltbarkeit des Grundbuchs entscheidenden 
Gnmdsätze hervorgehoben. Zuerst werden Vorkeh- 
rungen gegen den Datenverlust genannt. Es handelt 
sich hierbei um einen Grundsatz, der die Sicherheit 
der Gnmdbuchdaten betrifft. Die Vorkehrungen sind 
zxmächst rein räumlich-organisatorisch zu sehen. Die 
Datenverarbeitungsanlage, die Speichergeräte und 
die Terminals müssen so untergebracht sein, daß die 
Geräte ordmmgsgemäß funktionieren. Ferner muß 
verhindert werden, daß imbefugte Personen Zugang 
zu den Geräten oder den gespeicherten Daten erhal- 
ten oder diese verändern. Hierzu gehört naturgemäß 
auch, daß die unbefugte Einsicht in die Daten verhin- 
dert wird. Im Zusammenhang mit diesem Grundsatz 
ist auch die Verpflichtung zu nennen, die originären 
Datenbestände sicher aufzubewahren. Die Speicher- 
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einrichtung muß also so untergebracht und der 
Zugang zu ihr so geregelt werden, daß Manipulatio- 
nen nicht möglich sind. 

Als Zweites greift Nummer 1 den Gesichtspunkt der 
Haltbarkeit des Grundbuchs heraus und neimt die 
hierzu einschlägigen Grundsätze einer ordnungsge- 
mäßen Datenverarbeitung. Dazu gehört zunächst die 
Verpflichtung, die erforderliche Zahl von Sicherheits- 
kopien herzustellen. Sicherheitskopien sind notwen- 
dig, weil die originären Daten in dem Datenspeicher 
durchaus auch unabsichtlich durch einen Bedie- 
nimgsfehler oder infolge eines technischen Defektes, 
z. B. bei Eintreten von Wasser in die Leitimgen, ganz 
oder teilweise beeinträchtigt oder gar gelöscht wer- 
den können. Für diese Fälle entspricht es der derzei- 
tigen Übung, den vorhandenen Datenbestand in 
bestimmten Abständen auf Sicherheitskopien zu 
kopieren, um bei Verlust oder Beschädigung der 
gespeicherten Daten hierauf zurückgreifen zu kön- 
nen. Derartige Maßnahmen müssen die Landesjustiz- 
verwaltungen ergreifen. Der Entwurf spricht hier 
bewußt etwas offen von „erforderlichen (Sicherheits-) 
kopien" . Das bedeutet beim gegenwärtigen Stand der 
Technik mindestens eine. Es kann aber in Zukunft 
sein, daß die Anfertigung von Sicherheitskopien nicht 
mehr dem Stand der Technik entspricht. Wenn es 
einfachere Möglichkeiten mit demselben Effekt oder 
gar bessere Sichenmgsmöglichkeiten gibt, so können 
und, wenn sie üblich geworden sind, müssen diese 
eingesetzt werden. Nummer 1 schreibt sodann vor, 
daß es mit der Anfertigtmg von Sicherheitskopien 
allein sein Bewenden nicht haben kann. Grundbuch- 
daten sind der Veränderung zugänghch. Aus diesem 
Gnmde kann eine Sicherheitskopie veraltet und 
damit von nur noch geringem Nutzen sein. Es wäre 
andererseits zu aufwendig, die Sicherheitskopie 
immer gerade auf dem aktuellen Stand des originalen 
Datenbestandes zu halten. Es erscheint zweckmäßig, 
aber auch ausreichend, verbindlich vorzugeben, daß 
die Sicherheitskopie tagesaktuell zu halten ist. Derar- 
tige Aktuahsierungen können dann am Abend oder in 
der Nacht durchgeführt werden, so daß die Anlage am 
nächsten Morgen wieder zur Verfügxmg steht. Die 
originären Datenbestände und die (Sicherheits)ko- 
pien sind sicher aufzubewahren. 


Zu Nummer 2 

Der entscheidende Unterschied gegenüber dem her- 
kömmlichen Grundbuch hegt beim maschinell 
geführten Grundbuch darin, daß die einzugebenden 
Daten auf einem Datenträger gespeichert werden, 
von dem sie nicht ohne technische Hilfsmittel in 
lesbarer Form wiedergegeben werden können. Es 
muß daher sichergestellt werden, daß in dem vorge- 
sehenen Verfahren die alsbaldige Speichenmg und 
die dauernde Wiedergabemöghchkeit in lesbarer 
Form gewährleistet ist. Darüber hinaus müssen die 
Daten selbstverständhch inhalthch unverändert wie- 
dergegeben werden. Gegen ihre Verändenmg bei der 
Abspeichenmg sowie gegen ihre Umschichtung im 
Speichersystem ist dagegen nichts einzuwenden, 
sofern gewährleistet ist, daß die Wiedergabe mit der 
Eingabe inhalthch übereinstimmt. Hierbei handelt es 
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sich im wesentlichen um orgemisationstechiiische 
Gesichtspunkte der Datentedmik und Datensiche- 
nmg, deren ordnungsgemäße Voraussetzungen von 
den Ländern im Rahmen ihrer Organisationsbefugnis 
geschaffen werden müssen. 

Nach der für das maschinell geführte Grundbuch 
entwickelten Konzeption soll es der System- und 
Programmentscheidung überlassen bleiben, zu wel- 
chem Zeitpunkt die endgültige Speichenmg erfolgt. 
Es ist zu erwarten, daß eine Eintragung aus organisa- 
torischen Gründen erst am Abend oder in der folgen- 
den Nacht des Tages, an dem der Rechtspfleger den 
Abspeicherungsbefehl erteilt hat, in den Grundbuch- 
speicher aufgenommen und damit wirksam wird; 
gegebenenfalls soll auch die Möglichkeit geschaffen 
werden, daß der Rechtspfleger bei besonders dringli- 
chen Eintragungen eine sofortige Abspeicherung her- 
beiführen kann. Mit Rücksicht auf diese Konzeption 
ist davon abgesehen worden, die „jederzeitige“ Ein- 
tragungsmöglichkeit zu verlangen. Jedoch geht der 
Entwurf davon aus, daß die Abspeicherung jedenfalls 
in der beschriebenen Weise erfolgen kaim und daß 
das Grundbuchamt bei der Vornahme von Eintragun- 
gen in das Grundbuch nicht in anderer Weise — etwa 
weil das Rechenzentrum zeitweise ausschließlich für 
andere Zwecke benutzt wird — wesentlich beschränkt 
wird. Dies entspricht dem Arbeitsablauf beim papier- 
nen Grundbuch. Hier verfügt der Rechtspfleger die 
Eintragtmg. Diese Verfügimg wird dann durch die 
Eintragungskraft ausgeführt. Bei dem maschinell 
geführten Grundbuch sollen die Eintragimgen am 
Bildschirm erfolgen imd dann nicht nur auf einen 
Arbeitsspeicher genommen, sondern alsbald in den 
für die Speichenmg der Grundbucheintragungen vor- 
gesehenen Speicher eingetragen werden. 

Ausdrücklich betont wird das Erfordernis, daß die 
Eintragungen auf Dauer aus dem Datenspeicher in 
inhcdüich lesbarer Form wiedergegeben werden kön- 
nen, Nicht besonders hervorgehoben ist, daß — im 
Rahmen der üblichen Geschäftszeitregelimgen — 
auch die Einsicht des Grundbuchs dem Grundbuch- 
amt und dem Rechtsverkehr tatsächlich möglich sein 
miiß. Dies erscheint selbstverständlich. 

Die rein technischen Abläufe innerhalb des Maschi- 
nensystems werden durch die einzelnen Verfahrens- 
abläufe bzw. in den ihnen zugrundeliegenden Pro- 
granunablaufplänen festgelegt. Diese mit Rechtssatz- 
charakter auszustatten, erscheint nicht geboten. Ent- 
sprechendes gilt für die verwaltungsorganisatori- 
schen Maßnahmen, wie z. B. die Zuordnung eines 
Amtsgerichts zu einem bestimmten Rechenzentrum, 
denen Rechtswirkungen nach außen nicht zukom- 
men. Die erforderlichen Vorkehrungen zur technisch- 
organisatorischen Datensicherung bedürfen ebenfalls 
keiner Regelung im Gesetz. 


Zu Nummer 3 

Grundbuchdaten sind für den Rechtsverkehr von 
entscheidender Bedeutimg. Aus diesem Grunde ver- 
pflichtet Nummer 3 zur Einhalhmg der Standards, die 
in der Anlage zu § 9 Satz 1 BDSG auf geführt sind. Auf 
die Vorschrift des § 9 BDSG selbst wird nicht Bezug 


genommen. Diese Vorschrift würde im Ergebnis dazu 
führen, daß alle Vorschriften des BDSG bei der 
Automation des Grundbuchs eingehalten werden 
müßten. Diese sind aber auf die Besonderheiten des 
Grundbuchs als eines öffentlichen Registers nicht 
zugeschnitten. Zur Übernahme in die Grundbuchord- 
nung eignen sie sich nicht. Dies ist nur bei den 
Bedingungen der Anlage zu dieser Vorschrift der Fall. 
Danach sind geeignete Vorkehiungen gegen einen 
unbefugten Zugriff, insbesondere gegen eine unbe- 
fugte Einsicht imd Veränderung der Daten des Grund- 
buchs, vorzunehmen. Die Anlage nennt hierbei die 
Zugangs-, Datenträger-, Speicher-, Benutzer-, Ober- 
mittlungs-, Eingabe-, Auftrags-, Transport- und die 
OrganisationskontroUe, Es sind insbesondere Vorkeh- 
rungen gegen sogenannte „ Hacker" , aber auch dage- 
gen zu treffen, daß etwa durch ^e Weitergabe von 
Codenummern Personen die Einsicht in das Grund- 
buch ermöglicht wird, die nach § 12 GBO keine 
Einsichtsbefugnis haben. Hierbei ist auch an Chiffrier- 
techniken zu denken, die einen Zugriff verhindern 
oder erschweren können. Unbefugt ist nicht nur 
derjenige, der kein berechtigtes Interesse an der 
Einsicht in die Daten hat. Unbefugt ist vielmehr auch 
deijenige Bedienstete, der nach der Arbeitsverteilung 
im Amtsgericht nicht für Gnmdbuchangelegenheiten 
zuständig ist. 

Die Landesregierungen sollen ihre Verordriungser- 
mächtigung auf die Landequstizverwaltungen über- 
tragen können, weü es sich hier um eher organisato- 
rische Akte handelt, die am besten durch die Landes- 
justizverwaltimgen überblickt werden körmen. Au- 
ßerdem ermöglicht dies eine schnellere Reaktion auf 
praktische Bedürfrusse. 


Zu Absatz 2 

Für die Führung des papiemen Gnmdbuchs werden 
seit jeher in vielen Fällen Verzeichnisse der Eigentü- 
mer imd der Grundstücke sowie andere Verzeichnisse 
geführt, mit denen die richtigen Grundbuchblätter für 
die Behandlung von Anträgen ausfindig gemacht 
werden können. Dies hängt damit zusammen, daß 
oftmals nicht die richtige Blattstelle angegeben wird, 
andererseits Zwischenverfügungen vermieden wer- 
den sollen. In § 12a Satz 1 GBO soll jetzt eine 
ausreichende Rechtsgrundlage für die Einrichtung 
dieser Verzeichnisse geschaffen werden. Sie sind 
auch für das maschinelle Grundbuch notwendig. Um 
Mißverständnisse über die Zulässigkeit derartiger 
Verzeichnisse auch in diesem Bereich und ihre Füh- 
rung in maschineUer Form zu vermeiden, enthält 
Absatz 2 eine entsprechende Ermächtigung. Sie ist 
bewußt etwas allgemeiner gehalten, da es auch Such- 
und ähnliche Dateien geben kaim, die gerade für das 
maschinelle Grundbuch die Arbeit erleichtern. Das 
Grundbuchamt wird ermächtigt, sich dazu auch der 
Verzeichnisse zu bedienen, die von der für die Füh- 
rung des Liegenschaftskatasters zuständigen Behörde 
geführt werden. Die gleiche Ermächtigung gilt umge- 
kehrt für diese Stelle. Hiermit soll vermieden werden, 
daß in beiden Behörden die gleichen Verzeichnisse 
geführt werden imd so überflüssiger Verwaltungsauf- 
wand betrieben wird. 
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Zu Absatz 3 

Die maschinelle Fühnmg des Grundbuchs ist in ver- 
schiedenen Formen denkbar. So kann eine dezentrale 
Organisationsform gewählt imd in jedem Grundbuch- 
amt ein eigener Rechner auf gesteht werden. Es ist 
aber auch möglich, den eigentlichen Rechner zentral 
an einer Stelle für das ganze Land oder mehrere 
Grundbuchbezirke einzurichten. Gerade mit Rück- 
sicht auf Zentralisierungen eröffnet Absatz 3 die 
Möglichkeit, daß die endgültige Speicherung der 
Grundbuchdaten auch von anderen Stehen als dem 
nach § 1 GBO zuständigen Gnmdbuchamt vorgenom- 
men wird („Datenverarbeitung im Auftrag", vgl. § 11 
BDSG imd die Landesdatenschutzgesetze). In diesem 
Zusammenhang sind verschiedene Organisationsmo- 
dehe denkbar. Neben dem Aufbau Justiz eigener, den 
Gnmdbuchämtem zugeordneter Rechenzentren, die 
— soweit dies gegenwärtig überblickt werden kann — 
bei einer Integration zwischen Grundbuch imd Lie- 
genschaftskataster praktisch möghcherweise keine 
Bedeutung erlangen werden, können auch andere 
staatliche Stehen mit der Datenspeicherung beauf- 
tragt werden. Zulässig ist auch die Speicherung auf 
Anlagen von juristischen Personen des öff entheben 
Rechts. Hierunter fallen z. B. Anlagen kommimaler 
Stehen, denen in einigen Bimdesländem die Führung 
des Liegenschaftskatasters obhegt. Im Hinbhck auf 
die besondere Bedeuhmg des Grundbuchs erscheint 
es dagegen nicht vertretbar, die Speicherung auch 
durch private Unternehmen zuzulassen. Aus Gründen 
der Übersichtlichkeit imd Klarheit soll auch davon 
abgesehen werden, privatrechthehe Kapitalgesell- 
schaften als Träger solcher Einrichtungen zuzulassen, 
deren sämthehe Anteüe einem Land oder dem Bund 
gehören. 

Der Wortlaut des Absatzes 3 steht klar, daß die 
Speicherung auf Anlagen anderer staatheher Stehen 
oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts 
rechtheh dem Gnmdbuchamt zuziuechnen ist. Die 
Inanspruchnahme der fremden Anlagen und der 
damit verbundenen Tätigkeit der anderen Stehen 
steht ledigheh den Einsatz technischer Hüfsmittel und 
Hüfstätigkeiten dar. Um die von Absatz 3 geforderte 
ordnungsgemäße Erledigung der Gnmdbuchsachen 
sicherzustehen, muß die Priorität der Gnmdbuchge- 
schäfte vor anderen Aufgaben der speichernden 
Stehe gewährleistet sein. Dem Gnmdbuchamt muß 
ein entscheidender rechtheher Einfluß auf den frem- 
den Speicher zukommen. Auch wenn die Verarbei- 
tung auf den Anlagen der anderen staathehen Stehe 
oder juristischen Person des öffentlichen Rechts 
erfolgt, muß sichergesteht sein, daß die in Absatz 1 
Satz 2 enthaltenen, an das maschineh geführte Grund- 
buch zu stehenden Mindestanforderungen eingeheil- 
ten werden. Denn sonst darf das Grundbuch nach 
Absatz 1 nicht maschineh geführt werden. 

Absatz 3 bezieht sich auf eine dauerhafte Einrichtung, 
die das Grundbuch regulär führen soll. Den Gnmd- 
buchämtem ist es naturgemäß unbenommen, bei 
Rechnerdefekten einen leihweise zur Verfügung 
gestellten Rechner der betreuenden Firma in 
Anspruch zu nehmen, um den Rechenbetrieb vor- 
übergehend aufrechtzuerhalten. Hierin liegt aber 
keine Fühnmg des Registers, so daß dies durch 


Absatz 3 nicht ausgeschlossen wird, andererseits aber 
auch nicht besonders erwähnt werden muß. Auch bei 
einer Auslagerung der Verarbeitimg der Daten sind 
die Kriterien einzuhalten, wie sie oben beschrieben 
wurden. 


Zu § 127 
Zu Absatz 1 

§ 127 GBO enthält die grundsätzlichen Regelimgen, 
welche den Ländern die Integration Grundbuch/ 
Liegenschaftskataster ermöglichen soU. Ob die Län- 
der hiervon Gebrauch machen, ist ihrer Entscheidimg 
überlassen. In § 127 GBO wird nicht wie bei § 2 GBO 
vom amtlichen Verzeichnis, sondern nur noch vom 
Liegenschaftskataster gesprochen, weil die Integra- 
tion Grundbuch/Liegenschaftskataster die Einrich- 
timg des automatisierten Liegenschaftskatasters vor- 
aussetzt, andere Verzeichnisse daher als amtliches 
Verzeichnis nicht mehr in Betracht kommen. 

§ 127 GBO hat allein die rechtliche Seite der Integra- 
tion zum Gegenstand, nämlich die Zulässigkeit der 
maschinellen Übernahme von Daten des Liegen- 
schaftskatasters für das Grundbuch imd umgekehrt. 
Die Vorschrift ermöglicht es den Ländern vorzusehen, 
daß der weitaus überwiegende Teil der Daten, die von 
Grundbuch und Liegenschaftskataster jeweils gegen- 
seitig benötigt werden, ohne die bisher übliche schrift- 
liche Übermittlung ausgetauscht und ohne zusätzli- 
chen Arbeitsaufwand in das Gnmdbuch bzw. das 
Kataster übernommen wird. 

Auch bei der hiernach möglichen Integration Gnmd- 
buch/Liegenschaftskataster sind Eingaben in das 
Gnmdbuch rechtlich dem Gnmdbuchamt zuzuord- 
nen, weil entweder die Eingabe nach allgemeinen 
Grundsätzen unmittelbar durch den Rechtspfleger 
oder gemäß § 127 GBO auf maschinellem Weg durch 
Programme vorgenommen wird, die dem Gnmdbuch- 
amt zuzurechnen sind. Entsprechendes gilt umge- 
kehrt auch für das Liegenschaftskataster. Wie vorzu- 
gehen ist, wenn infolge eines Fehlers des Kataster- 
amts unrichtige Angaben in das Gnmdbuch gelan- 
gen, ist nach denselben Rechtsgnmdsätzen zu ent- 
scheiden wie beim herkömmlichen Gnmdbuch,* 
besondere Vorschriften über die Abgrenzimg der 
beiden Verfahren und über die in Betracht kommen- 
den Rechtsbehelfe sind daher in den Entwurf nicht 
aufgenommen worden. 

§ 127 Abs. 1 Nr. 1 GBO betrifft die Fälle der maschi- 
nellen Übernahme von Daten des Liegenschaftskata- 
sters in das Gnmdbuch. Von den im Liegenschaftska- 
taster geführten Angaben sind für das Gnmdbuch die 
Nummern von Bedeutung, unter denen die Grund- 
stücke im Liegenschaftskataster auf geführt sind. § 127 
Abs. 1 Nr. 2 GBO ermöglicht es den Ländern, Gnmd- 
buchdaten des Bestandsverzeichnisses und der ersten 
Abteilimg unmittelbar als Bestandteil des Liegen- 
schaftskatasters zu verwenden. Hierdurch soll eine 
etwaige bimdesrechtliche Sperre für die Länder hin- 
sichtlich der Verwendimg dieser Daten im Liegen- 
schaftskataster beseitigt werden. 


79 



DrucksachO 12/5553 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Bei den Grundbuchdaten, die maschinell für das 
Liegenschaftskataster verwendet werden sollen, han- 
delt es sich um die Grundbuchnummer sowie beim 
Bestandsverzeichnis um die laufende Nummer, unter 
der das Grundstück vorgetragen ist, und um 
bestimmte Angaben in Sonderfällen (z. B. Miteigen- 
tumsanteil und Bezeichnung des Sondereigentums 
bei Wohnungseigentum, Inhalt des Erbbaurechts) und 
ferner beim Eigentümerverzeichnis um die Angaben 
über die als Eigentümer Eingetragenen nebst der 
dazugehörigen laufenden Nummer. 


Zu Absatz 2 

Die automatische Übernahme der Daten soll nicht den 
Mitteilungspflichten über Eintragungen unterliegen. 
Sie geschieht nur nachrichtlich. Wäre sie mitzuteilen, 
wäre auch ein Vereinfachungseffekt nicht zu erzie- 
len. 


Zu § 128 
Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt fest, zu welchem Zeitpunkt das maschi- 
nell geführte Grimdbuch an die Stelle des bisherigen 
— herkömmlichen — Grimdbuchs tritt. 

Hierfür kommen folgende Lösungsmöglichkeiten in 
Frage: 

1. Inkraftsetzen des maschinell geführten Gnmd- 
buchs für einen bestimmten Bezirk (Grundbuchbe- 
zirk oder Grundbuchamtsbezirk) durch besondere 
Anordmmg. 

Eine derartige Regelimg würde dem für das Lie- 
genschaftskataster vorgesehenen Verfahren ent- 
sprechen. Bei der Umstellimg des Liegenschaftska- 
tasters (Buchwerk) auf automatische Datenverar- 
beitimg soll gemarkimgsweise vorgegangen wer- 
den. Sobald die Daten des Liegenschaftskatasters 
vollständig für eine Gemarkimg vorliegen, soll die 
zuständige Stelle anordnen, daß das maschinell 
geführte Liegenschaftskataster an die Stelle des 
bisherigen, ebenfalls auf Papier geführten Liegen- 
schaftskatasters tritt. Beim Gnmdbuch würde dem 
entsprechen, wenn zimächst die Gnmdbuchdaten 
auf Datenträgern erfaßt würden, die Umschrei- 
bung jedoch erst wirksam würde, wenn ein Grund- 
buchbezirk oder ein Grimdbuchamtsbezirk voll- 
ständig umgestellt wäre. Hierzu bedürfte es einer 
besonderen Anordmmg. Dies hätte den Vorteil, 
daß das maschinell geführte Grundbuch einheitlich 
für den ganzen Bezirk wirksam würde. Dieses 
Verfahren hätte jedoch folgende Nachteile: Die 
Umschreibung des herkömmlichen Grundbuchs 
auf das maschinelle Gnmdbuch erfordert einen 
erheblichen Arbeitsaufwand. Sie wird sich deshalb 
über einen längeren Zeitraum erstrecken. Nach der 
abgeschlossenen Umschreibung eines Bezirks 
könnte das maschinelle Gnmdbuch erst in Kraft 
gesetzt werden, wenn zuvor die zwischenzeitli- 
chen, noch im herkömmlichen Gnmdbuch vorge- 
nommenen Eintragungen nacherfaßt wären. Auf 


diese Weise müßte eine Vielzahl von Grundbuch- 
blättem anläßlich der Umschreibimg doppelt bear- 
beitet werden. Darin läge eine erhebliche Erschwe- 
nmg der gesamten Umschreibimg. Auch würden 
die Vorteile der maschinellen Gnmdbuchführung 
nicht zum frühest möglichen Zeitpunkt zum Tragen 
kommen. 

2. Wirksamwerden des maschinell geführten Gnmd- 
buchs mit der Umschreibimg des einzelnen Gnmd- 
buchblatts. 

Die andere Möglichkeit besteht darin, das maschi- 
nelle Grundbuch nicht einheitlich für einen ganzen 
Bezirk, sondern jedes einzelne Grundbuchblatt 
nach seiner Umschreibung wirksam werden zu 
lassen. Dieses Verfahren hat allerdings zur Folge, 
daß während der Umschreibimgsphase die Grund- 
bücher für den Bezirk, für den die Umschreibimg 
im Gange ist, teilweise in der herkömmlichen Form 
und teilweise bereits im automatisierten System 
geführt werden. Das kaim jedoch in Kauf genom- 
men werden. Auch bei früheren Umschreibungen 
(z. B. von nach Landesrecht geführten Grundbü- 
chern auf das reichs-, später bundes einheitliche 
Grundbuch oder von Grundbüchern in festen Bän- 
den auf das Loseblatt-Grundbuch) haben solche 
Unterschiede nicht zu Beeinträchtigungen geführt. 
Die Vorteile dieser Alternative bestehen darin, daß 
die mit der maschinellen Gnmdbuchführung ver- 
bundenen Verbesserungen so früh wie möglich 
wirksam werden, ohne daß es einer besonderen 
Anordnung bedarf. 

Der Entwurf sieht aus den dargelegten Gründen vor, 
daß das maschinell geführte Gnmdbuch dann an die 
Stelle des bisherigen Grundbuchs tritt, wenn die 
Umschreibung bezüglich des jeweiligen Grundbuch- 
blatts wirksam geworden ist. Für die Wirksamkeit der 
Umschreibung wird an die Regelung angeknüpft, die 
für das Wirksamwerden der Eintragung vorgesehen 
ist (§ 129 GBO). 

Soweit der Entwurf darauf abstellt, daß die „Eintra- 
gungen dieses Blattes" in den Datenspeicher über- 
nommen sind, soll damit nicht zum Ausdruck gebracht 
werden, daß die Eintragungen wörtlich zu überneh- 
men sind. Bei der Umschreibung werden ebenso wie 
bei Umschreibungen beim herkömmlichen Grund- 
buch (§ 30 GBVerf.) insbesondere die Eintragungsver- 
merke tunlichst so zusammengefaßt und geändert, 
daß nur ihr gegenwärtiger Inhalt in das neue Grund- 
buch übernommen wird. Der Entwurf sieht dabei vor, 
daß weitergehend als nach bisherigem Recht auch 
eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung in 
weiterem Umfange als auf dem bisherigen Blatt zuläs- 
sig ist (§ 44 Abs. 3 neu). § 128 Abs. 1 GBO soll einer 
solchen „Bereinigung" des Gnmdbuchblatts bei der 
Umschreibung auf das maschinell geführte Grund- 
buch nicht entgegenstehen. 

Der Entwurf sieht vor, daß die Aufnahme der Daten 
des alten Grundbuchblatts in den elektronischen 
Speicher nicht schon automatisch das bisherige 
papieme Grundbuchblatt ersetzt. Vielmehr soll noch 
eine Freigabe hinzutreten. Damit soll erreicht werden, 
daß die Ausführung der Eingabebefehle durch die 
Anlage überprüft und das bisherige Grundbuchblatt 
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erst ersetzt wird, wenn die Daten tatsächlich in den 
Speicher übernommen worden sind. 


Zu Absatz 2 

Die Schließung des bisherigen Gnmdbuchblatts 
anläßlich der Umschreibung auf das maschinell 
geführte Grundbuch wird in der auf Grund des § 1 
Abs. 4 GBO (in der Fassung des Entwurfs) zu erlas- 
senden Verordnung über die maschinelle Gnmd- 
buchfühiung zu regeln sein. Dabei wird auch die 
Anbringimg eines Schließungsvermerks vorzusehen 
sein. Dieser stellt eine Eintragung in das Grundbuch 
dar. Nach § 44 Satz 2 GBO in der Fassung des Entwurfs 
ist jede Eintragung von der für die Fühlung des 
Grundbuchs zuständigen Person und vom Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle, an dessen Stelle auch 
ein vom aufsichtsführenden Richter des Amtsgerichts 
ermächtigter Justizangestellter treten kaim, zu unter- 
schreiben. 

Der Schließungsvermerk hat nur förmliche Bedeu- 
tung. Im Hinblick hierauf erscheint es ausreichend, 
wenn ihn nur eine Person unterschreibt. Es ist deshalb 
eine entsprechende Abweichung von § 44 GBO in der 
Fassung des Entwurfs vorgesehen. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 betrifft zwar nicht die 
maschinelle Grundbuchführung selbst, sondern das 
herkömmliche Grundbuch, ist aber wegen ihres 
Zusammenhangs mit Absatz 1 hier eingeordnet wor- 
den. 


Zu § 129 

§ 129 GBO regelt den Eintritt der Wirksamkeit einer 
Eintragung im maschinell geführten Gnmdbuch (Ab- 
satz 1) und bestimmt, welcher Tag als Tag der Grund- 
bucheintragung anzugeben ist (Absatz 2). 


Zu Absatz 1 

Bei der herkömmlichen Grundbuchführung erlangt 
eine Eintragung im Grundbuch Wirksamkeit mit ihrer 
Unterzeichnung nach § 44 GBO, die grundsätzlich 
durch den Rechtspfleger und den Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle erfolgt (§ 2 AVOGBO in Verbin- 
dung mit § 3 Nr. 1 Buchstabe h des Rechtspflegerge- 
setzes; § 44 Abs. 1 GBO neu). Beim maschinell 
geführten Grundbuch kommt eine Unterzeichnung 
der Eintragung nicht in Betracht. Es ist deshalb 
erforderlich, den Zeitpimkt, in dem eine Eintragung 
Wirksamkeit erlangt, gesetzlich festzulegen. Dabei ist 
nach dem gegenwärtig entwickelten System folgen- 
der Verfahrensablauf vorgesehen: 

Eine Entscheidung über die organisatorischen Ab- 
läufe ist bisher noch nicht getroffen. Es ist aber eine 
naheliegende Möglichkeit, daß die verfügte Eintra- 
gimg nach Erteilung des Abspeicherungsbefehls 
durch den Rechtspfleger nicht in unmittelbarem 
Anschluß hieran abgespeichert wird. Dies kann 
durchaus erst nach Dienstschluß im sogenannten 


Stapelbetrieb möglich sein. Die einzelnen Eintragun- 
gen werden hierbei in der Regel am Abend des Tages 
der Eintragungsverfügung endgültig in den Daten- 
speicher eingebracht. Bis Dienstschluß kann der 
Rechtspfleger die von ihm am selben Tag verfügten 
Eintragungen noch zurücknehmen oder ändern. 

Bei dieser Verfahrenskonzeption erscheint als 
brauchbares Kriterium für den Eintritt der Wirksam- 
keit einer Eintragung nur der Zeitpunkt, in dem die 
Eintragung in den für sie bestimmten Datenspeicher 
auf genommen ist, der Rechtspfleger jede Einwir- 
kungsmöglichkeit auf den Eintragungsiiihalt verloren 
hat und die Eintragung inhaltlich unverändert in 
lesbarer Form wiedergegeben werden kann. Hierbei 
kommt es lediglich auf die technische Wiedergabe- 
möglichkeit an, so daß z. B. die Wirksamkeit auch 
außerhalb der Dienststunden des Grundbuchamts 
eintreten kann. Ebenso berühren etwaige spätere 
Datenumschichtimgen innerhalb des Systems die 
Wirksamkeit der Eintragung nicht mehr. 

1. Die gewählte Verfahrenskonzeption kann zur 
Folge haben, daß eine Eintragung grundsätztich 
nicht kurzfristig in das Grundbuch vorgenommen 
und nicht sofort wirksam wird. Der Eintritt der 
Wirksamkeit einer Eintragimg kaim nach Dienst- 
schluß liegen. Dieser Umstand und die Möglich- 
keit, den Abspeicherungsbefehl bis Dienstschluß 
zurücknehmen zu können, bedeutet keine gnmd- 
sätzliche Abweichung gegenüber dem derzeitigen 
Rechtszustand. Es wird lediglich durch den techni- 
schen Ablauf eine bestimmte Mindestverfahrens- 
dauer bis zur vollständigen Erledigimg der Eintra- 
gung im Gnmdbuch notwendig. Auch derzeit ist 
der Vollzug eines Eintragungsantrags von den 
organisatorischen und personellen Gegebenheiten 
beim Grundbuchamt abhängig. 

2. Wie bereits dargestellt, hat der Rechtspfleger die 
Möglichkeit, bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 
den Befehl zur Abspeicherung einer von ihm ver- 
fügten Eintragung zurückzunehmen. Es können 
Fälle auftreten, in denen der Rechtspfleger hierzu 
verpflichtet ist, um die Abspeichenmg und damit 
das Wirksamwerden einer Eintragung zu verhin- 
dern. Zu denken ist hier insbesondere daran, daß 
nach Erteilung des Abspeicherungsbefehls (ohne 
daß die Voraussetzungen des § 878 BGB vorhegen) 
Verfügungsbeschränkungen wirksam oder dem 
Grundbuchamt bekannt werden, die dem Vollzug 
der Eintragung entgegenstehen, oder daß der Ein- 
tragungsantrag vor der Speicherung zurückge- 
nommen wird. Aber auch hier bleibt die Rechtslage 
gegenüber dem geltenden Recht unverändert. 
Denn auch nach geltendem Recht muß die Unter- 
schrift des Rechtspflegers unterbleiben, wenn 
bestimmte Ereignisse eintreten, die dem Eintritt 
der Wirksamkeit der Grundbucheintragung entge- 
genstehen. 

3. Der Zeitraum, der zwischen Dienstschluß und end- 
gültiger Abspeicherung liegt, kaim bei dem darge- 
stellten Verfahren vernachlässigt werden. Es kann 
zwar Vorkommen, daß beim Grundbuchamt an 
dem Tag, an dem der Abspeicherungsbefehl erteilt 
wurde, nach Dienstschluß noch eine Zurücknahme 
des Antrags oder die Mitteilung der Konkurseröff- 
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nung eingeht, ohne daß die Eintragung schon 
gespeichert und damit wirksam geworden wäre. 
Derartige Situationen lassen sich in vergleichbaren 
Fällen auch bei der herkömmlichen Grundbuch- 
führung nicht ausschließen. Als Beispiel sei der Fall 
angeführt, daß eine Grundbucheintragimg unter- 
schrieben wird, obwohl kurz vorher beim Grund- 
buchamt die Mitteilung über die Konkurseröffnimg 
eingegangen ist, diese dem Rechtspfleger aber 
noch nicht vorgelegt wurde. Auch für diese Fälle ist 
bisher ein Bedürfnis nach besonderer gesetzlicher 
Regelung nicht aufgetreten. 

4. Bei früheren Gelegenheiten sind Bedenken dage- 
gen erhoben worden, daß die Eintragimgen erst 
nach Dienstschluß im Stapelverfahren vorgenom- 
men werden imd das Grundbuchamt keine Mög- 
lichkeit hat, gegebenenfalls auch eine sofort wirk- 
sam werdende Eintragimg herbeizuführen. Ein 
Bedürfnis für solche sofort wirksam werdenden 
Eintragimgen wurde dabei insbesondere bei der 
Eintragung von Zwangshypotheken gesehen. 

Die Gründe dafür, daß hier auch von der Alterna- 
tive des sogenannten Stapelbetriebs ausgegangen 
werden soU, sind folgende: 

a) Bei Eintragungen in verknüpften Grundbuch- 
blättem (z. B. bei Gesamtbelastimgen oder bei 
Wohnungsgrundbüchem) könnte bei sofortiger 
Speicherung der Fall auftreten, daß bei der 
Grundbucheinsicht in den betroffenen Blättern 
die Eintragung teilweise bereits vollzogen ist, 
teilweise nicht. Um dies zu vermeiden, müßte 
gegebenenfalls eine Sperre der von einem Ein- 
tragimgsfall berührten Grundbuchblätter für 
den Auskunftsdienst programmiert werden. 

b) Um katastermäßige Auswertungen, von denen 
im Falle der Integration Grundbuch/Liegen- 
schaftskataster auch die Eigentümerdaten be- 
troffen sind, zu ermöglichen, sollen tagsüber 
keine Datenbankänderungen eintreten. 

c) Der Stapelbetrieb kann wegen technischer 
Besonderheiten im Falle der Integration Grund- 
buch/Liegenschaftskataster zweckmäßig oder 
auch erforderlich sein. 

d) Die Trenmmg in Stapelprogramme für die Ein- 
tragung einerseits imd sogenannte „Online- 
Programme" andererseits erhöht die Datensi- 
cherheit und verringert die Gefahr von Schwie- 
rigkeiten im EDV-System. 

Es wird bei den weiteren Entwicklimgsarbeiten für 
das maschinell geführte Grundbuch zu prüfen sein, 
ob nicht gleichwohl bezüglich der Bedenken gegen 
den Ausschluß sofortiger Eintragimgsmöglichkei- 
ten Abhilfen durch technische Mittel in Betracht 
kommen. Im Falle der Integration Grundbuch/ 
Liegenschaftskataster wird allerdings voraussicht- 
lich daran festgehalten werden, daß alle Daten des 
Bestandsverzeichnisses und der ersten Abteilimg 
auszimehmen sind. Entsprechendes wird für die 
zweite xmd die dritte Abteilung gelten. Die Ent- 
wicklung eines Sonderverfahrens, wie es im Jahre 
1982 für Eintragungen in das einheitliche Lasten- 
verzeichnis vorgesehen war, dürfte vorerst nicht in 


Betracht kommen. Die Fortentwicklimg dieser 
Technik \md die entsprechende Anpassung des 
Grundbuchrechts soU allerdings nicht ausgeschlos- 
sen werden. Unter dieser Prämisse ist es denkbar, 
daß künftig für Eintragungen in ein Lastenver- 
zeichnis ein Sonderverfahren entwickelt wird, mit 
dem sofortige Eintragungen vorgenommen wer- 
den können. Sofern die weiteren Prüfungen ein 
Bedürfnis für die Ermöglichung sofortiger Eintra- 
gimgen ergeben sollten, dürfte es sich hierbei in 
der Regel gerade um Eintragungen in das Lasten- 
verzeichnis handeln. Zwar wäre auch ein Bedürfnis 
für eine sofortige Eintragung in der ersten Abtei- 
lung denkbar, etwa weil eine Eintragung in der 
zweiten oder dritten Abteilung von einer Vorein- 
tragung in der ersten Abteilung abhängig ist. Fälle 
dieser Art würden jedoch voraussichtlich so selten 
sein, daß hier jedenfalls ein Verzicht auf eine 
sofortige Eintragungsmöglichkeit vertretbar wäre. 
Im Falle eines autonomen maschinell geführten 
Grundbuchs könnten gegebenenfalls auch diese 
Sonderfälle durch eine Ausnahmeregelung erfaßt 
werden. 

Der Entwurf sieht im übrigen das Stapelverfahren 
nicht zwingend vor, sondern will es, indem er in 
§ 126 lediglich die „alsbaldige" Aufnahme in einen 
Datenspeicher fordert, nur ermöglichen. Würde ein 
System entwickelt, das — allgemein oder für Son- 
derfälle — eine sofortige Abspeicherung im Grund- 
buchspeicher ermöglicht, so steht der Entwurf dem 
nicht entgegen. 

Es könnte geprüft werden, ob wegen der techni- 
schen Schwierigkeiten bei der Ermöglichimg sofor- 
tiger Abspeicherungen in dem für die Grundbuch- 
eintragungen bestimmten Datenspeicher statt des- 
sen eine rechtliche Lösung vorgesehen werden 
könnte, die zum Gegenstand hat, daß gegenüber 
Verfügungsbeschränkxmgen, die zwischen der 
Erteilung des Abspeicherungsbefehls und der 
Abspeicherung eintreten, die Erteilung des Ab- 
speicherungsbefehls bereits als Vollzug der Eintra- 
gung gilt. Im Entwurf sind diese Überlegungen 
schon deshalb nicht weiter verfolgt worden, weil 
solche das materielle Recht berührende Regelun- 
gen vermieden imd vielmehr in erster Linie eine 
Regelung durch technische Maßnahmen in dem 
erwähnten Siime in Betracht gezogen werden 
sollte. Es könnte auch als bedenklich erscheinen, 
beim maschinell geführten Grundbuch eine derar- 
tige Vorverlegung der Eintragungswirkung vorzu- 
sehen, beim herkömmlichen Grundbuch aber für 
die Zeit zwischen Verfügung der Eintragung und 
ihrem Vollzüge nicht. Schließlich ist zu berücksich- 
tigen, daß nach dem für das Stapelverfahren ent- 
wickelten System der Rechtspfleger an einem Tage 
für den betroffenen Grundbuchbestand jeweils nur 
einen Abspeicherimgsbefehl erteilen kann. Will er 
vor der Abspeicherung noch weitere Anträge erle- 
digen, muß er den Abspeicherungsbefehl zurück- 
nehmen imd einen neuen Abspeicherungsbefehl 
erteilen, der die bisherigen und die neuen Anträge 
erfaßt. Würde man dem Zeitpunkt der Erteilung 
des Abspeicherungsbefehls rechtliche Bedeutung 
für die Wirksamkeit gegenüber Verfügungsbe- 
schränkungen geben, könnten sich Bedenken 
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gegen die Rücknahme von Abspeicherungsbefeh- 
len ergeben. 

Satz 2 verlangt, daß die Ausfühnmg des Speicherbe- 
fehls durch eine Bestätigungsanzeige geprüft werden 
muß. Damit soll verhindert werden, daß Eintragungen 
verloren gehen, weil die Anlage den Befehl nicht 
ausgeführt hat. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 schreibt ebenso wie § 44 Abs. 1 Satz 1 GBO 
vor, daß jede Eintragung den Tag angeben soll, an 
dem sie erfolgt ist. Hierzu wird klargestellt, daß Tag 
der Eintragung der Tag der Speicherung und damit 
des Wirksamwerdens der Eintragung ist. 

In der Regel wird dies der Tag sein, an dem der 
Rechtspfleger den Abspeicherungsbefehl für die Ein- 
tragung erteilt hat, da die im Stapelverfahren zu 
erledigenden Eintragungen grundsätzlich noch am 
gleichen Tage durch die Datenvercirbeitungsanlage, 
die programmgesteuert das Datum eingibt, gespei- 
chert werden. 

Die Angabe des Tages der Eintragung kommt im Falle 
der Integration Grundbuch/Liegenschaftskataster be- 
züglich der maschinell aus dem Liegenschaftskataster 
zu übernehmenden Daten (§ 127 Abs. 1 Nr, 1 GBO 
neu) nicht in Betracht. 


Zu { 130 

Die Vorschrift des § 44 GBO soll für das maschinell 
geführte Grundbuch nur insoweit gelten, als sie vor- 
schreibt, daß Eintragungen zu „verfügen" sind 
(Satz 1). Andererseits soll die Vorschrift nicht techni- 
schen Lösungen entgegenstehen, die eine förmliche 
Verfügung nicht mehr vorsehen. Hier würde die 
Eintragung am Bildschirm verfügt. Satz 2 schreibt für 
diesen Fall vor, daß der Veranlasser aktenkundig oder 
sonst — z. B. durch Kennzeichen — feststellbar zu 
machen ist. Es soll ermittelt werden können, wer die 
Eintragung angeordnet hat. 


Vorbemerkung zu §§ 131 und 132 

Die Einsicht und die Erteilung von Abschriften (Aus- 
künften) aus dem maschinell geführten Grundbuch 
weist keine grundsätzlichen LFnterschiede zu der 
Verfahrensweise bei dem papiemen Grundbuch auf. 
Die Einsichtnahme in das und die Erteilimg von 
Abschriften aus dem maschinell geführten Grund- 
buch sind daher nur unter den Voraussetzungen des 
§12 GBO zulässig. Insbesondere darf eine Gnmd- 
buchauskunft, sofern nicht einer der in § 42 GBVerf. 
erwähnten Ausnahmefälle vorliegt, nur erteilt wer- 
den, wenn der Antragsteller ein berechtigtes Interesse 
an der Auskunftserteilung darlegt. Eine Auskunft aus 
dem maschinell geführten Grundbuch kann durch 
Einsicht über ein Bildschirmsichtgerät oder durch 
einen Ausdruck erlangt werden. 


Zu § 131 

Abschriften aus dem maschinell geführten Grund- 
buch sind nicht möglich. An ihre Stelle treten gemäß 
Satz 1 maschinell gefertigte Ausdrucke. Sie werden 
auf Veranlassung des Grundbuchamts durch Schnell- 
drucker hergestellt. Satz 2 verzichtet für die maschi- 
nell erstellten Ausdrucke auf das Erfordernis einer 
Unterschrift; die Vorschrift entspricht insoweit der 
Regelung für das automatisierte Mahnverfahren in 
§ 703 b Abs. 1 Halbsatz 2 ZPO. Beibehalten wird wie 
dort das Dienstsiegel (oder der Dienststempel), das 
aber auch auf dem Formular angebracht oder bei der 
Herstellimg des Ausdrucks durch den Drucker ange- 
bracht werden kann. Nicht vorgeschrieben werden 
soll, ob andere Vorkehnmgen, z. B. die Verwendung 
von fälschimgssicherem Papier, getroffen werden 
müssen. Wie bisher soll es beglaubigte (hier: amtliche 
Ausdrucke) und unbeglaubigte Auszüge (hier: Aus- 
drucke) geben. Im Hinblick auf das Formerfordemis 
des § 29 stellt der Entwxirf klar, daß der cuntliche 
Ausdruck einer beglaubigten Abschrift gleichsteht. 
Im automatischen Abrufverfahren sind nur einfache 
Ausdrucke abrufbar. 

Bei dem in maschineller Form geführten Grundbuch 
erweitern sich indessen gegenüber dem papiemen 
Grundbuch die technischen Möglichkeiten der Über- 
mittlung der Ausdmcke. Während es bisher notwen- 
dig ist, solche Auszüge auszuhändigen oder mit der 
Post zu übersenden, besteht bei dem maschinell 
geführten Grundbuch die Möglichkeit, die Auszüge 
unmittelbar aus dem Datenspeicher etwa im Teletext- 
oder Telefaxwege an den Antragsteller zu übersen- 
den. Es wurde erwogen, ob eine normenklare Grund- 
lage für die Inanspmchnahme dieser Dienste geschaf- 
fen werden sollte, die in der Sache imstreitig zulässig 
ist. Das hätte allerdings Rückwirkungen auf andere 
Vorschriften ähnlichen Inhalts, die das nicht vorsehen. 
Man könnte bei Einführung einer solchen Regelung in 
die Gnmdbuchordnung zu dem Schluß gelangen, daß 
diese Formen dort künftig nicht mehr zulässig seien. 
Um dies zu vermeiden, wurde von einer solchen 
Klarstellung Abstand genommen. 

Es besteht die Möglichkeit, bei dem Grundbuchamt 
ein Zusatzgerät zu installieren, welches die auf dem 
Bildschirm erscheinenden Daten in Papierform fest- 
hält (Bildschirmabdmck), Diese Bildschirmabdrucke 
würden lediglich der Erleichterung des internen 
Dienstbetriebs des Gnmdbuchamts dienen und ins- 
besondere den Grundbuchamtsbediensteten hand- 
schriftliche Notizen über die Bildschirmwiedergabe 
ersparen. Sie sind dagegen nicht als Gnmdbuchaus- 
dmcke gedacht, auf deren Erteilung ein Rechtsan- 
spmch besteht. Da der Bildschirmabdruck lediglich 
dienstinteme Bedeutung haben soll, erwähnt ihn der 
Gesetzentwurf nicht. 


Zu § 132 

Für die Einsicht in das maschinell geführte Gnmd- 
buch treten im Verhältnis zum herkömmlichen 
Grundbuchverfahren keine rechtlich relevanten Än- 
denmgen ein. Bisher wird dem Antragsteller vom 
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zuständigen Grundbuchbeamten das jeweilige 
Grundbuchblatt vorgelegtj künftig wird der Datenbe- 
stand des jeweiligen Grundbuchblatts von dem Beam- 
ten auf dem Bildschirm aufgerufen imd dem Antrag- 
steller die Einsichtnahme auf dem Bildschirm 
gewährt. Eine gesetzliche Beschreibimg der Grund- 
bucheinsicht über Bildschirmgeräte ist nicht erforder- 
üch. Die Regelimg in § 126, nach welcher der Betrieb 
des maschinell geführten Grundbuchs von der Vor- 
aussetzxmg abhängig gemacht wird, daß die gespei- 
cherten Daten in lesbarer Form wiedergegeben wer- 
den können, reicht insoweit aus. 

Die Führung des Grundbuchs in maschineller Form 
erlaubt es, die Einsicht auch an einem Büdschirm bei 
einem anderen als dem zuständigen Grundbuchamt 
zu geben. Dies dient der Vereinfachimg der Durch- 
führung der Einsicht imd kann durchaus zu einer 
Entlastimg des Grundbüchamts beitragen. Deshalb 
soll diese Form der Einsicht in das Grundbuch mit 
§ 132 zugelassen werden. Die Entscheidimgszustän- 
digkeit verändert sich hierdurch nicht. 


Zu § 133 
Vorbemerkung 

Das System des maschinell geführten Gnmdbuchs 
gestattet es, Notaren, Gerichten und Behörden die 
Einsicht des Grundbuchs über in ihren Geschäftsräu- 
men installierte Datensichtgeräte zu ermöglichen. 
Ebenso kann diesen Stellen ermöglicht werden, über 
die bei ihnen installierten Geräte Grundbuchaus- 
drucke unmittelbar beim Rechenzentrum anzuf or- 
dern, ohne das Grundbuchamt einzuschalten. Durch 
derartige Gestaltimgen kann die Geschäftstätigkeit 
der Notare imd sonstigen in Betracht kommenden 
Stellen erheblich erleichtert werden. Für die Grund- 
buchämter hätten sie ebenfalls Vorteile, insbesondere 
eine nachhaltige Entlastung von Publikumsverkehr. 
Notaren und bestimmten Gerichten imd Behörden die 
Möglichkeit unmittelbarer Grundbucheinsicht über 
Datensichtgeräte zu geben, gehörte von vornherein 
zum Konzept eines maschinell geführten Gnmd- 
buchs. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 ermächtigt die Landesjustizverwaltungen, 
bei einem maschinell geführten Grundbuch Einrich- 
tungen vorzusehen, die den automatisierten Abruf der 
im Grundbuch enthaltenen Daten ermöglichen. Die- 
ser sog. Online-Anschluß gehört zu den erweiterten 
Möglichkeiten eines maschinell geführten Gnmd- 
buchs. Er erlaubt dem zugelassenen Nutzer, ohne eine 
Entscheidung des Grundbuchamts von sich aus auf 
die in dem Speicher enthaltenen Daten zuzugreifen. 
Das schließt den Abruf einfacher Ausdrucke mit ein. 
Absatz 1 entscheidet sich nicht für eine bestimmte 
technische Variante des Zugriffs. Denkbar ist, daß in 
diesem Online- Verfahren in den eigentlichen für die 
Speicherung der Grundbuchdaten bestimmten Spei- 
cher eingesehen werden kann. Denkbar ist aber auch, 
hierfür entweder einen zweiten Speicher oder gar 


einen zweiten Rechner anzulegen. Die Entscheidung 
für die eine oder andere technische Ausführungsvari- 
ante hängt entscheidend davon ab, ob die Bedingun- 
gen für die Einrichtung derartiger Anschlüsse einge- 
halten werden können. Diese sind in Absatz 1 eben- 
falls bestimmt. 


Zu Nummer 1 

Ein automatisierter Abruf von Grundbuchdaten ist 
nach Nummer 1 nur zulässig, wenn in diesem Verfah- 
ren keine weitergehende Einsichtnahme möghch 
wird, als sie in §§ 12, 12a vorgesehen ist. Das 
Verfahren soll nur ^e technische Durchführung der 
Grundbucheinsicht vereinfachen, den sachlichen Be- 
reich der Einsicht aber nicht ausdehnen. 


Zu Nummer 2 

Der Verzicht auf eine Entscheidung des Grundbuch- 
amts über die Gewährung von Einsicht in das Grund- 
buch oder die Erteilung von Abschriften aus dem 
Grundbuch, wie er für ein Verfahren zum automati- 
sierten Abruf von Gnmdbuchdaten typisch ist, darf 
nicht zu einem Verlust an institutioneller Kontrolle 
darüber führen, ob die Vorschriften des § 12 eingehal- 
ten werden oder nicht. Dies muß nach Nummer 1 
technisch sichergestellt werden. Es ist aber zu berück- 
sichtigen, daß ein Verfahren zum automatisierten 
Abruf von Daten sinnvoll nur möglich ist, wenn 
Grundbuchbestände bereichs weise zur Einsicht und 
zum Abruf einfacher Abschriften offenstehen. Auch 
hier soll es bei den Vorschriften der §§ 12 und 12 a 
bleiben. Die Einhaltung dieser Vorschriften muß aber 
zusätzlich institutionell abgesichert werden. Dem 
dient die Nummer 2. Sie verlangt, daß die Kontrollier- 
barkeit gegeben ist. Die technischen Einzelheiten 
dieser Kontrolle sollen im Rahmen einer Rechtsver- 
ordnung nach § 134 geregelt werden. Ein Ziel der 
Regelungen muß es sein, daß eine effektive Kontrolle 
möglich ist. Ob dies dadurch geschieht, daß die 
Zugangsberechtigten ähnlich wie bei der Registrie- 
rung von Telefongesprächen ihre Kontaktaufnahme 
mit dem Datenspeicher registrieren lassen, oder in 
anderer Form, wird nicht festgelegt und muß von dem 
Bundesministerium der Justiz oder den LandesjustLz- 
verwaltimgen festgelegt werden. 


Zu Absatz 2 
Vorbemerkung 

Für die Einrichtung eines automatisierten Abrufver- 
fahrens sind zwei Schritte erforderlich: In einem 
ersten Schritt müssen in dem Grundbuchcimt die 
technischen Voraussetzungen für einen derartigen 
Abruf geschaffen werden. In einem zweiten Schritt 
muß dann ein konkreter Nutzer einen Anschluß an die 
technische Einrichtung des Grundbuchamts erhalten. 
Während der erste Schritt eine organisatorisch- tech- 
nische Maßnahme ist, hat der zweite Schritt eine 
organisatorisch-technische, aber auch eine rechtliche 
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Seite, Es muß nämlich nicht nur der Anschluß gelegt, 
sondern auch „bewilligt" werden. Mit dieser Bewilli- 
gimg wird sichergestellt, daß der Nutzer auch die an 
ihn zu stellenden Anforderungen erfüllt. Hierfür gibt 
es zwei unterschiedliche rechtliche Konstruktionen: 

Zum einen wäre an eine Vertragslösimg zu denken. 
Einrichtung und Nutzung des Anschlusses können 
Gegenstand eines öffentlich-rechtlichen Vertrags 
zwischen dem Grundbuchamt und dem Nutzer sein, in 
dem dann auch das Entgelt bestimmt werden müßte. 
Die Einhaltung der an den Nutzer zu stellenden 
Anforderungen könnte bei diesem Lösungsansatz 
durch ein Genehmigrmgserfordemis für den Vertrag 
sichergestellt werden. 

Denkbar wäre aber auch eine Art Konzessionssystem, 
bei dem der Nutzer durch einen Verwaltungsakt der 
Landesjustizverwaltungen die Erlaubnis für die Ein- 
richtung imd die Nutzung eines derartigen Verfah- 
rens erhält. Er hätte dann kein Entgelt, sondern eine 
Gebühr zu zahlen. 

Der Entwurf entscheidet sich für die Konzessionslö- 
sung, Die Vertragslösung würde zu erheblichen Ein- 
griffen in das Kostenrecht führen. Es müßten nicht nur 
Sonderregelungen für die Inanspruchnahme der 
Möglichkeit des Online- Zugriffs geschaffen werden. 
Notwendig wäre vielmehr auch eine Ergänzung des 
Kostenrechts der Notare, die etwaige Kosten weiter- 
geben können müßten. Auch läßt sich derzeit nicht 
überblicken, wie eine solche Vertragslösung ausge- 
staltet werden müßte. Es erscheint deshalb besser, bei 
dem üblichen Gebührensystem zu bleiben und die 
Flexibilität durch eine Ermächtigimg zur Bestimmung 
der Gebühren vorzusehen. Im Rahmen einer solchen 
Rechtsverordnung könnte auch dem Umstand Rech- 
nung getragen werden, daß sich die wirklichen Kosten 
einer maschinellen Grundbuchfühnmg letztlich erst 
nach vollständiger Umstellung, also nach mehreren 
Jahren ergeben und in der Anschaffungsphase vor- 
aussichtlich höher sein werden, als in der Abwick- 
lungsphase. 


Zu den Sätzen 1 und 2 

Absatz 2 Satz 1 sieht vor, daß die Einrichtung und 
Nutzimg eines automatisierten Abrufverfahrens für 
das Grundbuch der Genehmigung durch die Landes- 
justizverwaltungen bedarf. Der Entwurf legt sich 
damit auf die Konzessionslösung fest. Satz 2 der 
Bestimmung beschreibt den Kreis der Zugangsbe- 
rechtigten. Für dessen Bestimmung war zu berück- 
sichtigen, daß ein automatisiertes Abrufverfahren sich 
gerade dadurch äuszeichnet, daß seine Entscheidung 
der Behörde darüber, ob die Berechtigvmg, Einsicht in 
das Grundbuch zu nehmen oder Abschriften hieraus 
zu erhalten, gegeben ist, nicht mehr stattfindet. Es 
können deshalb zu einem automatisierten Abrufver- 
fahren unabhängig von der rechtlichen Konstruktion 
seiner Einrichtung und Nutzung nur diejenigen Per- 
sonen zugelassen werden, die ein berechtigtes Inter- 
esse an der Einsicht in das Grundbuch nicht darzule- 
gen brauchen. Das sind nur inländische Gerichte, 
Behörden, Notare und dinglich Berechtigte, denen ein 
Recht an dem Grundstück zusteht. Zu denken wäre 


noch daran, auch diejenigen Personen zur Einsicht in 
das Grundbuch zuzulassen, zu deren Gunsten über- 
haupt irgendein Recht eingetragen ist. Der Entwurf 
schlägt hier aus Gründen der Vorsicht eine Beschrän- 
kung auf dinglich Berechtigte vor, stellt die Erweite- 
rung auf alle nicht darlegimgspflichtigen Personen 
jedoch ausdrücklich zur Diskussion. Es geht in der 
Vorschrift auch allein um die Einrichtung und Nut- 
zung automatisierter, d. h. vom Nutzer aus gesteuerter 
und von der Behörde nicht kontrollierter, Abrufver- 
fahren. Die Nutzung der technischen Möglichkeiten 
des maschinell geführten Gnmdbuchs kann im übri- 
gen nach Maßgabe des § 12 gestattet werden. So 
könnte etwa einer wissenschaftlichen Hochschule 
erlaubt werden, für ein wissenschaftliches Vorhaben 
Suchdateien des maschinell geführten Grundbuchs 
auszunutzen, wenn es um die statistisch-neutrale 
Auswahl wissenschaftlich zu imtersuchender Grund- 
stücke geht. Dies wäre aber vom Präsidenten des 
Amts- oder Landgerichts im einzelnen festzulegen. 


Zu Satz 3 

Absatz 2 Satz 3 bestimmt die Voraussetzungen, unter 
denen zulassungsfähige Personen die Genehmigimg 
zur Einrichtung und Nutzung eines Anschlusses 
erhalten können. Es ist bewußt davon abgesehen 
worden, hier einen Anspruch auf Zulassung gesetzlich 
festzuschreiben. Dieser könnte nämlich dahingehend 
mißverstanden werden, daß die Landesjustizverwal- 
tungen verpflichtet seien, die technischen Vorausset- 
zungen für die Zulassung auch zu schaffen. Es wird 
hierbei nicht verkannt, daß sich aus dem Gebot der 
Gleichbehandlung nach Artikel 3 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes durchaus auch eine Verpflichtung zur Ertei- 
lung der Genehmigung ergeben kaim. Hieraus würde 
aber jedenfalls kein Zwang zur Schaffung der tatsäch- 
lichen Voraussetzungen für die Zulassung abgeleitet 
werden können, was bei einer ausdrücklichen gesetz- 
lichen Normierung des Anspruchs durchaus vorstell- 
bar erscheint. 


Zu Satz 3 Nr. 1 

Ein Online- Zugriff soll nicht schlechthin, sondern nur 
dann zulässig sein, wenn dies wegen der Zahl der 
Anfragen oder wegen der Eilbedürftigkeit der Über- 
mittlung erforderlich ist. Dies wird normalerweise der 
Fall sein. Denn ein Online- Anschluß wird sich nur aus 
diesen beiden Gründen rechnen. Hinzu kommen 
muß, daß dies unter Abwägrmg mit den schutzwürdi- 
gen Belangen des Betroffenen angemessen ist. Damit 
soll folgendem Umstand Rechnung getragen werden: 
Zu dem automatisierten Abrufverfahren werden zwar 
nur diejenigen Personen und Stellen zugelassen wer- 
den, die ohne Darlegung eines Interesses in das 
Grundbuch Einsicht nehmen können. Das Grund- 
buchamt hat aber darauf zu achten, ob besonderer 
Anlaß besteht, doch eine Darlegung zu fordern. Diese 
Kontrolle wird bei automatisierten Abrufverfahren in 
das Genehmigimgsverfahren verlagert und muß dort 
geprüft werden. 
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Zu Satz 3 Nr. 2 

Ein automatisiertes Abrufverfahren läßt sich nur ein- 
richten, wenn sowohl das Gnmdbuchamt als auch der 
Nutzer über die entsprechenden technischen Einrich- 
tungen verfügen. Zum Schutze und zur Sicherheit der 
Grundbuchdaten ist das Grundbuchamt nach § 126 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 verpflichtet, Grundbuchdaten nur 
in einer Einrichtung zu speichern, die den Anforde- 
rungen einer ordnungsgemäßen Datenverarbeitung 
entsprechen. Diese Daten können bei einem automa- 
tisierten Abrufverfahren nur ausreichend geschützt 
werden, wenn auch der Nutzer eine Anlage unterhält, 
die diesen Standards genügt. Deshalb macht Satz 3 
Nr. 2 die Genehmigimg des Abrufverfahrens davon 
abhängig, daß nutzerseitig die gleichen technischen 
Standards eingehalten werden, wie beim Grundbuch- 
amt. 


Zu Satz 3 Nr. 3 

Mit der Einrichtimg eines automatisierten Abrufver- 
fahrens nach Absatz 1 ist noch nicht darüber entschie- 
den, wie vielen Nutzem ein derartiges automatisiertes 
Abrufverfahren genehmigt werden kann. Dies hängt 
entscheidend von den technischen Möglichkeiten der 
bei dem Grundbuchamt vorhandenen oder von ihm 
nutzbaren Anlage ab. Es können nur so viele Nutzer 
zugelassen werden, wie Kapazität vorhanden ist. Daß 
dieses berücksichtigt werden kann, stellt Satz 3 Nr. 3 
sicher. Die erweiterten Möglichkeiten des maschinell 
geführten Grundbuchs dürfen nicht dazu führen, daß 
die eigentliche Aufgabe des Grundbuchamts, nämlich 
die ordnungsgemäße und sichere Führung des Grund- 
buchs beeinträchtigt wird. Dies könnte nicht ausge- 
schlossen werden, wenn eine zu hohe Zahl von 
Nutzem auf Grundbuchdaten zugreift und in den 
Grundbüchern dann nicht gearbeitet werden könnte. 
Dies ist eine Frage der zweckmäßigen Organisation 
des Abrufverfahrens. Sie soll vor seiner Einrichtung 
imd Genehmigimg geprüft werden. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Voraussetzungen für einen Wider- 
ruf der Genehmigung für die Einrichtung und Nut- 
zung eines automatisierten Abmfverfahrens. Die 
Regelung ist zugeschnitten auf die Konzessionslö- 
simg. Es ergäben sich aber auch bei einem Wechsel 
zur Vertragslösung keine sachlichen Unterschiede. 
Denn auch bei der Regelung der Einrichtung und 
Nutzung eines automatisierten Abrufverfahrens wür- 
den aus den oben aufgeführten Gründen ein Geneh- 
migungserfordemis für den Vertrag vorzusehen sein 
und entsprechende Widemifsmöghchkeiten einge- 
führt werden müssen. Die Vorschrift unterscheidet 
zwischen dem Wegfall der Genehmigimgsvorausset- 
zimgen und dem Fall einer mißbräuchlichen Benut- 
zung der Anlage. Sind die Genehmigungsvorausset- 
zungen weggefallen, so ist die Genehmigung nach 
Absatz 3 Satz 1 zwingend zu widerrufen. Die Vor- 
schrift stellt in erster Linie auf die Voraussetzungen 
von Absatz 2 Satz 3 ab. Die Genehmigimg wäre 


deshalb zu widerrufen, wenn die Anlage des Nutzers 
nicht mehr den Anforderungen einer ordnungsgemä- 
ßen Datenverarbeitung entspricht oder die techni- 
schen Kapazitäten des Grundbuchamts nicht mehr 
ausreichen. Denkbar wäre auch, daß eine der zuge- 
lassenen Personen oder Stellen von der Möglichkeit 
des automatisierten Abrufs in einem Umfang oder 
einer Art und Weise Gebrauch macht, die zu Störun- 
gen des Geschäftsbetriebs des Grundbuchamts führt. 
Der Widerruf kommt aber auch dann in Betracht, 
wenn der Nutzer seine Zulassungsfähigkeit nach 
Absatz 2 Satz 2 verloren hat. Der Fall karm etwa 
eintreten, wenn der Notar oder sein Vertreter das Amt 
aufgegeben oder verloren haben. Denkbar ist auch, 
daß ein als dinglich berechtigter zugelassener Nutzer 
im Bezirk des Grundbuchamts keine dinglichen 
Rechte mehr besitzt, weil er seinen Grundbesitz in 
diesem Bezirk veräußert hat. Für die Anwendung von 
Absatz 3 Satz 1 ist zu berücksichtigen, daß ein Wegfall 
der Genehmigungsvoraussetzungen nur vorliegt, 
wenn diese endgültig weggefallen sind und ihr Fort- 
bestand nicht durch mildere Maßnahmen, wie z. B. 
Auflagen, sichergestellt werden kann. Dies ist vor 
allem deswegen von wesentlicher Bedeutung, weil 
Absatz 3 Satz 1 keinen Ermessensspielraum ge- 
währt. 

Anders liegt es hingegen bei dem Fall der mißbräuch- 
lichen Verwendimg von Anlagen. Hier ist eine flexi- 
blere Lösimg angezeigt. Das automatisierte Abrufver- 
fahren ist nur für Stellen, deren Leiter imd nur für 
sonstige Personen zugelassen, die in der Regel nicht 
persönlich von ihren Rechten Gebrauch machen kön- 
nen. Behörden imd Gerichte, aber auch Notare und 
dinglich Berechtigte, werden bei Zulassimg zum 
Abrufverfahren normalerweise darauf angewiesen 
sein, die technische Durchfühnmg auch Angestellten 
zu übertragen. Sie werden hierfür nur zuverlässige 
Kräfte anstellen. Es ist aber möglich, daß die Kraft die 
in sie gestellten Erwartungen nicht erfüllt imd sich 
nicht an die gesetzlichen Grenzen der Nutzung des 
Abrufverfahrens hält. Denkbar ist auch vor allem bei 
größeren Einheiten, daß nicht für die Nutzung des 
Abrufverfahrens bestimmte Personen Gelegenheit 
nehmen, das Verfahren anzuwenden und unbefugt 
Daten einzusehen oder Auszüge ausdrucken zu las- 
sen. Für den Fall wäre es nicht gerechtfertigt, bei 
Feststellung eines entsprechenden Verstoßes sofort 
die Genehmigung für das Abnifverf ahren zu widerru- 
fen. Dies soll vielmehr im Ermessen der Behörde 
stehen und wird sich daran ausrichten, wie gut gegen 
entsprechende Mißbräuche vorgesorgt worden ist, 
wie schwer der Verstoß war und ob es andere Vorfälle 
dieser Art gegeben hat. Zu berücksichtigen ist, daß in 
extremen Fällen nicht mehr davon gesprochen wer- 
den kann, daß die Einhaltung der Grundsätze einer 
ordnungsgemäßen Datenverarbeitung gewährlei- 
stet ist. Dann wäre nach Absatz 3 Satz 1 zu widerru- 
fen. 


Zu Absatz 4 

Absatz 4 betont die allgemeine Zweckbindung. Die im 
Wege des automatisierten Abrufverfahrens erhalte- 
nen Daten sollen nur für die Zwecke verwendet 
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werden, zu deren Erfüllung sie der anfordemden 
Stelle übermittelt worden sind. 


Zu Absatz 5 

Die Einrichtimg imd Nutzimg eines automatisierten 
Abrufverfahrens stellt eine besondere zum hoheit- 
lichen Aufgabenkreis zählende Dienstleistung des 
Staates dar, für die Gebühren erhoben werden sollen. 
Die Höhe der Gebühren läßt sich gegenwärtig nicht 
abschätzen. Es ist vor allem vorauszusehen, deiß diese 
Gebühren recht rasch an den technischen Fortschritt 
angepaßt werden müssen. Aus diesem Grunde sieht 
das Gesetz davon ab, selbst Gebühren festzusetzen. 
Vielmehr wird das Bimdesministerium der Justiz 
ermächtigt, diese Gebühren durch Rechtsverordnimg 
festzusetzen. Die Verordnimgsermächtigimg wird in 
die Gnmdbuchordnimg eingestellt, weil sie im Rah- 
men der allgemeinen gebührenrechtlichen Vorschrif- 
ten, insbesondere der Kostenordmmg, ein Fremdkör- 
per wäre. 


Zu § 134 

Wie oben dargestellt, sollen im siebenten Abschnitt 
der Grundbuchordmmg nur die Möglichkeit der Ein- 
führung eines maschinell geführten Gnmdbuchs, die 
wesentlichen Anfordenmgen an das Gnmdbuch imd 
die Fragen geregelt werden, wann ein maschinell 
geführtes Grundbuch an die Stelle des papiemen tritt 
imd wann bei einem maschinell geführten Grundbuch 
die Eintragung wirksam ist. Weitere Vorschriften sind 
auf der Ebene des einfachen Gesetzes nicht erforder- 
lich. Die Eintragungsvoraussetzimgen sind bei dem 
papiemen und dem maschinell geführten Gnmdbuch 
die gleichen. Die technischen Einzelheiten der Durch- 
führung können für das maschinell geführte Grund- 
buch ebenso wie beim papiemen Grundbuch in einer 
Rechtsverordnung geregelt werden. Da die für das 
papieme Grundbuch bestehenden Ermächtigimgen 
nicht ausreichen, wird in § 134 eine spezielle Ermäch- 
tigung des Bimdesministeriums der Justiz vorgese- 
hen, mit Zustimmimg des Bundesrates Einzelheiten 
der maschinellen Grundbuchführung zu regeln. Im 
einzelnen ist folgendes vorgesehen: 


Zu Nummer 1 

Die inhaltlichen Anfordenmgen an ein maschinell 
geführtes Gnmdbuch sind in § 126 Abs, 1 nur in 
allgemeiner Form bestimmt, um das Gesetz nicht zu 
überfrachten und gleichzeitig auch die Möglichkeit 
einer raschen Anpassung an die technische Entwick- 
lung zu eröffnen. § 134 Satz 1 Nr. 1 ermächtigt daher 
das Bundesministerium der Justiz, diese allgemeinen 
Anfordenmgen konkret umzusetzen. Dabei soll ähn- 
lich wie in der Gnmdbuchverfügung für das papieme 
Grundbuch auch geregelt werden, wie die Vorschrif- 
ten der Grundbuchordnung speziell beim maschinell 
geführten Grundbuch im einzelnen anzuwenden bz w. 


welche Abweichimgen von den Vorschriften der 
Gnmdbuchordnimg notwendig sind. 


Zu Nummer 2 

Festgelegt werden sollen auch die Einzelheiten der 
Gewährung von Einsicht beim maschinell geführten 
Gnmdbuch. 


Zu Nummer 3 

Nummer 3 ermächtigt das Bundesministerium der 
Justiz, die Einzelheiten der Einrichtung eines automa- 
tisierten Abmfverfahrens sowie des Genehmigungs- 
verfahrens hierfür zu regeln. 

Satz 2 ermächtigt das Bimdesministerium der Justiz, 
seinerseits eine Rahmenregelimg zu erlassen, die 
nach den Bedürfnissen der einzelnen Länder durch 
Verordnimg der Landesregierung erfolgen kaim. Es 
soll auch möglich sein, daß die Landesregierungen die 
ihnen erteilte Ermächtigung zum Erlaß von Ausfüh- 
rungsverordnimgen auf die Landesjustizverwaltun- 
gen übertragen. 


31. Zu den Nummern 31 und 32 — [Bezeichnung 

des Sechsten 
Abschnitts und 
des bisherigen 
§ 116 

(jetzt: § 135)] 

Infolge der Einfügung des neuen sechsten und des 
neuen siebenten Abschnitts in die Gnmdbuchord- 
nung muß der bisherige sechste Abschnitt die 
Abschnittsbezeichnung „Achter Abschnitt" erhalten. 
Die Numerienmg der einzelnen Paragraphen des 
bisherigen sechsten Abschnitts muß ebenfalls geän- 
dert werden. 


32. Zu Nummer 33 — [Neufassimg des bisherigen 
§ 117 (jetzt: § 136)1 

Die vorgesehene Übernahme der Abschnitte I und II 
der AVOGBO in die Gnmdbuchordnimg erfordert 
eine Anpassung des geltenden § 117 (künftig: 
§ 136) GBO. Zugleich soll die Vorschrift durch eine 
Regelung ergänzt werden, nach der künftig die Ver- 
einigung und die Zuschreibung von Grundstücken 
und Rechten, die nach Landesrecht wie Grund- 
stücke zu behandeln sind, nicht mehr zulässig sein 
sollen. 


Zu Absatz 1 

Soweit das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche dem Landesgesetzgeber Teilgebiete des 
materiellen Rechts Vorbehalten hat, gilt dieser Vorbe- 
halt nach § 117 GBO auch für das Gnmdbuchrecht. 
Diese Regelung ist vor allem für Rechte von Bedeu- 
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tung, die nach Landesrecht wie Grundstücke zu 
behandeln sind. Als Beispielsfälle können die Bahn- 
einheiten und selbständige Gerechtigkeiten, wie 
manche Fischereirechte, genannt werden. In diesen 
Fällen ist es dem Landesgesetzgeber überlassen, das 
Grundbuchverfahren zu regeln. Entsprechende Rege- 
lungsvorbehalte zu Gimsten des Landesgesetzgebers 
enthalten § 72 GBVerf . und § 20 AVOGBO. Es besteht 
keine Veranlassung, an dieser Rechtslage etwas zu 
ändern. 

Die vorgesehene Übernahme des Abschnitts I der 
AVOGBO in die Grundbuchordmmg erfordert jedoch 
eine Anpassung des § 117 GBO; dies ist Gegenstand 
der Regelimg in Absatz 1 Halbsatz 2 des vorgeschla- 
genen § 136 GBO. § 20 der geltenden AVOGBO 
schränkt nämlich die im übrigen umfassend aus ge- 
staltete Regelungsbefugnis des Landesgesetzgebers 
dahin ein, daß die Vorschriften des Abschnitts I der 
AVOGBO über die „sachliche" (gemeint ist: funktio- 
neile) Zuständigkeit der Grundbuchbeamten anzu- 
wenden sind. Durch die Einschränkimg sollen Rechts- 
unsicherheit und Unklarheiten vermieden werden, 
die sich ergeben können, wenn innerhalb des Grund- 
buchamts für vergleichbare Tätigkeiten unterschied- 
liche Zuständigkeitsbestimmimgen anzuwenden 
sind. 

Diese Einschränkimg des Vorbehalts hat sich als 
zweckmäßig erwiesen; sie soll deshalb beibehalten 
werden. Die dem Abschiütt I der AVOGBO entspre- 
chenden Regelungen der GBO in der Fassung des 
Entwurfs werden deshalb von dem Vorbehalt zu 
Gunsten des Landesrechts ausgenommen. 

Der vorgeschlagene Halbsatz 2 des neuen § 136 Abs. 1 
GBO tritt redaktionell an die Stelle des gegenstands- 
los gewordenen zweiten Halbsatzes des bisherigen 
§ 117 GBO. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht dem durch das Bundesberggesetz 
in § 20 AVOGBO eingefügten Absatz 2. Die Vorschrift 
soll klarstellen, daß auch bei der grundbuchmäßigen 
Behandlung von Bergbauberechtigimgen trotz des 
Vorbehalts für den Landesgesetzgeber in § 176 Abs. 2 
des Bundesberggesetzes die in Absatz 1 zweiter 
Halbsatz erwähnten Regelungen über die fimktio- 
nelle Zuständigkeit anzuwenden sind. . 


Zu Absatz 3 

Der vorgeschlagene Absatz 3 enthält eine Vorschrift 
über die Vereinigung imd Zuschreibung von Grund- 
stücken imd Rechten, für die nach Landesrecht die 
Vorschriften über Grundstücke gelten. Nach gelten- 
dem Recht werden zwischen solchen Rechten und 
Grundstücken Vereinigimgen oder Zuschreibimgen 
wohl überwiegend für zulässig gehalten (vgl. demge- 
genüber jedoch Staudinger/Gursky, BGB, 12. Aufl., 
Rdnr. 15 zu § 890 BGB). 


Ein Ausschluß solcher Gestaltimgen — der für das 
Bergwerkseigentum bereits in ähnlicher Weise in § 9 
Abs. 2 des Bundesberggesetzes enthalten ist — ist 
zweckmäßig, weil Vereinicpmgen und Zuschreibun- 
gen von Grundstücken imd grundstücks gleichen 
Rechten des Landesrechts bei der Automatisierung 
des Grundbuchwesens zu Schwierigkeiten führen 
und darüber hinaus allgemein Unklarheit und Ver- 
wirrung in der Gnmdbuchführung bewirken kön- 
nen. Durch die Form einer Sollvorschrift wird be- 
wirkt, daß bestehende Vereinigungen und Zuschrei- 
bungen durch die Rechtsändenmg nicht berührt wer- 
den. 


33. Zu Nummer 34 — [Umnumerienmg der 

bisherigen §§ 118 bis 121 
(jetzt: §§ 137 bis 140)] 

Hier handelt es sich nur um eine Umnumerienmg der 
bisherigen §§ 118 bis 121 bei gleichzeitiger redaktio- 
neller Anpassung der Verweisungszitate in §§ 139 
und 140. 


34. Zu Nummer 35 — (Aufhebung des bisherigen 
§ 122 ) 

§ 122 GBO enthält eine Ermächtigimg, durch Verord- 
nung das Verfahren zum Zwecke der Eintragimg von 
Gnmdstücken zu regeln, die bei der Anlegimg des 
Grundbuchs ein Blatt nicht erhalten haben. Aufgrund 
dieser Ermächtigung sind die §§ 7 bis 17 AVOGBO 
erlassen worden. Diese Regelungen sollen nach dem 
Entwurf unmittelbar in die Grundbuchordmmg über- 
nommen werden. Der bisherige § 122 GBO wird damit 
gegenstandslos. 


35. Zu Nummer 36 — [Umnumerierung imd 

Änderung des bisherigen 
§ 123 (jetzt: § 141)] 

Der bisherige § 123 GBO wird § 141. Die Vorschrift 
wird um Bestimmungen ergänzt, die Besonderheiten 
bei der Herstellung von Eintragungen bei dem 
maschinell geführten Grundbuch regeln. 


Zu Absatz 2 neu 

Bei dem maschinell geführten Grundbuch ist die 
Vornahme einer Eintragung nur möglich, wenn die 
Datenverarbeitungsanlage betriebsbereit ist. Hier 
können sich Störungen ergeben, z. B. weil der Strom 
ausfällt. Solche Störungen können belanglos sein; 
daim besteht ein Regelungsbedarf rücht. Der Ausfall 
der Datenverarbeitungsanlage kann aber über län- 
gere Zeit andauem. Dann wäre die Vornahme von 
Eintragungen überhaupt nicht möglich. Dies kann vor 
allem bei größeren Grundbuchämtem zu nicht haltba- 
ren Zuständen führen. Für solche Fälle räumt Absatz 2 
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der Leitung des Grundbuchamts die Möglichkeit ein, 
die Vornahme von Eintragungen auf einem Ersatz- 
gnmdbuchblatt in Papierform anzuordnen. Das 
maschinell geführte Grundbuch bliebe dann zwar das 
Grundbuch im Rechtssinne; es könnten aber trotzdem 
wirksam Eintragrmgen vorgenommen werden. Da das 
Ersatzgrundbuch nur Provisorium sein soll, ist vorge- 
sehen, daß die Eintragxmgen alsbald in das maschinell 
geführte Grundbuch übernommen werden. Sie sind 
entsprechend § 129 übernommen, wenn sie vollstän- 
dig in den Datenspeicher aufgenommen und freige- 
geben worden sind. Das Ersatzgrundbuchblatt muß 
dann — zur Vermeidung von Verwirrung — geschlos- 
sen werden. 


Zu Absatz 3 neu 

Es kann Vorkommen, daß das maschinell geführte 
Grundbuch auf absehbare Zeit nicht funktionsfä- 
hig ist. Denkbar ist etwa, daß ein Programmfehler 
festgestellt wird, der in kurzer Frist nicht gefun- 
den und behoben werden kann. In diesen Fällen 
muß die Möglichkeit bestehen, wieder zur Papier- 
form zurückzukehren. Denn sonst bestünde die 
Gefahr, daß es bereichs weise kein Grundbuch gäbe. 
Bei vorübergehenden Ausfällen kann man sich 
mit einem Ersatzgrundbuch behelfen, wie es Ab- 
satz 2 vorsieht. Dies ist aber nur möglich, weil 
die Eintragungen schnell in das maschinell geführte 
Grundbuch übernommen werden können. Liegt aber 
ein nicht nur vorübergehender Totalausfall des 
Systems vor, ist die rasche Übernahme in das maschi- 
nell geführte Grundbuch nicht gewährleistet. Hier 
kann die notwendige Sicherheit der Richtigkeit der 
Eintragungen nur durch Anlegung eines regulären 
Papiergrundbuchs erreicht werden. Diese schließt die 
Wiedereinführung des maschinell geführten Grund- 
buchs nicht aus. Diese Rückkehr zum papiernen 
Grundbuch soll ebenso wie die Einführung des EDV- 
Grundbuchs durch Rechtsverordnung der Landesre- 
gierung erfolgen, die ihrerseits die Landesjustizver- 
waltung ermächtigen kann. 

Der Standort in § 141 wird wegen der Nähe zu den 
Wiederherstellungsfällen, aber auch deshalb ge- 
wählt, um nicht den Eindruck zu erwecken, als sei der 
Wechsel vom maschinellen zum papiernen Grund- 
buch beliebig. Er soll in beiden Formen Ausweg und 
Notbehelf sein. 


36. Zu Nummer 37 — (Aufhebung des bisherigen 
§ 124) 

§ 124 GBO bestimmt, daß der Reichsminister der Justiz 
Anordnungen über die Einsicht in die Grundakten 
und die Erteilung von Abschriften treffen kann. Die 
Einsicht in die Grundakten und die Erteilung von 
Abschriften daraus sollen nach dem Entwurf (Niun- 
mer 11) unmittelbar in der Grundbuchordnung gere- 
gelt werden. Hinzu tritt die Ermächtigung in § 1 Abs. 4 
GBO in der Fassung des Entwurfs. Der bisherige § 124 
GBO wird damit gegenstandslos. 


37. Zu Nummer 38 — (Aufhebung des bisherigen 
§ 125) 

Der bisherige § 125 geht in § 12 a neu auf und kann 
daher hier aufgehoben werden. 


38. Zu Nummer 39 — (Einfügung von §§ 142 
und 143 neu) 

Zu § 142 neu 
Zu Absatz 1 

In Baden-Württemberg gelten für die Grundbuchfüh- 
rung eine Reihe von Sondervorschriften, die von der 
Regelung im übrigen Bundesgebiet zum Teil erheb- 
lich abweichen. Insbesondere werden die Grundbü- 
cher nicht von den Amtsgerichten, sondern von den 
grundsätzlich in jeder Gemeinde eingerichteten staat- 
lichen Grundbuchämtem geführt. Grundbuchbeamte 
sind im Landesdienst stehende Notare, im badischen 
Rechtsgebiet in beschränktem Umfang auch Rechts- 
pfleger. Die landesrechtlichen Bestimmungen sind im 
baden-württembergischen Landesgesetz über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit vom 12. Februar 1975 (GBl. 
S. 116), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. No- 
vember 1987 (GBl. S. 534), und in der Verordnung des 
Justizministeriiuns zur Ausfühnmg des Landesgeset- 
zes über die freiwillige Gerichtsbarkeit im Bereich des 
Grundbuchwesens vom 21. Mai 1975 (GBl. S. 398), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 7. September 
1981 (GBl. S. 505), enthalten. 

Bundesrechtliche Grundlagen für die baden-würt- 
tembergischen Besonderheiten sind § 19 AVOGBO, 
Artikel 8 der Verordnung zur Änderung des Verfah- 
rens in Grundbuchsachen vom 5. August 1935 (RGBl. I 
S. 1065) imd § 35 des Rechtspflegergesetzes sowie die 
Ermächtigungen in § 36 und Artikel 1 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Ermächtigung des Landes Baden- 
Württemberg zur Rechtsbereinigung vom 17. Dezem- 
ber 1974 (BGBl. I S, 3602). Diese Besonderheiten 
sollen nicht berührt werden. Dem wird durch den 
vorgeschlagenen neuen § 142 Abs. 1 GBO entspro- 
chen. 

In Artikel 8 der erwähnten Verordnung vom 5. August 
1935 war vorgesehen, daß der Zeitpunkt, an dem § 1 
Abs. 1 GBO (also die Vorschrift, nach der die Grund- 
bücher von den Amtsgerichten geführt werden) und 
die Neufassung des § 29 GBO (über den Nachweis der 
Eintragungsvoraussetzungen) in den Ländern Würt- 
temberg und Baden in Kraft treten, besonders 
bestimmt sind; ein solches Inkraftsetzen ist nie erfolgt. 
Außerdem war in Artikel 8 Abs. 3 vorgesehen, daß bis 
zum Inkrafttreten der in Absatz 1 genannten Bestim- 
mungen auf den von ihnen umfaßten Gebieten die 
bisherigen Vorschriften des Reichs- und Landes- 
rechts, einschließlich der Vorschriften, die die Füh- 
rung von Grundbüchern für Grundstücksgattungen 
gestatten, in Kraft bleiben. Entsprechend ist auch im 
Entwurf nicht bezüglich des gesamten Grundbuch- 
rechts ein Vorbehalt für das Landesgrundbuchrecht in 
Baden-Württemberg vorgesehen, sondern in Anleh- 
nung an die erwähnte Verordnung nur für bestimmte 
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Regelungsgegenstände. Dabei sind außer den Rege- 
lungen über die Grundbuchämter und die Zuständig- 
keit der Grundbuchbeamten die Regelungen über die 
Zahl der erforderlichen Unterschriften unter den 
Grundbucheintragungen und in Grundpfandrechts- 
briefen (wobei auch die nachträglich auf sie gesetzten 
Vermerke, § 62 GBO, erfaßt werden sollen) wegen 
ihrer Bedeutimg besonders hervorgehoben. Auch 
Regelimgen, die sonstige aus der abweichenden 
Zuständigkeit sich ergebende Besonderheiten zum 
Gegenstand haben, sollen unberührt bleiben (vgl. 
hierzu Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung vom 5. August 
1935 und § 35 Abs. 3 des Landesgesetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit). 

Da der Vorbehalt für Baden-Württemberg in die 
Grundbuchordmmg selbst aufgenommen wird, kann 
der erwähnte Artikel 8 der Verordnung vom 5. August 
1935 aufgehoben werden (hierzu Artikel 4 Abs. 2 Nr. 3 
des Entwurfs). 


Zu Absatz 2 

Aufgrund des Artikels 8 der Verordnung zur Ände- 
rung des Verfahrens in Grundbuchsachen vom 5. Au- 
gust 1935 gilt im Gebiet der früheren Länder Würt- 
temberg und Baden § 29 Abs. 1 GBO noch in der 
Fassung von 1898, jedoch mit einer Änderung durch 
§ 57 Abs. 6 des Beurkundungsgesetzes vom 28. Au- 
gust 1969 (BGBl. I S. 1513), Eine entsprechende 
Änderung ist durch § 57 Abs. 7 des Beurkundungsge- 
setzes für die im übrigen Bundesgebiet geltende 
Fassung der Grundbuchordnung angeordnet worden. 
Gleichzeitig wurde hier der Wegfall des § 29 Abs. 2 
bestimmt, der in der Fassimg von 1898 nicht enthalten 
und bei der Änderung des Grundbuchrechts im Jahre 
1935 wegen des erwähnten Artikels 8 der Verordnung 
vom 5. August 1935 in den Ländern Württemberg imd 
Baden nicht in Kraft gesetzt worden war. Nach diesen 
Änderungen gelten in Baden- Württemberg und tm 
übrigen Bimdesgebiet — von einer unbedeutenden 
redaktionellen Abweichimg abgesehen — inhalts- 
gleiche Vorschriften. Es erscheint zweckmäßig, aus 
Gründen der Übersichtlichkeit des Rechts vorzuse- 
hen, daß auch in Baden- Württemberg die im übrigen 
Bimdesgebiet geltende Fassung des § 29 Abs. 1 und 3 
anzuwenden ist. Einer besonderen Aufhebung der 
Fassung von 1898 bedarf es daneben nicht. 


Zu § 143 neu 
Zu Absatz 1 

§ 143 Abs. 1 neu übernimmt im wesentlichen imver- 
ändert die in Anlage I Kapitel III Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 1 des Einigimgsvertrages für die 
Gnmdbuchordnung enthaltenen Maßgaben in der 
jetzt geltenden Fassung in die Gnmdbuchordnung. 
Hierdurch wird das Regelungsgefüge übersichtlich. 
Geändert wird allerdings Satz 1 des Buchstabe a der 
Maßgabe. Diese Vorschrift eröffnet den Ländern des 
Beitrittsgebiets bis zum Erlaß eines Bundesgesetzes 
die Möglichkeit, die Gnmdbuchämter durch andere 
Stellen als die Amtsgerichte führen zu lassen. Sie 


sollten durch diese Regelung in die Lage versetzt 
werden, die Gnmdbuchämter in einer Übergangs- 
phase bei den bisher dafür zuständigen Liegen- 
schaftsdiensten zu belassen. Nachdem fast alle neuen 
Länder die Gnmdbuchämter wieder bei den Ein- 
gangsgerichten des ordentlichen Rechtswegs ange- 
siedelt haben, besteht für eine dauerhafte Regelung 
dieses Inhalts kein Bedürfnis mehr. Diese Ausnahme- 
regelung kann daher auslaufen. Es wird in Nummer 1 
Satz 1 deshalb vorgesehen, daß von § 1 abweichende 
Regelungen nur noch bis zum Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1994 zulässig sind. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält die für das Auslaufen abweichender 
Zuständigkeitsregelungen nach Absatz 1 Nummer 1 
Satz 1 notwendigen Überleitungsregelimgen. Er sieht 
in Satz 1 das Außerkrafttreten dieser Vorschriften vor, 
womit § 1 in vollem Umfang in Kraft tritt. Satz 2 stellt 
klar, daß die Übertragung der Gnmdbuchfühnmg auf 
die Amtsgerichte nicht dazu führt, daß diese die 
bestehenden allgemeinen imd besonderen Geschäfts- 
anweisungen nicht mehr zu beachten hätten. Satz 3 
ermächtigt die Landesregierungen, einen früheren 
Tag des Außerkrafttretens zu bestimmen. Satz 4 
enthält eine Ermächtigung, zwecks schnellerer Erle- 
digung der Gnmdbuchsachen, bei den Amtsgerichten 
Zweigstellen einzurichten, die für Teile des Amtsge- 
richtsbezirks zuständig sind. Nach dieser Vorsch^t 
umfaßt die Ermächtigimg auch das Recht, die Steilen 
zu bestimmen, die die Berggrundbücher führen. § 176 
Abs. 2 des Bundesberggesetzes soll aber im übrigen 
imberührt bleiben. Nach Satz 5 kann die Rechtsver- 
ordnungsermächtigung auch auf die Landesjustizver- 
waltung übertragen werden. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt Überleitungsfragen, die sich im 
Zusammenhang mit Rechtsmitteln gegen als Justiz- 
verwaltungsbehörden organisierte Gnmdbuchämter 
ergeben haben. Ziel der Regelung ist es, einheitlich 
die Verfahren in das — an sich auch vorgesehene — 
Beschwerdeverfahren nach der Grundbuchordmmg 
zu führen. 


Zu Absatz 4 

Absatz 4 bestimmt angesichts der bei den Gnmdbuch- 
ämtem in den neuen Ländern herrschenden Personal- 
not, daß dort bis zum Ablauf des 31. Dezember 1999 
auch Personen mit der Vornahme von Amtshandlun- 
gen beauftragt werden können, die diesen Ämtern 
aufgrund von Dienstleistungsverträgen auf Dauer 
oder vorübergehend zugeteilt werden. Sollte sich ein 
Bedürfnis für diese personelle Unterstützung über den 
31. Dezember 1999 hinaus ergeben, was jetzt nicht 
feststellbar ist, sieht Satz 2 die Möglichkeit ihrer 
Verlängerung durch Rechtsverordnimg des Bundes- 
ministeriums der Justiz mit Zustimmung des Bundes- 
rats vor. 
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11. Zu Artikel 2 — (Grundbuchbereinigungs- 
gesetz — GBBerG) 

ABSCHNITT 1 

Behandlung wertbeständiger 
und ähnlicher Rechte 

Vorbemerkung 

In den Grundbüchern insbesondere in den neuen 
Ländern sind viele wertbeständige Rechte, also 
Rechte, die bestimmen, daß die Höhe der aus dem 
Grundstück zu zahlenden Geldsumme durch den 
amtlich festgestellten oder festgesetzten Preis einer 
bestimmten Menge von Feingold, Roggen, Weizen 
oder einer bestimmten Menge sonstiger Waren oder 
Leistungen oder durch den Gegenwert einer 
bestimmten Geldsumme in ausländischer Währung 
bestimmt wird (vgl. Legaldefinition in § 1 Abs. 1 
Satz 1), eingetragen. Für diese Rechte sind teilweise 
bereits durch Vorschriften des Reichsrechts feste 
Umrechnungssätze vorgeschrieben worden (dazu 
§ 2), teüweise bestehen solche Umrechnungsvor- 
schriften nicht (§ 3). In beiden Fällen bestehen häufig 
Unklarheiten über den Umfang der geschiüdeten 
Geldsumme. Diese Unsicherheiten erschweren zum 
einen eine Ablösimg dieser Rechte und führen zum 
anderen dazu, daß wegen der Schwierigkeiten bei der 
Beleihungswertberechnung auch die Realkreditver- 
gabe verkompliziert wird. 

Abschnitt 1 des Artikels 2 bestimmt in seinem § 1 
zunächst den Anwendungsbereich der Vorschriften 
über die Behandlimg wertbeständiger Rechte (Ab- 
satz 1) und regelt anschließend die Verfahrensweise 
für den Fall, daß aus einem Recht wahlweise die 
wertbeständigen Leistungen auf verschiedener Basis 
nebeneinander oder neben Geldleistungen gefordert 
werden körmen (Absatz 2). § 2 betrifft die wertbestän- 
digen Rechte, die bereits aufgrund von Reichs Vor- 
schriften zu einem festen Satz auf Reichsmark umge- 
stellt worden sind. Da durch die Währungsreform 1948 
in der sowjetisch besetzten Zone eine Umstellimg 
innerdeutscher Schuld- und Vertragsverpflichtungen, 
die vor der Durchfühnmg der Wähnmgsreform ent- 
standen sind, ausdrücklich nicht erfolgte, und damit 
die Forderungen sowie die zur Sicherung dieser 
Forderungen bestellten Grundpfandrechte im Ver- 
hältnis 1 : 1 auf Mark der DDR umgesteUt wurden, 
werden diese Rechte nunmehr aufgrund des Staats- 
vertrages über die Schaffung einer Wätmmgs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik im Verhältnis 2 : 1 auf Deutsche Mark umge- 
stellt. § 3 betrifft solche wertbeständigen Rechte, die 
von den reichsrechtlichen Umstellungsvorschriften 
nicht erfaßt wurden. Hier wird zur Vermeidung der 
eingangs erwähnten Probleme ein fester Umrech- 
nungssatz vorgeschrieben. § 4 schließlich regelt den 
Grundbuchvollzug der Vorschriften über die Umstel- 
lung wertbeständiger Rechte. 

Die Regelungen gelten, soweit nicht besonders ange- 
geben, für alle Länder. 


Zu § 1 (Umstellung wertbeständiger Rechte) 

§ 1 definiert zunächst den Begriff des wertbeständigen 
Rechts und bestimmt daim, daß aufgnmd solcher vor 
dem 1. Januar 1976 (Inkrafttreten des ZGB) im Gebiet 
der neuen Länder bestellter wertbeständiger Rechte 
von dem Inkrafttreten des Registerverfahrenbe- 
schleunigungsgesetzes an nur noch die Zahlung eines 
Geldbetrages nach den Vorschriften über die Behand- 
lung wertbeständiger und ähnlicher Rechte aus dem 
Grundstück verlangt werden kann. Die Beschränkung 
auf das Gebiet der neuen Länder beruht darauf, daß 
dort noch eine Vielzahl dieser Rechte eingetragen ist 
und erhebliche Unsicherheit über die korrekte 
Umrechnung herrscht. Dadurch wird u. a. auch eine 
Beleihungswertberechnung hinsichtiich mit solchen 
Rechten belasteter Gnmdstücke erschwert. 

Absatz 2 regelt entsprechend Artikel 2 der Verord- 
nung zur Durchführung des Roggenschuldengesetzes 
vom 25. Mai 1934 (RGBl. I S. 448), daß bei Rechten, die 
wahlweise auf den Gegenwert einer bestimmten 
Menge Roggen und einer bestimmten Menge Weizen 
gerichtet sind, der nach einer Umrechnung entspre- 
chend § 2 und § 3 ermittelte höhere Betrag maßgeblich 
ist. Absatz 2 Satz 2 entspricht Artikel 3 der genannten 
Verordnung vom 25. Mai 1934 und bestimmt, daß bei 
Rechten, die wahlweise auf Roggen bzw. Weizen und 
auf Reichsmark, Rentenmark, Goldmark, ausländi- 
sche Währung oder Feingold gerichtet sind, nur letz- 
tere maßgeblich sind. Die Umrechnung richtet sich 
auch in diesen Fällen nach § 2 oder § 3. 


Zu § 2 (Umgestellte wertbeständige Rechte) 

§ 2 betrifft solche wertbeständigen Rechte, die bereits 
aufgrund reichsrechtlicher Vorschriften umgesteUt 
worden sind. Eine Änderung der Rechtslage wird 
durch diese Vorschriften nicht herbeigeführt, diese 
haben vielmehr aUein klarsteUenden Charakter. Es 
wird deshalb auch auf die seinerzeit vorgesehenen 
Beträge abgesteUt. 

Absatz 1 legt entsprechend § 1 Abs. 1 der Verordnung 
über wertbeständige Rechte vom 16. November 1940 
(RGBl. I S. 1521) in Verbindung mit § 14 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Deutsche Reichsbank vom 15. Juni 
1939 (RGBl. I S. 1015) fest, daß bei wertbeständigen 
Rechten auf Feingoldbasis das Kilogranun Feingold 
mit 1 395 Deutsche Mark (§ 14 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Deutsche Reichsbank sah 2 790 Reichsmark 
vor) anzusetzen ist. Aus dieser Regelung folgt, daß 
Rechte, die auf „Goldmark" lauten, im Verhältnis 2 : 1 
auf Deutsche Mark umzusteUen sind. Die „ Goldmark “ 
war kein gesetzliches Zahlungsmittel, sondern eine 
Berechnungseinheit, nämUch der Gegenwert von 
V2790 Küogramm Feingold. Durch die Regelungen der 
Verordnung über wertbeständige Rechte vom 16. No- 
vember 1940 i. V. m. dem Gesetz über die Deutsche 
Reichsbank vom 15. Juni 1939 war damit im Ergebnis 
die Goldmark wertmäßig der Reichsmark gleichge- 
steUt und ist wie diese im Verhältnis 1 : 1 auf Mark der 
DDR und dann im Verhältnis 2 : 1 auf Deutsche Mark 
umgesteUt worden. 


91 




Drucksache 12/5553 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Absatz 2 sieht entsprechend dem Gesetz über die 
Umwandlung wertbeständiger Rechte und ihrer 
Behandlung im landwirtschaftlichen Entschuldimgs- 
verfahren (Roggenschuldengesetz) vom 16. Mai 1934 
(RGBl. I S. 391) vor, daß bei wertbeständigen Rechten 
auf Roggen- oder Weizenbasis der Zentner Roggen 
mit 3,75 Deutsche Mark (§ 1 Abs. 1 Roggenschulden- 
gesetz: 7,50 Reichsmark) und der Zentner Weizen mit 
4,75 Deutsche Mark (§ 1 Abs. 1 Roggenschuldenge- 
setz: 9,50 Reichsmark) zu berücksichtigen ist. Satz 2 
nimmt von dieser Umrechnxmg entsprechend der 
Verordnimg zur Durchführung des Roggenschulden- 
gesetzes vom 25. Mai 1934 (RGBl. I S. 448) die dort 
genannten Rechte aus. Diese unterfalien daher dem 
§ 3, der die Umstellung anderer wertbeständiger 
Rechte regelt (§ 3 Abs. 1 Satz 1). Satz 3 sieht entspre- 
chend § 1 Abs. 1 Satz 1 des Roggenschuldengesetzes 
vor, daß die entsprechenden Regelimgen auch für 
Reallasten gelten, die auf die Leistimg einer aus dem 
Roggen- oder Weizenpreis errechneten Geldsumme 
aus dem Gnmdstück gerichtet sind. 


Zu § 3 (Umstellimg anderer wertbeständiger 
Rechte) 

§ 3 betrifft diejenigen wertbeständigen Rechte, bei 
denen nicht bereits aufgrund reichsrechtlicher Vor- 
schriften ein fester Umrechnimgssatz bestimmt wor- 
den ist. Für diese Rechte wird festgestellt, daß der an 
den Deutschen Börsen notierte Mittelwert für den 
Ankauf der Waren (Absatz 1) oder Devisen (Absatz 2) 
am Tage des Inkrafttretens des Register- imd Sachen- 
rechtsbeschleunigimgsgesetzes (richtig: Registerver- 
fahrenbeschleunigungsgesetz) maßgeblich ist. Zur 
Erleichterung der Arbeit insbesondere der Grund- 
buchämter wird in Absatz 1 Satz 2 das Bundesmini- 
sterium der Justiz ermächtigt, diese Mittelwerte durch 
Rechtsverordnimg festzusteUen. 

Die besonderen Vorschriften über schweizerische 
Goldhypotheken, also bestimmte wertbeständige Hy- 
potheken auf Goldbasis, die am 31. Juli 1914 schwei- 
zerischen Gläubigem zugestanden haben, bleiben 
imberührt (Absatz 2 Satz 2). Diese Hypotheken waren 
zimächst in Gold oder Schweizer Franken (zum Kurs 
123,45 Schweizer Franken für 100 geschuldete 
Reichsmark) zurückzuzahlen (Art. 3 des Abkommens 
zwischen dem Deutschen Reiche und der Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft, betreffend schweizerische 
Goldhypotheken in Deutschland imd gewisse Arten 
von Frankenforderungen an deutsche Schuldner vom 
6, Dezember 1920, RGBl. S. 2023). Durch Art. 6 des 
Zusatzabkommens hierzu vom 25. März 1923 (RGBl. II 
S. 286) wurden diese Rechte in Schweizer Franken- 
Grundschulden (ebenfalls zum Kurs 123,45:100) 
umgewandelt. Durch Vereinbarung vom 23. Febmar 
1953 imd Gesetz hierzu vom 15. Mai 1954 (BGBL II 
S, 538, 740) wurde die Fälligkeit dieser Rechte bis zum 
31. Dezember 1957 hinausgeschoben (Art. 2 Abs. 1 der 
genannten Vereinbamng) und dann eine Tilgung 
iimerhalb von 13 Jahren vorgesehen (Art. 2 Abs. 2 
i. V. m. Art. 3 der Vereinbarung). Diesen Rechten, die 
nach wie vor zu dem genannten Kurs in Schweizer 
Franken zu tilgen sind, dürfte daher keine erhebliche 
Bedeutung mehr zukommen. 


Zu § 4 (GnmdbuchvoUzug) 

§ 4 sieht vor, daß die nach §§ 1 bis 3 eintretenden 
Änderungen zum Erhalt ihrer Wirksamkeit gegen- 
über dem öffentlichen Glauben des Grundbuches 
nicht der Eintragung bedürfen (Satz 1). Wer ohne 
Kenntnis der entsprechenden Umstellungsvorschrif- 
ten ein wertbeständiges Recht erwirbt, kaim aus 
diesem also nur die Zahlung des umgestellten Geld- 
betrages aus dem Grundstück verlangen. Da eine 
entsprechende Änderung der Grundbücher zur 
Erleichterung des Rechtsverkehrs aber erwünscht ist, 
sieht Satz 2 vor, daß die Beteiligten, also sowohl der 
Eigentümer als auch der Gläubiger des Rechts, gegen- 
seitig verpflichtet sind, die zur Berichtigung erforder- 
lichen Erklärungen abzugeben. Darüber hinaus 
dürfte hier regelmäßig — jedenfalls außerhalb des 
Anwendungsbereichs des § 2 Abs. 2 Satz 2 — auch 
ohne die entsprechende Bewilligung des Betroffenen 
eine Gnmdbuchberichtigimg wegen nachgewiesener 
Gnmdbuchunrichtigkeit gemäß § 22 GBO in Betracht 
konunen. 


ABSCHNITT 2 

Überholte Dienstbarkeiten und vergleichbare 
Rechte 

Vorbemerkung 

Die Grundbücher insbesondere in den neuen Ländern 
sind mit einer Vielzahl von Eintragungen in Abtei- 
lung n belastet, die Nießbrauche, beschränkte persön- 
liche Dienstbarkeiten und Wohnungsrechte betreffen. 
Diese Rechte erlöschen mit dem Tod des Berechtigten. 
Um das Grundbuch zu berichtigen, ist in diesen Fällen 
also der Todesnachweis erforderlich. Dieser ist oftmals 
nicht zu führen, weil der letzte Aufenthalt des Berech- 
tigten unbekannt ist. Um hier aufwendige Nachfor- 
schungen und ggf. Klageverfahren zur Gnmdbuchbe- 
richtigung mittels öffentlicher Zustellung zu vermei- 
den, sehen die §§ 5 und 6 eine Erlöschensfiktion für 
diese Rechte (§ 5) und die Möglichkeit vor, abwei- 
chend von § 1170 BGB ein Aufgebotsverfahren auch 
darm durchzuführen, wenn nicht festzustellen ist, ob 
der eingetragene Begünstigte noch lebt oder wo er 
sich aufhält (§ 6). Ferner wird in § 5 Abs. 2 klargestellt, 
daß die in den neuen Ländern in den Grundbüchern 
noch eingetragenen Kohleabbaugerechtigkeiten er- 
loschen sind. 


Zu § 5 (Erlöschen von Dienstbarkeiten und 
vergleichbaren Rechten) 

§ 5 fingiert für nicht übertragbare und nicht vererbli- 
che Rechte das Erlöschen dieser Rechte, wenn auf- 
grund von Erfahrungssätzen davon auszugehen ist, 
daß der Berechtigte nicht mehr lebt und damit das 
Recht erloschen ist. Die Regelung güt nur für Rechte 
zugunsten natürlicher Personen, da bei juristischen 
Personen keinerlei Erfahrungssätze für deren Unter- 
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gang nach einem bestimmten Zeitablauf gegeben 
sind. 

Absatz 1 bestimmt, daß im Gnmdbuch zugunsten 
natürücher Personen eingetragene unvererbliche imd 
imveräußerbare Rechte unbeschadet anderer Erlö- 
schenstatbestände mit dem Ablauf von 110 Jahren von 
dem Geburtstag des Berechtigten an als erloschen 
gelten. Neben den ausdrücklich aufgezählten Nieß- 
brauchen, beschränkten persönlichen Dienstbarkei- 
ten imd Wohnimgsrechten kommen z. B. auch zugun- 
sten einer bestimmten Person bestellte imveräußer- 
bare imd unvererbhche Reallasten (§§ 1105 Abs. 1, 
1111 Abs. 2 BGB) in Betracht. Da in diesen Fällen 
aufgrund der Lebenserfahrung davon auszugehen ist, 
daß der Berechtigte nach seinem einhundertzehnten 
Geburtstag nicht mehr lebt, wird auf den Nachweis 
des Versterbens zur Grimdbuchberichtigung verzich- 
tet. Für den Fall, daß aus dem Gnmdbuch der Geburts- 
tag des Berechtigten nicht ersichtüch ist, bestimmt 
Satz 2, daß der Tag der Eintragung des Rechts für den 
Beginn der 110-Jahres-Frist maßgeblich ist. Vorsorg- 
lich wird vorgesehen, daß ein Erlöschen nicht eintritt, 
wenn der Berechtigte innerhalb von vier Wochen ab 
diesem Tag dem Grimdbuchamt mitteilt, daß er auf 
dem Fortbestand seines Rechts bestehe. Die Mittei- 
lung muß nach dem genannten Zeitpunkt abgefaßt 
werden. Anders läßt sich nicht feststellen, ob der 
Berechtigte noch lebt. Sie muß innerhalb der Frist bei 
dem Grimdbuchamt eingegangen sein und bedcirf 
nicht der Form des § 29 GBO. Satz 3 schließlich 
bestimmt für Uraltrechte, daß in den Fällen, in denen 
die 110-Jahres-Frist vor dem Inkrafttreten des Regi- 
sterverfahrenbeschleunigungsgesetzes abgelaufen 
ist, das Recht mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als 
erloschen gilt, wenn nicht der Berechtigte iimerhalb 
von vier Wochen ab diesem Tag dem Grimdbuchamt 
mitteilt, daß er auf dem Fortbestand seines Rechts 
bestehe. 

Absatz 2 stellt klar, daß die in den neuen Ländern 
— insbesondere zugunsten der Riebeck' sehen Mon- 
tan-Union — eingetragenen Kohleabbaugerechtig- 
keiten erloschen sind. Diese gehen zurück auf das 
preußische „Gesetz, betreffend die Rechtsverhält- 
nisse des Braunkohlebergbaus in denjenigen Landes- 
teilen, in welchen das Kurfürstlich Sächsische Mandat 
vom 19. August 1743 Geltung hat" vom 22. Februar 
1869 (pr. GS S. 401) in der Fassung des preußischen 
Allgemeinen Berggesetzes vom 20. September 1899 
(pr. GS S. 401) und Artikel 2 und 3 des preußischen 
Gesetzes vom 24. September 1937 (pr. GS S. 97). Das 
sind heute Gebiete der Länder Brandenburg, Sachsen 
und Sachsen-Anhalt. Sie sind in § 1 des genannten 
Gesetzes auf geführt. Nach dessen § 2 konnte das 
Recht zum Braunkohlebergbau, das dort zum Grund- 
eigentum gehörte, von diesem abgetreimt und als 
selbständige Gerechtigkeit im Gnmdbuch eingetra- 
gen werden. Ähnlich lag es in Sachsen nach dem 
Sächsischen Berggesetz vom 31. August 1910 (GVBl. 
S. 217) und dem Sächsischen Gesetz über das staat- 
liche Kohlenbergbaurecht vom 14. Juni 1918 (GBl. 
3. 153) und in Thüringen auf Grund des Gesetzes, 
betreffend die Aufsuchung und Gewinnung von 
Stein- und Braunkohle, vom 14. Juni 1920 (GS S. 109, 
122). Diese sind sämtlich wegen der Verstaatlichung 
des Bergbaus in der früheren Deutschen Demokrati- 


schen Republik gegenstandslos geworden. Sie kön- 
nen jetzt gelöscht werden. 

Absatz 3 ermöglicht den Grimdbuchämtem, die 
gemäß Absatz 1 als erloschen geltenden Rechte sowie 
die erloschenen Kohleabbaugerechtigkeiten von 
Amts wegen zu löschen. Dies dient einer von einem 
Antrag des Berechtigten unabhängigen Grimdbuch- 
bereinigung. 


Zu § 6 (Berechtigte unbekannten Aufenthalts, nicht 
mehr bestehende Berechtigte) 

§ 6 erlaubt abweichend von der Regelung des § 1170 
BGB die Durchführung eines Aufgebotsverfahrens 
zum Ausschluß unbekannter Gläubiger auch in den 
Fällen, in denen der eingetragene Gläubiger eben 
wegen dieser Eintragung zwar bekannt, aber nicht 
feststellbar ist, ob er noch lebt oder wo er seinen 
Aufenthalt hat. Die Regelung gilt nur in den neuen 
Ländern (Absatz 3) und soll die Grimdbuchbereini- 
gung erleichtern. Sie betrifft zum einen die Fälle, in 
denen das Recht erloschen ist, weü der Berechtigte 
zwischenzeitlich zwar verstorben ist, memgels der 
Voraussetzungen des § 5 ein Todesnachweis aber 
nicht entbehrlich ist. Das Aufgebotsverfahren erspart 
dem Eigentümer hier den u. U. nur unter unverhält- 
nismäßigen Schwierigkeiten zu führenden Todes- 
nachweis. Zum anderen werden auch die Fälle erfaßt, 
in denen andere Erlöschenstatbestände vorhegen 
und der Aufenthalt des — früheren — Berechtigten 
unbekannt ist. Hier wäre ohne eine Sonderrege- 
lung bei imbekarmtem Aufenthalt des Berechtigten 
die Erhebung einer auf Grimdbuchberichtigung 
gerichteten Klage durch öffenthehe Zustellung erfor- 
derheh. 

Absatz 1 bestimmt, daß bei den in § 5 Abs. 1 genannten 
nicht vererbüchen und nicht übertragbaren Rechten 
zugunsten natürheher Personen ein Aufgebotsverfah- 
ren zum Ausschluß des Begünstigten durchgeführt 
werden kann, wenn nicht feststellbar ist, ob der 
eingetragene Begünstigte noch lebt oder wo er sich 
aufhält. Bei eingetragenen Mitbenutzungsrechten 
(§§ 321 f. ZGB, Artikel 233 § 5 Abs. 1 EGBGB) güt 
dasselbe, wenn der Aufenthalt des Begünstigten 
unbekannt ist. Ein Aufgebotsverfahren für den Fall, 
daß nicht bekannt ist, ob der Berechtigte noch lebt, ist 
in diesen Fällen nicht erforderlich. Denn eingetragene 
Mitbenutzungsrechte gehen gemäß § 322 Absatz 2 
ZGB auf den Rechtsnachfolger des eingetragenen 
Berechtigten über. Für den Fall, daß wegen eines 
solchen Rechtsübergangs die Person des Berechtigten 
imbekaimt ist, ist § 1170 BGB direkt anwendbar; eine 
besondere Regelung für diesen Fall war also nicht 
vorzusehen. Das Aufgebotsverfahren ist zulässig, 
wenn seit der letzten sich auf das Recht beziehenden 
Eintragimg in das Gnmdbuch 10 Jahre verstrichen 
sind und das Recht nicht innerhalb dieser Frist von 
dem Eigentümer in einer nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch zur Unterbrechung der Verjährung 
geeigneten Weise anerkaimt worden ist. Diese 
Regelung lehnt sich an § 1170 BGB an. Sie gilt auch. 
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wenn der Begünstigte eine juristische Person und 
zweifelhaft ist, ob sie noch besteht oder ihr Vermögen 
auf eine andere juristische Person übergegangen ist. 

Absatz 2 bestimmt, daß für das Aufgebotsverfahren 
die Vorschriften der §§ 982 bis 986 ZPO — die das 
Aufgebotsverfahren nach §§ 1170f. BGB regeln — 
sinngemäß anzuwenden sind. 

Absatz 3 beschränkt den Geltungsbereich dieser Vor- 
schriften zunächst auf die neuen Länder. Denn gerade 
hier sind die entsprechenden Gnmdbuchberichtigun- 
gen wegen des nur eingeschränkten Verkehrswerts 
von Grund imd Boden oftmals imterblieben. Die alten 
Länder werden jedoch ermächtigt, den Geltungsbe- 
reich auf ihr Gebiet auszuweiten, weil dies auch dort 
zweckmäßig sein kann. In beiden Fällen soll die 
Vorschrift nur bis zum Ablauf des 31. Dezember 1996 
gelten. Den Betroffenen verbleibt damit genügend 
Zeit zur Bereinigung ihrer Grundbücher. 

ABSCHNITT 3 

Nicht eingetragene dingliche Rechte 

Vorbemerkung 

Abschnitt 3 befaßt sich mit nicht im Grundbuch 
eingetragenen dinglichen Rechten an Grundstücken. 
Geregelt werden allerdings nur solche nicht eingetra- 
gene dingliche Rechte, die zur Erhaltvmg der Wirk- 
samkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs der Eintragung nicht bedürfen. Soweit 
nämlich aufgrund des § 892 BGB hinsichtlich nicht 
eingetragener Rechte ein lastenfreier gutgläubiger 
Erwerb des Grundstücks oder — vorrangiger — 
beschränkter dinglicher Rechte an diesem Grund- 
stück möglich ist, bedarf es weitergehender Regelun- 
gen nicht. Problematisch sind allein die Fälle, in denen 
das Recht auch einem gutgläubigen Erwerber gegen- 
über bestehen bleibt, obwohl es nicht eingetragen ist. 
In Betracht kommen hier insbesondere Mitbenut- 
zimgsrechte nach dem ZGB wegen Artikel 233 § 5 
Abs. 2 Satz 1 EGBGB sowie sonstige Rechte, die 
aufgrund fortgeltender landesrechtlicher Vorschriften 
zur Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen Glau- 
ben des Grundbuchs einer Eintragung nicht bedürfen 
(vgl. Artikel 187 EGBGB). Diese nicht eingetragenen 
Rechte verhindern insbesondere eine zuverlässige 
Beleihimgswertberechmmg für kreditierende Banken 
und erschweren damit die Vergabe von Realkrediten, 
die für die Investitionstätigkeit in den neuen Ländern 
mangels anderer Kreditsicherheiten herausragende 
Bedeutimg haben. 


Zu § 7 (Nicht eingetragene Rechte) 

§ 7 Abs. 1 regelt, daß ein nicht im Grundbuch 
eingetragenes Mitbenutzungsrecht oder ein sonstiges 
nicht im Grundbuch eingetragenes beschränktes 
dingliches Recht, das zur Erhaltung der Wirksamkeit 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund- 


buchs nicht der Eintragimg bedarf, mit Ablauf des 
31. Dezember 1996 grundsätzlich erlischt. Ausgenom- 
men sind dingliche Nutzungsrechte. Die Mitbenut- 
zungs- und anderen Rechte erlöschen allerdings dann 
nicht, wenn der Eigentümer des Gnmdstücks vorher 
das Bestehen des Rechts in der Form des § 29 GBO 
(grundsätzlich notarielle Beurkimdung oder Beglau- 
bigung) anerkennt und die entsprechende Grund- 
buchberichtigung bewilligt. Das nicht eingetragene 
Recht erlischt ferner nicht, wenn der aus dem Recht 
Berechtigte von dem Eigentümer vor Ablauf der 
(durch Rechtsverordmmg verlängerbaren) Frist zum 
Ablauf des 31. Dezember 1996 in einer zur Unterbre- 
chung der Verjährung nach § 209 BGB geeigneten 
Weise die Abgabe der Anerkenntnis- imd Grund- 
buchberichtigungserklärung verlangt hat. Gegen- 
über dem öffentlichen Glauben des Gnmdbuchs 
bestandskräftige beschränkte dingliche Rechte erlö- 
schen also nicht, wenn 

1 . ihr Bestehen vom Eigentümer anerkannt vnrd imd 
dieser die Eintragung der Rechte ins Grundbuch 
bewilligt oder 

2. die Anerkenntnis- imd Bewilligungserklärung 
durch Erhebimg der Klage oder nach § 209 Abs. 2 
BGB dieser gleichstehende Maßnahmen verlangt 
wird. 

Durch diese Regelung wird sichergestellt, daß zum 
1. Januar 1997 alle nicht eingetragenen Rechte, die 
weder anerkannt noch rechtshängig gemacht worden 
sind, erlöschen. Eine Eintragung auf Antrag des 
vermeintlich Berechtigten scheidet dann aus. Das 
Bestehen bzw. Erlöschen dieser Rechte wäre zwar aus 
dem Grundbuch nicht ersichtlich. Mit dieser Regelimg 
wird aber das im Bestehen nicht eingetragener Rechte 
liegende Risiko insbesondere für beleihende Banken 
jedenfalls insoweit verringert, als diese bei dem 
Eigentümer nachfragen können, ob er Rechte aner- 
kannt hat oder ob er wegen der Anerkennung von 
Rechten verklagt worden ist. Nach diesem Zeitpunkt 
kann sich der Eigentümer also nicht mehr darauf 
berufen, er wisse selbst nicht, mit welchen Rechten 
sein Grundstück belastet sei. Ferner wäre eine falsche 
Auskunft strafbewehrt. Die unter Beleihungs- imd 
Rechtssicherheitsgesichtspunkten noch günstigere 
Regelung, die genannten Rechte dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs zu unterwerfen, war bereits 
im Zuge des Zweiten Vermögensrechtsänderungs- 
gesetzes vorgeschlagen und von den Ländern wegen 
der damit für die Grundbuchämter verbundenen 
Mehrarbeit abgelehnt worden. Daher wird nun- 
mehr eine weniger weitreichende Regelung vorge- 
schlagen. 

Absatz 2 betrifft den Rang der Mitbenutzungs- und 
sonstigen nicht eingetragenen Rechte und ergänzt 
insoweit die Vorschrift des Artikel 233 § 5 Abs. 3 
EGBGB in der Fassung des Zweiten Vermögens- 
rechtsänderungsgesetzes. Der Mitbenutzungs- oder 
sonstwie dinglich Berechtigte hat zwar grundsätzlich 
gegenüber dem Eigentümer einen Anspruch auf 
Abgabe einer Anerkenntniserklärung, die den Zeit- 
punkt des Entstehens des Rechts enthält und damit 
eine Rangbestimmung zuläßt. Oftmals werden die 
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Beteiligten aber selbst nicht mehr wissen, wann das 
Recht eigentlich entstanden ist, wenn sie auch durch- 
aus darüber einig sein mögen, daß ein solches Recht 
existiert. Für diesen Fall bestimmt Absatz 2, daß 
das Mitbenutzungs- oder sonstige dingliche Recht 
als am 2. Oktober 1990 entstanden gilt. Danach 
konnten weder Mitbenutzungsrechte noch sonstige 
dingliche Rechte, die gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs bestandskräftig sind, ent- 
stehen. 

Einem kollusiven Zusammenwirken zwischen Eigen- 
tümer und Berechtigtem zum Nachteü nachrangiger 
Gläubiger dinglicher Rechte wird dadurch entgegen- 
gewirkt, daß die Anerkeimtniserklänmg nur das 
Erlöschen bestehender Rechte verhindert, diese aber 
nicht konstitutiv entstehen läßt. Ferner bleibt es beim 
Grundsatz des § 19 GBO. Die Eintragimg der aner- 
kannten Rechte bedarf also einer Bewilligimg der 
nachrangigen Berechtigten (wenn die Grundbuchun- 
richtigkeit nicht nachgewiesen wird, § 22 GBO). Auf 
die Abgabe der entsprechenden Bewilligimg ver- 
klagt, können diese das Bestehen des Rechts regelmä- 
ßig mit Nichtwissen bestreiten, die Beweislast ver- 
bleibt beim Berechtigten. Allerdings wird dem Aner- 
kenntnis des Eigentümers regelmäßig eine gewisse 
Bedeutung zukommen. 


ABSCHNITT 4 

Ablösung von Grundpfandrechten 

Vorbemerkung 

Der vierte Abschnitt gibt dem Gnmdeigentümer die 
Möglichkeit, geringwertige Rechte auf Erbringimg 
von Leistungen oder Zahlimg eines Geldbetrages aus 
dem Gnmdstück ohne ein aufwendiges Aufgebots- 
verfahren abzulösen. Grxmd hierfür ist wiederum die 
Überfrachtung der Grundbücher in den neuen Län- 
dern mit der Eintragimg uralter und geringwertiger 
Rechte. 


Zu § 8 (Ablöserecht) 

§ 8 Abs. 1 bestimmt, daß eine vor dem 1. Juli 1990 an 
einem Grundstück in den neuen Ländern bestellte 
Hypothek oder Gnmdschuld mit einem eingetrage- 
nen Neimbetrag von umgerechnet nicht mehr als 
5 000 DM erlischt, wenn der Eigentümer des Grund- 
stücks den um Va erhöhten Nennbetrag in Deutscher 
Mark zu Gunsten des jeweiligen Gläubigers unter 
Verzicht auf die Rücknahme hinterlegt. Die Erhöhung 
des Nennbetrages um Va dient der Absicherung evtl. 
Zinsen. Dabei wurde von einem durchschnittlichen 
Zinssatz von ca. 8 % ausgegangen und berücksichtigt, 
daß Zinsrückstände nach Ablauf von vier Jahren 
verjähren. Die Ablösung führt zu einem Erlöschen der 
Rechte und nicht etwa, wie z. B. der Verzicht nach 
§ 1168 Abs. 1 BGB, zu einem Übergang auf den 
Eigentümer. Diese Regelung mußte gewählt werden, 
weil nicht auszuschließen ist, daß es sich bei den 
eingetragenen Rechten in Wirklichkeit um nicht 
— voll — bestehende Buchrechte handelt. 


Satz 2 bestimmt, daß die Regelimg für Rentenschul- 
den und Reallasten entsprechend gilt. Anstelle des 
Nennbetrages tritt der gemäß § 2 a der Hypotheken- 
ablöseanordnung zu ermittelnde Ablösebetrag, also 
der kapitalisierte Betrag dieser Rechte. Wegen der 
vorgeschriebenen Kapitalisierung war eine Regelimg 
für Zinsrückstände entbehrlich, eine Erhöhung des 
ermittelten Betrages also nicht vorzusehen. Für den 
Fall, daß es sich bei den alten Rechten um wertbestän- 
dige Rechte handeln sollte, wird zur Berechnung auf 
die §§ 1 bis 3 verwiesen (Absatz 2). Das Bundesmini- 
sterium der Justiz wird in Satz 3 ermächtigt, neben der 
Hinterlegung weitere Sichenmgsmittel zur Ablösung 
geringwertiger Gnmdpfandrechte zuzulassen. 

Absatz 3 regelt, daß der Eigentümer des Gnmdstücks 
von dem Gläubiger die Zustimmung zur Auszahlung 
des hinterlegten Betrages oder zur Freigabe der 
Sicherheit insoweit verlangen kaim, als die Sicherheit 
die geschuldete Summe übersteigt. 

ABSCHNITT 5 
Sonstige Erleichterungen 

Vorbemerkung 

Die §§ 9 und 10 regeln sonstige Erleichterungen für 
das Grundbuchverfahren. Sie regeln Ausnahmen vom 
Grundsatz der Voreintragung des Betroffenen (§ 9) 
und den Nachweis der Rechtsnachfolge bei LPG 
(§ 10). 


Zu § 9 (Ausnahmen von der Voreintragung 
des Berechtigten) 

Das Erfordernis der Voreintragung des Betroffenen 
(§ 39 Abs. 1 GBO) gilt nicht, wenn eine Person 
aufgrund eines Ersuchens nach § 34 des Vermögens- 
gesetzes einzutragen ist (Satz 1). Dadurch wird ver- 
mieden, daß in diesen Fällen — soweit noch nicht 
geschehen — zunächst Volkseigentum bzw. der bis- 
lang Verfügungsberechtigte als solcher eingetragen 
werden muß. Dies wäre insbesondere deshalb eine zu 
vermeidbarer Mehrarbeit bei den ohnehin überlaste- 
ten Grundbuchämtem führende Formalität, weil gut- 
gläubiger Ersterwerb aufgrund des Bescheides nach 
dem Vermögensgesetz ohnehin nicht in Betracht 
kommt. Dieser ist nur bei rechtsgeschäftlichem 
Erwerb möglich. 

Der Gnmdsatz der Voreintragung ist ferner nicht 
anzuwenden, wenn die durch einen Bescheid nach 
§ 34 des Vermögensgesetzes begünstigte Person 
zugunsten eines Dritten verfügt. Eine derartige Aus- 
nahme vom Gnmdsatz der Voreintragung war bisher 
nur für den Zuordnungsbescheid in § 3 Abs. 3 Satz 2 
des Vermögenszuordnungsgesetzes für den Fall vor- 
gesehen, daß im Rahmen eines Zuordnungsbescheids 
mit Zuordnimgsplan eine Aufteilung der zuzuweisen- 
den Gesamtfläche in Einzelflächen vorgenommen 
worden ist und hierüber verfügt werden soll. Es 
erscheint angezeigt, gnmdsätzlich in allen Fällen 
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auch für den Fall der Verfügung des aus dem Bescheid 
Begünstigten auf das Erfordernis der Voreintragung 
zu verzichten. Das wird mit dem § 9 erreicht. Diese 
Regelung ist auch geeignet, unnötige Mehrarbeit bei 
den Grundbuchämtem grundsätzlich zu vermeiden. 
Allerdings ist der aus dem Bescheid nach dem Vermö- 
gensgesetz Begünstigte trotz des Vorliegens der Vor- 
aussetzungen des § 9 Satz 2 nicht gehindert, zimächst 
seine Eintragung zu erwirken (vgl, Horber/Demhar- 
ter, Grundbuchordnung, § 40 Anm, Ib). Dies hat für 
den erwerbenden Dritten den Vorteil, daß er auch bei 
einer Aufhebung des begünstigenden Bescheides 
nach dem Vermögensgesetz aufgrund der Vorschrif- 
ten über den gutgläubigen Erwerb (§ 892 BGB) 
regelmäßig wirksam Eigentümer wird. 

In die Regelimg wird auch der Zuordnungsbescheid 
mit einbezogen. Für diesen besteht zwar eine Sonder- 
regelimg in § 3 Abs. 3 des Vermögenszuordnungsge- 
setzes. Die Vorschriften sollen aber hier zusammen- 
gefaßt werden. 

Absatz 2 erstreckt die Ausnahmeregelung des § 40 
GBO, die im Falle der Aufhebimg imd Übertragimg 
von Rechten insbesondere durch den Erben des ein- 
getragenen Eigentümers güt, auch auf die Belastimg 
des Grundstücks. Dies betrifft insbesondere den Fall, 
daß der Erbe des eingetragenen Eigentümers im Zuge 
einer Veräußerung vor der Eintragimg des Rechts- 
übergangs zur Finanzierung des Kaufpreises die Ein- 
tragung eines Grundpfandrechts bewilligt. 


Zu § 10 (Nachweis der Rechtsnachfolge 
bei Genossenschaften) 

Der Nachweis der Rechtsnachfolge bei früheren land- 
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften, gärt- 
nerischen Produktionsgenossenschaften, Fischerei- 
genossenschaften, Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks, Genossenschaften der Wohnungswirt- 
schaft, Konsumgenossenschaften, vergleichbaren Ge- 
nossenschaften oder kooperativen Einrichtimgen, die 
juristische Personen waren, bereitet bei den Grund- 
buchämtem erhebliche Schwierigkeiten. § 10 sieht 
daher vor, daß insoweit gegenüber dem Grundbuch- 
amt oder dem Schiffsregistergericht unbeschadet 
anderer Vorschriften eine Bescheinigung der das 
Register für den neuen Rechtsträger führenden Stelle 
ausreichend ist, wenn Rechtsnachfolger eine im Wege 
der Umwandlung oder Spaltxmg aus der früheren LPG 
oder ähnlichem hervorgegangene Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft ist (Satz 1). Bei den Genossen- 
schaften tritt ein weiteres Nachweisproblem hinzu. 
Sie sind oftmals nur in der Sache, aber nicht nach der 
Rechtsform Rechtsnachfolger der ursprünglich tätigen 
Genossenschaften. Dies ist darauf zurückzuführen, 
daß man zu Zeiten der Deutschen Demokratischen 
Republik oft nicht die ursprüngliche Genossenschaft 
in die Nachfolgegenossenschaft überführte. Vielmehr 
wurde eine schlichte Neugründung vorgenommen. 
Das führt dazu, daß die Rechtsnachfolge praktisch 
nicht nachweisbar ist. Dem soll durch eine 
beschränkte Fiktion abgeholfen werden (Absatz 2 
Satz 1). Da der begünstigten Genossenschaft so ein 
Vermögenswert zufallen kann, der ihr sachlich nicht 


zusteht, sieht Absatz 2 Satz 2 insoweit einen Bereiche- 
rungsausgleich vor. 


III. Zu Artikel 3 — (Änderung anderer 

grundbuchrechtlicher 

Vorschriften) 

1. Zu Absatz 1 — (Änderung der Verordnimg über 
das Erbbaurecht) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 14) 

Nach § 14 Abs. 1 Satz 2 ErbbauVO soll im Erbbau- 
grundbuch auch der Eigentümer imd jeder spätere 
Erwerber des Grundstücks vermerkt werden. 

Hierzu sieht der Entwnirf in Artikel 3 Abs. 1 Nr. 1 bei 
maschineller Führung des Grundbuchs vor, daß die 
Eintragung lediglich des Eigentümers des belasteten 
Grundstücks gemäß der jeweils letzten Eintragimg im 
Grundbuch des Grundstücks in das Erbbaugrundbuch 
genügt. Nicht erforderlich ist nach dieser Vorschrift 
somit, daß aus dem Erbbaugrundbuch sämtliche ehe- 
maligen Eigentümer ersichtlich sein müssen. Die 
Änderung beruht auf der Überlegung, daß der aktu- 
elle Eigentümer automatisch in das Erbbaugrundbuch 
übernommen werden kann und dient damit auch der 
Übersichtlichkeit der Grundbücher und somit der 
Arbeitserleichterung der Grundbuchämter. Dabei ist 
es den Grundbuchämtem freigestellt, ob sie von 
diesen Erleichterungen Gebrauch machen wollen, da 
beim automatisierten Grundbuch nach der derzeiti- 
gen Konzeption der optischen Speicherung die auto- 
I matische Übernahme des Grundstückseigentümers in 
das Erbbaugrundbuch nicht möglich ist. 

Auch die Bezeichnung des Grundstücks im Erbbau- 
grundbuch kann durch datentechnische Verknüp- 
fung hergestellt werden. Dies ist allerdings auch 
bisher nicht in der Verordnimg über das Erbbaurecht, 
sondern in der Grundbuchverfügung geregelt; eine 
Regelung im Verordnungswege ist auch jetzt nicht 
erforderlich. 

Die Frage, ob bei der Bezeichnung des Eigentümers 
des belasteten Grundstücks entsprechend § 47 GBO 
auch das Gemeinschafts- oder Anteilsverhältnis anzu- 
geben ist, wdrd in der Praxis nicht einheitlich beurteilt. 
Diese Frage soll hier nicht entschieden werden. Für 
die maschinelle Führung des Grundbuchs ist dies eher 
hinderlich. Hier soll dies jedenfalls nicht angegeben 
werden müssen. 


Zu Nummer 2 (Änderung von § 17 Abs. 1) 

§17 regelt teilweise die durch das Gnmdbuchamt 
vorzunehmenden Bekarmtmachungen bei Eintragun- 
gen in das Erbbaugnmdbuch oder in das Grundbuch 
des mit dem Erbbaurecht belasteten Grundstücks. 

Da eine dem § 55 GBO entsprechende Vorschrift in 
der ErbbauVO nicht enthalten ist, wdrd diese Vor- 
schrift, die vom „Eigentümer" eines Grundstücks 
ausgeht und daher für den Erbbauberechtigten nicht 
ausdrücklich anwendbar ist, von der Praxis bei Eintra- 
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gung von Erbbauberechtigten oder sonstigen Eintra- 
gungen in das Erbbaugrundbuch allgemein entspre- 
chend angewandt. 

Bei der in dem Entwurf angestrebten Neufassimg des 
§ 55 GBO empfiehlt es sich zur Vermeidimg von 
Mißverständnissen nunmehr jedoch, auf die entspre- 
chende Anwendbarkeit der §§55 bis 55 b GBO — so- 
weit diese auch für das Erbbaurecht gelten sollen — in 
der ErbbauVO zu verweisen, da ansonsten der Ein- 
druck entstünde, der Gesetzgeber habe in der Neu- 
fassimg des § 55 GBO alle zu erfolgenden Benachrich- 
tigungsfälle auch für das Erbbaurecht abschließend 
geregelt. Darüber hinaus soll nach dem Entwurf auch 
für das Erbbaurecht bei Umschreibimg eines Gnmd- 
buchblatts oder bei Neufassung eines Teils des 
Grundbuchblatts sowie in den sonstigen Fällen des 
§ 44 Abs. 2 imd 3 GBO in der Fassung des Entwurfs die 
erweiterte Bezugnahme auf die Eintragimgsunterla- 
gen zulässig sein, da diese auch hier zutreffen. Nicht 
entsprechend anwendbar sein soll § 55 Abs. 4 GBO, da 
ein Verzicht auf das Erbbaurecht nicht zulässig ist. 


2. Zu Absatz 2 — (Änderung der Grundbuch- 
verfügung) 

Zu Nummern 1 und 2 (Änderung von §§ 13, 33, 38, 
47, 72 imd 73) 

Die Anpassung der Zitate in Nummer 1 wird durch die 
im Entwurf vorgesehene Änderung der Grundbuch- 
ordnung und die Änderung des § 33 Abs. 2 GBVerf. 
(Nummer 2) durch die in Artikel 4 Nr. 2 vorgesehene 
Streichung des § 30 Abs. 1 Buchstabe f erforderlich. 


Zu Nummer 3 (Änderung von § 43 Abs. 2) 

In § 43 werden zur Angleichung des Einsichtsrechts 
imd des Rechts auf einen Online-Zugriff die öffent- 
lichen Vermessungsingenieure und die dinglichen 
Berechtigten aufgenommen. 


Zu Nummer 4 (Einfügung von § 49 a neu) 

Mit dem neuen § 49 a sollen die Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, daß die Kosten für Ein- 
schreiben oder Postzustellungsurkunden bei der Ver- 
sendung von Gnmdpfandrechtsbriefen als Auslagen 
in Ansatz gebracht werden können. Dies ist nämlich 
nur möglich, wenn die Zustellung vorgeschrieben 
wird. Dies geschieht mit dem neuen § 49 a, ohne eine 
abweichende Praxis mancher Länder zu beeinträchti- 
gen. 


Zu Nummer 5 (Anfügung von § 74 neu) 

Mit dem neuen § 74 GBVerf. werden die in Anlage I 
Kapitel III Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 4 des 
Einigungsvertrages für die Grundbuchverfügung vor- 
gesehenen Maßgaben in die Grundbuchverfügung 
integriert. Dies dient der Vereinfachung imd stellt 


insoweit imter Berücksichtigung von Artikel 18 Abs. 1 
dieses Gesetzes auch den einheitlichen Verordnungs- 
rang wieder her. 

Die Neufassung des § 60 GBVerf. kann wegen der 
Streichimg des § 8 GBO der Überarbeitung der 
Grundbuchverfügung Vorbehalten bleiben. 


3. Zu Absatz 3 — (Änderung des Gesetzes über 
Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Grundbuchwesens) 


Zu Nummer 1 (Änderung von § 18) 

§18 des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Grundbuchwesens erleichtert bei umgestellten 
Hypotheken bis zu einem Betrag von bisher 500 DM 
die Löschung. Der Nachweis bedarf nicht der strengen 
Form des § 29 GBO. Diese Maßnahme erscheint vor 
allem für die neuen Länder, für die die Vorschrift jetzt 
auch güt (vgl. Artikel 1 1 § 3 des Zweiten Vermögens- 
rechtsänderungsgesetzes), praktisch außerordentlich 
bedeutsam. Eine Anpassung des relativ geringen 
Betrages an die heutigen Verhältnisse erscheint aber 
dringend geboten. Angemessen erscheint ein Betrag 
von 5 000 DM. Die Änderung ist auch in den alten 
Ländern nützlich und soll deshalb allgemein gelten. 


Zu Nummer 2 (Änderung von § 28) 

Hier handelt es sich um eine Folgeänderung aufgrund 
der Umnumerierung des § 123 GBO in § 141 GBO 
durch Artikel 1 Nr. 35. 


Zu Nummer 3 (Einfügung von § 36 a neu) 

§ 36 a fügt die in Anlage I Kapitel III Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 3 des Einigungsvertrages für das 
Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des Grund- 
buchwesens vorgesehene Maßgabe in ihrer jetzt gel- 
tenden Fassung in dieses Gesetz ein. Auch dies dient 
der Rechtsvereinheitlichimg. 


4. Zu Absatz 4 — (Änderung des Gesetzes 

betreffend die gemeinsamen 

Rechte der Besitzer 

von Schuldverschreibungen) 

Die in der ursprünglichen Fassimg der Grundbuch- 
ordnung als § 44 enthaltene Vorschrift hat bei der 
Neubekanntmachung der Grundbuchordnung im 
Jahre 1935 (RGBl. I S. 1073) die Paragraphenzahl 43 
erhalten. Die damals nicht vorgenommene Berichti- 
gung der Zitate in dem erwähnten Schuldverschrei- 
bungsgesetz wird nunmehr nachgeholt. 
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rv. Zu Artikel 4 — (Aufhebung 

grundbuchrechtlicher 

Vorschriften) 

1. Zu Absatz 1 


Zu Nummer 1 (Aufhebung der Verordnung 
zur Ausführung der 
Grundbuchordnung) 

Nach dem Entwurf sollen die Vorschriften der 
Ausführungsverordnung zur Grundbuchordnung 
(AVOGBO), soweit sie nicht entbehrlich geworden 
sind, in die Grundbuchordnung übernommen werden 
(Begründimg zu Nummern 11 und 30). Die Ausfüh- 
rungsverordnimg kann daher ebenso wie die ihr 
zugrunde liegenden Ermächtigungen oder Teile von 
Ermächtigimgen in § 1 Abs. 3 imd § 122 GBO 
wegfallen. 

Die §§ 1 bis 4 AVOGBO sollen, soweit ihr Inhalt 
aufrechtzuerhcdten ist, in die Grundbuchordnung auf- 
genommen werden (Artikel 1 Nr. 11,12, 18 imd 21 bis 
24 des Entwurfs). § 5 AVOGBO ist bereits durch 
das Rechtspflegergesetz gegenstandslos geworden. 
§ 6 AVOGBO ist aus folgenden Gründen entbehrlich: 
Der geltende § 6 AVOGBO enthält Übergangsrege- 
limgen zu den amtlichen Grundstücksverzeichnissen 
im Sinne des § 2 Abs. 2 GBO und zur Erhaltung der 
Übereinstimmimg zwischen Grundbuch imd Kataster. 
Diese Vorschriften sind überholt und können daher 
aufgehoben werden. 

Da zur Zeit des Inkrafttretens der Neufassung der 
Grundbuchordnung im Jahr 1935 kein Reichskataster 
bestand, wurde durch Absatz 1 bestimmt, daß die 
landesrechtlichen Vorschriften über die amthchen 
Grundstücksverzeichnisse unberührt bleiben. In Ge- 
bieten, in denen weder das Reichskataster noch ein 
durch Landesrecht geregeltes Liegenschaftskataster 
eingeführt worden ist, gelten solche landesrechtlichen 
Bestimmungen noch heute. Ihre Fortgeltung ist jedoch 
nicht von einer Aufrechterhaltung des § 6 AVOGBO 
abhängig, § 6 Abs. 1 AVOGBO ist daher gegenstands- 
los. 

Das gleiche gilt für § 6 Abs. 2 AVOGBO. Die in dieser 
Vorschrift angeordnete Aufrechterhaltung der lem- 
desrechtlichen Bestimmimgen zur Erhaltung der 
Übereinstimmung zwischen Grundbuch und Kataster 
hängt ebenfalls damit zusammen, daß zur Zeit des 
Inkrafttretens der neu gefaßten Grundbuchordnung 
kein Reichskataster bestand. Soweit das in der Folge- 
zeit eingerichtete Reichskataster amtliches Grund- 
stücksverzeichnis wurde, war die Vorschrift schon 
durch die Allgemeine Verfügung des früheren Reichs- 
mirüsters der Justiz über die Erhaltung der Überein- 
stimmung zwischen dem Grundbuch und dem Reichs- 
kataster vom 20. Januar 1940 (Deutsche Justiz S. 214) 
gegenstandslos geworden. Heute gehört der Erlaß 
entsprechender Vorschriften in die Zuständigkeit der 
Länder. Soweit in einzelnen Bundesländern noch 
Regelimgen gelten, die bereits beim Inkrafttreten der 


AVOGBO bestanden, ist ihre Fortgeltung nicht von 
einer Aufrechterhaltimg des § 6 AVOGBO abhän- 
gig* 

§§ 7 bis 16 AVOGBO soUen als §§ 116 bis 125 in 
die Grundbuchordnung eingefügt werden. § 17 
AVOGBO soll aus den in der Begründimg zu Artikel 1 
Nr. 29 dargelegten Erwägimgen wegfallen. § 18 
AVOGBO enthält eine Inkrafttretensnorm, die Aufhe- 
bimg von Landesrecht sowie eine Verweisungsrege- 
Itmg und karm ersatzlos entfallen. § 19 AVOGBO wird 
dxirch den neuen § 142 GBO entbehrlich. § 20 
AVOGBO soll in den bisherigen § 117 GBO (§ 136 
GBO neu) auf genommen werden. 


Zu Nummer 2 (Aufhebung von Vorschriften der 
Gnmdbuchverfügimg) 

§ 30 Abs. 1 Buchstabe f GBVerf,, welcher die Nach- 
holimg oder Erweiterung von Bezugnahmen bei der 
Umschreibimg von Gnmdbuchblättem verbietet, 
wird durch § 44 Abs. 3 GBO in der Fassung des 
Entwurfs gegenstandslos. § 39 Abs. 1, 2 und 4, §§ 41 
imd 42 GBVerf. verlieren ihre Bedeutung, weil die 
Regelungen unmittelbar in die Grundbuchordnimg 
(§ 55) aufgenommen werden sollen. Soweit die Vor- 
schriften bereits vorher durch ein Justizmitteilungsge- 
setz aufgehoben werden (hierzu Begründung zur 
Ändenmg des § 55 GBO), ist die Bestimmung entspre- 
chend anzupassen. Redaktionelle Anpassungen der 
Gnmdbuchverfügung sind auch in Artikel 3 Abs. 2 
vorgesehen. 


Zu Nummer 3 (Aufhebung der Verordnung zur 
Ändenmg des Verfahrens in 
Grundbuchsachen) 

Da die abweichenden Vorschriften für Baden- Würt- 
temberg nach dem Entwurf unmittelbar in § 142 GBO 
Vorbehalten werden sollen, erübrigt sich die Weiter- 
geltung des Artikels 8 der erwähnten Verordnung von 
1935. Soweit in diesem Artikel eine Ausnahme von 
§ 29 GBO vorgesehen ist, wird die Vorschrift ebenfalls 
hinfällig. Nach dem Entwurf soll auch in Baden- 
Württemberg die im übrigen Bundesgebiet geltende 
Fassung des § 29 GBO Anwendung finden. Es wird 
insoweit auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 37 
verwiesen. 


2. Zu Absatz 2 

Mit Absatz 2 werden die in die jeweiligen Vorschriften 
integrierten Maßgaben in Anlage I Kapitel HI Sachge- 
biet B Abschnitt III Nr. 1 bis 4 außer Anwendung 
gesetzt. 
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UNTERABSCHNITT 2 

Führung des Handels- und des 
Genossenschaftsregisters 

Einleitung 

1 . Der von der Konferenz der Justizministerinnen und 
-minister im November 1992 festgestellte Hand- 
limgsbedarf zur Umstellimg der Registerführung 
auf ein vollelektronisches System erfaßt auch die 
Handelsregister imd die Genossenschaftsregister, 
die nach § 8 des Handelsgesetzbuchs (HGB), § 125 
Abs. 1 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG) imd § 10 Abs. 2 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften (GenG) von den Amtsge- 
richten geführt werden. 

Das Bedürfnis für eine Modernisierung der Regi- 
sterfühnmg entspringt hier besonders deutlich den 
praktischen Anforderungen, die der Rechtsverkehr 
imd die Rechtssicherheit im modernen Wirtschafts- 
leben an das Handelsregister stellen. Die Eintra- 
gung in das Handelsregister ist für die Gründung 
von Unternehmen vielfach von konstitutiver 
Bedeutimg, sie dokumentiert die für den Rechts- 
verkehr bedeutsamen Rechtsverhältnisse und pu- 
bliziert sie. Im Umfang des § 15 HGB sind die 
Eintragungen in das Handelsregister mit öffentli- 
chem Glauben versehen. 

Es besteht deshalb ein erhebliches Interesse des 
Rechtsverkehrs, insbesondere der Wirtschaftsim- 
temehmen sowie von Rechtsanwälten imd Nota- 
ren, sowohl an zügigen und hinsichtlich ihrer 
Vollständigkeit und Fehlerfreiheit möglichst abge- 
sicherten Eintragungen als auch an einer möglichst 
raschen Auskunft über die relevanten Rechtsver- 
hältnisse von Unternehmen des Handelsstandes 
(Ausübung des Einsichtsrechts nach § 9 Abs. 1 und 
des Rechts auf Erteilung von Abschriften nach § 9 
Abs. 2 HGB). Die in den vergangenen Jahren von 
privaten Initiatoren unternommenen Bestrebun- 
gen, den Inhalt der einzelnen Handelsregister 
bundesweit zu erfassen und Interessenten auf 
gewerblicher Grundlage als elektrorüsche Aus- 
kunftsdatei zur Verfügung zu stellen, spiegeln das 
gesteigerte Informationsinteresse und die Unzu- 
länglichkeiten des konventionellen Auskunfts- 
dienstes der Registergerichte ebenso wider wie der 
Umstand, daß auch Industrie- und Handelskam- 
mern für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
eigene Datenbanken mit Handelsregisterdaten 
führen. 

Damit einher geht auf seiten des Registergerichts 
das Interesse an einer Vereinfachung der internen 
Arbeitsabläufe einschließlich der mit der Register- 
fühnmg zusammenhängenden Arbeiten. 

2. Die angestrebte schrittweise Umstellung auf ein 
vollelektronisch geführtes Registersystem orien- 
tiert sich beim Handelsregister an den gleichen 
Grundgedanken wie beim Grundbuch. Auf die 
Ausführungen in der Begründung zu Artikel 1 
Nr. 29 (Einfügung des Siebenten Abschnitts in die 


Gnmdbuchordnung) kaim deshalb weitgehend 
verwiesen werden. 

Ebenso wie beim Grundbuch ist beim Handelsre- 
gister Ziel der Automation die Speicherung der 
Daten in einer elektronischen Datenbank. Die 
Neuregelung der gesetzlichen Grundlagen für das 
Handelsregister soll ermöglichen, daß die auf 
Papier geführten Register schließlich durch elek- 
tronische Speicherungen der Eintragungen bei 
weitgehender Übereinstimmung des äußeren Er- 
scheinungsbildes ersetzt werden können. Dies 
trägt dem technischen Entwicklungsstand Rech- 
nung, der demnächst mit der Einsatzreife des von 
den Landesjustizverwaltungen betriebenen Auto- 
mationsprojektes „HAREG III" erreicht werden 
wird: Bislang ist in acht Bundesländern die erste 
Stufe dieses Projektes („HAREG I") im Einsatz, das 
allerdings lediglich ein automationsunterstütztes 
Verfahren dar stellt; es erschöpft sich im wesentli- 
chen in der parallelen Führung einer Datenbank 
mit bestimmten Inhalten des eigentlichen — noch 
in Papierform geführten — Handelsregisters als 
Hilfsmittel zu Auskunfts- und Suchzwecken sowie 
zur Kostenrechnung. Daran soll sich als zweite 
Stufe im Laufe des Jahres 1993 eine Erweiterung 
(„HAREG 11") anschließen, die dann zusätzlich vor 
allem die EDV-unterstützte Eintragung auf den 
Registerblättem sowie weitere Nebentätigkeiten 
(z. B. Herstellung der Texte für die Bekaimtma- 
chung der Registereintragungen nach § 10 HGB, 
Fortführung der parallelen Datenbank aus „HA- 
REG I " , Aufgaben der Geschäftsstelle, des Schreib- 
dienstes und des Kostenbeamten, statistische Auf- 
gaben) erfassen wird. Hierauf aufbauend soll 
schließlich „HAREG III" die vollelektronische Han- 
delsregisterführung ermöglichen. 

3. Die maschinelle Führung der Handelsregister soll, 
insoweit abweichend von der Gnmdbuchführung, 
nicht nur die unmittelbaren Eintragungen in das 
Register selbst, sondern auch einen Teil der Regi- 
sterakten mitumfassen können. Dies betrifft aller- 
dings nur die Einreichung und Aufbewahrung der 
zum Handelsregister einzureichenden Schrift- 
stücke, Unterlagen und Jahres- sowie Konzemab- 
schlüsse, also die bei den Registergerichten in den 
sog. Sonderbänden geführten und dem uneinge- 
schränkten Einsichtsrecht nach § 9 Abs. 1 HGB 
unterliegenden Akten. Hierbei handelt es sich 
zudem nicht um eine gesetzliche Neuerung, son- 
dern im wesentlichen nur um die Einbeziehung der 
bereits nach geltendem Recht in § 8 a HGB vorge- 
sehenen Möglichkeiten zur Einreichung und Auf- 
bewahrung dieser Unterlagen als Wiedergabe auf 
einem Bildträger oder auf anderen Datenträgern 
nach näherer Anordnung der Landesjustizverwal- 
tung. 

4. Wie beim Grundbuch soll auch für die Handelsre- 
gisterführung die gesetzliche Grundlage geschaf- 
fen werden, die es den Ländern ermöglicht, je nach 
Entwicklungsstand und technischer wie finanziel- 
ler Verfügbarkeit die für die Abkehr vom Papier 
und zur Einführung der EDV-geführten Register 
notwendigen Maßnahmen bei den Registergerich- 
ten zu ergreifen. Zugleich sollen dabei durch den 
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Bundesgesetzgeber die Mindeststandards vorge- 
geben werden, die für eine einheitliche vollelektro- 
nische Registerführung und in bezug auf die 
Sicherheit der gespeicherten Daten sowie den 
Schutz personenbezogener Daten, die auch das 
Handelsregister enthält, erforderlich sind. 

Die vorgeschlagenen gesetzlichen Regelungen 
gehen zum Teil auf Vorarbeiten zurück, die von der 
Arbeitsgruppe „HAREG Recht“ geleistet worden 
sind, die der Anwenderkreis „HAREG" unter der 
Federführung der Landesjustizverwaltimg Berlin 
und imter Beteiligung von Praktikern aus den 
Ländern eingerichtet hat. Zugleich berücksichti- 
gen sie die Beratungen in der unter dem Vorsitz des 
Bundesnünisteriums der Justiz eingesetzten Bund- 
Länder- Arbeitsgruppe „Handelsrecht und Han- 
delsregister". 

5. Die grundlegende Vorschrift über die Einführung 
des maschinell geführten Handelsregisters soll in 
das HGB eingestellt werden (Artikel 5 Nr, 1). § 8a 
HGB enthält in seiner geltenden Fassung bereits 
die notwendigen Vorgaben für eine teilweise Auto- 
mation der Registerfühnmg insoweit, als die Auf- 
bewahrung der zum Handelsregister eingereichten 
Schriftstücke und die Einreichung der Jahres- und 
Konzemabschlüsse als Wiedergabe auf einem Bild- 
träger oder auf anderen Datenträgern ermöglicht 
wird. Es bietet sich deshalb an, diese Vorschrift zur 
grundlegenden Bestimmung über das maschinell 
geführte Handelsregister zu erweitern. 

Daneben soll — im Zusammenhang mit der Ein- 
sicht in das Handelsregister nach § 9 HGB — die 
grundsätzliche Zulässigkeit des unmittelbaren 
externen Abrufs von Registerdaten im sog. „On- 
line "-Verfahren in § 9a HGB geregelt werden. Die 
Einrichtung solcher automatisierter Abrufverfah- 
ren soll an eine Einzelfallgenehmigung gebunden 
und von vorne herein auf den Abruf der Eintragun- 
gen in das Handelsregister — also unter Ausschluß 
der in den Sonderbänden geführten Schriftstücke 
und Unterlagen — beschränkt werden. 

Nicht in das HGB, sondern in den Zusammenhang 
der für die Handelsregisterführung geltenden Vor- 
schriften des FGG soll dagegen die gesetzliche 
Ermächtigung zu einer gegebenenfalls zentrali- 
sierten Speicherung der Handelsregisterdaten ein- 
gestellt werden (Artikel 6; Vorschlag für § 125 
Abs. 4 Satz 1 FGG). Das gleiche gilt für die in § 125 
Abs. 4 Satz 2 FGG vorgeschlagene Möglichkeit, 
unter bestimmten Voraussetzungen die bei einem 
Amtsgericht geführten Registerdaten auch einem 
anderen Amtsgericht zum Zweck der Einsichtsge- 
währung an Dritte übermitteln zu können. 

Die für die maschinelle Registerführung notwendi- 
gen Ergänzungen der Handelsregisterverfügung 
sollen im Wege einer Rechtsverordnung des Bun- 
desministeriums der Justiz nach § 125 Abs. 3 FGG 
vorgenommen werden. Sie ist in diesem Entwurf 
nicht enthalten; ihr Erlaß ist deshalb gesondert 
vorzubereiten. 

6. Die genannten Gesichtspunkte gelten — mutatis 
mutandis — auch für das Genossenschaftsregister, 


dessen Führung sich gemäß § 156 GenG im wesent- 
lichen nach den für das Handelsregister geltenden 
Vorschriften richtet. Hierzu schlägt der Entwurf 
eine Erweiterung der Verweisimgsnorm in § 156 
GenG vor (Artikel 7 Nr. 21). Die erforderliche 
Ergänzimg der Verordnung über das Genossen- 
schaftsregister hinsichtlich der praktischen Einzel- 
heiten der Registerführung soll — wie bei der 
Handelsregisterverfügimg — durch gesonderte 
Rechtsverordnung des Bundesnünisteriums der 
Justiz vorgenommen werden. 


V. Zu Artikel 5 — (Änderung des 

Handelsgesetzbuchs) 

1. Zu Nummer 1 — (Neufassung von § 8 a) 

Die vorgeschlagene Neufassimg des § 8a enthält in 
den Absätzen 1 und 2 die grundlegenden Bestimmim- 
gen über die Einführung des maschinellen Handels- 
registers und die sachlichen Mindestvoraussetzungen 
für ein solches Register, während die Absätze 3 imd 4 
im wesentlichen nur den Inhalt des derzeit geltenden 
§ 8a wiedergeben. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 entspricht inhaltlich den für das maschinell 
geführte Grundbuch in § 126 Abs. 1 GBO vorgeschla- 
genen Regelungen, so daß auf die dortigen Ausfüh- 
rungen zur Begründung verwiesen werden kann. 

Auch hier sollen die Länder ermächtigt werden, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, daß das Handelsre- 
gister statt in Papierform in maschineller Form geführt 
wird (Satz 1). Dies umfaßt auch die Befugnis, in einer 
solchen Rechtsverordnung — flexibel auf den Ratio- 
nalisierungsbedarf und die Bewältigung des erforder- 
lichen technischen imd finanziellen Aufwands der 
jeweüigen Landesjustizverwaltungen imd der Ge- 
richtsbezirke zugeschnitten — den Zeitpunkt und den 
Umfang der Umstellung im Einzelfall festzulegen. 

In Satz 1 vdrd auch ausdrücklich klargestellt, daß die 
Ermächtigung zur Umstellung des Handelsregisters 
auf automatisierte Führung nicht nur das eigentliche 
Register selbst erfaßt, sondern auch die zu seiner 
Führung erforderlichen — und in der gerichtlichen 
Praxis seit langem eingesetzten — Hüfsverzeichiüsse 
wie z. B. Firmen- und Namenskarteien. 

Die maschinelle Führung des Registers soll dabei 
nicht nur künftige Eintragungen in das Handelsregi- 
ster betreffen, sondern auch die Überführung des 
vorhandenen Registerbestandes in maschinelle Form 
mitumfassen, wenn die technischen, sachlichen und 
finanziellen Voraussetzungen dafür geschaffen sind, 
ohne daß dies in § 8a ausdrücklich angeordnet wer- 
den müßte. 

Absatz 1 betrifft zwar nur die Führung des Handels- 
registers und der Hüfsverzeichnisse in maschineller 
Form als automatisierte Datei, nicht die Automation 
von Verfahrensabläufen im Registerverfahren im 
übrigen. Darin ist aber keine Aussage über die recht- 


100 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5553 


liehe Zulässigkeit oder Unzulässigkeit des Einsatzes 
moderner Kommunikationstechniken im übrigen ent- 
halten. Diese soll sich weiterhin insbesondere nach 
den jeweils einschlägigen Formvorschriften richten. 
So ist z. B. die Übermittlimg von (imbeglaubigten) 
Abschriften aus dem Handelsregister — bei maschi- 
neller Führung: von Ausdrucken — mit Mitteln der 
Datenfernübertragung zulässig, ohne daß es dazu 
einer besonderen gesetzlichen Regelung bedürfte. 
Das gleiche güt für die Möglichkeit, die Bekanntma- 
chungstexte für die nach § 10 HGB erforderlichen 
Publikationen im Bundesanzeiger und anderen Blät- 
tern den jeweiligen Verlagen per Datenfernübertra- 
gung zu übermitteln. 

Satz 2 Nr. 1 bis 3 legt — insoweit in wörtlicher 
Übereinstimmung mit dem vorgeschlagenen § 126 
Abs, 1 Satz 2 GBO — die gesetzlichen Mindestanfor- 
derungen an die technische und organisatorische 
Ausstattung eines maschinell geführten Handelsregi- 
sters fest, um die Registerdaten gegen Verlust und 
unbefugten Zugriff außenstehender Dritter zu sichern 
und ihre Speicher- und jederzeitige Wiedergabefä- 
higkeit zu garantieren. Nur unter Einhaltung dieser 
Voraussetzimgen, denen auch die von den Ländern 
zu erlassenden Rechtsvorschriften Rechnung tragen 
müssen, ist die Einrichtung maschinell geführter Regi- 
ster zulässig. Wegen der Einzelheiten wird auf die 
Begründung zu § 126 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 GBO 
Bezug genommen. 

Satz 3 ermächtigt die Regierungen der Länder, die 
ihnen nach Satz 1 eingeräumte Rechtsverordnungser- 
mächtigung auf die Landesjustizverwaltungen zu 
übertragen. 


Zu Absatz 2 

Die Vorschrift definiert den Zeitpimkt der Wirksam- 
keit der jeweiligen Eintragungen in das maschinell 
geführte Register. Aus den zu der entsprechenden 
Grundbuchvorschiift (§ 129 Abs. 1 GBO) dargelegten 
Gründen, die hier ebenfalls gelten, ist dazu eine 
ausdrückliche gesetzliche Festlegimg erforderlich, 
die den von den Gegebenheiten beim konventionel- 
len Register in Papierform abweichenden technischen 
Abläufen Rechnung trägt. 

Maßgebend für die Wirksamkeit der einzelnen Eintra- 
gung soll nicht schon der Zeitpunkt der Speicherung 
in dem für das Handelsregister bestimmten Daten- 
speicher sein, sondern erst der Zeitpunkt, zu dem die 
Eintragung dauerhaft inhaltlich imverändert in lesba- 
rer Form wiedergegeben werden kann, die einschlä- 
gigen Daten also gespeichert sind und wieder abge- 
rufen werden können. Erst die Abrufbarkeit der 
gespeicherten Daten entspricht den gesetzlichen 
Publizitätswirkungen des Handelsregisters. Dabei 
müssen die technischen Vorkehrungen dafür geschaf- 
fen sein, daß im Einzelfall nach einer Eingabe durch 
eine Bestätigungsanzeige oder in anderer geeigneter 
Weise überprüft werden kann, ob die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 2 eingetreten sind, und daß dieser 
Zeitpunkt bei der Eintragung automatisch festgehal- 
ten und vermerkt wird; dies soll durch eine entspre- 


chende Ergänzung der Handelsregisterverfügung 
auch ausdrücklich bestimmt werden. 


Zu den Absätzen 3 und 4 

Die in den Absätzen 3 und 4 enthaltenen Regelungen 
entsprechen im wesentlichen dem Inhalt des gelten- 
den § 8 a, wie er durch das Büanzrichtiiniengesetz vom 
19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2355) in das HGB 
eingefügt worden ist. Die in dem geltenden § 8 a Abs. 1 
und 2 jeweils enthaltene Verweisung auf die nähere 
Anordnung der Landesjustizverwaltung soU nach dem 
Entwurf in den neuen Absatz 5 eingestellt werden. 
Eine Neuerung gegenüber dem geltenden Rechtszu- 
stand enthält Absatz 4 allerdings insoweit, als das 
Registergericht nicht nur die Einreichung von Jahres- 
und Konzemabschlüssen und der dazugehörigen 
Unterlagen als Wiedergabe auf einem Bildträger oder 
auf anderen Datenträgern gestatten kaim, sondern 
— nach näherer Anordnung der Landesjustizverwal- 
tung — auch die Einreichung sonstiger zum Handels- 
register einzureichender Schriftstücke. Dies dient der 
Erleichterung der maschinellen Registerführung 
durch das Gericht. Wie schon bei der Einführung des 
geltenden § 8 a verzichtet der Entwurf allerdings 
darauf, festzulegen, daß die Registergerichte von den 
Unternehmen die Einreichung in der genannten Form 
verlangen können, um diese nicht unangemessen zu 
belasten. 


Zu Absatz 5 

Absatz 5 bestimmt zunächst, daß die näheren Anord- 
nungen über die maschinelle Registerführung durch 
die Landesjustizverwaltungen getroffen werden kön- 
nen, soweit sie nicht schon durch die jeweiligen 
Rechtsverordnungen der Länder nach Absatz 1 vorge- 
geben werden müssen oder durch Rechtsverordnung 
des Bundesministeriums der Justiz nach § 125 Abs. 3 
FGG festgelegt werden. 

Auf der Grundlage des § 125 Abs. 3 FGG ist die 
Handelsregisterverfügung vom 10. August 1937 
(RGBl. I S. 900) ergangen, die inzwischen mehrfach 
geändert worden ist. Die für die maschinelle Führung 
des Handelsregisters erforderlichen Anpassungen 
und Ergänzungen der Handelsregisterverfügung wer- 
den als gesonderte Rechtsverordnung im Bundesnüni- 
sterium der Justiz vorzubereiten sein. SoUte es sich als 
erforderlich erweisen, auch die technischen Mindest- 
anforderungen zur Ausfüllung der unbestinunten 
Rechtsbegriffe des Absatzes 1 oder auch des § 9a 
bundeseinheitlich im Detail zu präzisieren, könnte 
auch dazu eine entsprechende Rechtsverordnung des 
Bundesministeriums der Justiz — wie der Entwurf sie 
für das maschinelle Grundbuch in § 134 GBO vor- 
sieht — auf der Grundlage des § 125 Abs. 3 FGG 
erlassen werden. 

Des weiteren können die Landesjustizverwaltungen 
auch die näheren Anordnungen zur Einreichung und 
Aufbewahrung der Schriftstücke und Unterlagen als 
Wiedergabe auf Bild- oder anderen Datenträgern 
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nach den Absätzen 3 und 4 treffen, wie dies schon im 
geltenden § 8a vorgesehen ist. 


2. Zu Nummer 2 — (Ändenmg von § 9 Abs. 2) 

Die Einführung der maschinellen Registerführung 
macht auch Änderungen im Zusammenhang mit der 
Einsicht in das Handelsregister imd der Erteilung von 
Abschriften aus dem Register erforderlich. Dazu gel- 
ten im Grundsatz die gleichen Überlegungen wie bei 
der Einführung des maschinellen Gnmdbuchs, so daß 
zunächst auf die Ausfühnmgen in der Begründung zu 
§ 131 GBO verwiesen werden kann. 

Für das konventionell in Papierform geführte Han- 
delsregister bestimmt § 10 der Handelsregisterverfü- 
gung, daß das Register und die zum Register einge- 
reichten Schriftstücke auf der Geschäftsstelle wäh- 
rend der Dienststunden vorzulegen sind. An die Stelle 
dieser körperlichen Vorlage tritt bei dem maschinell 
geführten Register die Gewährung der Einsicht durch 
ein Bildschirmsichtgerät, das in den Räumen des 
Registergerichts bereitzuhalten ist. Es bedarf aller- 
dings keiner ausdrücklichen Präzisienmg dieser Form 
der Einsichtsgewährung im HGB selbst, weil das 
Gesetz in § 9 Abs. 1 auch für das konventionell 
geführte Register lediglich jedermann die Einsicht 
gestattet, ohne die dazu notwendigen Abläufe im 
einzelnen festzulegen. Es reicht deshalb aus, die 
Handelsregisterverfügung insoweit zu ergänzen und 
dort festzulegen, daß im Falle der maschinellen Regi- 
sterführung die Einsicht über ein Datensichtgerät zu 
gewähren ist. 

Gesetzliche Änderungen im HGB selbst sind deshalb 
in diesem Zusammenhang nur insoweit erforderlich, 
als die Erteilung von Abschriften aus dem Handelsre- 
gister betroffen ist: 

§ 9 Abs. 2 räumt dem Einsichtnehmenden das Recht 
ein, eine Abschrift von der Eintragimg xmd der zum 
Handelsregister eingereichten Schriftstücke zu for- 
dern, die regelmäßig zu beglaubigen ist, sofern auf die 
Beglaubigimg nicht verzichtet wird. Nach § 30 der 
Handelsregisterverfügimg ist eine „einfache", d. h. 
xmbeglaubigte Abschrift — in der Regel eine Fotoko- 
pie der Eintragimg im Registerblatt oder des jeweili- 
gen Schriftstücks — nicht zu unterzeichnen, wohinge- 
gen die beglaubigte Abschrift einen Beglaubigungs- 
vermerk enthalten muß, der die Übereinstimmung 
mit der Hauptschrift bezeugt, Ort imd Tag der Aus- 
stellung enthält sowie vom Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zu unterschreiben und mit Siegel oder 
Stempel zu versehen ist. 

Diese Regelungen bedürfen für den Fall der maschi- 
nellen Registerführung der Modifizierung. 

Dazu soll zunächst durch Buchstabe a das in § 9 Abs. 2 
Satz 2 enthaltene Zitat als notwendige Folge der 
Änderung des § 8a korrigiert werden. 

Durch Buchstabe b soll dem § 9 Abs. 2 ein neuer Satz 4 
angefügt werden, der — wie beim Grundbuch (§ 131 
Satz 1 GBO) — bestimmt, daß bei dem in maschineller 
Form geführten Handelsregister an die Stelle der 
Abschrift der Ausdruck tritt. Die „einfache", also 


unbeglaubigte Abschrift aus dem Register wird beim 
maschinell geführten Register durch den „einfachen" 
Ausdruck ersetzt, während an die Stelle der beglau- 
bigten Abschrift der amtliche Ausdruck tritt. Dem 
amtlichen Ausdruck sollen damit die gleichen Rechts- 
wirkungen zukommen wie der beglaubigten Ab- 
schrift aus dem herkömmlichen Register. 

Die über die vorgeschlagene Ergänzung des § 9 Abs. 2 
hinaus notwendigen technischen Einzelheiten der 
Ausdruckerteilung sollen — wie dies auch beim in 
Papierform geführten Register der Fall ist — in der 
Handelsregisterverfügung geregelt werden. Dort soll 
festgelegt werden, daß Ausdrucke nicht zu unter- 
zeichnen sind, in den amtlichen Ausdruck allerdings 
Ort, Tag und Uhrzeit der Ausstellung, der Name des 
erstellenden Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
sowie die Angabe aufzunehmen ist, daß der Ausdruck 
den Inhalt des Registers bezeugt. Weiter wird in der 
Handelsregisterverfügung zu regeln sein, daß der 
amtliche Ausdruck als solcher zu bezeichnen und mit 
einem Dienstsiegel zu versehen ist. Dabei wird entwe- 
der das für den amtlichen Ausdruck verwendete 
Formular bereits mit einem Dienstsiegel versehen sein 
oder das Dienstsiegel wird durch den Drucker auf dem 
Ausdruck angebracht werden können. 


3, Zu Nummer 3 — (Einfügung von § 9a neu) 

Zur Erleichterung von Auskünften aus dem maschi- 
nell geführten Handelsregister schlägt der Entwurf 
vor, unter bestimmten Voraussetzimgen den unmit- 
telbaren externen Abruf von Handelsregisterdaten 
(„Online-Anschluß") zuzulassen. Er folgt damit im 
Grundsatz dem Bericht der Bund-Länder-Kommission 
für Datenverarbeitung und Rationalisieiung in der 
Justiz, den die Konferenz der Justizministerinnen und 
-minister im November 1992 zustimmend zur Kennt- 
nis genommen hat. Der Bericht empfiehlt ausdrück- 
lich, daß Stellen außerhalb der Justiz unter Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Beschränkungen ein un- 
mittelbarer Zugriff auf das Register ermöglicht wer- 
den soll, soweit solche Stellen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben regelmäßig Auskünfte aus dem Register 
benötigen. 

In der Zulassung externer „Online "-Anschlüsse ver- 
wirklicht sich eines der zentralen Anliegen der Han- 
delsregister-Automation. Insbesondere der Aus- 
kunftsdienst der Registergerichte läßt sich künftig 
erheblich vereinfachen und beschleunigen, wenn nüt 
der Umstellung der Handelsregister auf maschinelle 
Führung zugleich der unmittelbare Abruf von Regi- 
sterdaten verbunden werden kann. 

Große Registergerichte haben nach Angaben der 
Landesjustizverwaltungen bis zu 250 Einsichtsbegeh- 
ren täglich zu bearbeiten, in Einzelfällen sind sogar bis 
zu 700 Einsichtsgesuche an einem Tag bei einem 
Amtsgericht verzeichnet worden. Die meisten Ein- 
sichtnahmen werden außer von Notaren, Rechtsan- 
wälten und Finanzbehörden von Banken und Aus- 
kunfteien vorgenommen. Mit dem Auskunftsdienst ist 
daher eine erhebliche Belastung der personellen und 
sachlichen Kapazität der Registergerichte verbun- 
den. 
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Zugleich zeigt sich in der häufigen Einsichtnahme das 
ausgeprägte Interesse des Rechts- xmd Handelsver- 
kehrs an einer raschen Auskunft über die im Handels- 
register enthaltenen rechtserheblichen Tatsachen in 
Bezug auf kaufmännische Unternehmen. Die Befrie- 
digung des erheblichen Informationsbedarfs deijeni- 
gen. die auf eine besonders häufige oder eilbedürftige 
Registerauskunft angewiesen sind, könnte daher mit 
der Einrichtung unmittelbarer Abrufmöglichkeiten 
ebenso erleichtert wie die Registergerichte nachhaltig 
vom Publikumsverkehr entlastet werden. 

Grundsätzliche rechtliche Bedenken, insbesondere 
aus Gründen des Datenschutzes, bestehen gegen 
die Zulassimg automatisierter Abrufverfahren nicht, 
wenn zugleich hinreichende Vorkehrungen gegen 
einen Mißbrauch, insbesondere gegen eine zweck- 
widrige Benutzung derartiger Anschlüsse geschaffen 
werden und der Schutz personenbezogener Daten 
gewährleistet ist. 

Bei der hier vorzunehmenden Interessenabwägimg 
und den anzulegenden rechtlichen Maßstäben ist 
allerdings die aus Gründen der Rechtssicherheit 
gesetzlich angeordnete Publizitätswirkung des Han- 
delsregisters nach § 15 HGB zu berücksichtigen. 

So muß jeder Dritte eine in das Handelsregister 
eingetragene und bekanntgemachte Tatsache gnmd- 
sätzlich ohne Exkulpationsmöglichkeit gegen sich 
gelten lassen. Damit korrespondiert das in § 9 Abs. 1 
und 2 HGB normierte Recht zur Einsicht des Registers 
und der zum Register eingereichten Schriftstücke 
sowie zur Erteilung von Abschriften, das jedermann 
ohne Darlegrmg oder gar Nachweis eines berechtig- 
ten Interesses gewährt wird. 

Zugleich dient die Publizitätswirkung aber nicht 
allein dem Informationsinteresse der Allgemeinheit, 
sondern sie liegt in vielen Fällen auch im Interesse des 
in das Handelsregister Eingetragenen selbst. Solange 
eine eintragimgspflichtige Tatsache, z. B. eine Be- 
schränkung der Prokura nach § 50 Abs. 3 HGB, der 
Ausschluß oder eine Einschränkung der Vertretungs- 
macht des Gesellschafters einer OHG nach § 125 HGB 
oder die Herabsetzung der Einlage eines Komman- 
ditisten nach § 175 HGB, nicht eingetragen und 
bekanntgemacht ist, kaim sie von demjenigen, in 
dessen Angelegenheiten sie einzutragen war, einem 
gutgläubigen Dritten nicht entgegengehalten wer- 
den. 

Geheimhaltungsbelange des Unternehmens, auf das 
sich der Inhalt des Handelsregisters bezieht, treten 
deshalb im geltenden Recht gegenüber dem Offenle- 
gimgsinteresse des Rechts- und Handelsverkehrs 
weitgehend zurück. Im Zusammenhang mit den 
gesetzlichen Regelungen über das Handelsregister 
hat der Gesetzgeber das Inf ormationsinter esse der 
Allgemeinheit seit jeher als grundsätzlich vorrangig 
anerkannt. 

Die Unternehmen sind bei Meidung von Zwangsmaß- 
nahmen (§ 14 HGB) zur Vornahme der gesetzlich 
vorgesehenen Anmeldungen zum Handelsregister 
verpflichtet. Alle Eintragimgenin das Handelsregister 
— mit Ausnahme der den Kommanditisten einer KG 
betreffenden (§ 162 Abs. 2 HGB) — werden nach § 10 


HGB mit ihrem vollständigen Inhalt im Bundesanzei- 
ger und mindestens einer weiteren Publikation 
bekaimtgemacht. Dies gilt auch, soweit das Handels- 
register personenbezogene Daten von Beteiligten ent- 
hält, die allerdings ohnehin jeweils auf Name, Stand 
und Wohnort beschränkt sind. Das Handelsregister ist 
nach seiner Natur ein öffentliches, der Unterrichtung 
der Allgemeinheit dienendes Register. Darin liegt 
seine wesentliche Bedeutung für den Rechtsver- 
kehr. 

Gleichwohl soll nicht geleugnet werden, daß das 
externe Abrufverfahren in größerem Umfang als eine 
herkömmliche Einsicht des Registers in den Räumen 
des Registergerichts die Gefahr einer zweckwidrigen, 
die Grenzen der Einsicht nach § 9 Abs. 1 HGB 
überschreitenden Benutzung in sich bergen kaim, 
etwa des systematischen Durchblättems aller Regi- 
sterblätter oder des Kopierens des Registers ins- 
gesamt. Dagegen sollten wirksame Vorkehnmgen 
getroffen werden; außerdem muß in bezug auf die 
personenbezogenen Daten die Einhaltung der daten- 
schutzrechtlichen Standards sichergestellt sein. 

Diesen Anliegen will der Entwurf zum einen dadurch 
Rechnung tragen, daß die Eiruichtung einer externen 
Abrufmöglichkeit, sei es für eine öffentliche oder für 
eine nicht öffentliche Stelle, in jedem Fall von einer an 
bestimmte Voraussetzungen gebundenen Genehmi- 
gung der zuständigen Behörde abhängig gemacht 
wird (Absätze 2 bis 4). Außerdem soll zur Vermeidung 
unerlaubter „Suchstrategien" der abrufbare Daten- 
satz von vorne herein gegenständlich beschränkt und 
der Datenabruf an die gesetzlichen Grenzen des 
Einsichtsrechts gebunden werden (Absatz 1). Schließ- 
lich muß die Kontrolle der Zulässigkeit der Abrufe, 
insbesondere im Hinblick auf die Übermittlung perso- 
nenbezogener Daten, sichergestellt sein (Absatz 5). 
Die Absätze 6 und 7 runden die vorgeschlagene 
gesetzliche Regelung durch Vorkehrungen ziun 
Schutz personenbezogener Daten ab. 


Zu Absatz 1 

Der „Online "-Anschluß ermöglicht dem zugelasse- 
nen Nutzer, von seinen Geschäftsräumen aus direkt 
die im maschinell geführten Handelsregister gespei- 
cherten Daten abzurufen, ohne daß dazu jeweils eine 
Entscheidung des Registergerichts über den einzel- 
nen Abruf erforderlich wäre. Diese Abrufmöglichkeit 
umfaßt auch die Fertigimg von (einfachen) Ausdruk- 
ken aus dem Register durch einen am Gerät des 
Empfängers angeschlossenen Drucker. 

Absatz 1 soll die grundsätzlichen Voraussetzungen 
festlegen, unter denen die Eiruichtimg automatisier- 
ter Abrufverfahren zugelassen werden kann. Sie müs- 
sen zugleich erfüllt sein, damit im Einzelfall einem 
Nutzungswilligen eine Anschlußgenehmigimg nach 
den Absätzen 2 und 3 erteilt werden darf. 

Als gnmdlegende Zulässigkeitsvoraussetzimg soll 
festgelegt werden, daß ein automatisiertes Abrufver- 
fahren überhaupt nur in Betracht kommt, wenn der 
Datenabruf von vorne herein auf die Eintragvmgen in 
das Handelsregister beschränkt ist und insoweit 
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außerdem die Grenzen des Einsichtsrechts nach § 9 
Abs. 1 nicht überschritten werden. Damit wird diese 
Zugriffsart rechtlich schon von ihrem Gegenstand her 
begrenzt. Auf diese Weise soll insbesondere verhin- 
dert werden, daß Benutzer eines externen Anschlus- 
ses auf Grund der sich bietenden Datenverarbeitimgs- 
möglichkeiten in einer Weise auf die Registerdaten 
zugreifen können, die vom gesetzlichen Zweck des 
Handelsregisters nicht mehr gedeckt ist, etwa Such- 
strategien entwickeln können, die bei einer Register- 
einsicht in den Räumen des Registergerichts ausge- 
schlossen sind. 

Dazu muß zum ersten gewährleistet sein, daß der 
externe Abruf auf diejenigen gespeicherten Daten 
beschränkt ist, welche die unmittelbaren Eintragun- 
gen in die Registerblätter wiedergeben. Der Zugriff 
des Abrufenden auf andere Daten, die im automati- 
sierten Handelsregister geführt werden, soll ausge- 
schlossen sein. Das bedeutet, daß alle herkömmlicher- 
weise in den Sonderbänden beim Registergericht 
geführten Schriftstücke und Unterlagen, also z. B. 
Gesellschaftsverträge, Gesellschafterlisten und Jah- 
res- und Konzemabschlüsse, nicht über den externen 
Anschluß abgerufen werden dürfen, auch wenn sie 
gemäß § 8 a Abs. 3 und 4 vom Registergericht oder der 
speichernden Stelle als Wiedergabe auf einem Bild- 
träger oder auf anderen Datenträgern aufbewahrt 
werden oder schon in dieser Form zum Handelsregi- 
ster eingereicht worden sind. Der direkte Abruf der 
diese Unterlagen betreffenden Daten im „ Online 
Verfahren birgt wegen der technischen Möglichkei- 
ten moderner Datenverarbeitung, insbesondere der 
vielfältigen Recherche- und Verknüpfungsmöglich- 
keiten, erhebliche Mißbrauchsgefahren in sich, und 
zwar sowohl im Hinblick auf einen nicht mehr vom 
Zweck des Handelsregisters gedeckten Abrufumfang 
(systematische Kopie des gesamten Registerinhalts) 
als auch im Hinblick auf die Erstellung von Informa- 
tionsprofüen, die möglicherweise das Recht auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung, etwa den Schutz perso- 
nenbezogener Daten, z. B. von Gesellschaftern, tan- 
gieren. 

Zwar unterfallen auch die zum Register eingereichten 
Schriftstücke dem unbeschränkten — und im Anwen- 
dungsbereich der Ersten gesellschaftsrechtlichen 
Richtlinie vom 9. März 1968 (68/1 15/EWG) auch nicht 
beschränkbaren — Einsichtsrecht nach § 9 Abs. 1 . Das 
schließt aber nicht aus, sie vom direkten Abruf über 
den externen Anschluß ausnehmen zu können. Die 
Einsicht in diese Unterlagen in den Räumen des 
Registergerichts — sei es durch Vorlage in Papierform 
oder durch ein Datensichtgerät — steht auch dem 
Nutzer des externen „Online "-Anschlusses nach wie 
vor offen, so daß das gesetzliche Einsichtsrecht nicht 
tangiert ist. Die Einrichtung der externen Abrufmög- 
lichkeit soll deshalb insoweit keine besondere gesetz- 
liche Ausformung des Einsichtsrechts, sondern die- 
sem gegenüber ein „aliud" darstellen, nämlich eine 
besondere Service- Leistung des Registergerichts, die 
neben der Einsichtsgewährung nach § 9 Abs. 1 
geboten wird. 

Der Zugriff auf den danach abrufbaren Datensatz 
— Beschränkung auf Registereintragungen — soll 
seinerseits aber begrenzt sein auf den Umfang des 


Einsichtsrechts. Mit der zweiten in Absatz 1 genann- 
ten Voraussetzung („. . . und insoweit die nach § 9 
Abs. 1 zulässige Einsicht nicht überschreitet") soll 
insbesondere sichergestellt werden, daß die Möglich- 
keit des unmittelbaren Abrufs der Registerdaten nicht 
dazu verwendet wird, etwa den gesamten Bestand an 
Registereintragungen zum Zweck der Erstellung 
einer eigenen Datei zu kopieren. Derartige Benut- 
zungsformen stellen nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs (BGH NJW 1989 S. 2818) keine 
bestimmungsgemäße Benutzung des Handelsregi- 
sters mehr dar und werden vom Recht auf Einsicht 
nach § 9 Abs. 1 nicht gedeckt. 

Die Einhaltung dieser Voraussetzungen muß durch 
geeignete technische Vorkehrungen, z. B. durch ent- 
sprechende Ausgestaltung der eingesetzten Anwen- 
dungsprogramme, sichergestellt sein. 


Zu Absatz 2 

Aus den auch für den externen Datenabruf aus dem 
Grundbuch geltenden Gründen schlägt der Entwurf 
vor, die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens 
zum unmittelbaren Abruf von Handelsregisterdaten 
von einer Genehmigung abhängig zu machen. Die 
dafür zuständige Stelle soll von der Regierung des 
jeweiligen Landes bestimmt werden. 

Der Umstand, daß die Einsicht in das Handelsregister 
nach § 9 Abs. 1 grundsätzlich jedermann ohne Darle- 
gung oder Nachweis eines berechtigten Interesses 
zusteht und innerhalb des Anwendungsbereichs der 
Ersten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie vom 9. März 
1968 (68/151/EWG) auch nicht beschränkt werden 
darf, steht der Festlegung von Genehmigungs Voraus- 
setzungen für die Einrichtung des externen Anschlus- 
ses aus den bereits oben zu Absatz 1 genannten 
Gründen nicht entgegen, da das Einsichtsrecht selbst 
insoweit nicht tangiert ist. 

Absatz 2 sieht vor, daß die Genehmigung sowohl 
öffentlichen (Satz 2 Nr. 1) als auch nicht öffentlichen 
Stellen (Satz 2 Nr. 2) erteilt werden darf, wenn die 
dafür jeweils vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt 
sind. Die Begriffe „öffentliche" und „nicht öffentliche 
Stelle" sind dabei den in § 2 des Bundesdatenschutz- 
gesetzes enthaltenen Definitionen entlehnt. Die 
Genehmigungsvoraussetzungen in Absatz 2 sind 
unterschiedlich danach ausgestaltet, ob es sich bei 
dem Nutzungswilligen um eine öffentliche oder nicht 
öffentliche Stelle handelt, während in Absatz 3 die für 
öffentliche wie für nicht öffentliche Stellen überein- 
stimmenden Voraussetzungen aufgeführt sind. 


Zu Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 

Eine Genehmigung des externen Anschlusses soll 
auch dann erforderlich sein, wenn es sich bei dem 
Datenempfänger um eine Öffentliche Stelle handelt. 
Der Entwurf sieht davon ab, einzelne öffentliche 
Stellen, wie etwa Gerichte, bestimmte Behörden (z. B. 
Staatsanwaltschaften, Finanzämter) oder die Indu- 
strie- und Handelskammern, von dem Genehmi- 
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gungserfordemis auszunehmen, und läßt sich dabei 
von folgenden Gründen leiten: 

Zum einen ist das automatisierte Abrufverfahren 
gerade dadurch gekennzeichnet, daß eine Entschei- 
dung der registerführenden Stelle darüber, ob ein 
einzelnes Einsichtsbegehren in das Handelsregister 
zulässig ist, nicht mehr stattfindet. Der externe 
Anschluß an das Handelsregister ermöglicht gnmd- 
sätzlich eine unbegrenzte Vielzahl von einzelnen 
Datenabrufen und damit gewissermaßen eine 
„Selbstbedienung" des Angeschlossenen. An die 
Stelle der einzelnen Einsichtsgewährung tritt deshalb 
nach der hier vorgeschlagenen Konzeption die 
Genehmigung des externen Anschlusses. Ob die 
dafür z. B. nach Absatz 3 Nr. 3 erforderlichen Voraus- 
setzungen auf seiten des Registergerichts (Kapazität, 
störungsfreier Geschäftsbetrieb) vorliegen, muß vor 
der Einrichtung und Freigabe eines Anschlusses fest- 
gestellt werden. Dies gilt auch für die in Absatz 3 Nr, 1 
und 2 vorgesehene Prüfung, ob die Einrichtung eines 
automatisierten Abrufverfatirens wegen der Vielzahl 
der Übermittlungen oder wegen ihrer besonderen 
Eilbedürftigkeit angemessen und ob sichergestellt ist, 
daß auf seiten des Empfängers die Grundsätze einer 
ordnungsgemäßen Datenverarbeitung eingehalten 
werden. Ein freies Zugangsrecht zum externen 
Anschluß ohne jede Zulassungskontrolle ließe sich 
damit nicht vereinbaren. 

Zum anderen ist es nach der hier vorgeschlagenen 
Genehmigungskonzeption auch nicht erforderlich, 
von Gesetzes wegen eine ausdrückliche Differenzie- 
rung je nach Art und Aufgabe der öffentlichen Stellen 
vorzunehmen und deshalb bestimmten öffentlichen 
Stellen ein freies Zugangsrecht zu gewähren, anderen 
hingegen ein Genehmigungserfordemis aufzuerle- 
gen. Alle öffentlichen Stellen sollen den Zugang zum 
externen Abruf nur im Rahmen ihrer gesetzhchen 
Aufgabenerfüllung erhalten dürfen. Die im Einzelfall 
erforderhche Differenzierung je nach Aufgabenstel- 
lung und Einsichtsbedarf der nutzungswilligen Stelle 
soll und kaim ohne Schwierigkeiten im Genehmi- 
gungsverfahren vorgenonunen werden. Zwar stellt 
der Entwurf die Entscheidung über die Zulassung zum 
automatisierten Abmfverfahren in das Ermessen der 
zuständigen Behörde. Dabei kann sich aber im Einzel- 
fall durchaus eine Ermessensreduzierung „auf Null", 
nämlich auf eine positive Entscheidung über die 
Zulassung, ergeben, z. B. aus Gründen der Gleichbe- 
handlung, aber auch, wenn die Anschluß vorausset- 
zimgen auf seiten der registerführenden Stelle gege- 
ben sind, aus der jeweiligen gesetzlichen Stellung und 
Aufgabe sowie dem Einsichtsbedarf der anschluß wil- 
ligen Stelle. Dies kann etwa bei Staatsanwaltschaften, 
Finanzämtern oder Notaren der Fall sein, insbeson- 
dere aber auch bei den Industrie- und Handelskam- 
mern. 

Neben Gerichten und Behörden obliegt die Erfüllung 
gesetzlich zugewiesener Aufgaben nämhch auch den 
in § 126 FGG genannten Organen des Handelsstan- 
des, also den Industrie- und Handelskammern, sowie 
den ebenfalls dort genannten Organen des Hand- 
werks (Handwerkskammern) und des land- imd forst- 
wirtschaftlichen Beiufsstandes (Landwirtschaftskam- 
mem). Die Organe des Handelsstandes und der ande- 


ren Berufsstände sind als unter der Aufsicht der 
Länder stehende Körperschaften des Öffentlichen 
Rechts „öffentliche Stellen" im Sinne des § 2 Abs. 2 
des Bundesdatenschutzgesetzes. Der gesetzliche Auf- 
trag, der hier für die Genehmigung des externen 
Anschlusses zugrunde zu legen ist, ergibt sich z, B. für 
die Industrie- und Handelskammern aus § 1 des 
Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der 
Industrie- und Handelskammern. Danach haben 
diese nicht nur das Gesamtinteresse der ihnen zuge- 
hörigen Gewerbetreibenden ihres Bezirks wahrzu- 
nehmen, sondern auch durch Vorschläge, Gutachten 
und Berichte die Behörden zu unterstützen und zu 
beraten. Für das Handelsregisterverfahren weist § 126 
FGG ihnen wie den anderen berufsständischen Orga- 
nen zudem eine besondere Stellung zu: Danach sind 
sie verpflichtet, die Registergerichte von sich aus, also 
auch ohne deren Ersuchen, bei der Registerführung zu 
unterstützen, insbesondere bei der Verhütung unrich- 
tiger Eintragungen, bei der Berichtigung und Vervoll- 
ständigung des Handelsregisters sowie beim Ein- 
schreiten gegen unzulässigen Firmengebrauch. In 
diesem Zusammenhang steht ihnen ein eigenes 
Antrags- und Beschwerderecht im Handelsregister- 
verfahren zu. Diese besondere Stellung der berufs- 
ständischen Organe, insbesondere der Industrie- und 
Handelskammern, wird bei der Zulassung zum auto- 
matisierten Abiufverfahren von ausschlaggebender 
Bedeutung sein. 

Ähnliche Mitwirkungspflichten treffen nach § 125 a 
Abs. 1 FGG neben Gerichten, Staatsanwaltschaften, 
Pohzei- und Gemeindebehörden auch die Notare. 
Letztere sind als unabhängige Träger eines öffentli- 
chen Amtes (§§ 1, 14 Abs. 1 der Bundesnotarordnung) 
Organ der Rechtspflege und damit „ öffentliche Stelle " 
im Sinne des § 2 des Bundesdatenschutz gesetzes. 
Ihnen soll daher ebenfalls die Einrichtung eines exter- 
nen „Online "-Anschlusses zum unmittelbaren Abruf 
der Handelsregisterdaten genehmigt werden können, 
soweit dessen Nutzung zur Erfüllung ihrer gesetzlich 
zugewiesenen Aufgaben erfolgt und die in Absatz 3 
genannten weiteren Voraussetzungen erfüllt sind. 


Zu Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 

Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 öffnet den Kreis der potentiell 
„Online "-Abruf berechtigten grundsätzlich auch für 
nicht öffentliche Stellen. Dagegen bestehen schon aus 
den oben angeführten Gründen (Publizitätsfunktion 
des Handelsregisters als eines seiner gesetzlichen 
Natur nach öffentlichen Registers) keine grundsätzli- 
chen rechtlichen Bedenken. Gerade private Teilneh- 
mer im Rechts- und Handelsverkehr sind zu ihrem 
eigenen Schutz auf Einsicht in das Handelsregister 
angewiesen. Den möglichen Mißbrauchsgefahren des 
externen Abrufverfahrens wird aber durch die übri- 
gen in § 9a vorgeschlagenen Zulässigkeits Vorausset- 
zungen und Kontrollpflichten ausreichend Rechnung 
getragen. 

Private Anschlußteilnehmer sollen allerdings, da sie 
sich insoweit nicht auf gesetzlich zugewiesene Aufga- 
ben berufen können, ein berechtigtes berufhches oder 
gewerbliches Interesse an der besonderen Form der 


105 




Drucksache 12/5553 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Datenübermittlung im automatisierten Abrufverfah- 
ren nachweisen müssen. Die Prüfimg der Berechti- 
gung des geltend gemachten Interesses soll sich dabei 
insbesondere auch an den Zwecken des Handelsregi- 
sters imd des Einsichtsrechts orientieren. So bedürfte 
etwa der systematische Abruf sämtlicher Neueintra- 
gimgen zum Zweck der Erstellimg eines eigenen 
Registers durch ein Verlagsimtemehmen, das das so 
erstellte eigene Register auf gewerblicher Basis Drit- 
ten zu Auskunftszwecken zur Verfügung stellen 
möchte, einer besonderen Prüfimg auf ein in diesem 
Sinne berechtigtes Interesse. 

Außerdem darf die Prüfung des Genehmigimgsantra- 
ges keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der 
Anschluß zu anderen als zu den vom Antragsteller 
dargelegten Zwecken erfolgt. Auch auf diese Weise 
soll den Gefahren, die sich im Hinblick auf eine 
möglicherweise zweckwidrige oder mißbräuchliche 
Nutzung des externen Abrufs durch Private ergeben 
könnten, begegnet werden. 

Als Anschlußberechtigte kommen insbesondere 
Geldinstitute, Auskunfteien oder Großunternehmen 
in Betracht, deren Geschäftstätigkeit oftmals ein 
erhebliches Bedürfnis nach häufiger oder rascher Re- 
gistereinsicht mit sich bringen kann. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält schließlich in den Nummern 1 bis 3 
die Genehmigungsvoraussetzungen, die in jedem 
Fall, also für öffentliche wie für nicht öffentliche 
Stellen, gegeben sein müssen. Die Voraussetzimgen 
entsprechen im wesentlichen der Parallelvorschrift für 
den externen Abruf der Daten aus dem maschinellen 
Gnmdbuch (§ 133 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 bis 3 GBO). 

Nach Nummer 1 setzt die Genehmigimgserteilvmg 
voraus, daß das automatisierte Abrufverfahren im 
Einzelfall entweder wegen der Vielzahl der Übermitt- 
lungen oder wegen ihrer besonderen Eilbedürftigkeit 
angemessen ist. 

Diese Genehmigimgsvoraussetzimg konkretisiert die 
allgemein geltende Zulässigkeitsvoraussetzimg des 
§ 10 Abs. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes für den 
automatisierten Abruf der Handelsregisterdaten. 
Schon nach dieser Vorschrift ist die Einrichtung eines 
automatisierten Verfahrens, das die Übermittlung 
personenbezogener Daten durch Abruf ermöglicht, 
nur zulässig, soweit dieses Verfahren unter Berück- 
sichtigimg der schutzwürdigen Interessen der Betrof- 
fenen und der Aufgaben oder Geschäftszwecke der 
beteiligten Stellen angemessen ist. 

Die hier vorgeschlagene Formulierung präzisiert 
diese Angemessenheitsprüfimg dahin, daß auf seiten 
des Antragstellers das Bedürfnis für eine besonders 
häufige oder eilbedürftige Einsicht in das Handelsre- 
gister gegeben sein muß, das unmittelbar mit der 
gesetzlichen AufgabenerfüUimg nach Absatz 2 Satz 2 
Nr. 1 beziehimgsweise dem beruflichen oder gewerb- 
lichen Zweck nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 verbunden ist. 
Damit soll klargestellt werden, daß aiif seiten des 
Antragstellers nicht allein die Erfüllung einer gesetz- 
lichen Aufgabe bzw. der Nachweis eines berechtigten 


beruflichen oder gewerblichen Zwecks zur Erlangimg 
der Anschlußgenehmigimg ausreichen soll, sondern 
ein praktisches Bedürfnis für eine Vielzahl von Über- 
mittlimgen oder deren regelmäßig besondere Eilbe- 
dürftigkeit hinzutreten muß. In vielen Fällen, z. B. bei 
Notaren oder den Industrie- imd Handelskammern im 
Rahmen ihrer oben genannten registerrechtlichen 
Mitwirkungspflichten, wird sich dieses Bedürfnis 
allerdings schon aus der jeweiligen speziellen gesetz- 
lichen Axifgabenzuweisimg ergeben. 

Außerdem ist der Grad des Entlastimgseffekts im 
Auskunftsdienst auf seiten des Registergerichts zu 
berücksichtigen. Bei der Einbeziehimg der Interessen 
der Betroffenen, also derjenigen, auf die sich von der 
Übermittlung erfaßte personenbezogene Daten bezie- 
hen, in die Angemessenheitsprühmg ist allerdings die 
oben geschilderte Natur des Handelsregisters als 
eines öffentlichen Registers und der damit verbun- 
dene Offenlegimgszwang der einschlägigen Daten 
zu berücksichtigen. Deshalb dürften Interessen der 
Betroffenen, deren Name, Wohnort oder Stand in das 
Register eingetragen ist, nur in Ausnahmefällen der 
Genehmigimg des Anschlusses entgegenstehen. We- 
gen dieser bereichsspezifischen Besonderheit des 
Handelsregisters ist davon abgesehen worden, die 
schutzwürdigen Belange der Betroffenen, wie in § 10 
Abs. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes vorgesehen, 
ausdrücklich in die Gesetzesformulierung aufzuneh- 
men. Aus diesem Grunde weicht die Regelimg für das 
Handelsregister insoweit auch von der Parallelvor- 
schrift beim Grundbuch ab. 

Nach Nummer 2 soll für die Anschlußgenehmigung 
erforderlich sein, daß die Einhaltung der Gnmdsätze 
einer ordnungsgemäßen Datenverarbeitimg auf sei- 
ten des Datenempfängers sichergestellt ist. Diese 
Voraussetzimg ist mit der für den automatisierten 
Abruf von Grundbuchdaten vorgesehenen Bestim- 
mung m § 133 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 GBO identisch. Für 
das Genehmigungserteilungsverfahren sollte dabei 
ausreichen, daß der Antragsteller im einzelnen dar- 
legt, daß er über eine Anlage verfügt, die den Anfor- 
derungen an eine ordnungsgemäße Datenverarbei- 
tung genügt. Zu einer Überprüfimg der installierten 
Anlage vor Genehmigungserteilung wird die Geneh- 
migungsbehörde in aller Regel nicht verpflichtet sein, 
sofern dafür nicht ein besonderer Anlaß besteht. 

Nach Nummer 3 schließlich setzt die Zulassung 
automatisierter Abrufverfahren voraus, daß auf seiten 
der speichernden Stelle — also in aller Regel bei dem 
zuständigen Registergericht, sofern nicht von der 
externen oder zentralisierten Speicherungsmöghch- 
keit nach § 125 Abs. 4 FGG Gebrauch gemacht wird — 
die technischen Möglichkeiten der Einrichtung und 
Abwicklung des Abrufverfahrens vorhanden sind und 
eine Störung des Geschäftsbetriebs des Registerge- 
richts, insbesondere eine Beeinträchtigung der ord- 
nungsgemäßen und sicheren Führung des Registers, 
nicht zu erwarten ist. 

Durch die Vorschrift soll insbesondere klargestellt 
werden, daß ein Anspruch auf Schaffimg der techni- 
schen Voraussetzungen für die Einrichtung von exter- 
nen Abrufverfahren bei einem bestimmten Register- 
gericht grundsätzlich nicht besteht. Im übrigen ent- 
spricht diese Bestimmung der in § 133 Abs. 2 Satz 3 
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Nr. 3 GBO für den Abruf aus dem Grundbuch vorge- 
schlagenen Vorschrift, so daß insoweit auf die dazu 
gegebene Begründung verwiesen wird. 


Zu Absatz 4 

Die Vorschrift regelt den Widerruf einer nach Absatz 2 
erteüten Genehmigxmg für die Einrichtimg eines 
automatisierten Abrufverfahrens. Sie ist mit der für 
das Abrufverfahren aus dem Grundbuch vorgeschla- 
genen Vorschrift (§ 133 Abs. 3 GBO) identisch, so daß 
die dortigen Ausfühnmgen zur Begründung grund- 
sätzlich auch hier gelten. 

Als Widerrufsgrund ist zum einen der Wegfall der in 
den Absätzen 1 bis 3 normierten Genehmigungs- 
voraussetzxmgen vorgesehen. In diesem Fall ist die 
Genehmigung zu widerrufen, ohne daß insoweit ein 
Ermessensspielraum Platz greift. 

Zum anderen soU die Genehmigxmg widerrufen wer- 
den können, wenn die Anlage in mißbräuchlicher 
Weise benutzt worden ist. Da es insoweit angemessen 
ist, nicht allein das Verhalten des Nutzimgsberechtig- 
ten oder das üun zuzurechnende Verhalten anderer 
Personen in der Vergangenheit zum Maßstab für den 
Genehmigimgswiderruf zu machen, sondern auch 
Raum für die Prognose zukünftig rechtmäßigen Ver- 
haltens zu gewähren, soU der Widerruf in dieser 
Fallgestaltung als Ermessensentscheidung ausgestal- 
tet sein. 


Zu Absatz 5 

Absatz 5 legt die Mindeststandards fest, die zur 
Kontrolle der Zulässigkeit der Abrufe von Handelsre- 
gisterdaten im automatisierten Verfahren erforderlich 
sind. Die Vorschrift entspricht § 10 Abs. 4 Satz 1 bis 3 
des Bxmdesdatenschutzgesetzes. Durch sie soll klar- 
gesteUt werden, daß die Verantwortung für die Zuläs- 
sigkeit des einzelnen Abrufs beim Empfänger liegt 
und die speichernde Stelle, also regelmäßig das Regi- 
stergericht, nur zu einer AnlaßkontroUe verpflichtet 
ist. Zur Sichenmg dieser Kontrolle im Hinblick auf die 
Übermittlimg personenbezogener Daten soU die spei- 
chernde Stelle nach Satz 3 zur Einrichtimg eines 
Stichprobenverfahrens verpflichtet werden. In der 
Praxis bedeutet dies, daß Abrufe aus dem Handelsre- 
gister in einem bestimmten Mindestintervall automa- 
tisch von dem Datenverarbeitungssystem aufzuzeich- 
nen sein werden. Dabei werden mindestens der Zeit- 
punkt, die zur Kontrolle notwendigen abgerufenen 
Daten sowie Angaben zur Feststellung der für den 
Abruf verantwortlichen Stelle zu speichern sein. 

Im Zusammenhang mit der Kontrolle der Zulässigkeit 
der Abrufe ist des weiteren darauf hinzuweisen, daß 
selbstverständlich sichergestellt sein muß, daß nur der 
berechtigte Nutzer des externen „Online "-Abrufver- 
fahrens Zugang zu den abrufbaren Registerdaten hat. 
Dies kann z. B. durch die Vergabe von individuellen 
Benutzer-Kennungen (Codenummern o. ä.), deren 
Eingabe technische Voraussetzung für den Zugang 
zum System sein muß, erreicht werden. Diese gesetz- 
liche Anforderung ergibt sich bereits aus dem vorge- 


schlagenen § 8a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, wonach bei der 
maschinellen Führung des Handelsregisters auch 
geeignete Vorkehnmgen gegen einen Zugriff imbe- 
fugter Dritter auf die gespeicherten Daten getroffen 
sein müssen; dies gilt auch für die Einrichtung auto- 
matisierter Verfahren zum unmittelbaren Abruf von 
Daten aus dem maschinell geführten Handelsregister. 
Einzelheiten sind von den Ländern in der Rechtsver- 
ordnxmg nach § 8a Abs. 1, gegebenenfalls auch 
bundeseinheitlich in einer Rechtsverordnung des 
Bundesministeriums der Justiz nach § 125 Abs. 3 FGG, 
zu regeln. 


Zu Absatz 6 

Satz 1 enthält die aus Gründen des Datenschutzes 
erforderliche Zweckbindimg für die Verwendung der 
aus dem Handelsregister abgerufenen personenbezo- 
genen Daten durch den Empfänger. Nach Satz 2 sind 
nicht öffentliche Stellen, bei denen ein automatisiertes 
Abrufverfahren eingerichtet wird, bei der Genehmi- 
gimg des Anschlusses nach Absatz 2 auf diese Ver- 
pflichtung hinzuweisen. 


Zu Absatz 7 

Die in Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 vorgeschlagene Öffnung 
des Kreises der „ Online "-Abnifberechtigten auch für 
nicht öffentliche Stellen macht es aus Gründen des 
Datenschutzes erforderlich, insoweit auch die not- 
wendigen KontroUbefugnisse der für den Datenschutz 
zuständigen Behörden festzulegen. 

Nach § 38 Abs. 1 des Bimdesdatenschutzgesetzes 
überprüfen die zuständigen Aufsichtsbehörden die 
Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften durch 
nicht öffentliche Stellen nämlich nur, wenn für eine 
Verletzung im EinzelfaU hinreichende Anhaltspunkte 
bestehen. Eine solche Anlaßkontrolle ist bei dem 
automatisierten Abrufverfahren nicht ausreichend. Es 
bedarf vielmehr einer systematischen KontroUbefug- 
nis, die hier bereichsspezifisch im Wege einer anlaß- 
unabhängigen Kontrolle durch die Landesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz nach den jeweils einschlägi- 
gen landesrechtlichen Bestinunimgen ausgestaltet 
werden soll. 

Mit Absatz 7 wird deshalb vorgeschlagen, daß die 
Einhalhmg der in § 9a enthaltenen datenschutzrecht- 
lichen Bestimmungen durch den Empfänger von der 
jeweüs zuständigen KontroUbehörde des Landes 
überwacht werden wird, in dem die empfangende 
nicht öffentliche Stelle liegt. Diese soll dabei die 
gleichen Befugnisse haben, die ihr insoweit bei der 
Überwachung öffentlicher Stellen, welche Daten 
durch unnüttelbaren Abruf in einem automatisierten 
Verfahren empfangen, zustehen. 


Zu Absatz 8 

Die Vorschrift entspricht der vorgeschlagenen Paral- 
lelregelimg beim Gnmdbuch in § 133 Abs. 5 GBO. Auf 
die dortige Begründimg wird Bezug genommen. 
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VI* Zu Artikel 6 — (Änderung des Gesetzes 
über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichts- 
barkeit) 

Der vorgeschlagene neue Absatz 4 Satz 1 des § 125 
entspricht dem im Zusammenhang mit der Einrich- 
tung des maschinell geführten Grundbuchs vorgese- 
henen § 126 Abs. 3 GBO. Wie dort soll auch hier den 
Landern die Möglichkeit eröffnet werden, zur Spei- 
cherung der Handelsregisterdaten nicht bei jedem 
registerführenden Gericht eigens eine Rechneranlage 
installieren zu müssen, sondern den Rechner auch 
zentral an einer Stelle für das ganze Land oder für 
mehrere Registerbezirke einzurichten, ohne daß aller- 
dings damit die Verantwortung für die Registerfüh- 
rung dem jeweils örtlich zuständigen Registergericht 
entzogen würde. Der Sache nach soll es sich dabei um 
eine Datenverarbeitung im Auftrag gemäß § 1 1 des 
Bundesdatenschutzgesetzes bzw. den entsprechen- 
den landesrechtlichen Regelungen handeln. Wegen 
der Einzelheiten wird auf die Ausführungen zur 
Begründung des § 126 Abs. 3 GBO verwiesen, die hier 
entsprechend gelten. 

Durch Satz 2 des neuen Absatzes 4 soll die Rechts- 
grundlage dafür geschaffen werden, daß die Register- 
gerichte die Daten der bei ihnen maschinell geführten 
Handelsregister an andere Amtsgerichte übermitteln 
dürfen, damit sie auch dort vom Publikum eingesehen 
werden können. Zu diesem Zweck sollen die Länder 
ermächtigt werden, im Wege der Rechtsverordnung 
eine solche Übermittlung vorzusehen und die notwen- 
digen Einzelheiten zu regeln, soweit dies mit einer 
rationellen Registerfühnmg vereinbar ist. Auf diese 
Weise soll eine Erleichterung des Rechtsverkehrs 
insoweit erreicht werden können, als die Einsicht in 
das Handelsregister eines bestimmten Registerge- 
richts nicht nur bei diesem selbst, sondern zusätzlich 
auch bei einem anderen Amtsgericht gewährt werden 
kann. Eine Änderung der Zuständigkeit für die Regi- 
sterführung ist damit nicht verbunden. Auch soll die 
Einsichtsmöglichkeit bei dem an sich zuständigen 
Gericht dadurch nicht berührt werden. 


VII. Zu Artikel 7 — (Änderung des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossen- 
schaften) 

Vorbemerkung 

Die Änderungen des Gesetzes betreffend die Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (Genossen- 
schaftsgesetz — GenG) beinhalten zum einen die 
Ersetzimg der gerichtlich geführten Liste der Genos- 
sen durch eine Mitgliederliste der Genossenschaft; 
hierdurch sollen die Registergerichte — insbesondere 
auch in den neuen Bundesländern — entlastet wer- 
den. Zum anderen wird die Vorschrift des § 43 a GenG 
über die Vertreterversammlung teilweise geändert, 
um den Bedürfnissen der genossenschaftlichen Praxis 
Rechnung zu tragen. 

1 . Nach geltendem Recht wird die Liste der Genossen 
als besondere Beilage zum Genossenschaftsregi- 


ster vom Registergericht geführt (§10 GenG, § 1 der 
Verordnung über das Genossenschaftsregister). 
Durch die Eintragung erwirbt die eingetragene 
Person oder Gesellschaft grundsätzlich die Mit- 
gliedschaft in der Genossenschaft mit allen Rech- 
ten und Pflichten (§ 15 Abs. 3 GenG). Insofern hat 
die Eintragimg konstitutive Wirkung. Die Eintra- 
gimg in die Liste der Genossen ist ferner Voraus- 
setzung für das Ausscheiden aus der Genossen- 
schaft (§ 70 Abs. 2 GenG) und den Erwerb weiterer 
oder die Kündigung einzelner Geschäftsanteile 
(§§ 15b, 67b GenG). 

Die Führung der Liste der Genossen erfordert einen 
erheblichen personellen Aufwand bei den Regi- 
stergerichten. Betroffen sind in erster Linie die 
Geschäftsstellen und der Schreibdienst, zu einem 
beachtlichen Teil aber auch die Rechtspfleger. In 
den alten Bundesländern sind ca. 9 000 Genossen- 
schaften mit einem Mitgliederbestand von ca. 
14 Mülionen natürlichen und juristischen Personen 
eingetragen. Nach Mitteilungen der Landesjustiz- 
verwaltungen sind z. B. in Hamburg ca. 58 000, in 
Hannover ca. 92 000, in München ca. 87 000 und in 
Baden-Württemberg insgesamt über 600 000 Ein- 
tragungen in die Liste der Genossen jährlich vor- 
zunehmen. 

In besonderem Maße werden die Registergerichte 
in den neuen Bundesländern mit der Führung der 
Liste der Genossen belastet. Bei diesen Register ge- 
richten besteht genereU eine angespannte Perso- 
naUage. Für die zahlreichen mitgliederstarken 
Genossenschaften (Wolmungsbau-, Konsum- und 
Kreditgenossenschaften) ist insbesondere die Erst- 
anlage der Liste der Genossen mit einem großen 
Aufwand verbunden. In Dresden befinden sich 
z. B. zwei Konsumgenossenschaften mit zusammen 
über 500 000 Mitgliedern, in Leipzig eine weitere 
Konsumgenossenschaft mit ca. 200 000 Mitglie- 
dern sowie mehrere Genossenschaften mit jeweüs 
ca. 40 000 Genossen. Nach dem dort früher gelten- 
den Recht waren Mitgliederverzeichnisse vom 
Gericht oder einer sonstigen Behörde nicht zu 
führen. Nach § 57 Abs. 4 D-Markbilanzgesetz 
mußten diese Genossenschaften die notwendigen 
Änderungen ihres Statuts unter Beifügung einer 
Liste der Mitglieder bis zum 31. Dezember 1992 zur 
Eintragung in das Genossenschaftsregister anmel- 
den; anderenfaUs sind sie mit dem Ablauf dieses 
Tages aufgelöst. Da bei diesen Genossenschaften 
zudem die Mitgliederfluktuation besonders hoch 
ist, kann die große Zahl der erforderhchen Eintra- 
gungen in das Genossenschaftsregister und in die 
Liste der Genossen von den Registergerichten nur 
mit erheblichen Verzögerungen erledigt werden. 

Die Landesjustizverwaltungen haben sich daher 
einhellig dafür ausgesprochen, zur Entlastung der 
Registergerichte künftig auf die gerichtliche Füh- 
rung der Liste der Genossen zu verzichten. Sie sind 
der Auffassung, daß der mit der Führung der Liste 
verbundene Aufwand in keinem angemessenen 
Verhältnis zu dem Nutzen einer solchen Liste 
stehe. 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung in 
weitgehender Übereinstimmung mit der genossen- 
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schaftlichen Praxis. Mit der Abschaffung der 
gerichtlich geführten Liste der Genossen ist keine 
unvertretbare Einbuße an Rechtssicherheit hin- 
sichtlich des Mitgliederbestandes der Genossen- 
schaft sowie der übernommenen Geschäftsanteile 
verbunden. Das Registergericht hat ohnehin nur 
eine beschränkte Prüfungsbefugnis hinsichtlich 
der Eintragungsanträge. Es muß lediglich prüfen, 
ob die formellen Anfordenmgen des Genossen- 
schaftsgesetzes erfüllt sind. Ob die Unterschrift des 
Erklärenden echt, die Erklärung materiell wirksam 
und ob diejenigen, die eine Erklärung für eine 
juristische Person abgeben, vertretungsbefugt 
sind, hat das Gericht allenfalls zu prüfen, wenn sich 
im konkreten Fall erhebliche Zweifel ergeben. 
Dem Gericht ist es schließlich verwehrt, zu prüfen, 
ob die Zulassung zur Mitgliedschaft den statutari- 
schen Anforderungen entspricht. Wegen der nur 
eingeschränkten Prüfungspflicht und -befugnis 
des Registergerichts können auch unwirksame Bei- 
tritte und Zulassungen von Beitritten zur Eintra- 
gtmg führen. In diesen Fällen entsteht trotz Eintra- 
gung das Mitgliedschaf tsverhältnis nicht. Diese 
Erwägimgen gelten entsprechend für das Aus- 
scheiden aus der Genossenschaft sowie für Verän- 
derungen bei den Geschäftsanteilen, Zu berück- 
sichtigen ist auch, daß für die Eintragungen in die 
Liste der Genossen im wesentlichen die Anmel- 
dimgen der Genossenschaft entscheidend sind. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß 
die Führung der Liste der Genossen von den 
Registergerichten auf die Genossenschaften selbst 
übertragen werden sollte. Nach dem Gesetzent- 
wurf sind die Genossenschaften verpflichtet, eine 
Mitgliederliste zu führen, die im wesentlichen 
dieselben Angaben enthält wie die bisherige Liste 
der Genossen. Allerdings hat die Eintragung keine 
materielle Wirkimg, sondern es wird — wie im 
Vereinsrecht — lediglich auf die erforderliche 
Erklärung des Mitglieds und des zuständigen 
Organs der Genossenschaft abgestellt. Mit der 
Verpflichtung zur Führung der Mitgliederliste ist 
für die Genossenschaften nur eine geringfügige 
Mehrbelastung verbunden,- bereits nach gelten- 
dem Recht muß ein Verzeichnis der Mitglieder so 
geführt werden, daß es mit der gerichtlichen Liste 
der Genossen übereinstimmt (§ 30 GenG). Durch 
einen Verzicht auf die gerichtlich geführte Liste 
werden andererseits die Nachteile vermieden, die 
sich für die Genossenschaften und ihre Mitglieder 
aus Verzögerungen bei der Eintragimg in die 
gerichtliche Liste ergeben. 

Für die Genossenschaft tmd ihre Mitglieder wie 
auch für die Gläubiger besteht gleichwohl ein 
erhebliches Interesse daran, daß der jeweilige 
Mitgliederbestand und die Zahl der übernomme- 
nen Geschäftsanteile aus der Liste zuverlässig 
ersichtlich ist. Daher sollen die Prüfungs verbände 
ausdrücklich verpflichtet werden, im Rahmen der 
Prüfung der Geschäftsführung der Genossenschaft 
auch die Führung der Mitgliederliste zu kontrollie- 
ren. 

Abweichend vom geltenden Recht (§ 156 Abs. 1 
Satz 1 GenG i. V. m. § 9 HGB imd § 26 Abs. 1 


Genossenschaftsregister Ordnung) soll die Liste von 
Dritten nur noch bei berechtigtem Interesse bei der 
Genossenschaft eingesehen werden können. Für 
eine weiter gehende Publizität besteht kein schutz- 
würdiges Interesse. Nach den Feststellimgen der 
Landesjustizverwaltungen werden die Listen der 
Genossen beim Registergericht sehr selten tmd fast 
ausschließlich von den Genossenschaften selbst 
eingesehen. 

Die Abschaffung der gerichtlich geführten Liste 
macht geringfügige Anpassungen der Vergleichs- 
ordnung und der Kostenordnung (Artikel 8 und 1 1 
des Entwurfs) sowie Änderungen der Verordnung 
über das Genossenschaftsregister erforderlich. Die 
Ändertmgsverordnung ist vom Bundesministerium 
der Justiz mit Zustimmung des Bundesrates zu 
erlassen. 

2. Mit den vorgeschlagenen Änderungen der Vor- 
schrift des § 43 a GenG über die Vertreterversamm- 
lung soll einem berechtigten Anliegen der genos- 
senschaftlichen Praxis Rechnung getragen wer- 
den. 

Zum einen ist nach geltendem Recht (§ 43 a Abs. 1 
GenG) für Genossenschaften mit mehr als 3 000 
Mitgliedern eine Vertreterversammlung zwingend 
vorgeschrieben. Damit wird in diesen Genossen- 
schaften den Mitgliedern das Recht vorenthalten, 
an der Selbstverwaltimg der Genossenschaft in der 
Generalversammlung mitzuwirken. Die Erfahrung 
hat zwar gezeigt, daß von einer bestimmten Mit- 
gliederzahl an die mittelbare Demokratie der Ver- 
treterversammlimg den Wülen der Mitglieder 
imter Umständen zuverlässiger darstellen kann als 
die unmittelbare Demokratie einer großen Mitglie- 
derversammlimg, da deren Zusammensetzimg tmd 
Meinungsbildung von Zufällen und Stimmungen 
abhängen kann; an der Einrichtung der Vertreter- 
versammlung soll daher grundsätzlich festgehalten 
werden. Es kann jedoch den Genossenschaften 
überlassen bleiben, darüber selbst zu entscheiden, 
ob sie in der Lage sind, mit über 3 000 Mitgliedern 
eine Generalversammlung ordnungsgemäß durch- 
zuführen. Die hierfür maßgeblichen Verhältnisse 
sind erfahrungsgemäß in den einzelnen Genossen- 
schaftsbereichen sehr unterschiedlich. 

Nach dem neugefaßten § 43 a Abs. 1 bleibt es 
Genossenschaften mit mehr als 1 500 Mitgliedern 
freigestellt, durch das Statut die Einrichtung einer 
Vertreterversammlung festzulegen. Die bisherige 
Untergrenze von 1 500 Mitgliedern soll beibehal- 
ten werden, da sie sich in der Praxis bewährt 
hat. 

Zum anderen ist nach dem geltenden § 43 a Abs. 5 
Satz 1 GenG im Falle einer Vertreterversammlung 
für jeden Vertreter ein Ersatzvertreter zu wählen 
(sog. „Pärchenwahl"). Für die Genossenschaften 
bereitet es teilweise erhebliche Schwierigkeiten, 
die erforderliche Anzahl von Mitgliedern dazu zu 
bewegen, sich zur Wahl zu stellen. Denn nur ein 
ganz geringer Teil von ihnen wird überhaupt 
benötigt, da der Ersatzvertreter lediglich bei dau- 
erndem Ausfall, d. h. langwieriger Krankheit, Tod 
oder Ausscheiden des gewählten Vertreters an 
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seiner Stelle an der Vertreterversammlung teil- 
nimmt. 

Der Gesetzentwurf verzichtet daher darauf, die 
Wahl eines Ersatzvertreters für jeden Vertreter 
vorzuschreiben. Zwar soll an der Verpflichtung der 
Genossenschaften, Ersatzvertreter für wegfallende 
Vertreter zu bestellen, im Interesse einer möglichst 
weitreichenden Repräsentanz der Mitglieder in der 
Vertreterversammlung festgehalten werden. Den 
Genossenschaften soll es aber überlassen bleiben, 
die erforderliche Anzahl von Ersatzvertretem wäh- 
len zu lassen, die dann im Nachrückverfahren an 
die Stelle der weggefallenen Vertreter treten. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die Genos- 
senschaften im eigenen Interesse zur Vermeidung 
von Nachwahlen eine ausreichende Zahl von 
Ersatzvertretem bestellen werden. Diese Regelung 
vermeidet zusätzlich den Nachteil der „Pärchen- 
wahl", daß bei Wegfall auch des Ersatzvertreters 
automatisch eine Lücke entsteht. 


Zu den einzelnen Vorschriften 

!• Zu Nummer 1 — (Änderung von § 11 Abs. 2) 

Die bisher vom Registergericht geführte Liste der 
Genossen soll wegfallen. Daher ist die Beifügung 
einer Liste der Gründungsmitglieder der Genossen- 
schaft bei deren Anmeldung zur Eintragimg in das 
Genossenschaftsregister entbehrlich. Der Nachweis, 
daß an der Gründung der Genossenschaft mindestens 
sieben Personen beteiligt sind (§ 4 GenG), wird durch 
die der Anmeldung beizufügende eigenhändig Unter- 
zeichnete Urkunde über das Statut erbracht. § 11 
Abs. 2 Nr. 2 GenG kann daher entfallen. 


2. Zu Nummer 2 — (Aufhebung von § 14 Abs. 1 
Satz 4) 

Die Vorschrift, nach der das Gericht des Sitzes der 
Genossenschaft dem Gericht der Zweigniederlassung 
eine Abschrift der Liste der Genossen nicht weiterzu- 
geben hat, wird infolge des Wegfalls der gerichtlich 
geführten Liste der Genossen obsolet. Sie ist daher 
axifzuheben. 


3. Zu Nummer 3 — (Neufassung von § 15) 

Absatz 1 enthält die rechtsbegründenden Vorausset- 
zungen für den Erwerb der Mitgliedschaft bei der 
Genossenschaft. Wie nach geltendem Recht ist eine 
den Erfordernissen des § 15 a GenG genügende 
schriftliche imd unbedingte Beitrittserklärung erfor- 
derlich. Wird der Beitritt aufgrund einer wirksamen 
Beitrittserklärung zugelassen, so entsteht mit diesem 
Zeitpunkt das Mitgliedschaftsverhältnis. Die in 
Absatz 2 Satz 1 vorgeschriebene Eintragung in die 
Mitgliederliste hat lediglich deklaratorische Wirkimg. 
Zuständig für die Entscheidung über die Zulassung 
des Beitritts ist — wie bisher — der Vorstand (vgl. § 27 


GenG), sofern nicht die Satzung die Zuständigkeit 
eines anderen Organs bestimmt. 

Die Verpflichtung der Genossenschaft nach Absatz 2 
Satz 1, den Genossen unverzüglich in die Mitglieder- 
liste einzutragen und ihn hiervon unverzüglich zu 
benachrichtigen, dient der Transparenz des aktuellen 
Mitgliederbestandes der Genossenschaft. Da der Bei- 
tretende an der Entscheidung über seinen Beitrittsan- 
trag nicht beteiligt ist, muß er baldmöglichst darüber 
informiert werden. Diese Information hat die in die 
Mitgliederliste eingetragenen Daten zu enthalten. Im 
Falle der Ablehnung der Zulassung ist ebenfalls eine 
unverzügliche Benachrichtigimg des Antragstellers 
vorgeschrieben, damit dieser die ihm gegen diese 
Entscheidimg gegebenenfalls zustehenden Rechtsbe- 
helfe geltend machen kann. Hat der Antragsteller 
eine Beitrittserklärung nach § 15 a GenG unterzeich- 
net, so ist sie ihm von der Genossenschaft zurückzu- 
geben. 


4. Zu Nummer 4 — (Änderung von § 15 b Abs. 3) 

Der Wegfall der gerichtlich geführten Liste der Genos- 
sen hat zur Folge, daß entsprechend dem Erwerb der 
Mitgliedschaft auch die Beteiligimg mit weiteren 
Geschäftsanteilen bereits mit der Zulassung aufgnmd 
einer den Erfordernissen des § 15 a entsprechenden 
Beitrittserklärung wirksam wird. Die Eintragung in 
die Mitgliederliste, zu welcher die Genossenschaft 
nach Absatz 3 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 1 GenG 
verpflichtet ist, wirkt nur deklaratorisch. Nach dem 
imveränderten § 15 b Abs. 2 darf die Beteiligung mit 
weiteren Geschäftsanteilen bei freiwilliger Mehrfach- 
beteiligung nicht zugelassen werden, bevor die vor- 
hergehenden Geschäftsanteile voll eingezahlt sind. 
Erfolgt die Zulassung entgegen dieser Bestimmung, 
steht dies der Wirksamkeit der Beteiligung mit weite- 
ren Geschäftsanteilen jedoch nicht entgegen. 

Die Genossenschaft ist verpflichtet, die Zulassung und 
die Eintragung in die Mitgliederliste oder die Ableh- 
nung dem Antragsteller aus den zu § 15 genaimten 
Gründen unverzüglich mitzuteilen (Absatz 3 Satz 2 
i. V. m. § 15 Abs. 2 GenG). 


5. Zu Nummer 5 — (Anfügung von § 22b Abs. 2 
Satz 3) 

Nach § 22 b Abs. 2 Satz 1 hat die Eintragung des 
Beschlusses über die Zerlegung des Geschäftsanteils 
in das Genossenschaftsregister zur Folge, daß die 
Genossen mit der Zahl von Geschäftsanteilen beteiligt 
sind, die sich aus der Zerlegimg ergibt. Die Vorschrif- 
ten über die Beteiligung mit weiteren Geschäftsantei- 
len (§ 15b Abs. 3 i. V. m. § 15 Abs. 2 bis 4 — alt) finden 
also keine Anwendung. Dies gilt auch für den neuge- 
faßten § 15 b Abs. 3 i. V. m. § 15 Abs. 2 — neu. Daher 
kann § 22 b Abs. 2 Satz 2 unverändert beibehalten 
werden. 

Da infolge der Eintragimg in das Genossenschaftsre- 
gister die in der Mitgliederliste der Genossenschaft 
enthaltenen Angaben über die Geschäftsanteile 
unrichtig werden, wird die Genossenschaft durch den 
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neuen Satz 3 verpflichtet, die Mitgliederliste unver- 
züglich zu berichtigen. 


6. Zu Nummer 6 — (Neufassung von § 30) 

§ 30 GenG in der geltenden Fassung verpflichtet den 
Vorstand, ein Verzeichnis der Genossen zu führen und 
dieses mit der gerichtlich geführten Liste der Genos- 
sen in Übereinstiimnung zu halten. 

Nach dem neuen § 30 Abs. 1 GenG hat der Vorstand 
anstelle des Verzeichnisses die Mitgliederliste zu 
führen, welche die bisherige gerichtlich geführte Liste 
ersetzen soll. Zur Befolgung dieser Vorschrift sind die 
Vorstandsmitglieder nach § 160 Abs. 1 Satz 1 GenG 
vom Gericht durch Festsetzung von Zwangsgeld 
anzuhalten. Es steht den Genossenschaften frei, die 
Mitgliederliste mittels elektronischer Datenverarbei- 
timg in maschineller Form oder nach herkömmlicher 
Art xmd Weise auf Papier zu führen. 

Absatz 2 legt fest, welche Angaben in die Mitglieder- 
liste einzutragen sind. Diese entsprechen im wesent- 
lichen denjenigen, die bislang in der gerichtlich 
geführten Liste der Genossen enthalten sind. Anstelle 
der überflüssigen Angabe des Berufs soll künftig die 
Anschrift des Genossen eingetragen werden, da sie 
nicht nur für die Genossenschaft selbst, sondern auch 
für die Genossen, z. B. für die Geltendmachimg von 
Minderheitsrechten, wesenüich ist. Darüber hinaus 
stellt die Mitgliederliste die Grundlage für die Vor- 
schuß-, Zusatz- imd Nachschußberechnxmg des Kon- 
kursverwalters nach §§ 106, 113, 114 GenG dar. Damit 
hieraus nach entsprechendem gerichtlichen Beschluß 
die Vollstreckung betrieben werden kaim, ist die 
Angabe der Anschriften der Mitglieder erforderlich. 
Den Genossenschaften sind auch in der Regel die 
Anschriften ihrer Mitglieder bekannt, da sie diese 
benötigen, um unmittelbaren Kontakt mit dem Mit- 
glied aufnehmen zu können. Vielfach enthalten die 
Statuten der Genossenschaften Regelungen, wonach 
die Mitglieder verpflichtet sind, Änderungen ihrer 
Anschrift mitzuteilen. Dadurch wird die Genossen- 
schaft in die Lage versetzt, die Angaben in der 
Mitgliederliste jeweüs zu aktualisieren. Bei juristi- 
schen Personen, Personenhandelsgesellschaften oder 
anderen Personenvereinigungen (z. B. Gesellschaften 
bürgerlichen Rechts) sind aus den genannten Grün- 
den Firma oder Bezeichnxmg sowie Anschrift oder die 
Namen xmd Anschriften aller Mitglieder einzutragen. 
Da jeder Genosse zumindest einen Geschäftsanteil 
übernehmen muß, beschränkt sich die Eintragxmgs- 
pflicht nach Absatz 2 Satz 1 Nr, 2 wie bisher bei der 
gerichtlich geführten Liste auf die übemorrunenen 
weiteren Geschäftsanteile. 

Damit die Mitgliederliste aussagekräftig ist xmd die in 
ihr enthaltenen Daten nachprüfbar sind, bestimmt 
Absatz 2 Satz 2, daß jeweils das Wirksamkeitsdatxim, 
also z. B. das Datxim des Beitritts oder der Zeitpxmkt 
des Ausscheidens, einzutragen sowie anzugeben ist, 
aus welchem Grxmd eine Eintragxmg erfolgt. 

Absatz 3 Satz 1 statuiert die Verpflichtxmg der Genos- 
senschaft, die den Eintragxmgen zugrxmdeliegenden 
Unterlagen (z. B. Beitrittserklärxmgen nach § 15a, 


Kündigxmgen, Übereinkünfte nach § 76) axifzubewah- 
ren, da diese Unterlagen als Beweismittel über die 
Mitgliedschaft xmd den Umfang der Beteiligxmg von 
besonderer Bedeutxmg sind. Die Unterlagen sollen 
noch drei Jahre nach dem Ausscheiden des Mitglieds 
axifbewahrt werden, damit diese jedenfalls für den 
Zeitraxim zxir Verfügxmg stehen, in dem der ausge- 
schiedene Genosse nach §§ 75, 76 Abs. 4, § 115b 
GenG der Nachschxißpflicht xmterliegen kaim oder 
den Anspruch axif Auszahlxmg seines Geschäftsgutha- 
bens nach § 73 GenG in aller Regel geltend macht. 


7. Zu Nummer 7 — (Einfügxmg von §§ 31, 32 neu) 
Zu § 31 neu 

Der neue § 31 GenG regelt die Publizität der Mitglie- 
derliste. Während nach geltendem Recht (§ 156 Abs. 1 
Satz 1 GenG i. V. m. § 9 HGB xmd § 26 Abs, 1 der 
Verordnxmg über das Genossenschaftsregister) die 
gerichüich geführte Liste der Genossen als Teil des 
Genossenschaftsregisters von jedermaim bei Gericht 
eingesehen werden kann, soll künftig nach Absatz 1 
Satz 1 ein xmeingeschränktes Einsichtsrecht in die 
Mitgliederliste am Sitz der Genossenschaft lediglich 
den Genossen selbst zustehen, damit diese sich über 
den Mitgliederbestand der Genossenschaft ximfas- 
send informieren können. Dritten dagegen ist nxir bei 
Vorliegen eines berechtigten Interesses Einsicht in die 
Mitgliederliste zu gewähren. Diese Einschränkxmg 
der Publizität gegenüber der bisherigen Rechtslage 
erfolgt im Interesse der Genossenschaft xmd der 
Genossen. Schutzwürdige Interessen Dritter werden 
dadxirch nicht beeinträchtigt. Der Dritte mxiß darle- 
gen, daß er ein verständiges, dxirch die Sachlage 
gerechtfertigtes Interesse verfolgt. Dies bedeutet, daß 
sachliche Gründe vorzutragen sind, welche die Ver- 
folgxmg xmbefugter oder nicht schütz würdiger 
Zwecke ausgeschlossen erscheinen lassen. Ein 
berechtigtes Interesse wird z. B. anzxmehmen sein, 
wenn der Gläubiger eines Genossen sein Kündi- 
gxmgsrecht nach § 66 GenG auszuüben beabsich- 
tigt. 

Der Umfang der Einsicht ist vom dargelegten Inter- 
esse abhängig. In aller Regel dürfte das Einsichtsrecht 
des Dritten axif die einzelne Eintragxmg eines Genos- 
sen beschränkt sein. Sie kaim sich auch lediglich axif 
bestimmte eingetragene Tatsachen hinsichtlich der 
Mitgliedschaft eines bestimmten Genossen erstrek- 
ken. 

Der neue § 31 Abs. 1 Satz 2 GenG regelt, inwieweit 
dem Genossen ein Anspruch gegen die Genossen- 
schaft auf eine Abschrift von den Eintragxmgen in die 
Mitgliederliste zusteht. Um eine mißbräuchliche Ver- 
wendxmg der Daten möglichst auszuschließen, soU 
dieser Anspruch auf einen Auszug beschränkt wer- 
den, der die ihn betreffenden Eintragxmgen erfaßt. Die 
Genossenschaft kann von dem Genossen die Erstat- 
txmg der Kosten verlangen, die ihr dxirch die Erteilxing 
des Auszugs entstehen. 

Nicht berührt wird von dieser Regelxmg das Recht der 
Genossen, von der Genossenschaft jedenfalls daim 
eine Abschrift der gesamten Mitgliederliste zu erhal- 
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ten, wenn die Mitglieder einen rechtfertigenden 
Anlaß dazu haben (z. B. die Absicht, ein Recht nach 
Maßgabe des § 45 GenG auszuüben). 

Von der Einräumung eines Anspruchs Dritter auf 
Erteilung einer Abschrift sieht der Entwurf ab, um im 
Interesse der Mitglieder die Gefahr der mißbräuchli- 
chen Verwendung der personenbezogenen Daten 
weitgehend auszuschließen. 

Nach dem neuen § 31 Abs. 2 GenG darf der Dritte die 
gewonnenen Daten nur für die Zwecke nutzen, zu 
denen sie ihm übermittelt wurden. Die Weitergabe 
der Daten an Dritte ist unzulässig. Hierauf ist der 
Dritte bei Einsichtnahme jeweils in geeigneter Weise 
(z. B. durch entsprechendes Formular) hinzuweisen. 
Damit wird den Belangen des Datenschutzes Rech- 
nung getragen. 


Zu § 32 neu 

Nach dem neu eingefügten § 32 GenG kaim das 
Register gericht von der Genossenschaft die Vorlage 
einer Abschrift der Mitgliederliste verlangen. Das 
Gericht benötigt die Mitgliederliste insbesondere, um 
zu prüfen, ob der Vorstand seiner Verpflichtung nach 
dem neuen § 30 GenG zur Führung der Mitgliederliste 
genügt, die Mindestmitgliederzahl unterschritten ist 
oder einer Minderheit von Genossen nach § 45 Abs. 3 
GenG die Ermächtigung zu erteilen ist, eine General- 
versammlung einzuberufen oder einen bestimmten 
Tagesordnungspunkt anzukündigen. Die Vorschrift 
entspricht dem für das Vereinsrecht maßgeblichen 
§ 72 BGB. 


8, Zu Nummer 8 — (Änderung von § 43 a) 

Nach § 43 a Abs. 1 GenG in der geltenden Fassung ist 
für Genossenschaften mit mehr als 3 000 MitgÜedem 
eine Vertreterversammlung zwingend vor geschrie- 
ben, während bei einem Mitgliederbestand von mehr 
als 1 500 Personen das Statut bestimmen kann, daß die 
Generalversammlimg aus Vertretern der Genossen 
besteht. Damit wird in Genossenschaften mit über 
3 000 Mitgliedern dem Mitglied das Recht vorenthal- 
ten, an der Selbstverwaltung der Genossenschaft 
durch persönliche Meinungsäußerung und Abstim- 
mung in der Generalversammlung ihitzuwirken. Hier- 
gegen haben sich wiederholt Genossenschaftsver- 
bände sowie einzelne Genossenschaften mit der 
Begründung gewandt, eine geordnete Durchführung 
einer Generalversammlung sei auch bei einem Mit- 
gliederbestand von mehr als 3 000 möglich. 

Der Gesetzentwurf verzichtet darauf, eine Grenze für 
eine Mitgliederzahl festzulegen, ab der die General- 
versammlung durch die Vertreterversammlung zu 
ersetzen ist. Die maßgeblichen Verhältnisse sind in 
den einzelnen Genossenschaftsbereichen wie auch 
von Genossenschaft zu Genossenschaft teilweise sehr 
unterschiedlich. Die Mitglieder der Genossenschaften 
sind selbst am besten in der Lage, zu beurteilen, ab 
welcher Zahl von Mitgliedern eine Generalversamm- 
lung ihre Funktion nicht mehr interessengerecht 
wahmehmen kaim. Der Entwurf übernimmt die bis- 


herige Untergrenze von mehr als 1 500 Mitgliedern 
und stellt es den Genossenschaften ab dieser Grenze 
frei, durch das Statut die Einrichtung einer Vertreter- 
versammlung festzulegen. 

Einer Obergangsregelung bedarf es insoweit nicht. 
Bei Genossenschaften mit mehr als 3 000 Mitgliedern 
verbleibt es bei der Zuständigkeit der Vertreterver- 
sammlung, solange diese nicht durch Änderung des 
Statuts deren Abschaffung beschließt. Im Interesse 
der Mitglieder und der genossenschaftlichen Demo- 
kratie wäre es zwar zu begrüßen, wenn zumindest in 
Genossenschaften, deren Mitgliederzahl die Grenze 
von 3 000 nicht erheblich überschreitet, den Mitglie- 
dern die Entscheidung über die Notwendigkeit der 
Einrichtung einer Vertreterversammlung anstelle der 
Mitgliederversammlung ermöglicht würde. Von der 
Festlegung einer entsprechenden Pflicht sieht der 
Entwurf jedoch wegen der mit der Durchführung einer 
solchen Generalversammlung verbundenen erhebli- 
chen Kosten ab. Auch Minderheiten der Genossen 
können ihren Wunsch nach Abschaffung der Vertre- 
terversammlung dadurch zur Geltung bringen, daß sie 
nach § 45 GenG die Einberufung einer Vertreterver- 
sammlung und die Beschlußfassung über eine derar- 
tige Satzungsändenmg erzwingen. 

Nach Absatz 5 Satz 1 in seiner derzeitigen Fassimg ist 
im Falle einer Vertreterversammlung für jeden Ver- 
treter ein Ersatzmann zu wählen. Für die Genossen- 
schaften bereitet es oft erhebliche Schwierigkeiten, 
die erforderliche Anzahl von Mitgliedern zu finden, 
die sich zur Wahl aufstellen lassen. Nur ein ganz 
geringer Teil von ihnen wird überhaupt benötigt, da 
der Ersatzvertreter lediglich bei dauerndem Ausfall, 
d. h. langwierige Krankheit, Tod oder Ausscheiden 
des gewählten Vertreters, an seiner Stelle an der 
Vertreterversammlung teilnimmt. Die Neufassung 
der Vorschrift geht daher von der bisherigen „Pär- 
chenwahl" ab und bestimmt lediglich, daß im Falle 
des Wegfalls eines Vertreters vor Ablauf seiner Amts- 
zeit ein Ersatzvertreter an seine Stelle treten muß. 
Damit bleibt es den Genossenschaften überlassen, 
z. B, im Wege eines Listenwahlverfahrens die erfor- 
derliche Anzahl von Ersatzvertretem wählen zu las- 
sen, die dann im Nachrückverfahren an die Stelle des 
Vertreters treten. 

Absatz 5 Satz 2 und 3 der Neuregelung entspricht bis 
auf geringfügige redaktionelle Ändenmgen dem gel- 
tenden Recht (§ 43a Abs. 5 Satz 4 und 5 GenG). 

Die Änderung in Absatz 6 Satz 1 trägt dem Anliegen 
nach einer geschlechtsneutralen Gesetzessprache 
Rechnung. 

9. Zu Nummer 9 — (Ändenmg von § 53 Abs. 1 
Satz 1) 

Die Änderung dient der Klarstellung der Prüfungs- 
pflicht der Prüfungsverbände im Hinblick auf ^e 
Mitgliederliste. Die Prüfungsverbände sind nach § 53 
GenG dazu berufen, die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsfühnmg der Genossenschaft zu prüfen. 
Diese Prüfimg erstreckt sich nunmehr auch auf die 
Fühnmg der Mitgliederliste, die einen Teil der 
Geschäftsführung darstellt. Aufgnmd der Vorschrift 
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des § 338 Abs. 1 HGB sind die Prüfungsverbände 
bereits bislang gehalten, die im Anhang zum Jahres- 
abschluß der Genossenschaft enthaltenen Angaben 
über die Zahl der Genossen sowie den Betrag der 
Geschäftsguthaben und Haftsummen zu prüfen. 


10. Zu Nummer 10 — (Aufhebung von § 67 b Abs. 2 
Satz 2) 

Die Vorschrift ist aufzuheben, da die gerichtlich 
geführte Liste der Genossen, in welche die Zahl der 
nach der Kündigimg eines Geschäftsanteils verblie- 
benen weiteren Geschäftsanteile mit konstitutiver 
Wirkung einzutragen ist, wegfallen soll. Die Ver- 
pflichtung der Genossenschaft, die — deklaratori- 
sche — Eintragimg in die Mitgliederliste und die 
Benachrichtigimg des Mitglieds unverzüglich vorzu- 
nehmen, ist in dem neugefaßten § 69 GenG (Num- 
mer 11) geregelt. 


11. Zu Nummer 11 — (Nexifassung von § 69) 

Die Neufassung trägt der Abschaffung der gerichtlich 
geführten Liste der Genossen Rechnung. Die Genos- 
senschaft ist künftig verpflichtet, das Ausscheiden von 
Genossen durch Kündigimg nach §§65 bis 67 a GenG 
oder durch Ausschluß nach § 68 GenG und die 
Herabsetzung der Zahl der Geschäftsanteile nach 
§ 67 b GenG unverzüglich unter Angabe des maßgeb- 
lichen Zeitpunktes in die Mitgliederliste einzutragen 
und die Genossen hiervon unverzüglich zu benach- 
richtigen. Vor der Eintragung ist zu prüfen, ob die 
maßgebliche Erklärung des Genossen, d. h. die Kün- 
digung oder der Ausschluß, dem Gesetz und der 
Satzung entsprechen. Durch die Eintragung soll 
gewährleistet werden, daß die Mitgliederliste jeder- 
zeit einen zutreffenden Überblick über den Mitglie- 
derbestand der Genossenschaft und die Zahl der 
jeweils übernommenen weiteren Geschäftsanteile 
bietet. Die Benachrichtigung bedeutet in Kündi- 
gimgsfällen für den Genossen die Bestätigung, daß 
seine Kündigungserklärung von der Genossenschaft 
als wirksam anerkarmt wird. 


12. Zu Nummer 12 — (Aufhebung von §§70 bis 72) 

Die Vorschriften der §§ 70 bis 72 GenG werden durch 
den Wegfall der gerichtlich geführten Liste der 
Genossen hinfällig. Sie sind daher aufzuheben. 


13. Zu Nummer 13 — (Änderung von § 76) 

Der neugefaßte Absatz 2 sieht vor, daß — wie in den 
anderen Fällen des Ausscheidens eines Genossen 
(vgl. Nummer 11) — auch bei der Übertragung des 
Geschäftsguthabens das Ausscheiden des übertra- 
genden Mitglieds unverzüglich in die Mitgliederliste 
einzutragen und der Genosse hiervon unverzüglich zu 
benachrichtigen ist. Die bisherige Verpflichtung des 
Vorstands, die Übereinkunft dem Gericht einzurei- 


chen, entfällt wegen der Aufhebung der gerichtlich 
geführten Liste der Genossen. 

Voraussetzung für das Ausscheiden des übertragen- 
den Genossen und damit auch für die Eintragimg ist 
nach Absatz 1 weiterhin, daß der Erwerber des 
Geschäftsguthabens Genosse wird, oder, wenn er 
bereits Genosse ist, daß dessen bisheriges Guthaben 
mit dem ihm zuzuschreibenden Betrag den Geschäfts- 
anteil nicht übersteigt. Das Statut kann weitere Wirk- 
samkeitsvoraussetzungen vorsehen. Maßgeblicher 
Zeitpunkt für das Ausscheiden des Genossen ist die 
Erfüllung aller sich aus § 76 Abs. 1 und dem Statut 
ergebenden Voraussetzungen; hiervon hat sich der 
Vorstand vor der Eintragung des Ausscheidens in die 
Mitgliederliste zu vergewissern. 

Der bisherige Absatz 3 kann wegen des Wegfalls der 
gerichtlich geführten Liste der Genossen entfallen. 
Dies gilt auch für die bisherige Verpflichtung des 
Vorstands nach Absatz 5 Satz 2. 


14. Zu Nummer 14 — (Änderung von § 77 Abs. 3 
und 4) 

Die neugefaßten Absätze 3 und 4 tragen der Ersetzung 
der gerichtlich geführten Liste der Genossen durch die 
Mitgliederliste der Genossenschaft Rechnung. 

Nach Absatz 3 Satz 1 ist die Genossenschaft verpflich- 
tet, den Tod des Genossen sowie den Zeitpunkt der 
Beendigung der Mitgliedschaft nach § 77 Abs. 1 Satz 2 
GenG bei dem verstorbenen Genossen in der Mitglie- 
derliste zu vermerken. Einer Eintragung der Erben, 
auf welche die Mitgliedschaft übergeht, bedarf es in 
diesem Fall nicht. Bei Fortsetzung der Mitgliedschaft 
nach § 77 Abs. 2 GenG sind dagegen zusätzlich die 
Erben als neue Mitglieder unverzüglich einzutragen, 
sobald sie der Genossenschaft bekarmt sind, es sei 
denn, sie waren bereits als Mitglieder eingetragen. 
Sind der Genossenschaft die Erben nicht bekarmt, 
sind zunächst lediglich der Tod des Genossen sowie 
die Tatsache der Fortsetzung der Mitgliedschaft 
unverzüglich einzutragen. Eine Nachforschungs- 
pflicht der Genossenschaft zur Ermittlung der Erben 
besteht nicht. 

Sind die Erben des verstorbenen Genossen der Genos- 
senschaft bekarmt, so sind sie unverzüglich von den 
Eintragungen nach Satz 1 zu benachrichtigen (Ab- 
satz 3 Satz 2). 

Der neugefaßte Absatz 4 berücksichtigt die Ändenmg 
der § § 1 5 und 7 6 GenG sowie die Aufhebung der § § 7 0 
bis 72 GenG. 


15. Zu Nummer 15 — (Anfügung von § 77 a Satz 3) 

Der neue Satz 3 stellt ausdrücklich klar, daß bei 
Auflösung oder Erlöschen eines in Satz 1 erfaßten 
Mitglieds die Beendigung der Mitgliedschaft unver- 
züglich in die Mitgliederliste einzutragen ist. Aus § 30 
Abs. 2 Satz 2 folgt, daß auch der Zeitpunkt der 
Beendigung sowie die Auflösung oder das Erlöschen 
als Beendigungsgrund anzugeben sind. Die Genos- 
senschaft hat das vertretungsbefugte Organ des aus- 
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scheidenden Mitglieds oder — im Fall des Erlöschens 
durch Gesamtrechtsnachfolge — seines Gesamt- 
rechtsnachfolgers imverzüglich von der Eintragimg 
zu benachrichtigen. 


16, Zu Nummer 16 — (Neufassimg von § 93 i) 

Die Neufassimg des Absatzes 1 und die Aufhebung 
des bisherigen Absatzes 2 sind durch die Abschaffung 
der gerichtlich geführten Liste der Genossen 
bedingt. 

Nach Absatz 1 ist die übernehmende Genossenschaft 
nunmehr verpflichtet, die Eintragung der bisherigen 
Genossen der übertragenden Genossenschaft in die 
Mitgliederliste vorzunehmen und diese Genossen 
hiervon unverzüglich zu benachrichtigen. 

Der neugefaßte Absatz 2 konkretisiert diese Mittei- 
lungspflicht. Die Nummern 1 bis 4 stimmen mit der 
bisherigen Aufzählung in Absatz 3 überein; lediglich 
in Nummer 4 wird der überholte Begriff der Haftpflicht 
durch „Nachschußpflicht" ersetzt. Die Klarstellimg im 
bisherigen Absatz 3 Satz 2 , daß die Mitteilimgspflicht 
unabdingbar ist, soll entfallen, da die sonstigen Vor- 
schriften des Genossenschaftsgesetzes, die entspre- 
chende Mitteilungspflichten vorsehen (vgl. § 15 
Abs. 2, §§ 69, 93 1 GenG), diesen klarstellenden 
Hinweis nicht enthalten. Die Unabdingbarkeit der 
Mitteilimgspflichten ergibt sich auch ohne diese Klar- 
stellung aus dem Gesetz. 


17, Zu Nummer 17 — (Neufassimg von § 93 k 
Abs. 3) 

Die bisherige Anknüpfung der Kündigungsfrist an die 
Benachrichtigimg des Genossen durch das Register- 
gericht entfällt wegen der Aufhebung der gerichtlich 
geführten Liste. Die Kündigung hat daher nach dem 
neugefaßten Absatz 3 iimerhalb eines Monats seit 
dem Zugang der Mitteilung nach dem neuen § 93i 
Abs. 2 GenG, spätestens aber biimen sechs Monaten 
seit Absendung dieser Mitteilung, zu erfolgen. 


18, Zu Nummer 18 — (Neufassung von § 93 1) 

Nach bisherigem Recht hat der Vorstand die Kündi- 
gung des Genossen dem Gericht zur Eintragung in die 
Liste der Genossen unter Beifügung bestimmter 
Unterlagen unverzüglich anzumelden. Wird die Kün- 
digung eingetragen, so gilt die Mitgliedschaft des 
Genossen der übertragenden Genossenschaft bei der 
übernehmenden Genossenschaft als nicht erwor- 
ben. 

Wegen des Wegfalls der gerichtlich geführten Liste 
der Genossen und der mit der Eintragung verbunde- 
nen konstitutiven Wirkung ist nach der Neufassung 
des § 93 1 allein maßgeblich, ob die Kündigung des 
Mitglieds nach § 93 k GenG rechtswirksam erfolgt ist. 
Ist dies der Fall, hat die übernehmende Genossen- 
schaft imverzüglich in der Mitgliederliste zu vermer- 
ken, daß die Mitgliedschaft des Genossen als nicht 


erworben gilt, und den Genossen hiervon unverzüg- 
lich zu benachrichtigen. 


19. Zu Nummer 19 — (Neufassung von § 106 
Abs. 3 Satz 2) 

Nach § 106 Abs. 2 Satz 1 GenG sind in der Vorschuß- 
berechnung sämtliche Genossen namentlich, d. h. 
nach Name und Anschrift so genau zu bezeichnen, 
daß die Zwangsvollstreckung aufgrund eines Auszu- 
ges aus der für vollstreckbar erklärten Berechnung 
des Konkursverwalters möglich ist. Während der Kon- 
kursverwalter die Berechnung bislang aufgrund der 
gerichtlich geführten Liste der Genossen aufstellte, ist 
Grundlage künftig die Mitgliederliste. Da diese nicht 
vom Gericht geführt wird, hat der Konkursverwalter 
nach dem neugefaßten § 106 Abs. 3 Satz 2 GenG dem 
Konkursgericht seine Berechmmg stets mit einer 
beglaubigten Abschrift der Mitgliederliste einzurei- 
chen. Sind Personen trotz ihrer Eintragimg nicht als 
Genossen in die Berechnung eingeschlossen oder 
werden Personen in der Berechmmg aufgeführt, die 
nicht in der Mitgliederliste eingetragen sind, hat der 
Konkursverwalter dies — wie bisher — mit der Einrei- 
chung der Vorschußberechnung beim Konkursgericht 
zu erläutern. 

Die Vorschußberechnung auf der Grundlage der Mit- 
gliederliste durchzuführen, erscheint sachgerecht. Es 
muß im Interesse einer zügigen Abwicklimg des 
Konkursverfahrens sichergestellt sein, daß der Kon- 
kursverwalter die zur Konkursmasse gehörenden 
Nachschußansprüche gegen die Genossen beschleu- 
nigt realisieren kann. Dies ist nur imter Beibehaltung 
des bisherigen Verfahrens möglich. 

Einwendungen jeglicher Art gegen die Vorschußbe- 
rechmmgen köimen wie bisher im Erklänmgstermin 
nach § 108 GenG geltend gemacht werden. Nach 
§ 107 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz GenG sind die in 
der Berechnung aufgeführten Genossen zu diesem 
Termin besonders zu laden. Darüber hinaus besteht 
für den Fall, daß eine Einwendung nicht berücksich- 
tigt oder der Erörterungstermin imverschuldet ver- 
säumt wurde, die Möglichkeit, Anfechtungsklage 
nach § 1 1 1 GenG gegen den Konkursverwalter wegen 
der vollstreckbar erklärten Berechnung zu erheben. 
Die von einer unrichtigen Eintragung in die Mitglie- 
derliste betroffenen Personen haben somit ausrei- 
chende Rechtsbehelfe, um unbegründete Ansprüche 
des Konkursverwalters abwehren zu können. 


20. Zu Nummer 20 — (Neufassimg von § 147 Abs. 1) 

Die Neufassung des § 147 Abs. 1 GenG trägt dem 
Wegfall der gerichtlich geführten Liste der Genossen 
Rechnung. Die bisher in den Nummern 1 bis 3 erfaßten 
Tatbestände, die falsche Angaben gegenüber dem 
Registergericht hinsichtlich Eintragungen in die Liste 
unter Strafe stellen, werden hinfällig. Somit bleibt 
lediglich der unter Nummer 4 auf geführte Tatbestand 
weiterhin unter Strafe gestellt. 

Vorstandsmitglieder, die vorsätzlich unrichtige Ein- 
tragungen in die Mitgliederliste aufnehmen oder 
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unrichtig gewordene Eintragungen vorsätzlich nicht 
berichtigen, können sich nach § 147 Abs. 2 GenG 
strafbar machen. 


21. Zu Nummer 21 — (Ändenmg von § 156 Abs. 1 
Satz 1) 

Mit der Vorschrift soll die Umstellung des Genossen- 
schaftsregisters auf maschinelle Führung als automa- 
tisierte Datei ermöglicht werden. 

Die Genossenschaftsregister werden im Grundsatz 
nach denselben Regeln geführt vde die Handelsregi- 
ster. Nach § 156 Abs. 1 Satz 1 GenG sind die §§ 8 a imd 
9 HGB entsprechend anzuwenden. Auch die auf der 
Grundlage des § 161 Abs. 1 GenG erlassene Verord- 
nung über das Genossenschaftsregister verweist in 
ihrem § 1 auf die für das Verfahren bei der Führung 
des Handelsregisters geltenden Vorschriften und ent- 
hält nur die davon notwendigerweise abweichenden 
Regelungen. 

Zur Schaffimg der für die Automation des Genossen- 
schaftsregisters erforderlichen Gesetzesgrundlagen 
reicht es deshalb aus, daß die in Artikel 5 dieses 
Gesetzentwurfs vorgeschlagenen Vorschriften der 
§§ 8 a, 9 und 9a HGB für entsprechend anwendbar 
erklärt werden. Dies wird mit der hier vorgeschlage- 
nen Ergänzung der Verweisimgsregelimg in § 156 
Abs. 1 Satz 1 erreicht. Darüber hinaus erforderliche 
Anpassimgen der Verordnimg über das Genossen- 
schaftsregister sollen — ebenso wie bei der Handels- 
registerverfügung — durch gesonderte Rechtsverord- 
nung des Bimdesministeriums der Justiz vorgenom- 
men werden. 


22, Zu Nummer 22 — (Änderung von § 160 Abs. 1 
Satz 1) 

Die Einfügimg des neuen § 32 GenG in den Katalog 
des § 160 Abs. 1 Satz 1 GenG gibt dem Gericht die 
Möglichkeit, die Verpflichtung des Vorstands, die 
Mitgliederliste auf Verlangen des Gerichts unverzüg- 
lich einzureichen, mittels des Zwangsgeldverfahrens 
nach § 160 GenG durchzusetzen. 


23. Zu Nummer 23 — (Neufassung von § 161) 

Die teilweise überholte Regelung soll an die geltende 
Rechtslage angepaßt werden. 

Der bisherige Absatz 1 enthält eine Ermächtigimg für 
den Bimdesrat nach der Reichs verfassimg von 1871 
zum Erlaß der erforderlichen Vorschriften über das 
Genossenschaftsregister. Diese Ermächtigung ist auf- 
gnmd des Artikels 129 Abs. 1 des Grundgesetzes auf 
das Bundesministerium der Justiz übergegangen. Die 
Verordnung über das Genossenschaftsregister vom 
22. November 1923 ist bereits mehrfach durch vom 
Bundesminister der Justiz mit Zustimmung des Bun- 
desrates erlassene Verordnungen geändert worden, 
zuletzt durch Verordnung vom 20. November 1986 
(BGBl. I S. 2071). 


Die vorgeschlagene Neufassung stellt die bestehende 
Rechtslage klar. Ferner soll der Inhalt der Ermächti- 
gimg entsprechend der Regelung des § 125 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit für das Handelsregister gefaßt wer- 
den. 

Der bisherige § 161 Abs. 2 GenG ist gegenstandslos 
geworden imd kann daher entfallen. Die §§47 und 
63 e GenG nehmen nicht mehr Bezug auf eine 
Behörde; der frühere § 81 Abs. 2 Satz 2 GenG, der den 
Begriff „höhere Verwaltungsbehörde" enthielt, ist 
durch das Gesetz vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) 
gegenstandslos geworden. 


24. Zu Nummer 24 — (Anfügung von § 163 — neu) 

Die Vorschrift soll einen reibungslosen Übergang von 
der gerichtlich geführten Liste der Genossen auf die 
Mitgliederliste der Genossenschaft gewährleisten. 

Nach Absatz 1 ist das Gericht verpflichtet, die bis zum 
vorgesehenen Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geset- 
zes am 1. Januar 1994 nicht erledigten Anmeldungen 
zur Eintragimg in die Liste der Genossen an die 
Genossenschaft zurückzuleiten. Mit dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes bestimmt sidi die 
Wirksamkeit eintragimgspflichtiger Rechtshandlun- 
gen, welche die Mitgliedschaft oder die Zahl der 
übernommenen weiteren Geschäftsanteile betreffen, 
nicht mehr nach der Eintragimg, sondern ausschließ- 
lich nach den Willenserklärungen der Beteiligten. 
Demgemäß ist der Vorstand der Genossenschaft 
gehalten, die ihm vom Gericht übersandten nicht 
erledigten Eintragungsanträge daraufhin zu überprü- 
fen, ob und zu welchem Zeitpunkt unter Beachtung 
der neuen Rechtslage eine Veränderung bei der 
Mitgliedschaft oder der Zahl der Geschäftsanteile 
eingetreten ist. 

Liegen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
eine wirksame Beitrittserklärung sowie die Zulassung 
des Beitritts durch das zuständige Organ vor, so wird 
die Mitgliedschaft mit diesem Zeitpunkt begründet; 
die Genossenschaft ist verpflichtet, dies nunmehr 
durch Eintragung in die Mitgliederliste zu dokumen- 
tieren und das Mitglied hiervon zu benachrichtigen. 

Bis zum 31. Dezember 1993 nicht in die gerichtlich 
geführte Liste der Genossen eingetragene Kündigun- 
gen der Mitgliedschaft oder von Geschäftsanteilen 
führen nicht zum Ausscheiden aus der Genossen- 
schaft oder zur Vermindenmg der Geschäftsanteile in 
diesem Jahr. In diesen Fällen erfolgt das Ausscheiden 
— außer im Falle des § 76 GenG — oder die Vermin- 
derung der Geschäftsanteile frühestens nüt dem 
Schluß des Geschäftsjahres 1994 und zwar zu dem 
Zeitpunkt, der sich nach bisheriger Rechtslage bei 
Eintragung der Kündigung am 1. Januar 1994 
ergäbe. 

Dies soll nach § 163 Abs. 2 GenG allerdings nicht 
gelten, wenn in die gerichtlich geführte Liste der 
Genossen nach § 71 GenG die Vormerkung des 
Ausscheidens eines Genossen eingetragen ist. Diese 
Vormerkung dient dem kündigenden Genossen als 
Sicherung dagegen, daß sich die Beendigung der 
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Mitgliedschaft durch eine verspätete Eintragung ver- 
zögert. Damit dieser Sicherungszweck nicht vereitelt 
wird, gilt wie nach bisherigem Recht der Austritt oder 
die Ausschließung des Genossen als am Tage der 
Vormerkimg erfolgt, sofern der Vorstand den 
Anspruch in beglaubigter Form anerkennt oder er zur 
Anerkennung rechtskräftig verurteilt wird. Obwohl 
die Liste der Genossen weiterhin beim Registergericht 
einsehbar bleibt (eine entsprechende Klarstellung soll 
in die Verordnung über das Genossenschaftsregister 
auf genommen werden), erscheint eine abschließende 
Eintragung in die gerichtlich geführte Liste der 
Genossen entbehrlich. Zwar gibt diese nach Anerken- 
nung des Anspruchs oder rechtskräftiger Entschei- 
dimg den Mitgliederbestand der Genossenschaft zum 
31. Dezember 1993 nicht mehr zutreffend wieder. Der 
Einsichtnehmende wird jedoch auf diese Möglichkeit 
durch die eingetragene Vormerkimg hingewiesen. 
Anhand eines Abgleichs mit der Mitgliederliste der 
Genossenschaft kaim er leicht feststellen, ob und zu 
welchem Zeitpunkt das Ausscheiden aus der Genos- 
senschaft wirksam wurde. 


VIII. Zu Artikel 8 — (Änderung der 

V ergleichsordnung) 

Wegen des in Artikel 7 vorgesehenen Wegfalls der 
gerichtlich geführten Liste der Genossen ist die Ver- 
pflichtung nach § 111 Nr. 6 Satz 2, Erklärungen zur 
Liste der Genossen einzureichen, obsolet imd daher 
aufzuheben. 

Da die Mitgliederliste der Genossenschaft an die 
Stelle der gerichtlich geführten Liste der Genossen 
treten soll, ist die Vorschrift des § 1 1 1 Nr. 6 Satz 3 über 
den Zeitpunkt der Eintragimg auf die Mitghederliste 
zu erstrecken. 


UNTERABSCHNITT 3 

Führung des Schiffsregisters 

IX. Zu Artikel 9 — (Änderung der Schiffs- 
registerordnung und der Ver- 
ordnung zur Durchführung 
der Schiffsregisterordnung) 

Zu Absatz 1 — (Ändenmg der 

Schiffsregisterordmmg) 

Zu Nummer 1 (Neufassung von § 11 Abs. 1 Nr. 5) 

1. Durch die Neufassimg von § 11 Abs. 1 Nr. 5 soll 
erreicht werden, daß im Seeschiffsregister auch die 
für Seeschiffe nach den Vorschriften der Internatio- 
nalen Seeschiffahrtsorganisation (International 
Maritime Organisation — IMO) vergebene Schiffs- 
identifikationsnummer eingetragen wird. Diese 
Schiffsidentifikationsnummer wird in den Vor- 
schriften mit „IMO-Nummer" bezeichnet. Mit ihr 
hat es folgende Bewandtnis: 

Seit einigen Jahren ist ein Ansteigen von Straftaten 
im Zusammenhang mit Manipulationen bei Schif- 
fen zu verzeichnen. Das Ziel dieser Manipulatio- 


nen ist imterschiedlich: Teilweise geht es darum, 
von den einschlägigen Versichenmgsuntemeh- 
men Leistimgen aus Versichenmgen für den Ver- 
lust von Schiffen zu erschleichen, der dann vorge- 
täuscht wird. Teilweise soll durch solche Manipu- 
lationen aber auch die Ladung entwendet werden. 
Es sind auch Fälle bekanntgeworden, in denen das 
Schiff samt Ladung entwendet worden ist. 

Das Vorgehen in diesen Fällen ist oft sehr ähnlich. 
Das Schiff wird während der Fahrt „umgeleitet" 
imd an einem meist unbekannt bleibenden Ort mit 
einem neuen Namen, neuen Papieren und neuem 
Erscheinimgsbüd (Anstrich) versehen. Diese Vor- 
gänge werden durch die Möglichkeit des Flaggen- 
wechsels oft erleichtert. Im Ergebnis erscheint es 
für den Rechtsverkehr so, als sei das auf die Fahrt 
geschickte Schiff verloren imd ein neues Schiff in 
den Verkehr gebracht worden. In Wirklichkeit ist 
es in diesen Fällen aber ein und dasselbe Schiff. 
Vielfach ist ein und dasselbe Schiff auch Objekt 
zahlreicher Manipulationen. Es sind Fälle bekaimt- 
geworden, in denen ein Schiff achtmal Namen, 
Papier und Flagge gewechselt hat. Solchen Mani- 
pulationen kann entgegengewirkt werden, wenn 
die Schiffe mit einer Schiffsidentifikationsnummer 
versehen werden. Sie hat eine gewisse Ähnlichkeit 
mit der Fahrgestellnummer bei Kraftfahrzeugen, 
die dort auch geeignet ist, Diebstahl und Unter- 
schlagung zumindest zu erschweren. 

Die Einführung einer Schiffsidentifikationsnum- 
mer ist darüber hinaus auch geeignet, die Kontrolle 
der Einhaltung verschiedener internationaler öf- 
fentlicher Vorschriften für die Seeschiffahrt zu 
erleichtern. Im übrigen ist hierbei in erster Linie an 
die inteniationalen Abkommen und EG-rechtli- 
chen Vorschriften über die Schiffssicherheit sowie 
über die Verschmutzung der Meere von Seeschif- 
fen aus gedacht. Für die Einhaltung dieser Vor- 
schriften ist es notwendig, ein Schiff, das gegen die 
Vorschriften verstoßen hat, zu identifizieren. 
Gegenwärtig stehen dafür nur die Schiffspapiere, 
die Flagge imd der Name zur Verfügimg, die sich 
aber durch Namens- und Flaggenwechsel schnell 
verändern lassen, was die Verfolgung entspre- 
chender Verstöße erschwert. Es würde eine 
Erleichterung bedeuten, wenn jedes Schiff eine an 
ihm haftende, auf Dauer gleichbleibende Identifi- 
kationsnummer hat, die auch aus den Schiffspapie- 
ren ersichtlich ist. 

2. Die IMO hat deshalb bei ihrer 15. Vollversamm- 
lung am 19. November 1987 mit der Entschließung 
A.600 (15) ein Regelwerk über die Vergabe einer 
Schiffsidentifikationsnummer verabschiedet. Die- 
ses Regelwerk sieht die Vergabe einer Schiffsiden- 
tifikationsnummer für die Seeschiffe der Mitglied- 
staaten vor, die auf internationaler Fahrt eingesetzt 
werden. Sie erlaubt den Mitgliedstaaten, die 
Schiffsidentifikationsnummem von der IMO auch 
für Seeschiffe vergeben zu lassen, die ausschließ- 
lich auf nationaler Fahrt, d. h. in nationalen Gewäs- 
sern, eingesetzt werden. Die Entschließimg enthält 
lediglich eine Empfehlxmg an die Mitgliedstaaten, 
die Vergabe von Schiffsidentifikationsnummem 
durch nationale Vorschriften zwingend vorzu- 


116 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5553 


schreiben. Sie enthält allerdings keine Verpflich- 
tung der Mitgliedstaaten zum Erlaß entsprechen- 
der Regelungen. Wegen der Erleichterungen bei 
der Verfolgimg von Straftaten in Zusammenhang 
mit dem Schiffsverkehr und zur Durchsetzimg der 
Schiffssicherheit imd Schiffsumweltvorschriften 
erscheint es allerdings empfehlenswert, diese Ent- 
schließung im nationalen Recht umzusetzen. 

3. Die Schiff sidentifLkationsnummer der IMO wird 
ausschließlich für see gehende Schiffe mit einer 
Motorraumzahl von 100 oder mehr vergeben. 
Fischereifahrzeuge, Schiffe ohne mechanischen 
Antrieb, Sportboote, Feuer-, Such- imd Rettungs- 
schiffe, schwimmende Rimdfimksender, Hopper- 
schoten, Tragflächenboote imd Luftkissenfahr- 
zeuge, Schwimmdocks und andere Bauwerke, 
Kriegsschiffe imd Truppentransportschiffe sowie 
hölzerne Schiffe erhalten diese Schiffsidentifika- 
tionsnummer nicht. Bei ihnen sind auch die abzu- 
wehrenden Gefahren vergleichsweise gering. Die 
IMO-Nummer ist eine vom Lloyds-Register zuge- 
teilte Nummer, die beim Bau des Schiffes oder bei 
dessen erster Eintragung in ein Schiffsregister 
vergeben wird und weicher die Buchstaben „ IMO " 
vorangestellt werden. Sobald sich ein Mitgliedstaat 
entschieden hat, das Regelwerk zu übernehmen, 
erhält er die Aufforderung, allen in Betracht kom- 
menden Schiffen unter seiner Flagge eine IMO- 
Nummer zuzuteilen oder zuteilen zu lassen und 
diese Nummer in die Schiffspapiere einzutragen. 
Die Mitgliedstaaten, die das Regelwerk übernom- 
men haben, teilen das der IMO mit, damit diese 
wiederum die übrigen Mitgliedstaaten in Kenntnis 
setzen kann. 

Quellen für die Feststellung der Identifikations- 
nummer sind die amtlichen Veröffentlichungen 
tmd die sonstigen Informationsmedien vom Lloyd's 
Register sowie von „Lloyd's Maritime Information 
Services". Wenn einzelne Kennzeichen eines 
Schiffes nicht mit den Eintragimgen im Register of 
Ships oder in den dazugehörigen Ergänzungshef- 
ten übereinstimmen, weil z. B. das Schiff einen 
anderen Namen erhalten hat, oder wenn bei einer 
Hafenstaat-Kontrolle Zweifel darüber aufkommen, 
ob die in den Schiffspapieren angegebene Num- 
mer die richtige ist, kann beim Lloyd's Register, 
beim IMO- Sekretariat oder beim Flaggenstaat um 
nähere Auskunft nachgesucht werden. 

Die IMO-Nummer soll grundsätzlich in das Schiffs- 
zertifikat oder den Schiffsbrief imd in alle Zeug- 
nisse eingetragen werden, die nach einem IMO- 
Übereinkommen erteilt worden sind. Soweit son- 
stige Zeugnisse verwendet werden, z. B. ein Ver- 
messungszeugnis für die Durchfahrt durch den 
Suez- oder den Panama-Kanal, soll die IMO-Num- 
mer darin ebenfalls eingetragen werden. Die IMO- 
Nummer soll dabei grundsätzlich an der Stelle 
eingetragen werden, an welcher in den Papieren 
das Unterscheidungszeichen oder -Signal des 
Schiffes vermerkt ist. 

4. Die Bimdesregierung hat das Bundesamt für See- 
schiffahrt und Hydrographie (BSH) gebeten, mög- 
lichst bald die Voraussetzungen zu schaffen, um 
zusammen nüt dem Rufzeichen oder Unterschei- 


dungssignal die IMO-Nummer in die Zeugnisse 
und Bescheinigungen für Seeschiffe eintragen zu 
können. Im Zusammenhang mit diesen Bemühun- 
gen sind die IMO-Nummem bereits in die elektro- 
nische Schiffsdatenkartei übernommen worden 
und können dort abgerufen werden. Die See- 
Berufsgenossenschaft ist in der Lage, die IMO- 
Nummem in die von ihr neu auszustellenden 
Sicherheitszeugnisse zu übernehmen. Angesichts 
einer Gültigkeitsdauer dieser Zeugnisse von maxi- 
mal fünf Jahren dürften spätestens nach Ablauf von 
fünf Jahren alle internationalen imd nationalen 
Sicherheitszeugnisse mit der IMO-Nummer verse- 
hen sein. An Bord dürfte diese Nummer aber schon 
früher verfügbar sein, da die Gültigkeitsdauer der 
Funksicherheitszeugnisse nur ein Jahr beträgt. 
Nach der Übernahme der IMO-Nummem in die 
Seeschiffsbestandsdatei sind jetzt auch die Voraus- 
setzungen dafür geschaffen worden, daß in Meß- 
briefen und Bescheinigimgen im Feld „Unterschei- 
dungssignal" auch die IMO-Nummer eingetragen 
werden kann. Bei neugebauten Schiffen wird die 
IMO-Nummer nach Eingang des Vermessimgsan- 
trags vom BSH beim Lloyd's Register — Außen- 
stelle Hamburg — abgefragt und in die Vermes- 
sungsdokumente eingetragen. Um die Entschlie- 
ßimg vollständig umsetzen zu können, muß die 
Aufnahme der IMO-Nummer in das Seeschiffsregi- 
ster, das Schiffszertifikat und in den amtlich 
beglaubigten Auszug aus diesem sichergestellt 
werden. 

5. Diesem Zweck dient zunächst die Neufassung von 
§ 11 Abs. 1 Nr. 5, der die bei Anmeldung eines 
Seeschiffs zum Seeschiffsregister zu machenden 
Angaben beschreibt. Die weiteren Änderungen 
betreffen die Verordnung zur Durchführung der 
Schiffsregisterordnung, die durch Absatz 2 geän- 
dert wird. Diese Änderungen werden dort erläu- 
tert. Die Schiffsidentifikationsnummer der IMO 
wird mit „IMO-Nummer" bezeichnet. Die Auf- 
nahme des Kürzels „IMO" entspricht dem tatsäch- 
lichen Aussehen dieser Schiffsidentifikationsnum- 
mem, die nach der Entschließung der IMO mit 
deren Kürzel beginnen. Im übrigen ist die Bezeich- 
nung bewußt so kurz und knapp gewählt worden, 
damit sie leicht in den notwendigerweise engen 
Spalten der Vordrucke imtergebracht werden 
kann. 


Zu Nummer 2 (Anfügung von § 93 — neu) 

§ 93 alter Fassung enthielt die Berlin-Klausel imd ist 
mit dem Wirksam werden des Beitritts zum 3. Oktober 
1990 gegenstandslos geworden. Die freigewordene 
Stelle soll nun mit einer Verweisimg auf die Vorschrif- 
ten des siebenten Abschnitts der Grundbuchordnung 
gefüllt werden. Die Vorschriften des siebenten 
Abschnitts ermächtigen die Länder, das Grundbuch in 
maschineller Form zu führen und enthalten die dazu 
erforderlichen sachlichen Vorschriften. Diese Mög- 
lichkeiten sollen auch für das Schiffsregister einge- 
führt werden. Wegen der Erläuterungen der Vor- 
schriften des siebenten Abschnitts im einzelnen wird 
auf die Erläuterungen zu Artikel 1 Nr. 29 verwiesen. 
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Im Unterschied zu der dort vorgesehenen Regelung 
sollen den Online-Zugriff bei Vorhegen der übrigen 
Voraussetzungen nur das Bundesamt für Seeschiff- 
fahrt \md Hydrographie, Strafverfolgungsbehörden 
vmd die See-Berufsgenossenschaft erhalten. Andere 
Stellen sollen durch Rechtsverordnung des Bundesmi- 
nisteriums der Justiz mit Zustimmung des Bundesra- 
tes zugelassen werden können. 


Zu Absatz 2 — (Änderung der Verordnung zur 
Durchfühnmg der 
Schiffsregisterordnung) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 27 Abs. 1) 

Zu Buchstabe a (Neufassung von Nr. 2) 

Durch eine entsprechende Ergänzung von § 11 Abs. 1 
Nr. 5 der Schiffsregisterordnung soll eine Verpfhch- 
timg zur Anmeldung der IMO-Nummem und etwai- 
ger Änderungen vom Seeschiffsregister geschaffen 
werden. In der Schiffsregisterordnung ist allerdings 
nicht festgelegt, an welcher Stehe die zu machenden 
Angaben im Seeschiffsregister, im Schiffszertifikat 
und in den amthchen Auszügen aus dem Schiffszerti- 
fikat einzutragen sind. Dies muß durch eine entspre- 
chende Änderung der Durchfühnmgsverordnung zur 
Schiffsregisterordnung festgelegt werden. Diese Än- 
derungen der Verordnung sohen zur Beschleunigung 
des Verfahrens unmittelbar im Gesetz erfolgen und 
von einer sog. „Entsteinerungskiauser begleitet wer- 
den, die in Artikel 18 Abs. 1 enthalten ist. Die 
Änderungen betreffen den § 27 Abs. 1, der den Inhalt 
der ersten Abteilung des Seeschiffsregisters be- 
schreibt, den dazugehörigen Vordruck der Anlage 1 
sowie die Vordrucke der Anlagen 4 und 5, die den 
Inhalt des Schiffszertifikates und des amthchen 
beglaubigten Auszugs aus dem Schiffszertifikat 
bestimmen. 

Für die Eintragung der IMO-Nummer kamen grund- 
sätzhch zwei Stehen in Betracht: Zum einen war an die 
Spalte 1 der ersten Abteilung des Seeschiffsregisters 
zu denken und die entsprechenden Stehen in den 
Vordrucken in den Anlagen 1, 4 vmd 5, welche bisher 
nur den Namen des Schiffes angeben. In Frage kam 
aber auch die Spalte 2 der ersten Abteilung des 
Seeschiffsregisters und die entsprechenden Stellen in 
den Vordrucken, die das Unterscheidungssignal, das 
dem Schiff bestimmt worden ist, nennen. Für beide 
Eintragungsstehen sprechen gute Gründe: Für die 
Spalte 1 der ersten Abteüung des Seeschiffsregisters 
spricht der Umstand, daß die IMO-Nummer das Schiff 
gewissermaßen kodiert benennen soh, für die Spalte 2 
spricht der Umstand, daß es sich auch um ein speziel- 
les Unterscheidungsmerkmal handelt. Entscheidend 
für die Auswahl der Spalte 2 war, daß das IMO- 
Regelwerk die Angabe der IMO-Nummer bei dem 
Unterscheidungssignal vorsieht. Da die IMO-Num- 
mer den von ihr erwarteten Effekt aber nur erreichen 
kaim, wenn sie schneh und einheitiich immer an 
derselben Stehe zu finden ist, erscheint es zwingend, 
daß sie auch im Schiffsregister, im Schiffszertifikat 
und dem amtiich beglaubigten Auszug aus dem 


Schiffszertifikat im Zusammenhang mit dem Unter- 
scheidvmgssignal angegeben wird. 


Zu Buchstabe b (Neufassung von Nr. 10) 

In das Seeschiffsregister können bisher gnmdsätzhch 
nur Seeschiffe eingetragen werden, die Deutschen 
oder Gesehschaften gehören, deren Anteüe mehrheit- 
hch Deutschen zustehen. Diese Rechtslage dürfte 
nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 
25. Jvdi 1991 in der Rechtssache „Factortame" (Rs. 
C-221/89, noch nicht in der amtlichen Sammlung; 
veröffentiicht in der Europäischen Zeitschrift für Wirt- 
schaftsrecht 1991, S. 764) mit dem EWG-Vertrag nicht 
(mehr) zu vereinbaren sein. Vielmehr wird EG- 
Bürgem der Zugang auch zu den Flaggen anderer 
EG-Mitgliedstaaten geöffnet werden müssen. Der 
Europäische Gerichtshof hat aber anerkannt, daß dies 
nicht generell und ohne jede Bedingvmg erfolgen 
muß. Es bleibt nach der Entscheidung den Mitghed- 
staaten insbesondere Vorbehalten, als Voraussetzung 
für die Eintragung eines Fischereifahrzeuges (= Ver- 
leihung der „Staatszugehörigkeit" für das Schiff) zu 
verlangen, daß das fragliche Schiff von diesem Mit- 
gliedstaat aus operiert und sein Einsatz von dort aus 
geleitet und überwacht wird. 

Die Entscheidung soll mittels einer Ergänzung des 
Flaggenrechtsgesetzes auch für Seeschiffe umgesetzt 
werden. Es soll dabei zur Voraussetzvmg gemacht 
werden, daß der Einsatz von Schiffen in EG-ausländi- 
schem Eigentum vmter der Bundesflagge von 
Deutschland aus geleitet und überwacht vdrd. Dies 
soll dadurch sichergestellt werden, daß in diesen 
Fällen die Bestellung eines oder mehrerer verantwort- 
hcher ständiger Beauftragten zur Voraussetzung für 
das Recht zum Führen der deutschen Flagge gemacht 
wird. Hierfür wäre eine Ergänzung auch des Schiffs- 
registerrechts dahingehend erforderlich, daß die 
Möglichkeit der Eintragung dieses Beauftragten in 
das Register geschaffen wird. Es erscheint angezeigt, 
begleitend zu dem angesprochenen Vorhaben im 
Rahmen dieses Entwvirfs bereits jetzt die erforderli- 
chen registerrechtlichen Vorkehrungen zu treffen. So 
läßt sich auch verhindern, daß die Schiffsregisterord- 
nvmg kurz hintereinander mehrmals geändert wird. 

Die erforderlichen Änderungen sind sehr geringfügig. 
Es braucht ledighch vorgesehen zu werden, daß in 
der für flaggenrechtliche Vermerke vorgesehenen 
Spalte 10 der ersten Abteilimg des Seeschiffsregisters 
auch ein verantwortlicher ständiger Beauftragter ein- 
getragen wird. Dies wird erst nach einer entsprechen- 
den Ergänzung des Flaggenrechtsgesetzes praktisch, 
weil die Bestellung eines Beauftragten derzeit lücht 
Voraussetzung für das Flaggenführungsrecht ist. Die 
Eintragung des Beauftragten ist bei einer entspre- 
chenden Änderung des Flaggenrechtsgesetzes daim 
allerdings zwingend, wenn das Schiff EG-ausländi- 
scher Eigentümer in das deutsche Seeschiffsregister 
eingetragen werden soll. Ist das Schiff eingetragen, 
sind auch Änderungen hinsichtlich der Person des 
ständigen Beauftragten anzumelden. Eine Eintragung 
des Beauftragten in das Schiffszertifikat und den 
amthchen Auszug aus dem Schiffszertifikat erscheint 
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demgegenüber nicht notwendig. Beide enthalten den 
allgemein gehaltenen und nach der angestrebten 
Änderung des Flaggenrechtsgesetzes immer noch 
zutreffenden Hinweis, daß das Recht zur Fühnmg der 
Bundesflagge nach einem bestimmten, darin anzuge- 
benden Paragraphen des Flaggenrechtsgesetzes ge- 
geben ist. Anhand der Paragraphenangabe kann der 
Interessierte ersehen, daß es für das Schiff einen 
Beauftragten geben muß. Das erscheint ausreichend. 
Die Frage der Flaggenführung durch ausländische 
Schiffe stellt sich in der Praxis nur bei Seeschiffen, 
denn Binnenschiffe haben kein international allge- 
mein anerkanntes Flaggenstatut. Darüber hinaus 
erstreckt sich die Eintragungspflicht nach § 10 
Absatz 2 der Schiffsregisterordnung auch auf die 
Binnenschiffe ausländischer Eigentümer, wenn die 
Schiffahrt nicht nur gelegentlich oder vorübergehend, 
sondern für längere Dauer von einem bestimmten in 
Deutschland gelegenen Ort aus betrieben wird. 
Schließlich ist in den Europäischen Gemeinschaften 
der freie Zugang zu den Binnenwasserstraßen nicht 
von der Staatsangehörigkeit der Eigner des Biimen- 
schiffs abhängig, wenn es sich dabei um Unionsbürger 
(Artikel 8 Abs. 1 EWG-Vertrag in der Fassung des 
Vertrages vom 7. Februar 1992 über die Europäische 
Union, BGBl. 1992 II S. 1251, 1253) handelt. 


Zu den Nummern 2 bis 4 (Änderung der 

Anlagen 1, 4 und 5) 

Die Nummern 2 bis 4 enthalten Folgeänderungen zu 
der Ändenmg des § 27 Abs. 1 Nr. 2. Die Einfügimg der 
IMO-Nummer macht entsprechende Ergänzungen in 
den Vordrucken der Anlagen 1, 4 und 5 erforderlich. 
Ihr Inhalt wurde bei der Erläuterung der Änderung 
von § 27 Abs. 1 Nr. 2 näher dargestellt (oben zu 
Nummer 1 Buchstabe a). Darauf wird Bezug genom- 
men. 


Zu Nummer 5 (Änderung von § 55) 

Nummer 5 enthält eine weitere Folgeänderung zu § 27 
Abs. 1 Nr. 2 neu. Da die neu aufzunehmende IMO- 
Nummer eine Angabe ist, die in den bestehenden 
Registerblättem nicht enthalten und auf den vorhan- 
denen Vordrucken nicht vorgesehen ist, muß eine 
Überleitungsvorschrift geschaffen werden. Sie soll 
von der Entsteinenmgsklausel des Artikel 18 Abs. 1 
erfaßt und deshalb in die Verordnung selbst einge- 
stellt werden. Als günstigster Standort erweist sich 
§ 55, der eine vergleichbare Fragestellung für die 
Neufassung der Verordnung zur Durchführung der 
Schiffsregisterverordnung aus dem Jahre 1980 
betrifft. Jetzt erforderliche Überleitimgsvorschriften 
sollen deshalb als neuer Absatz 2 an diese Vorschrift 
angefügt werden. Der bisherige Text wird Absatz 1. 

In Satz 1 des neuen Absatzes 2 ist vorgesehen, daß § 17 
der Schiffsregisterordnung für die erstmalige Zutei- 
lung der IMO-Nümmem anzuwenden ist. Soweit ein 
Seeschiff neu ziun Register angemeldet wird, ergibt 
sich dies zwar bereits aus § 11 Abs. 1 Nr. 5 der 
Schiffsregisterordnung. Diese Vorschrift gilt aber 
nicht für bereits eingetragene Seeschiffe, die jetzt 


erstmals eine IMO-Nummer erhalten. Diese soll 
„nachgemeldet" werden. Zur Vermeidung unnötigen 
Kostenaufwandes ist in Absatz 2 Satz 2 vorgesehen, 
daß nachgemeldete IMO-Nummem auf den vorhan- 
denen Blättern bei dem Unterscheidungsmerkmal 
hinzuzusetzen sind. Dies kann handschriftlich, mit 
Schreibmaschine oder mit einem entsprechenden 
Stempelaufdruck geschehen. 

§ 55 Abs. 2 Satz 3 neu sieht vor, daß vorhandene 
Vordrucke, die den bisher geltenden Vorschriften 
entsprechen, weiter verwendet werden können, wenn 
die IMO-Nummer handschriftlich, mit Maschine oder 
Stempelaufdruck hinzugesetzt wird. Hiermit wird ein- 
mal erreicht, daß die bestehenden Registerblätter 
nicht nur für die Anbringimg der IMO-Nummer neu- 
gefaßt und die vorhandenen Vordrucke auch für neue 
Eintragungen weiterverwendet werden können und 
nicht vernichtet werden müssen. 

Für die Änderung von § 27 Abs. 1 Nr. 10 war eine 
Übergangsregelung nicht erforderlich, da es hier stets 
um Neueintragimgen geht. 


UNTERABSCHNITT 4 
Führung des Vereinsregisters 


X. Zu Artikel 10 — (Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) 


Vorbemerkung 

Artikel 10 ändert das Bürgerliche Gesetzbuch mit dem 
Ziel, das Vereinsregister für die maschinelle Führung 
zu öffnen. Der Standort der Regelungen im Bürgerli- 
chen Gesetzbuch ist systematisch nicht glücklich. Es 
handelt sich um Vorschriften, die eher dem Verfah- 
rensrecht zuzuordnen und darum vielleicht besser in 
das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit einzustellen wären. Der Entwurf 
schlägt die Einstellung in das Bürgerliche Recht 
deshalb vor, weil — wenig systematisch — die orga- 
nisatorischen Grundnormen des Vereinsregister- 
rechts, die Zuständigkeit der Amtsgerichte für die 
Führung des Vereinsregisters und die Einsicht in das 
Register dort geregelt sind. Außerdem würde eine 
Einstellung in das Gesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit eine nicht unkompli- 
zierte Feinabstimmung mit den Vorschriften über das 
Handelsregister erfordern. Es scheint deshalb insge- 
samt zweckmäßiger, die Vorschriften zu den Grund- 
normen in das Bürgerliche Gesetzbuch aufzuneh- 
men. 

Die Vorschriften sind den Vorschriften über die Füh- 
rung des Grundbuchs in maschineller Form nachge- 
bildet. Auf die Erläuterungen dieser Vorschriften 
kann daher weitgehend Bezug genommen werden. 
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1. Zu Nummer 1 — (Anfügung von § 55 a neu) 

§ 55 a ermächtigt die Länder zur Fühnmg des Vereins- 
registers in maschineller Form. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen wörtlich dem 
§ 126 Abs. 1 GBO. Das dazu Gesagte gilt hier 
entsprechend. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht seinem Gehalt nach § 126 Abs. 3 
GBO. Er erscheint nötig, weil das Vereinsverzeichnis 
in § 11 der Bestimmungen des Bundesrates über das 
Vereinsregister und das Güterrechtsregister vom 
3. November 1898 (Zentralblatt für das Deutsche 
Reich S. 438 ff., geändert durch Beschluß des Reichs- 
rats vom 24. Januar 1924 — Reichsministerialblatt 
S. 22) in der in den Ländern jeweils geltenden Fassung 
keine ausreichende Rechtsgrundlage hat. Es handelt 
sich hierbei jetzt um eine Verwaltungs Vorschrift der 
Länder. Für die Führung eines Verzeichnisses der 
Vereine erscheint aber im Lichte der inzwischen 
eingetretenen Entwicklung eine gesetzliche Grund- 
lage erforderlich. Sie wird hiermit geschaffen. Damit 
werden auch etwaige Unklarheiten über das Fortgel- 
ten der Bundesratsbestimmungen beseitigt. 


Zu Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht weitgehend dem § 128 GBO. 
Auf das dort Gesagte wird Bezug genommen. 


Zu Absatz 4 

Die Vorschrift entspricht weitgehend dem § 129 GBO. 
Auf das dort Gesagte wird verwiesen. 


Zu Absatz 5 

Mit der Vorschrift soll das Bundesmiiüsterium der 
Justiz ermächtigt werden, mit Zustimmung des Bun- 
desrates einheitliche Vorschriften für die Führung des 
Vereinsregisters zu erlassen. Die Ermächtigung bietet 
die Möglichkeit, die Bundesratsbestimmungen bun- 
deseinheitlich auf eine klare Rechtsgnmdlage zu 
stellen und ihre Geltung im gesamten Bundesgebiet 
sicherzustellen. Hierbei können dann — wie in der 
Grundbuchordnung — auch die Einzelheiten der 
Führung des Vereinsregisters in maschineller Form 
geregelt werden. 


2. Zu Nummer 2 — (Änderung von § 79) 

Zu Buchstabe a (Büdimg des neuen Absatzes 1) 

Der bisherige Inhalt des § 79 BGB, der die Einsichts- 
berechtigimg in das Vereinsr^gister regelt, soll 
Absatz 1 werden. 


Zu Buchstabe b (Anfügung der Absätze 2 bis 8) 

Absätze 2 bis 8 entsprechen § 133 GBO. Auf dessen 
Erläuterung wird Bezug genommen. Anders als dort 
werden für die Bestimmung des Online-Zugriffs die 
Kriterien des § 9a HGB übernommen. 


3, Zu Nummer 3 — (Änderung von § 1114) 

Nach § 1 1 14 kann ein Bruchteü eines Grundstücks mit 
einer Hypothek mu dann belastet werden, wenn er in 
dem Anteü eines anderen Miteigentümers besteht. 
Eine Ausnahme von dieser Vorschrift ist nach der 
Rechtsprechung unter anderem in dem Fall zulässig, 
daß das Grundstück nach § 3 Abs. 3 der Grundbuch- 
ordnung gebucht ist (vgl. BayObLGZ 1974, 466), da in 
diesem Fall auch bereits eine Belastung der noch 
einem Eigentümer gehörenden Anteile wirtschaftlich 
sinnvoll ist. Die Änderung trägt dem Rechnung und 
läßt die Belastung noch vor Übertragung des Mitei- 
gentumsanteüs in dem Rahmen zu, wie nach dem 
neuen § 3 Abs. 6 der Grundbuchordnung eine 
Buchung des Miteigentumsanteils vor seiner Obertra- 
gxmg zulässig ist. Über weitere Ausnahmen von § 1 1 14 
ist damit nichts gesagt. 


UNTERABSCHNITT 5 
Anpassung des Kostenrechts 

XL Zu Artikel 11 — (Änderung der 
Kostenordnung) 

1. Zu Nummer 1 — (Änderung von § 8) 

Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 der Kostenordnung soll bei 
Geschäften, die auf Antrag vorzunehmen sind, die 
Vornahme des Geschäfts grundsätzlich davon abhän- 
gig gemacht werden, daß der nach § 8 Absatz 1 der 
Kostenordnung zu erhebende Kostenvorschuß ge- 
zahlt oder sichergestellt wird. Da es sich bei nahezu 
allen Grundbuchgeschäften um Antragsgeschäfte 
handelt, muß bei den Grundbuchämtem nach der 
geltenden Regelung ein erheblicher Teil des Arbeits- 
aufwandes für die vorschußweise Erhebung der 
Kosten sowie die Fertigung einer weiteren Verfügung, 
welche die Erledigxing des Antrags von der Zahlung 
oder Sicherstellung des angeforderten Kostenvor- 
schusses abhängig macht, verwandt werden. Bedingt 
hierdurch steigt auch der Aktenumlauf. 

Artikel 1 1 Nr. 1 des Entwurfs sieht nunmehr vor, die 
Erledigung des Antrags nur noch dann von der 
Zahlung oder Sicherstellung des Kostenvorschusses 
abhängig zu machen, wenn dies zur Sicherung des 
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Eingangs der Kosten angebracht erscheint. Dieser Fall 
dürfte insbesondere dann gegeben sein, wenn bei- 
spielsweise der Antrag auf Eintragimg einer Grund- 
schuld durch den Notar nicht auch — wie üblich — im 
Namen des zukünftigen Gläubigers gestellt wird und 
es sich bei dem einzigen verbleibenden Kostenschuld- 
ner um den Eigentümer eines Grundstücks handelt, 
über das bereits das Zwangsversteigerungsverfahren 
eröffnet worden ist. Da diese oder ähnliche Fälle 
sicherlich selten Vorkommen werden, dürfte die vor- 
gesehene Ergänzung von § 8 der Kostenordnung mit 
einer erheblichen Arbeitserspamis und - erleich te- 
rung verbunden sein. 

Vorstehendes gilt in ähnlichem Maße auch für die 
Nachlaßsachen. Der Entwurf sieht daher auch hier 
eine Erledigung vor, ohne diese von der vorherigen 
Zahlung des Kostenvorschusses abhängig zu ma- 
chen. 


2. Zu Nummer 2 — (Anfügung von § 73 Satz 3) 

Durch den neuen § 73 Satz 3 der Kostenordnung soll 
geklärt werden, daß für den amtlichen Auszug aus 
dem EDV- Grundbuch die gleichen Kosten anfallen 
wie für Auszüge aus dem Papier-Grundbuch. 


3* Zu Nummer 3 — (Änderung von § 83) 

Die vorgeschlagene Neufassung des ersten Halbsat- 
zes berücksichtigt den in Artikel 7 vorgesehenen 
Wegfall der gerichtlich geführten Liste der Genos- 
sen. 


4. Zu Nummer 4 — (Änderung von § 89 Abs. 1) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung der Änderun- 
gen beim Handels-, Genossenschafts- und Vereinsre- 
gister, die daraus resultiert, daß bei diesen Registern 
im Falle ihrer maschinellen Führung die herkömmli- 
chen Abschriften durch Ausdrucke ersetzt werden 
sollen. Nach § 89 Abs. 1 wird für die Erteilung 
beglaubigter Abschriften aus dem Register eine 
Beglaubigimgsgebühr von 15 bis 35 DM erhoben. 
Dieser Gebührenrahmen soll nach der hier vorge- 
schlagenen Ergänzung des § 89 Abs. 1 auch für 
amtliche Ausdrucke aus dem maschinell geführten 
Register gelten. 

ABSCHNITT 2 

Bereinigung vertrags- 
und eigentumsrechtlicher Fragen 

Vorbemerkung 

1. Das Vertrags- und Sachenrecht der früheren Deut- 
schen Demokratischen Republik hatte sich in einer 
Reihe von Punkten weit vom Vertrags- und 
Sachenrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches ent- 
fernt Der Einigimgsvertrag hatte beide wieder 
zusammenzuführen. Dies ist durch die Einstellung 


insbesondere der Artikel 232 (Schuldrecht) und 233 
(Sachenrecht) in das Einführungsgesetz zum Bür- 
gerlichen Gesetzbuche (EGBGB) geschehen. In 
diesem Zusammenhang ist auch Artikel 231 § 5 
EGBGB zu sehen. Bereits im Zeitpunkt des Eini- 
gungsvertrages war abzusehen, daß weitere Maß- 
nahmen des Gesetzgebers zur Vereinheitlichung 
des Vertrags- imd Sachenrechts und zur Abwick- 
lung von Besonderheiten in den neuen Ländern 
erforderlich sein würden. Deshalb hat bereits der 
Einigimgsvertrag Bereinigimgsvorbehalte vorge- 
sehen für den Bereich der beschränkten dinglichen 
Rechte (Artikel 233 § 3 Abs. 2 EGBGB) und für den 
Bereich der vertraglichen Nutzimg von Gnmdstük- 
ken für Erholungs- imd Freizeitzwecke (Artikel 232 
§ 4 Abs. 1 EGBGB). 

2. Hierbei hatte man allerdings in erster Linie, wenn 
auch nicht ausschließlich, daran gedacht, eine 
Rechtsvereinheitlichimg herbeizuführen. In der 
Rechtspraxis seit dem Wirksamwerden des Beitrit- 
tes zeigte sich rasch, daß in zahlreichen Bereichen 
nicht nur eine reine Rechtsbereinigung, sondern 
eine erstmalige Gestaltung vertraglicher und ding- 
licher Verhältnisse erforderlich war. Zu Zeiten der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
hatten die Behörden nämlich häufig die bestehen- 
den Vorschriften des DDR-Rechtes nicht oder nicht 
genau eingehalten und damit in großem Umfang 
„hinkende" Vertragsverhältnisse erzeugt. Die 
Nutzung von Grund imd Boden wurde oftmals nur 
tatsächlich durchgeführt, ohne jedoch die tatsäch- 
liche Form der Nutzung rechtlich auszugestalten. 

3. Der Gesetzgeber hat bisher nur einen Teü dieses 
Regelungsbedarfes abdecken köimen. Im Gesetz 
zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privati- 
sierung von Unternehmen und zur Förderung von 
Investitionen vom 22. März 1991 (BGBL I S. 766) 
und durch das Gesetz zur Regelung von Vermö- 
gensfragen der Sozialversicherung im Beitrittsge- 
biet und zur Änderung von Gesetzen vom 20. De- 
zember 1991 (BGBL I S. 2313) hat er den Bereich 
der Vermögenszuordnung behandelt. Mit dem 
Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetz vom 
14. Juli 1992 (BGBL I S. 1257) konnten einige 
wichtige Bereiche des Sachenrechts einer Rege- 
lung zugeführt werden. Es handelt sich hierbei um 
die nähere Ausgestaltung dinglicher Nutzungs- 
rechte (Artikel 233 § 4 Abs. 3 bis 5 neu EGBGB), um 
die erstmalige Bestimmung der Rangverhältnisse 
von Rechten nach dem Zivilgesetzbuch der frühe- 
ren Deutschen Demokratischen Republik (Arti- 
kel 233 § 9 neu EGBGB), die Vertretungsregelung 
für die zahlreichen in den neuen Ländern noch 
vorhandenen altrechtlichen Gemeinschaften (Arti- 
kel 233 § 10 neu EGBGB) und vor allem um 
Vorschriften zur Abwicklung der Bodenreform (Ar- 
tikel 233 §§ 11 bis 16 neu EGBGB). Zur Absiche- 
rung einer Neuordnung der dinglichen Nutzungs- 
verhältnisse an Grund und Boden wurde mit dem 
Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetz ein 
Moratorium (Artikel 233 § 2 a neu EGBGB) geschaf- 
fen. Offengeblieben sind neben dieser umfassen- 
den — wenn auch vorläufigen — Neuordnung der 
dinglichen Nutzungsverhältnisse an Grund und 
Boden die Neuordnung der vertraglichen Nutzung 
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von Grundstücken für Freizeit- und Erholungs- 
zwecke, die Bereinigung der Grundbücher von 
überholten Dienstbarkeiten und Grundpfandrech- 
ten sowie die Bestinmiung des Eigentums bei 
ungetrennten Gnmdstücken und die Neuordnung 
der Befugnis zur Ausübung von dinglichen Nut- 
zungsrechten, soweit sich die Verleihung oder 
Zuweisung auf Teile von Grundstücken bezieht. 
Zwischenzeitlich hat sich ergänzender Regelimgs- 
bedarf ergeben. Es handelt sich um Vorschriften 
über die Heilung von formellen Vertretungsmän- 
geln bei Kaufverträgen, über den Bestand von 
Nutzungsverträgen bei ehemals LPG-genutzten 
Grundstücken sowie vor allem um Vorschriften 
über eine Bodenneuordnung im Beitrittsgebiet, 
durch die die Anpassung der Rechtsverhältnisse an 
die durch die Bebauung im komplexen Wohnungs- 
bau und in ähnlicher Form entstandenen tatsächli- 
chen Gegebenheiten erreicht werden soU. Schließ- 
lich muß auch die Zwangsversteigerungsfähigkeit 
von bebauten Grundstücken in den neuen Ländern 
wiederhergestellt werden. 

4. a) Die umfassende Neugestaltung der dinglichen 

Nutzungsverhältnisse an Gnmd und Boden soll 
durch ein besonderes Sachenrechtsbereini- 
gungsgesetz erreicht werden. Für die Neurege- 
lung der vertraglichen Nutzimg von Gnmdstük- 
ken für Erholimgs- imd Freizeitzwecke ist eben- 
falls ein besonderes Gesetz vorgesehen. 

b) Die Bereinigung der Gnmdbücher von überhol- 
ten Grundpfandrechten \md beschränkten 
dinglichen Rechten ist Gegenstand des Gnmd- 
buchbereinigungsgesetzes (Artikel 2 dieses 
Gesetzes). Wegen der einzelnen Maßnahmen 
und ihrer Erläutenmg wird auf die Begründung 
zu Artikel 2 Bezug genommen. 

c) Durch entsprechende Ändenmgen des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Gesetz betreffend die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal- 
tung sowie des Einführungsgesetzes zum Bür- 
gerlichen Gesetzbuche sollen die übrigen offe- 
nen und neu aufgetretenen Fragen geregelt 
werden, 

5. Nicht auszuschließen ist, daß auch in Zukunft noch 
neue regelungsbedürftige Fragen auftreten. Da 
sich dies aber nicht absehen läßt, soUen wie bisher 
die schon absehbaren und regelungsfähigen Fra- 
gen geklärt werden. 


Xn. Zu Artikel 12 — (Änderung des 

Einführungsgesetzes zum 
Gesetz betreffend die 
Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltimg) 

Vorbemerkung 

1. Die Durchführung von Zwangsversteigenmgsver- 
fahren ist bei bebauten Grundstücken im Beitritts- 
gebiet mit erheblichen Schwierigkeiten verbim- 
den. Es muß damit gerechnet werden, daß Zwangs- 
versteigenmgsverfahren dieser Art in großem 


Umfang eingestellt werden. Dies hat im wesentli- 
chen zwei Gründe: 

(1) Der Wert des zu versteigernden Gnmdstücks 
kann nicht exakt ermittelt werden. 

(2) Auf diesen Gnmdstücken lasten dingliche Nut- 
zungs- und Mitbenutzungsrechte und Gebäu- 
deeigentumsrechte, die aus dem Grundbuch 
nicht ersichtlich sind und durch den Zuschlag 
nicht erlöschen. 

2. In der Zwangsversteigerung kann nicht für jedes 
Meistgebot der Zuschlag erteilt werden. Bleibt das 
abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapi- 
talwertes der nach den Versteigenmgsbedingim- 
gen bestehenbleibenden Rechte imter sieben 
Zehnteilen des Grundstückswertes, so kann nach 
§ 74 a Abs. 1 ZVG ein Berechtigter, dessen 
Anspruch ganz oder teilweise durch das Meistge- 
bot nicht gedeckt ist, aber bei einem Gebot in der 
Höhe von mindestens sieben Zehnteilen voraus- 
sichtlich gedeckt sein würde, die Versagung des 
Zuschlags beantragen. Es muß dann ein neuer 
Termin anberaumt werden. Der Zuschlag ist nach 
§ 85 a Abs. 1 ZVG ferner zu versagen, wenn das 
abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapi- 
talwerts der nach den Versteigerungsbedingungen 
bestehenbleibenden Rechte die Hälfte des Gnmd- 
stückswertes nicht erreicht. Um diese Vorschriften 
einhalten zu können, schreiben § 74 a Abs. 5 und 
§ 85 a Abs. 2 Satz 1 in Verbindimg mit § 74 a Abs. 5 
ZVG zwingend vor, daß der Grundstückswert vom 
Vollstreckungsgericht, nötigenfalls durch Anhö- 
rung von Sachverständigen festzusetzen ist. Diese 
Festsetzung ist aber nur möglich, wenn feststeht, ob 
mit dem Grundstück fest verbimdene Gebäude 
Bestandteil des Gnmdstücks oder Gegenstand 
eines besonderen Gebäudeeigentums sind. Dies ist 
bei vielen Grundstücken nicht eindeutig und 
müßte, gegebenenfalls in streitigen Verfahren der 
Beteiligten imtereinander, festgestellt werden. 
Dem VoUstreckimgsgericht wird daher regelmäßig 
nichts anderes übrig bleiben, als das Zwangsver- 
steigenmgsverfahren bis zur Klärung dieser Fra- 
gen einzusteUen. 

3. a) Bei Zwangsversteigerungen von Gnmdstücken 

im Beitrittsgebiet hat der Zuschlag weniger 
weitgehende Wirkungen als im übrigen Bun- 
desgebiet. Er führt nicht dazu, daß dingliche 
Nutzungsrechte, Mitbenutzimgsrechte imd 
selbständiges Gebäudeeigentum an bzw. auf 
dem Grundstück mit dem Zuschlag erlöschen, 
wenn sie in das geringste Gebot nicht auf ge- 
nommen worden sind. Ihre Aufnahme ist auch 
nicht gesichert, weil diese Rechte nicht ün 
Gnmdbuch eingetragen sein müssen imd im 
Fall des Gebäudeeigentums auch nicht einge- 
tragen werden können. 

b) Die dinglichen Nutzimgsrechte entstanden zu 
DDR-Zeiten durch staatliche Verleihimg oder 
staatlich genehmigte LPG -Zuweisung; eine 
Eintragimg im Grundbuch war nicht erforder- 
lich. Eine Zwangsversteigenmg der betreffen- 
den Gnmdstücke war rechtlich ausgeschlossen. 
Denn entweder handelt es sich bei den Gnmd- 
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stücken um ehemaliges Volkseigentum, das 
ohnehin nicht der Zwangsversteigerung zu- 
gänglich war. Oder aber es handelte sich um 
grundsätzlich zwangsversteigerungsfähiges 
Privateigentum, das aber wegen des bestehen- 
den generellen Bodennutzimgsrechts der 
LPGen nicht zwangsversteigert werden konnte. 
Eine Eintragung ^eser dinglichen Nutzruigs- 
rechte im Grundbuch ist zu einem erheblichen 
Anteil bis heute nicht erfolgt, obwohl sie mög- 
lich war. Mit dem Wirksamwerden des Beitritts 
sind diese dinglichen Nutzmigsrechte zruiächst 
gegen den sog. gutgläubigen „Wegerwerb" 
geschützt worden. In Artikel 233 § 4 Abs. 2 
EGBGB ist eine entsprechende Ausnahme vom 
öffentlichen Glauben des Grundbuches (§ 892 
BGB) vorgesehen. Die dinglichen Nutzimgs- 
rechte als solche waren bis zu diesem Zeitpunkt 
allerdings nicht zwangsversteigerungsfest; viel- 
mehr führte ihre Nichtaufnahme in das gering- 
ste Gebot zum grundsätzlichen Fortfall mit dem 
Zuschlag. Diese Rechtslage ist mit dem Zweiten 
Vermögensrechtsänderungsgesetz vom 14. Juli 
1992 (BGBl. I S. 1257) verändert worden. Nach 
dem geltenden Artikel 233 § 4 Abs. 4 EGBGB 
entfallen die dinglichen Nutzungsrechte auch 
daim nicht, wenn sie nicht in das geringste 
Gebot auf genommen worden sind. Mit dieser 
Regelung sollte verhindert werden, daß die 
dinglichen Nutzmigsrechte zwar gegen den 
guten Glauben, nicht aber gegen eine Zwangs- 
versteigerung geschützt sind. 

c) Bei den Mitbenutzimgsrechten lag es ähnlich. 
Auch sie waren in ihrer Entstehung nicht von 
der Eintragung im Grundbuch abhängig. Sie 
sind deshalb zu einem erheblichen Teil auch 
heute nicht im Grundbuch eingetragen, obwohl 
dies — wie bei den dinglichen Nutzungsrech- 
ten — möglich war. Der Gesetzgeber ist hier 
ähnlich vorgegangen wie bei den dinglichen 
Nutzimgsrechten. Bereits im Einigxmgsvertrag 
wurde der sog. gutgläubige „Wegerwerb" 
durch eine entsprechende Ausnahme vom 
öffentlichen Glauben des Grundbuches vorge- 
sehen. Es handelt sich um die Bestimmimg des 
Artikel 233 § 5 Abs. 2 Satz 1 EGBGB. Die 
Zwangsversteigerungsfestigkeit dieser Rechte 
ist ebenfalls erst durch das Zweite Vermögens- 
rechtsänderungsgesetz vom 14. Juli 1992 her- 
beigeführt worden. Sie folgt nunmehr aus Arti- 
kel 233 § 5 Abs. 2 Satz 3 EGBGB. 

d) Zwangsversteigerungsfest ist schließlich auch 
das Gebäudeeigentum. Es ist weder Bestandteil 
noch Zubehör des zu versteigernden Grund- 
stücks. Es wird daher von den Wirkimgen der 
Beschlagnahme \md des Zuschlags nicht 
erfaßt. 

4. Diese Schwierigkeiten wirken sich auch auf die 
Kreditwirtschaft aus. Nach § 11 des Hypotheken- 
bankgesetzes darf die Beleihimg von seiten einer 
Hypothekenbank die ersten drei Fünftel des 
Wertes des Grundstücks nicht übersteigen. Nach 
Grundsatz I Abs. 8 Nr. 2 der Grundsätze über das 
Eigenkapital und die Liquidität der Kreditinstitute, 


die das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
auf Grund von §§ 10 und 11 des Gesetzes über das 
Kreditwesen erlassen hat, sind nur solche Hypothe- 
karkredite hälftig als Risikoaktiva zu berücksichti- 
gen. 

5. Diese Sach- mid Rechtslage ist auf Dauer geeignet, 
die Beleihung bebauter Grundstücke imter Absi- 
cherung durch Hypotheken im Beitrittsgebiet 
erheblich zu beeinträchtigen. Auch im übrigen 
Bundesgebiet gibt es altrechtliche Dienstbarkei- 
ten, die nach Artikel 187 EGBGB nicht im Grund- 
buch verlautbart werden müssen und nach § 9 des 
Einführungsgesetzes zum Gesetz über die Zwangs- 
versteigerung imd die Zwangsverwaltimg 
„zwangsversteigenmgsfest" sind. Auch in den 
alten Ländern gibt es das Problem, daß Gegen- 
stände nicht als schuldnerfremde Sachen erkannt 
mid zugeschlagen werden. Dieses Problem ergibt 
sich einmal bei den Scheinbestandteilen nach § 95 
BGB sowie bei dem sogenannten Scheinzubehör 
nach § 97 BGB. Die Rechtsprechimg hatte sich 
mehrfach mit der Problematik auseinanderzuset- 
zen, ob in diesen Problemfällen der sachenrechtli- 
chen Zuordnung oder dem Vertrauen auf den 
Hoheitsakt des Staates (dem ZuschlagsbescWuß) 
der Vorzug zu geben ist. Die Rechtsprechimg hat in 
beiden genannten Fallgruppen den sachenrechtli- 
chen Prinzipien Vorrang vor dem Vertrauen in die 
Hoheitsakte eingeräumt. Dies ist in den Entschei- 
dungen des Bundesgerichtshofs vom 25. Mai 1984 

— 5 ZR 149/83 — Neue Juristische Wochenschrift 
1984 S. 2277, 2278 imd vom 20. Mai 1988 

— 5 ZR 269/86 — BGHZ 104, 298, 303 f.) eingehend 
begründet worden. Das Vertrauen eines Mieters 
darin, daß rechtlich nicht zum Grundstück gehö- 
rende Gegenstände mitversteigert würden, ist 
nach der Rechtsprechung auch dann nicht 
geschützt, wenn diese in einem für das Versteige- 
rungsverfahren eingeholten Wertgutachten er- 
wähnt sind. 

Die Praxis in den alten Ländern hat sich darauf 
eingestellt und damit leben können. Allerdings 
haben diese Fragen hier ein ganz anderes Gewicht. 
Es handelt sich um eher seltene Ausnahmefälle, die 
sich auf das Kreditgeschäft nicht, jedenfalls nicht 
wesentlich auswirken. Das ist im Beitrittsgebiet 
anders. Hier handelt es sich um ein großflächig 
auftretendes Phänomen, das sich, würde der der- 
zeitige Zustand auf Dauer aufrecht erhalten, auf 
das Kreditgeschäft ganz empfindlich auswirken 
wird. Hinzu kommt, daß die räumliche Zuordnung 
von Gebäuden zu den rechtlich vorhandenen 
Grundstücken vielfach noch der Klänmg bedarf. Es 
ist deshalb eine Änderung der bestehenden 
Gesetzeslage erforderlich. Dies gilt vor allem auch 
deshalb, weil diese Änderung nicht sofort vollzo- 
gen werden kann. Es wird vielmehr eine Über- 
gangsfrist vorgesehen werden müssen. 

6. Um die Zwangsversteigerungsfähigkeit bebauter 
Grundstücke in den neuen Ländern wiederherzu- 
stellen, sind folgende Maßnahmen erforderlich: 

(1) Dingliche Nutzungsrechte, Mitbenutzungs- 
rechte und Gebäudeeigentum müssen aus dem 
Grundbuch des Grundstücks ersichtlich sein. 
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(2) Der Zuschlag in der Zwangsversteigerung muß 
zum Erlöschen von dingUchen Nutzungsrech- 
ten, Mitbenutzungsrechten und von Gebäu- 
deeigentum führen, die nicht im geringsten 
Gebot berücksichtigt sind, 

(3) Der gutgläubige Erwerb von dingUchen Nut- 
zungsrechten, Mitbenutzungsrechten und Ge- 
bäudeeigentum muß davon abhängig sein, daß 
diese im Grundbuch des Grundstücks eingetra- 
gen sind. 

Diese Maßnahmen sollen wie folgt umgesetzt wer- 
den; 

Zu (1) Verlautbanmg der Rechte im Grundbuch 

Sie ist bei dingUchen Nutzungsrechten und Mitbe- 
nutzungsrechten derzeit mögUch, nicht jedoch 
durchgängig bei Gebäudeeigentum. Sie soll 
umfassend ermögUcht werden durch Einfügung 
eines § 2c in Artikel 233 EGBGB (vgl. Artikel 13 
Nr. 3c). 

Zu (2) Zuschlagswirkungen 

Die Erstreckung der Zuschlagswirkungen soU mit 
dem neuen § 9a des Einführungsgesetzes zum 
Gesetz über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung hergestellt werden. Hier wird 
auch die verfahrensmäßige Absicherung der Inha- 
ber dieser Rechte vorgesehen. Gleichzeitig soUen 
die Ausnahmeregelungen für die Zwangsverstei- 
gerungen in Artikel 233 § 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 2 
Satz 3 EGBGB auslaufen. 

Zu (3) Öffentlicher Glaube 

Der öffentiiche Glaube des Grundbuchs soll durch 
entsprechende Vorschriften in Artikel 231 § 5 
Abs. 3 bis 5 und Artikel 233 §§ 4 und 5 EGBGB 
wiederhergestellt werden. 


Zu § 9a 

Vorbemerkung 

Zur Wiederherstellung der Zwangsversteigerungsfä- 
higkeit von bebauten Grundstücken in den neuen 
Ländern wird vorgesehen, daß die Sondervorschriften 
des Artikels 233 § 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 2 Satz 3 EGBGB 
auslaufen. Sie bestimmen, daß rücht eingetragene 
dingUche Nutzungsrechte und Mitbenutzungsrechte 
nicht erlöschen, wenn sie nicht im geringsten Gebot 
berücksichtigt sind. Mit dem Auslaufen dieser Bestim- 
mungen würden sie ab dem 1. Januar 1997 zwar 
erlöschen. Dies würde aber bei den dinglichen Nut- 
zungsrechten rücht ausreichen. Denn hier würde es 
bei dem Erlöschen des dinglichen Nutzimgsrechts 
sein Bewenden haben. Das auf seiner Gnmdlage 
entstandene Gebäudeeigentum würde hingegen wei- 
terhin bestehen bleiben. Dies liegt in der sog. Bestand- 
teüsregelung des Artikels 231 § 5 Abs. 2 EGBGB 
begründet. Nach dieser Vorschrift ist nämlich — an- 


ders als beim Erbbaurecht — das Gebäude nicht 
Bestandteil des Rechts, sondern umgekehrt das Recht 
Bestandteü des Gebäudes. Das bedeutet aber, daß der 
Untergang des Rechts nur den Verlust eines Bestand- 
teüs darstellt, das Gebäudeeigentum als Hauptsache 
aber unberührt läßt. Es muß also eine Regelung 
gefunden werden, die mit dem dinglichen Nutzungs- 
recht auch das Erlöschen des Gebäudeeigentums 
bewirkt. Diese Lösimg muß darüber hinaus auch das 
nutzimgsrechtslose Gebäudeeigentum nach Arti- 
kel 233 § 2b EGBGB erfassen, da dieses sonst beste- 
hen bliebe und wegen des Rechts zum Besitz nach 
Artikel 233 § 2 a EGBGB den Wert aushöhlen würde. 
Diese Regelung enthält § 9 a. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 will erreichen, daß die Bieter wissen, ob das 
Gebäude auf dem zu versteigernden Grundstück mit 
versteigert wird oder rücht. Er sieht deshalb vor, daß 
Gebäudeeigentum nach §§ 2 b, 4 imd 8 EGBGB 
zunächst von der Beschlagnahme erfaßt und im Ver- 
fahren geklärt wird, ob das Gebäudeeigentum als 
schiüdnerfremde Sache freizugeben ist. Bisher ist es 
so, daß die Beschlagnahme das Gebäudeeigentum 
rücht erfaßt, da das Gebäudeeigentum als grund- 
stücksgleiches Recht weder Bestandteil noch Zubehör 
des zu versteigernden Grundstücks ist. Das bedeutet 
aber, daß für den Bieter die Reichweite der Beschlag- 
nahme rücht erkennbar ist. Die Neuregelung führt 
dazu, daß sich die Zwangsversteigerung auch auf das 
Gebäudeeigentum bezieht. Nach § 90 Abs. 2 ZVG 
erwirbt der Ersteigerer dann mit dem Grundstück 
auch das Gebäudeeigentum. Er karm es dann nach 
Maßgabe von Artikel 233 § 4 Abs, 5 EGBGB oder 
Artikel 233 § 2 b Abs. 4 oder § 8 EGBGB in Verbindung 
rrüt dieser Vorschrift aufgeben. Dieses wird darm 
Bestandteü des Gnmdstücks. 

Eine entsprechende Regelung güt für Ansprüche, die 
sich aus dem Gesetz zur Bereinigung des Sachen- 
rechts ergeben. Sie können nach dem neuen Arti- 
kel 233 § 2c Abs. 2 durch einen Vermerk im Grund- 
buch des betreffenden Grundstücks gesichert werden. 
Geschieht dies rücht und werden sie auch rücht im 
Zwangsversteigerungsverfahren nachgemeldet, so 
erlöschen sie mit dem Zuschlag. Diese Lösung ent- 
spricht im praktischen Ergebrüs der in § 28 ZVG 
vorgesehenen Regelung für eingetragene dingUche 
Rechte. Sie trägt allerdings dem Umstand Rechnung, 
daß die genannten Ansprüche keine dingUchen 
Rechte sind und auch rücht aUe vorgemerkten Positio- 
nen zu dingUchen Rechten auf gewertet, gleichwohl 
aber gesichert werden müssen. 


Zu Absatz 2 

Mit Absatz 1 Satz 1 wird die Beschlagnahme schiüd- 
nerfremden Gebäudeeigentums bewirkt. Es muß nun 
ein Verfahren gefimden werden, wie das Gebäudeei- 
gentum aus dieser zu weit reichenden Beschlag- 
nahme entlassen werden kann. Denkbar wäre, ein 
Verfahren entsprechend § 37 Nr. 5 ZVG. Dann müßte 
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der Gebäudeeigentümer sein Recht „anmelden". Er 
würde dann zwar nicht nach § 28 ZVG von Amts 
wegen berücksichtigt, weil das Gebäudeeigentum 
zwar — gemäß Artikel 233 § 2c EGBGB — aus dem 
Grundbuch ersichtlich, jedoch kein Recht an dem 
Grundstück ist. Er könnte und müßte jedoch nach 
§§ 869, 771 ZPO Drittwiderspruchsklage erheben und 
Freigabe seines Gebäudeeigentums erreichen. Das 
Gebäudeeigentum wird durch die Beschlagnahme 
nämlich nicht Schuldnervermögen. Es bleibt vielmehr 
Eigentum seines Inhabers. Diese Lösung erscheint 
aber nicht angemessen. Im Interesse einer erleichter- 
ten Durchführung des Verfahrens wird das Gebäu- 
deeigentum in die Beschlagnahme miteinbezogen, 
obwohl der Gebäudeeigentümer in der Sache nicht an 
dem Verfahren beteiligt ist. Es wäre unangemessen, 
es nun, wenn sein Gebäudeeigentum aus dem Grund- 
buch des Grundstücks erkennbar ist, seiner Eigenin- 
itiative zu überlassen, ob er im Wege der Drittwider- 
spruchsklage die Freigabe seines Gebäudeeigentums 
erreicht. Die Hereinnahme in die Beschlagnahme im 
öffentlichen Interesse zwingt von der Wertung her zu 
einer amtswegigen Freigabe. Da § 28 ZVG diesen Fall 
nicht erfaßt, muß diese Vorschrift in Absatz 2 Satz 1 für 
entsprechend anwendbar erklärt werden. Der Inhaber 
des Gebäudeeigentums wird mit seinem Recht also 
von Amts wegen berücksichtigt, wenn es aus dem 
Grundbuch ersichtlich ist. Ist es nicht aus dem Grund- 
buch ersichtlich, dann muß er wie Inhaber anderer 
solcher Rechte die Drittwiderspruchsklage nach 
§§ 869, 771 ZPO erheben. 

Bei den Ansprüchen aus der Sachenrechtsberei- 
nigung ist nach Satz 2 eine Anmeldung ausrei- 
chend, auch wenn ein Vermerk gemäß Artikel 233 
§ 2 c Abs. 2 EGBGB nicht im Grundbuch eingetragen 
ist. 

I /Iit Absatz 2 Satz 3 wird klargestellt, daß vermögens- 
rechtliche Ansprüche mit dem Zuschlag erlöschen, 
wenn sie nicht im Zwangsversteigerungsverfahren 
angemeldet werden. Damit die Anmelder auch Gele- 
genheit hierzu haben, sieht § 3b Abs. 2 des Vermö- 
gensgesetzes eine Pflicht vor, sie von der Einleitung 
des Verfahrens zu unterrichten. Diese Regelung ent- 
spricht dem geltenden Recht, ergibt sich aber nur aus 
einem Umkehrschluß aus § 3 b Abs. 1 des Vermögens- 
gesetzes. Sie soll hier klargestellt werden. 


Zu Absatz 3 

Mit Absatz 3 wird sichergestellt, daß die Nutzer von 
der angeordneten Zwangsversteigerung erfahren. 
Hierbei kaim es verkommen, daß dieser nicht bekannt 
ist. Ist das der Fall, so ist auf Ersuchen des VoUstrek- 
kungsgerichts nach Satz 2 ein Vertreter nach Maß- 
gabe des Artikels 233 § 2 Abs. 3 EGBGB zu bestellen, 
der dann die Rechte wahmimmt. Der Zwangsverstei- 
gerungsvermerk ist nach Satz 3 nicht nur im Grund- 
buch des Grundstücks, sondern auch im bestehenden 
Gebäudegnmdbuch einzutragen. Für vermögens- 
rechtliche Ansprüche ist die Benachrichtigimgspflicht 
bereits in § 3b Abs. 2 des Vermögensgesetzes gere- 
gelt. 


XIII. Zu Artikel 13 — (Änderung des 

Einführungsgesetzes zum 

Bürgerlichen 

Gesetzbuche) 

1. Zu Nummer 1 — (Änderung von Artikel 231) 

Zu Buchstabe a (Anfügimg von § 5 Abs. 3 bis 5 
neu) 

Zu Absatz 3 neu 

Der öffentliche Glaube des Grundbuchs ist derzeit bei 
den dinglichen Nutzungsrechten und den Mitbenut- 
zungsrechten eingeschränkt. Nach Artikel 233 § 4 
Abs. 2 Satz 1 und § 5 Abs. 2 Satz 1 wird ein dingliches 
Nutzungsrecht und ein Mitbenutzungsrecht, das nicht 
im Grundbuch eingetragen ist, durch die Vorschriften 
über den öffentlichen Glauben nicht beeinträchtigt. 
Diese Regelungen sollen mit dem 1. Januar 1997 
auslaufen. Dies würde bei den Mitbenutzungsrechten 
ausreichen, nicht jedoch bei den dinglichen Nut- 
zungsrechten. Sie würden dann zwar nach Maßgabe 
der Vorschriften über den öffentlichen Glauben erlö- 
schen, wenn sie nicht eingetragen sind. Dies würde 
aber das Gebäudeeigentum, das auf ihrer Grundlage 
entstanden ist, nicht erfassen. Der Gebäudeeigentü- 
mer behielte sein Gebäudeeigentum und könnte sich 
zudem auf das Recht zum Besitz aus Artikel 233 § 2a 
berufen. Der öffentliche Glauben kaim daher voll nur 
wiederhergestellt werden, wenn auch das Gebäu- 
deeigentum von den Wirkungen des öffentlichen 
Glaubens erfaßt wird. Dies regelt der neue Absatz 3. 
Nach seinem Satz 1 erlischt das Gebäudeeigentum, 
wenn das Grundstück übertragen wird, es sei denn, es 
selbst oder — bei nutzungsrechtsbewehrtem Gebäu- 
deeigentum — das dingliche Nutzungsrecht war im 
Grundbuch des Grundstücks eingetragen oder dem 
Erwerber des Gnmdstücks bekannt. Entsprechendes 
gilt, wenn das Grundstück versteigert und das selb- 
ständige Gebäudeeigentum nicht aus dem Grund- 
buch ersichtlich ist oder im Zwangsversteigerungs- 
verfahren angemeldet wird (vgl. XII. Erläuterung zu 
§9aEGZVG), 

Das Gebäudeeigentum kann aber mit Gnmdpfand- 
rechten belastet sein. Für den Grundpfandrechtsgläu- 
biger wirkt das Erlöschen des Gebäudeeigentums 
indessen wie seine Aufhebung nach § 16 Abs. 3 Satz 1 
des Vermögensgesetzes. Deshalb muß das Erlöschen 
von einer Regelung zur Absicherung solcher Grund- 
pfandrechtsgläubiger begleitet sein, wie sie in § 16 
Abs, 3 Satz 4 des Vermögensgesetzes vorgesehen ist. 
Diese enthält Satz 2. Er sieht für diesen Fall vor, daß 
dem Gebäudeeigentümer ein Anspruch auf den 
Ersatz des Wertes des Gebäudeeigentums zukommt, 
an dem sich Grundpfandrechte als Pfandrechte fort- 
setzen. 


Zu Absatz 4 neu 

Absatz 3 ist auf die Veräußerung des Grundstücks 
zugeschnitten. Der öffentliche Glaube gilt aber auch 
bei Belastungen des Grundstücks. Deshalb bestimmt 
Absatz 4, daß gegenüber dem gutgläubigen (vgl, § 932 
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Abs. 2 BGB) Erwerber des beschränkten dinglichen 
Rechts an dem Grundstück das nicht eingetragene 
Gebäudeeigentum als Bestandteil des Grundstücks 
gilt. Das Gebäudeeigentum wird also mitbelastet. 
Allerdings wäre diese Belastimg jedenfalls zunächst 
nicht aus dem Grundbuch für das Gebäudeeigentum 
ersichtlich. Deshalb wäre es möglich, daß sie mit dem 
Erwerb des Gebäudeeigentums oder eines Rechts 
daran durch einen gutgläubigen Dritten wieder erlö- 
schenwürde. Deshalb sieht Artikel 233 § 2c Abs, 3 vor, 
daß der Erwerb solcher Rechte nur möglich ist, wenn 
das Gebäudeeigentum im Grundbuch des Grund- 
stücks eingetragen ist. Aus dem Grundbuch des 
Grundstücks kaim der Erwerber des Gebäudeeigen- 
tums oder eines beschränkten dinglichen Rechts 
daran aber erkennen, daß das Gebäudeeigentum von 
dem Eigentum oder beschränkten dinglichen Rechten 
am Grundstück erfaßt wird. Er ist dann nicht mehr 
gutgläubig. 


Zu Absatz 5 neu 

Absatz 5 enthält eine Sonderregelung für den Fall, daß 
ein Gebäudeeigentum auf mehreren Grundstücken 
„lastet". Erfolgt nun ein gutgläubiger Erwerb, kami es 
Vorkommen, daß der Erwerber des Grundstücks mm 
ein Gebäudeeigentum miterwirbt, das teilweise auf 
einem anderen Grundstück steht. Die sich hieraus 
ergebende Rechtsbeziehung zu dem anderen Grund- 
stückseigentümer muß geregelt werden. Die Situation 
ist der eines genehmigten Überbaus ähnlich. Deshalb 
sollen die dafür geltenden Bestimmungen entspre- 
chend gelten. Der andere Grundstückseigentümer 
muß den „Überbau" dulden, erhält aber eine Geld- 
rente, § 912 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs. 


Zu Buchstabe b (Einfügimg von § 8 neu) 
Vorbemerkung 

Mit dem neu in Artikel 231 EGBGB eingestellten § 8 
soll eine Heilimg von formellen Vertretungsmängeln 
bei Kaufverträgen nach dem Gesetz über den Verkauf 
volkseigener Gebäude vom 7. März 1990 (GBl. I 
S. 157) erreicht werden. Äußerer Anlaß für die vorge- 
schlagene Heilimgsvorschrift ist das Urteil des Kam- 
mergerichts vom 10. Dezember 1991 (13 U 5485/91, 
veröffentlicht u, a. in; Neue Justiz 1992 S. 410). Die- 
sem Urteil lag ein Kaufvertrag über ein ehemals 
volkseigenes Grundstück aus dem Bestand der Ver- 
sorgimgseinrichtung des Ministerrats (VEM) nach 
dem Gesetz über den Verkauf volkseigener Gebäude 
vom 7. März 1990 zugrunde. Als Vertreter des Staates 
war hierbei ein Abteilungsleiter aufgetreten, der vom 
Direktor der Versorgungseinrichtung eine privat- 
schriftliche, mit Dienstsiegel versehene imd imter- 
schriebene Vollmacht erhalten hatte. Diese Vollmacht 
reichte nach Auffassung des Gerichts im Hinblick auf 
§ 67 Abs. 1 Satz 2 des Zivilgesetzbuches der Deut- 
schen Demokratischen Republik für die Wirksamkeit 
des Vertrages nicht aus. Sie hätte danach vielmehr 
notciriell beglaubigt werden müssen. Wenn diese 


Rechtsauffassung auch nicht unbestritten ist, muß hier 
im Interesse der Rechtssicherheit gehandelt werden, 
ohne daß die weitere Entwicklung der Rechtspre- 
chung abgewartet werden könnte. Denn eine Nach- 
prüfimg ergab, daß diese Vorschrift für die Vertretimg 
staatlicher Stellen vor dem Wirksamwerden des Bei- 
tritts praktisch nicht beachtet wurde. Das bedeutet 
aber, daß eine Vielzahl von Verträgen nach dem 
Gesetz über den Verkauf volkseigener Gebäude vom 
7. März 1990 und entsprechender Vorschriften an 
diesem Vertretungsmangel scheitern könnte. 

Dieses Ergebnis erscheint nicht sachgerecht. Es wird 
daher vorgeschlagen, ähnlich wie den Mangel in der 
notariellen Beurkundung (vgl. dazu Artikel 231 § 7 
EGBGB in der Fassung des Zweiten Vermögens- 
rechtsänderungsgesetzes) auch diesen — mögli- 
chen — Mangel zu heilen. Zu berücksichtigen ist 
allerdings, daß es bei der Anwendung des Gesetzes 
über den Verkauf volkseigener Gebäude auf den 
Verkauf ehemals volkseigener Grundstücke aus dem 
Bestand anderer als kommunaler Stellen oft zu Kauf- 
verträgen gekommen ist, die inhaltlich zu mißbilligen 
sind. Hier bietet der Mangel der Vollmacht eine 
günstige Möglichkeit, die inhaltlich sachgerechte und 
erwünschte Rückabwicklung einfach zu erreichen. 
Diese Möglichkeit würde durch eine uneinge- 
schränkte Heilung des formellen Vollmachtmangels 
nach dem Vorbild der Heilimg des Beurkundungs- 
mangels in Artikel 231 § 7 Abs. 1 EGBGB verschlos- 
sen. Das erscheint als zu weitgehend. Daher wird 
hier eine andere, differenzierte Lösung vorgeschla- 
gen. 

Für diese Lösung ist erwogen worden, ob anstelle der 
Heilung nicht besser ein Genehmigungsverfahren 
nach dem Vorbild des § 108 BGB vorgesehen werden 
sollte. Ein solches Verfahren hätte etwa so gestaltet 
werden können, daß dem Erwerber ein Genehmi- 
gimgsanspruch zustünde. Diese Lösung hat aber zwei 
entscheidende Nachteile: Zum einen wären die Ver- 
träge bis zum Abschluß dieser Verfahren schwebend 
unwirksam, was den Rechtsverkehr erheblich bela- 
sten würde. Zum anderen aber würde man mit einer 
solchen Lösung zahlreiche Verwaltungs verfahren 
auslösen. Man hätte zwar die Möglichkeit vorsehen 
können, die heute zuständige Stelle zur Genehmi- 
gung auf fordern zu können, mit der Folge, daß diese 
nach Ablauf einer Verschweigungsfrist als erteilt gilt. 
Dies würde aber in der Praxis zu erheblichen Schwie- 
rigkeiten führen, weü diese Stelle oft noch nicht durch 
Zuordnungsbescheid festgestellt ist imd deshalb 
praktisch nur an die Verfügimgsbefugnis angeknüpft 
werden könnte. Der Verfügimgsbefugte wird regel- 
mäßig keinen Zugriff auf die notwendigen Unterlagen 
haben und müßte deshalb zwangsläufig immer die 
Genehmigimg ablehnen und es auf einen Rechtsstreit 
ankommen lassen. Während also bei diesem Ansatz 
jeder Vertrag geprüft werden müßte, ob er geneh- 
migt werden kann, wird bei der hier vorgeschla- 
genen Heilungslösung nur der Vertrag überprüft, 
bei dem es voraussichtlich zu einer Rückführung 
kommt oder zumindest ein entsprechender Ver- 
dacht besteht. Diese Lösimg ist deshalb weniger auf- 
wendig. 
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Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die grundlegende Heilungsvor- 
schrift. Wie in Artikel 231 § 7 EGBGB wird der 
Vollmachtmangel durch Gesetz geheilt. Die Heilimg 
erfaßt nicht schlechthin jeden Mangel der Vollmacht. 
Es muß sich vielmehr um Verträge handeln, bei denen 
das staatliche Organ durch einen Bevollmächtigten 
vertreten worden ist, dessen Vollmacht zwar schrift- 
lich, imterschrieben imd gesiegelt, jedoch nicht nach 
Maßgabe von § 67 Abs. 1 Satz 2 des Zivilgesetzbuchs 
der Deutschen Demokratischen Republik (ZGB) 
beglaubigt war. Das bedeutet: Die Heilimg greift 
nicht, wenn die Vollmacht nicht Vorgelegen hat oder 
für den Verkauf des Grundstücks oder Gebäudes nicht 
galt. Sie greift ferner nicht, wenn die Vollmacht nicht 
unterschrieben imd wenn sie nicht gesiegelt gewesen 
ist. Andere Mängel des Vertrages werden, wie bei 
Artikel 231 § 7 EGBGB, nicht geheüt. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 ergänzt die Heüungsvorschrift des Absat- 
zes 1 um einen Rückgabeanspruch. Dieser Rückgabe- 
anspruch ist notwendig, um die Rückführung eines 
infolge der Heilung wirksam übertragenen Grund- 
stücks zu erreichen, wenn bei dem Erwerb auch 
andere Vorschriften als die des § 67 des Zivilgesetz- 
buchs der Deutschen Demokratischen Republik nicht 
eingehalten wurden. Dies deckt sich in etwa mit den 
Fällen des unredlichen Erwerbs im Vermögensgesetz. 
Um den Kreis der einschlägigen Vorschriften einzu- 
grenzen, kann deshalb auf § 4 Abs. 3 des Vermögens- 
gesetzes zurückgegriffen werden. In diesen Fällen ist 
der Erwerber nicht schutzwürdig. Ihm gegenüber 
wäre eine Heilung nicht gerechtfertigt. 

Konstruktiv ist dabei allerdings folgendes zu beach- 
ten: Die Verstöße gegen die anderen Vorschriften 
können so gravierend sein, daß der Vertrag nichtig ist. 
In diesem Falle wäre die Heilung des Vertretungs- 
mangels im Ergebnis wirkungslos. 

Die hier vorgesehene Rückübertragimgsmöglichkeit 
ist zimächst für den FaU vorgesehen, daß die Mängel 
imterhalb dieser Schwelle bleiben imd der Vertrag 
— nach Heilung des Vertretimgsformmangels — an 
sich wirksam ist. In diesem Fall verdient der Erwerber 
nämlich ebenfalls keinen Schutz. Ihm soll der Erwerb 
entzogen werden können. Dies könnte durch Klage 
geschehen. Es erscheint aber zweckmäßig, hier ein 
Bescheidverfahren vorzusehen, um den zuständigen 
Stellen einen schnelleren Zugriff zu erlauben. Hinzu 
kommt, daß mit einem Bescheidsystem der Verwal- 
tungsaufwand verringert werden kann. Die zuständi- 
gen Stellen müßten nämlich ohnehin ein Zuordnungs- 
verfahren einleiten, um ihre Klageberechtigung für 
ein Klageverfahren darstellen zu können. Sie könnten 
bei einem Bescheidsystem Zuordmmg imd Rückfüh- 
rung verbinden. Dies ist deshalb in Satz 2 vorgesehen. 
Der Behörde wird zusätzlich in Satz 2 2. Halbsatz die 
Möglichkeit eingeräumt, die Antragsteller auf den 
Zivilrechtsweg zu verweisen. Dies wird allerdings nur 
in wenigen, rechtlich besonders schwierig gelagerten 
Fällen zweckmäßig sein. 


Es kann im Einzelfall zweifelhaft sein, ob ein Verstoß 
gegen sonstige Vorschriften so schwerwiegend ist, 
daß er zur Nichtigkeit des Vertrags führt, oder ob er 
unterhalb dieser Schwelle bleibt. Es könnte deshalb 
Vorkommen, daß die Behörde einen Rückführungsan- 
spruch bejaht, bei der gerichtlichen Überprüfung 
dieser Entscheidung der Mangel aber als so schwer- 
wiegend angesehen wird, daß der Vertrag nichtig ist. 
In diesem Fall könnte es zu einer Rückübertragung 
streng genommen nicht kommen, weil die Eigentums- 
übertragimg unwirksam, das Eigentum also bei der 
zuständigen Stelle verblieben ist. Es könnte also 
geschehen, daß die Rückfühnmgsentscheidung auf- 
gehoben imd die zuständige Stelle auf die zivilrecht- 
liche Feststellimgsklage verwiesen wird. Das wäre ein 
sachlich nicht zu rechtfertigender Umweg, der ver- 
mieden werden soll. Deshalb kann die Rückübertra- 
gung auch dann angeordnet werden, wenn Zweifel 
darüber bestehen, ob der Verstoß gegen andere 
Vorschriften zur Nichtigkeit geführt hat oder nicht. In 
schwierigen Fällen können die Beteiligten auf den 
Zivürechtsweg verwiesen werden. 

Für das Verfahren wird auf das Vermögenszuord- 
nungsgesetz verwiesen, da die Zuordnung im glei- 
chen Verfahren erfolgen soll. Hierbei könnten im 
Einzelfall auch Restitutionsansprüche anderer Stellen 
der öffentlichen Verwaltung miteinbezogen werden. 
Zuständig ist die Zuordnungsbehörde. Das Bundesmi- 
nisterium der Finanzen wird allerdings mit Artikel 19 
Abs. 7 ermächtigt, durch Rechtsverordnung diese 
Aufgabe auf eine andere Behörde der Bundesfinanz- 
verwaltimg, z. B. auf die Steuerfahndungsbehörden, 
zu übertragen. Der Anspruch ist ein schuldrechtHcher 
Anspruch, auf den nach Satz 2 das Zweite Buch des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden ist. Der 
Erwerber hat ein schützenswertes Interesse daran, 
Klarheit über die Beständigkeit seines Erwerbs zu 
haben. Deshalb sieht Satz 3 vor, daß er berechtigt ist, 
bei der Zuordnungsbehörde die Feststellung zu bean- 
tragen, daß er einem Rückführungsanspruch nicht 
imterliegt. 

Das güt allerdings ebenfalls nur für Verträge, bei 
denen ein Vertretungsmangel nach Absatz 1 vorliegt, 
der nach dieser Vorschrift geheüt wird. Das Rückfüh- 
rungsverfahren greift nur ein, wenn ein Vertrag an 
einem Vertretimgsmarigel der in Absatz 1 bezeichne- 
ten Art leidet. In den Fällen des Absatzes 4 muß für die 
Rückführung festgestellt werden, ob die Vertretung 
formwirksam war. Nur wenn das nicht der FaU ist, 
kann die Rückführung verfügt werden. Wegen ande- 
rer Mängel verbleibt dann nur die Klage vor dem 
Zivügericht. 


Zu Absatz 3 

Die zuständigen Stellen benötigen für ihre Prüfung 
Zeit. Es muß auch verhindert werden, daß der Rück- 
fühnmgsanspruch beeinträchtigt wird. Deshalb sieht 
Absatz 3 ein besonderes Sicherungsmittel vor. Nach 
Satz 1 kann die Zuordnungsbehörde — auch wenn sie 
den Antragsteller im übrigen gemäß Satz 2 2. Halbsatz 
auf den Zivilrechtsweg verweisen wül — das Grund- 
buchamt um die Eintragung einer Vormerkung zur 
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Sicherung des Rückführungsanspruchs an rangberei- 
ter Stelle ersuchen. Hier muß er also kein Klage- oder 
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes durch- 
führen. Gegen das Ersuchen ist ein gesondertes 
Rechtsmittel nicht gegeben. Es kann nur zusammen 
mit dem Bescheid über die Rückführung oder die 
Ablehmmg der Feststellimg nach Absatz 2 Satz 3, daß 
ein Anspruch nicht bestehe, angefochten werden. 
Denn die Frage, ob ein Rückfühnmgsanspruch 
besteht, müßte bei einer Überprüfung des Ersuchens 
selbst ebenfalls geprüft werden. Hat die Feststellimg 
nach Absatz 2 Satz 3 Erfolg, so löscht das Grundbuch- 
amt auf Ersuchen der Zuordnungsbehörde oder auf 
Antrag des Betroffenen die Vormerkung (Satz 3). Da 
es hier um ein Verfahren geht, das dem Verfahren auf 
Erlaß einer einstweiligen Verfügimg sehr verwandt ist 
und dieses auch funktionell ersetzt, erscheint es 
gerechtfertigt, hier die Haftimgs Vorschrift des § 945 
der Zivilprozeßordnung für entsprechend anwendbar 
zu erklären. 


Zu Absatz 4 

Wie bereits angesprochen, ist es rechtlich durchaus 
umstritten, wann eine erteilte Vollmacht den Anforde- 
rungen des § 67 Abs. 1 Satz 2 ZGB entsprochen hat. 
Die differenzierten Heilungsvorschriften soUen an der 
Unsicherheit hierüber aber nicht scheitern. Deshalb 
gelten die Vorschriften auch dann, wenn die Ord- 
nungsgemäßheit der Vollmacht zweifelhaft erscheint. 
In der Praxis werden sie dann greifen, wenn das 
Grundbuchamt mit Rücksicht auf derartige Zweifel 
eine Eintragung ablehnt oder aber der Vermögens- 
nachfolger der staatlichen Stelle den Erwerb rückgän- 
gig machen möchte. 


2. Zu Nummer 2 — (Änderung von Artikel 232) 

Zu Buchstabe a (Einfügung von § 1 a neu) 

Mit dem neuen § la soU die Rechtslage bei den 
sogenannten Überlassungsverträgen klargestellt wer- 
den. Überlassimgsverträge sind vom Amt für Rechts- 
schutz imd vom Ministerium der Finanzen der ehema- 
ligen DDR noch vor Inkrafttreten des Zivilgesetzbu- 
ches der Deutschen Demokratischen Republik für die 
Nutzung von staatlich verwalteten Grundstücken ent- 
wickelt worden. Sie wurden etwa von 1960 bis zum 
Ablauf des Jahres 1975 abgeschlossen imd bestehen 
noch heute. Mit den Verträgen hatte es folgende 
Bewandtnis: 

Staatlich verwaltete Gnmdstücke waren bis zur Ein- 
fühnmg dieser Verträge normalerweise verpachtet 
imd konnten gnmdsätzhch nicht verkauft werden. Mit 
der Zeit wurden den mit der Verwaltung beauftragten 
staatlichen Stellen die mit der Verwaltimg dieser 
Grundstücke zusammenhängende Kostenlast zu groß. 
Außerdem trachtete man danach, die Kaufkraft der 
Nutzer dieser Grundstücke abzuschöpfen. Aus die- 
sem Grunde erfand man einen Vertragstyp eigener 
Art, der dem Nutzer die Möglichkeit einräumte, das 
Grundstück wie ein Eigentümer zu nutzen und darauf 
auch Gebäude zu errichten oder auszubauen. Zug um 


Zug übernahm der Nutzer alle öffentlichen Lasten imd 
die Instandhaltung von Grundstück und Gebäude. Er 
verpflichtete sich ferner dazu, eine Geldsumme in 
Höhe des nach den seinerzeit geltenden Preisvor- 
schriften (von 1936) zu erwartenden Kaufpreises für 
das Grundstück zu hinterlegen. Diese Geldsumme 
war ihm bei Beendigung des Vertrages ohne 21insen 
auszuzahlen; sie war auf einen im Falle eines späteren 
Verkaufes zu zahlenden Kaufpreis anzurechnen. Der 
Nutzer hatte Anspruch auf Einräumung von Siche- 
nmgshypotheken, die bei Beendigung des Vertrages 
in reguläre Hypotheken umzuwandeln waren, sofern 
er Verwendungen von einigem Gewicht auf das 
Grundstück machte. Hiervon ist allerdings nicht 
immer Gebrauch gemacht worden. Die Laufzeit der 
Verträge betrug 10, 20 oder 30 Jahre; es gab auch 
Verträge auf Lebenszeit. Übhcherweise galten die 
Verträge als verlängert, wenn nicht vor Ablauf der 
Frist gekündigt wurde. Sie setzten sich bei Tod eines 
Ehegatten in der Person des überlebenden Ehegatten 
fort. 

Nach Artikel 232 § 1 EGBGB gelten diese Verträge 
nach Maßgabe des Zivilgesetzbuches der Deutschen 
Demokratischen Republik fort. Diese Rechtsfolge ist 
allerdings in verschiedenen Gerichts entscheidimgen 
verneint worden. Die Gerichte haben die Zulässigkeit 
dieses gesetzlich nicht geregelten Vertragstyps 
grundsätzlich in Frage gestellt. Sie haben zum Teil die 
Anwendimg der für Nießbrauche geltenden Formvor- 
schriften verlangt. Dies entspricht nicht dem Eini- 
gimgsvertrag imd ist auch in der Sache nicht gerecht- 
fertigt. Es ist keine Frage, daß ein derartiger Vertrag 
seinerzeit weder gesetzes- noch sittenwidrig und nach 
der geltenden Vertragsfreiheit (§ 305 BGB) auch sonst 
nicht zu beanstanden war. Hieran hat sich nach 
Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches der Deutschen 
Demokratischen Republik auch nichts geändert, da 
§ 45 Abs. 3 dieses Gesetzes andere Vereinbarungen 
zuließ, sofern sie nicht im Widerspruch zum Zivilge- 
setzbuch standen. Das letztere war bei den Überlas- 
sungsverträgen nicht der FaU. Angesichts anderslau- 
tender Rechtsprechung, bedarf der Klarstellung, daß 
der Überlassimgsvertrag als Vertragstyp zulässig ist. 
Damit wird auch die in der Praxis auftretende Frage 
geklärt, daß Überlassungsverträge keiner bestimmten 
Form imterhegen. Sie unterhegen damit z. B. auch 
nicht dem Zwang zur notariellen Beurkimdung, wie er 
sich aus dem Nießbrauchrecht ergibt (§ 873 BGB, § 29 
GBO). 


Zu Buchstabe b (Anfügung von § 4 Abs. 4 neu) 

Der Einigungsvertrag hat in Artikel 232 § 4 EGBGB 
bestimmt, daß Verträge zur Nutzung von Grundstük- 
ken für Erholungs- und Freizeitzwecke bis zu einem 
entsprechenden Bereinigungsgesetz den Vorschriften 
der §§312 bis 315 ZGB unterhegen. Die meisten der 
hierfür in Betracht kommenden Verträge sind aUer- 
dings vor Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches der 
Deutschen Demokratischen Repubhk am 1. Januar 
1976 als Pachtverträge geschlossen worden. Sie wur- 
den durch § 2 Abs. 2 des Einfühnmgsgesetzes zum 
Zivilgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Re- 
pubhk von Gesetzes wegen in Nutzungsverträge nach 
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den Vorschriften der §§312 bis 315 ZGB umgewan- 
delt. Die Fortgeltimg dieser Vorschriften bezieht sich 
cdso auch — imd nach dem Sinn imd Zweck des 
Artikels 232 § 4 EGBGB gerade — auf diese in der 
Mehrzahl vorhandenen Altpachtverträge über Erho- 
lungsgrundstücke. In der Rechtsprechimg ist das 
allerdings nicht immer nachvollzogen worden. Ver- 
breitet ist die Auffassimg, daß sich Artikel 232 § 4 
EGBGB nur auf die xmter Geltimg des Zivilgesetzbu- 
ches geschlossenen Nutzimgsverträge beziehe. Damit 
imterläge die Mehrzahl der Verträge nicht dem 
Schutz der Sonderregelungen der §§312 bis 315 ZGB. 
Durch Anfügimg eines neuen Absatzes 4 soll hier die 
beabsichtigte Reichweite der Regelung klargestellt 
werden. Die Vorschrift regelt darüber hinaus die 
streitige Frage, wie Überlassimgsverträge zu Erho- 
lungszwecken zu behandeln sind. Bisher wurde einer- 
seits die Auffassimg vertreten, diese Verträge unter- 
fielen der Vorschrift. Dem wurde entgegengehalten, 
Überlassungsverträge seien Verträge eigener Art, die 
sich von einem Vertrag über die Nutzung zu Erho- 
lungszwecken in wesentlichen Pimkten unterschie- 
den. Absatz 4 ist allgemein gehalten und erfaßt auch 
Überlassungsverträge. Dies soll deshalb geschehen, 
weil die Überlassungsverträge zu Erholungszwecken 
im Zuge der Nutzungsrechtsbereinigung nach Arti- 
kel 232 § 4 Abs. 1 Satz 2 ebenfalls bereinigt werden 
sollen. Demgegenüber werden Überlassungsverträge 
zu Wohnzwecken in die Sachenrechtsbereinigimg 
nach Artikel 233 § 3 Abs. 2 einbezogen. 


Zu Buchstabe c (Einfügung von § 4 a neu) 

Vorbemerkung 

1. Bis zum Ablauf des 30. Juni 1990 waren die LPGen 
kraft Gesetzes befugt, ihnen zur Nutzung zugewie- 
sene oder übertragene Grundstücke nach Belieben 
zu nutzen und insbesondere zu bebauen. Dieses 
Recht bestand an allen den LPGen zur Nutzung 
zugewiesenen oder übertragenen Grundstücken, 
gleichgültig, ob es sich hierbei um ehemals volks- 
eigene, um von den Mitgliedern eingebrachte 
private oder andere private Grundstücke handelte. 
Grundlage waren zunächst §§ 9 und 10 des LPG- 
Gesetzes von 1959 und nach dessen Ablösimg 
durch das LPG-Gesetz von 1982 dessen § 18. Auf 
Grund dieses gesetzlichen Nutzungsrechts waren 
die LPGen — und die in § 46 LPG-Gesetz von 1982 
den LPGen gleichgestellten Genossenschaften und 
Einrichtungen — imter anderem auch berechtigt, 
die Flächen LPG-Mitgliedem ohne zeitliche Befri- 
stung und anderen Bürgern „befristet" zur Nut- 
zung für Freizeit- und Erholungszwecke zu über- 
lassen. Nach § 18 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe h des 
LPG-Gesetzes von 1982 waren die LPGen auch 
berechtigt, Grund und Boden für landwirtschaftli- 
che Kooperationen bereit zu stellen oder staatli- 
chen Organen, sozialistischen Betrieben und Ein- 
richtungen zur Nutzung zu überlassen. Eine beson- 
dere Zweckbindung war insoweit nicht vorgese- 
hen. 

Dieses gesetzliche Nutzimgsrecht ist durch das 
Gesetz vom 28. Juni 1990 (GBl. I S. 493) mit 


Wirkung vom 1. Juli 1990 an ersatzlos aufgehoben 
worden. Überlei tungsvorschriften enthält dieses 
Gesetz nicht. Die Volkskammer war offenbar der 
Auffassung, mit § 51 des Landwütschaftsanpas- 
sungsgesetzes für die notwendige Übergangsrege- 
lung Sorge getragen zu haben. Nach dieser Vor- 
schrift waren die sog, „Dreieckspachtverträge" 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes am 20, Juli 

1990, das heißt also bis zum Ablauf des 20. Juli 

1991, aufzulösen. Mit den „Dreieckspachtverträ- 
gen" hat es folgende Bewandtnis: Ursprünglich 
nutzten die LPGen die ihnen nicht gehörenden 
Grundstücke aufgrund von Pachtverträgen mit 
dem jeweüigen Grundstückseigentümer. Solche 
bestehenden Pachtverträge wurden durch § 2 
der Verordnung über die einheitliche Bewirtschaf- 
tung landwirtschaftlicher Nutzflächen durch die 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf- 
ten vom 20. Januar 1955 (GBl. I S. 97) auf die Räte 
der Kreise übergeleitet, die ihrerseits nach § 1 der 
vorgenannten Verordnimg den LPGen den Grund 
und Boden unabhängig vom Inhalt des seinerzeit 
bestehenden Pachtvertrages kosterüos zur Nut- 
zung übergaben. Andere Verträge waren seitdem 
nicht mehr zulässig. Auf diese Weise entstanden 
zwei Nutzungsverhältnisse: Eines zwischen dem 
Grundeigentümer und dem Rat des Kreises und ein 
zweites zwischen dem Rat und der LPG. Die- 
se sogenannten „Dreieckspachtverträge" waren 
nach § 51 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
aufzulösen. Diese Regelung mochte zwar für das 
Verhältnis zwischen der LPG und dem Grundei- 
gentümer ausreichend sein. Sie genügte jedoch 
gegenüber dem Nutzer nicht. 

Der Vertrag zwischen der LPG und dem Dritten 
vermag diesem ein Recht zum Besitz gegenüber 
dem Grundstückseigentümer nur insoweit und nur 
solange zu gewähren, wie die LPG ihrerseits dem 
Grundstückseigentümer gegenüber zum Besitz 
berechtigt ist. Entfällt das gesetzliche Recht nach 
§ 18 des LPG-Gesetzes 1982 und besteht auch kein 
vertragliches Recht zum Besitz (mehr), so ist der 
Dritte unbeschadet seines Vertrages dem Eigentü- 
mer gegenüber zur Herausgabe verpflichtet. 

Dieser Zusammenhang blieb zunächst weitgehend 
unerkarmt. Dies hängt damit zusammen, daß der 
Unterschied zwischen Sachen- und Schuldrecht 
nicht so scharf gesehen wuxde, wie er sich nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch darstellt. So kommt 
es, daß vielfach die Auffassimg herrschte, zwischen 
der LPG und Dritten geschlossene Verträge wirk- 
ten automatisch gegenüber dem Grundeigentümer 
fort. Mit Urteil vom 4. März 1992 (1 S 79/91) gab das 
Bezirksgericht Schwerin, soweit ersichtlich erst- 
mals, einer entsprechenden Herausgabeklage 
eines Grundstückseigentümers gegenüber einem 
solchen Dritten statt. Im betreffenden Fäll hatte die 
LPG ihr zur Nutzung übergebenen privaten Grund 
und Boden an Kleingärtner verpachtet, die jetzt 
rechtskräftig zur Räumung verurteilt worden 
sind. 

Dieses Ergebnis erscheint nicht angemessen. Der 
Bundesgerichtshof hat deshalb in einem Fall, in 
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dem es sich um eine Kleingartenanlage im Sinne 
des Bundeskleingartengesetzes gehandelt hat, das 
Moratorium des Artikels 233 § 2 a EGBGB entspre- 
chend angewandt (vgl. Urteil vom 17. Dezember 
1992 — V ZR 254/91). Für andere Kleingärten 
würde dies aber nicht gelten, obwohl ein Grund 
für die Unterscheidung, die der Gesetzgeber mit 
dem Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetz 
auch nicht beabsichtigte, nicht gegeben ist. Des- 
halb muß eine ergänzende Regelung getroffen 
werden. 

2. Inzwischen sind zahlreiche Fälle bekaimt gewor- 
den, in denen staatliche Stellen fremden Grund 
und Boden verpachtet haben, ohne hierzu berech- 
tigt zu sein. Teilweise fehlte eine Berechtigung 
überhaupt. Es lagen weder private Vollmachten 
noch gesetzliche Ermächtigungen vor. Man spricht 
insofern von „wilden Verwaltimgen". Teilweise 
sind aber auch bestehende Vollmachten über- 
schritten worden. Für die Nutzer war beides nicht 
erkennbar. Ihre Verträge sind jetzt zwar nach wie 
vor wirksam. Aber auch hier fehlt das Recht zum 
Besitz gegenüber dem Eigentümer, weil die staat- 
liche Stelle diesem gegenüber nicht zum Besitze 
berechtigt ist. 

3. In beiden Fällen wäre im Gnmdsatz an einen 
gesetzlichen Vertragsübergang auf den Eigentü- 
mer zu denken. Für eine solche Lösimg spricht, daß 
die Verträge, wenn es sich um einen Kleingarten im 
Sinne des Bimdeskleingartengesetzes gehandelt 
hätte, nach § 10 Abs. 3 des Bundeskleingartenge- 
setzes auf den Gnmdeigentümer übergegcingen 
sein könnten. Auch außerhalb des Anwendimgsbe- 
reichs des Bimdeskleingartengesetzes könnte man 
ein ähnliches Ergebnis über eine entsprechende 
Anwendung der §§ 571 ff. BGB erreichen. Damit 
würde allerdings insoweit eine endgültige Lösimg 
getroffen. Ob das in jedem Fall gerechtfertigt ist, ist 
nicht gewiß. Dies hängt vielmehr entscheidend 
davon ab, wie die Bereinigung des Rechts der 
schuldrechtlichen Nutzungsverträge ausfällt, die in 
Artikel 232 § 4 Abs. 1 Satz 2 EGBGB Vorbehalten ist. 
Deshalb erscheint es angemessener, jetzt zunächst 
ein Moratorium zu erlassen und die Verträge in 
ihrem Bestand zu sichern. 

4. Diese Maßnahmen allein genügen jedoch nicht. 
Notwendig ist ein echtes Moratorium, das vor allem 
auch einen Kündigungsstop enthält. Das hat fol- 
genden Grund: Der Einigungsvertrag sieht die 
vorläufige Weitergeltung der Datschenvorschriften 
des ZGB, der §§ 312 bis 315 ZGB vor, um den 
Bestand dieser Verträge bis zu der in Artikel 232 § 4 
Abs. 1 Satz 2 EGBGB vorgesehenen Schuldrechts- 
bereinigung abzusichem. Diese Sicherung sollte 
vor allem durch den Kündigungsschutz des § 314 
ZGB erreicht werden. Dieser indessen stellt ent- 
scheidend auf „gesellschaftlich gerechtfertigte 
Gründe" ab, die nach dem gemäß Artikel 40 des 
Eiiügimgsvertrages weitergeltenden Gnmdsatz 
A. I. 2. des Protokolls über Leitsätze aus dem 
Staatsvertrag über die Errichtung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 1990 
(BGBl. II S. 518) jetzt als Treu und Glauben zu lesen 
sind. Damit ist aber die Schutzfunktion der Vor- 


schrift sehr entwertet. Dies führt zu einer erhebli- 
chen Rechtsunsicherheit gerade auch bei den Nut- 
zem. Es soll ein umfassendes Moratorium mit 
Kündigungsstop bis zum 31. Dezember 1994 vor- 
gesehen werden. Im Unterschied zu dem Morato- 
rium aus dem Zweiten Vermögensrechtsände- 
nmgsgesetz soll dies aber grundsätzlich entgeltlich 
sein. Es ist auch notwendig, dem Grundstücksei- 
gentümer ein Kündigungsrecht für den Fall der 
Nichtzahlung des Zinses zu erhalten. 

Der Kündigungsstopp stellt für den Gmndstücksei- 
gentümer eine Belastung dar. Er ist aber notwen- 
dig, Im Rahmen der vorgesehenen Nutzungs- 
rechtsbereiiügung muß eine die beiderseitigen 
Interessen ausgleichende Kündigungsregelung 
gefunden werden. Es wäre aber der Wertung nach 
kaum vertretbar, wenn angesichts der derzeit 
bestehenden Rechtsunsicherheit Verträge durch 
Kündigung beendet würden, die nach der Neure- 
gelung Bestand hätten. Andererseits wird dieser 
Nachteil des Grundstückseigentümers durch die 
vor ihrer Verabschiedung stehende Verordnung 
über Nutzungsentgelte nach Artikel 233 § 4 Abs. 2 
EGBGB ausgeglichen. Diese sieht nicht nur eine 
Erhöhung der Entgelte vor. Sie bestimmt auch (§ 4 
des Entwurfs), daß das volle übliche Entgelt zu 
zahlen ist, wenn der Nutzer seine vertraglichen 
Rechte überschreitet und die Sache vertragswidrig 
gebraucht. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält den angesprochenen Kündigungs- 
stop. Dieser Stopp erfaßt alle gmndstückseigentü- 
merseitigen Kündigungen, mit Ausnahme der Kün- 
digung wegen Zahlungssäumiüs. Diese wird unter 
Bezugnahme auf § 554 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs ausdrücklich geregelt. Kündigungen des 
Nutzers werden von dem Stop nicht erfaßt. 

Absatz 1 sieht aber außer einem Kündigungsstop 
auch einen Auslauf ensstop vor. Verträge nach 
§§ 3 12 ff. des Zivilgesetzbuchs der Deutschen 
Demokratischen Republik waren gewöhnlich un- 
befristet. Ein befristeter Vertragsschluß kam nach 
§ 312 Abs. 2 Satz 2 des Zivilgesetzbuchs der 
Deutschen Demokratischen Republik nur in 
Betracht, wenn dafür gesellschaftlich gerechtfer- 
tigte Gründe Vorlagen. Das war etwa der Fall, wenn 
eia Bebauungsplan vorlag, der die Errichtung von 
Wohnhäusern vorsah. Teilweise war in Spezialvor- 
schriften ein befristeter Abschluß vorgesehen, wie 
z. B. in § 18 des LPG-Gesetzes von 1982, für den 
Fall der Vergabe von Bodenflächen zur Erholung 
an Nicht-LPG-Mitglieder. Die Befristung war aber 
nur wirksam, wenn ihr Grund gesellschaftlich 
gerechtfertigt und in den Vertrag mitaufgenom- 
men worden war. Das ist vielfach nicht geschehen, 
was dazu führte, daß solche Verträge unbefristet 
wurden. Die befristete Dauer eines Vertrags war 
deshalb eher zufällig. Es besteht deshalb Veranlas- 
sung zu prüfen, ob derartige Befristungen im Rah- 
men der endgültigen Nutzungsrechtsregelung auf- 
recht erhalten werden. Um Wertungswidersprüche 
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durch die zufällige Beendigung eines Vertrags vor 
dem Inkrafttreten des Nutzungsrechtsbereini- 
gungsgesetzes zu vermeiden, sollen sich solche 
Verträge zunächst verlängern. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Fälle des § 1 8 LPG-Gesetzes imd 
erstreckt das aus dem Vertrag gegenüber der LPG 
bestehende, gegenüber dem Grundstückseigentü- 
mer aber nicht wirksame Recht zum Besitz auf den 
Grundstückseigentümer. Grundlage dieses Rechts 
zum Besitz ist sein mit einer LPG oder ihrem 
Rechtsnachfolger geschlossener Nutzimgsvertrag 
über Bodenflächen zu Erholungs- imd Freizeit- 
zwecken. Auf die Art der Kleingärten kommt es 
nicht an. Es werden Anlagen im Siime des Bimdes- 
kleingartengesetzes ebenso erfaßt wie andere 
Kleingärten. Der Inhalt des Rechts zum Besitz 
bestimmt sich nach dem Vertrag sowie dem 
Absatz 1. Das Besitzrecht ist zum Ablauf des 
31. Dezember 1994 befristet. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die sog. „wilden Verwaltungen" 
imd bestimmt, daß diese Verträge ebenfalls gegen- 
über dem Gnmdeigentümer ein Recht zum Besitz 
begründen. Auch hier bestimmt sich der Inhalt des 
Rechts zum Besitz nach dem Vertrag. Ausgenom- 
men sind in dieser Alternative jedoch Fälle, in 
denen bestehende Vollmachten überschritten win- 
den oder der Nutzer Kenntnis von dem Fehlen der 
Ermächtigung hatte. Dies war zwar für den Nutzer 
nicht erkennbar. Die Nutzer erscheinen in den 
„Vollmachtsüberschreitungsfällen" jedoch nicht 
schutzwürdig. Die Schutzwürdigkeit des Nutzers 
kann ferner nicht angenommen werden, wenn 
dieser Kenntnis davon hatte, daß die staatliche 
Stelle keine Berechtigung zur Vergabe der Flächen 
hatte. Es erscheint schwer vertretbar, einen Grund- 
stückseigentümer auch unter solchen Umständen 
letztlich an den Vertrag zu binden. 


Zu Absatz 4 

Mit Absatz 4 wird bestimmt, daß dem Grundstücks- 
eigentümer als Ausgleich für seine Pflicht, den 
Besitz zu dulden, die von dem Nutzer gezogenen 
Entgelte zustehen. Ist der Vertrag, z. B. mit einem 
LPG-Mitgüed, unentgeltlich, so ist das übliche 
Entgelt zu zahlen. Die Oblichkeit richtet sich bei 
Kleingartenanlagen im Sinne des Bundeskleingar- 
tengesetzes nach § 20 a Bundeskleingartengesetz 
und im übrigen nach der auf Grund von Artikel 232 
§ 4 Abs. 2 EGBGB zu erlassenden Rechtsverord- 
nung des Bundesmtnisteriums der Justiz. Die Rege- 
lung soll mit Wirkung ab dem 1, Januar 1992 
gelten. Diese Frage war bisher offen geblieben. Mit 
einer pauschalisierenden Lösung dieses Problems 
wird auch die Nutzungsrechtsbereinigung entla- 
stet. Pauschaliert wird auch der mögliche Abzug 


von Gestehungskosten. Sie werden mit 20% vom 
geschuldeten Entgelt angesetzt. Um die Abrech- 
nung des Entgelts zu beschleunigen, wird dem 
Grundstückseigentümer gegen den Vertragspart- 
ner des Nutzers ein Anspruch auf Abtretung des 
Entgeltanspruchs eingeräumt. 


Zu Absatz 5 

Absatz 5 stellt klar, daß das Vertragsmoratorium 
nicht eingreift, wenn die Betroffenen nach dem 
2, Oktober 1990 abweichende Vereinbarungen 
getroffen haben oder zwischen ihnen rechtskräf- 
tige Entscheidungen ergangen sind. Damit wird 
den Grundsätzen der Privatautonomie und Rechts- 
sicherheit Rechnung getragen. 


3, Zu Nummer 3 — (Änderung von Artikel 233) 

Zu Buchstabe a (Anfügung von § 2 Abs. 3 neu) 

Bei den Grundstücken in den neuen Bundesländern 
ist der gegenwärtige Eigentümer vielfach nicht aus 
dem Grundbuch zu ermitteln. Dies hängt damit 
zusammen, daß Umschreibungen aus Anlaß von Erb- 
fällen in den neuen Bundesländern vielfach unterblie- 
ben und auch später bei weiteren Erbfällen nicht 
nachgeholt worden sind. Der Grund hierfür ist in der 
Geringschätzung des Grundeigentums an sich und im 
ländlichen Bereich darin zu sehen, daß die Umschrei- 
bung bei LPG-Grundstücken wirtschaftlich keinen 
Sinn hatte. Diese Grundstücke konnten auch durch 
die Erben nicht genutzt werden (§ 18 Abs. 4 LPG- 
Gesetz von 1982). Sofern die Notwendigkeit für eine 
Vertretung des Grundeigentümers besteht, wäre in 
den neuen Ländern die Bestellung von Pflegern 
notwendig. Dies obliegt aber den Gerichten und dort 
den Rechtspflegen!, die nicht in hinreichender Zahl 
vorhanden sind. Aus diesem Grunde ist mit dem 
Zweiten Vermögensrechtsändenmgsgesetz für den 
Bereich von Grundstücken aus der Bodenreform eine 
einfachere Sonderregelung vorgesehen worden. Es 
handelt sich um Artikel 233 § 16 Abs. 3 EGBGB. Nach 
dieser Vorschrift kann für Grundstücke, deren Eigen- 
tümer nicht bekannt ist, generell ein gesetzlicher 
Vertreter bestellt werden. Die Bestellung und Über- 
wachung obliegt der Gemeinde. Anders als der Pfle- 
ger erhält der gesetzliche Vertreter auch ohne beson- 
dere Anordnung ein Entgelt für seine Tätigkeit, was 
die Auswahl erleichtert. Ist ein Pfleger bestellt, besteht 
für einen Vertreter kein Bedürfnis. 

Es hat sich gezeigt, daß das Bedürfnis für eine solche 
vereinfachte Vertretungsregelung nicht nur für 
Bodenreform- und ehemals staatlich verwaltete (vgl. 
§ 11 b des Vermögensgesetzes) Grundstücke, sondern 
generell für Grundstücke in den neuen Ländern 
besteht. Deshalb soll die Sonderregelung des Arti- 
kel 233 § 16 Abs. 3 EGBGB aufgehoben und durch 
eine generell für alle Grundstücke in den neuen 
Bundesländern geltende im wesentlichen wortgleiche 
Regelung ersetzt werden. Diese Regelung enthält 
Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB. Sofern in speziellen 
Gesetzen, z. B. § 11b des Vermögensgesetzes, Son- 
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derre gelungen vorgesehen sind oder werden, gehen 
diese der allgemeinen Regelung des § 2 Abs. 3 
EGBGB vor. 


Zu Buchstabe b (Änderung von § 2 a) 

Zu Buchstabe aa (Änderung von Absatz 6) 

Der neue Absatz 6 Satz 6 stellt sicher, daß der Nutzer 
nicht durch die Kündigimg einer weniger weitrei- 
chenden Vereinbanmg nach Satz 2 oder 3 in den 
Genuß des weitergehenden Moratoriums kommen 
kann. Dies würde gegen den Gnmdsatz von Treu und 
Glauben verstoßen. 


Zu Buchstabe bb (Ändenmg von Absatz 7) 

Mit einem Urteil vom 17. Dezember 1992 
— V ZR 254/91 — hat der Bundesgerichtshof das 
Moratorium auf die Nutzung innerhalb von Kleingar- 
tenanlagen angewandt. Nach Einführung des einheit- 
lichen Vertrags- Moratoriums — Art. 232 § 4a neu — 
muß der Anwendungsbereich beider Vorschriften 
abgegrenzt werden. Durch die Ergänzung des Absat- 
zes 7 Satz 1 wird klargestellt, daß zur nicht durch das 
Moratorium geschützten Nutzung jede Nutzung zu 
Freizeit- und Erholungszwecken gehört. Denn das 
Schutzbedürfnis der Nutzer in Kleingartenanlagen ist 
auch im Hinblick auf die Pflicht zur Zahlung eines 
Nutzungsentgelts nicht höher als das sonstiger Nutzer 
von Freizeitgrundstücken aufgrund der §§ 3 12 ff. 
ZGB. 


Zu Buchstabe c (Änderung von § 2 b) 

Zu Buchstabe aa (Anfügimg von Absatz 2 Satz 3 
neu) 

Mit § 2 c wird vorgesehen, daß das Gebäudeeigentum 
in dem Gnmdbuch des betreffenden Gnmdstücks wie 
eine Belastung eingetragen wird. Bei den bestehen- 
den Gebäudeeigentumsrechten nach § 2b war dies 
bisher nicht vorgesehen und ist dementsprechend 
auch nicht geschehen. Mit Rücksicht auf die Erlö- 
schensregelung in Artikel 231 § 5 EGBGB muß aber 
künftig sichergestellt werden, daß das Gebäudeei- 
gentum aus dem Gnmdbuch des Gnmdstücks ersicht- 
lich ist. Deshalb soll das Gebäudegnmdbuchblatt nur 
angelegt werden, wenn das Gebäudeeigentum im 
Gnmdbuch des Gnmdstücks eingetragen ist. 


Zu Buchstabe bb (Neufassung von Absatz 4) 

Absatz 4 regelt den Fall der Vereinigung von Gebäu- 
deeigentum und Gnmdeigentum oder eines Erbbau- 
rechts daran. Sie verweist auf Artikel 233 § 4 Abs. 5 
EGBGB, wonach dann das Gebäudeeigentum aufge- 
geben werden kaim. Infolge eines Redaktionsverse- 
hens ist dies nur für den Fall des Erwerbs des 
Gnmdeigentums oder eines Erbbaurechts daran 
durch den Gebäudeeigentümer vorgesehen, nicht 


auch für den umgekehrten Fall. Diese Fälle können 
nicht anders behandelt werden, was klargestellt wer- 
den soll. 


Zu Buchstabe d (Einfügung von § 2c neu) 
Vorbemerkung 

Die Vorschriften über den öffentlichen Glauben und 
über die Wirkungen des Zuschlags in der Zwangsver- 
steigenmg sehen vor, daß nicht eingetragene Gebäu- 
deeigentumsrechte und nicht vorgemerkte Ansprü- 
che aus der Sachenrechtsbereinigung erlöschen. Dies 
soll durch eine Eintragimg im Gnmdbuch des 
Gnmdstücks vemüeden werden können. Diese 
Eintragimgsmöglichkeit regelt der neue Artikel 233 
§ 2c. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Eintragung des nutzimgsrechtslo- 
sen Gebäudeeigentums nach Artikel 233 § 2 b 
EGBGB. Es ist wie eine Belastung im Gnmdbuch des 
Gnmdstücks einzutragen. Die Eintragimg ist also in 
der zweiten Abteilung des Gnmdbuchs vorzuneh- 
men. Das Gebäudeeigentum ist zwar keine Belastung 
des betreffenden Gnmdstücks, sondern ein eigen- 
ständiges gnmdstücksgleiches Recht. Die zweite 
Abteilung ist aber die Abteilung des Gnmdbuchs, in 
welcher man Hinweise hierauf am ehesten vermutet. 
Sie ist auch die sachnächste Abteilung. Die Eintra- 
gimg ist stets nüt der Anlegimg eines Gebäudegnmd- 
buchblattes zu verbinden. Deshalb schreibt Satz 2 dies 
vor, wenn um Eintragimg des Gebäudeeigentums im 
Gnmdbuch nachgesucht wird. Die Vorschrift korre- 
spondiert nüt der Ergänzung von § 2 b Abs. 2 
EGBGB. 


Zu Absatz 2 

Die Vorschrift enthält die Parallelbestimmung für die 
Ansprüche aus der Sachemechtsbereinigimg. Sie sol- 
len durch einen Vermerk gesichert werden können. 
Der Vermerk hat nach Satz 2 die Wirkungen einer 
Vormerkung. Die Eintragimg erfolgt, wenn sie nicht 
bewilligt wird, auf Grund einer einstweiligen Verfü- 
gung, für deren Erlaß das Besitzrecht aus Artikel 233 
§ 2a EGBGB glaubhaft gemacht werden muß. 

Zu Absatz 3 

Mit Absatz 3 wird sichergestellt, daß ein gutgläubiger 
Erwerb von Gebäudeeigentum sowie dinglichen 
Rechten daran nur noch möglich ist, wenn das Gebäu- 
deeigentum auch bei dem Grundstück wie eine Bela- 
stung eingetragen ist. 

Zu Buchstabe e (Ändenmg von § 4) 

Zu Buchstabe aa (Änderung von Absatz 1) 

Die Vorschrift entspricht der Regelung des Arti- 
kels 233 § 2c Abs. 1 und 3 bei dem nutzungsrechts- 
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bewehrten Gebäudeeigentum. Hier ist auf das dingli- 
che Nutzungsrecht abzustellen. 


Zu Buchstabe bb (Änderung von Absatz 2) 

Durch die Ergänzung werden die Ausnahmen vom 
öffentlichen Glauben in Ansehimg der dinglichen 
Nutzungsrechte zeitlich befristet. Sie laufen dann aus. 
Die Vorschrift stellt auf den Zeitpimkt des dem Erwerb 
zugnmdeliegenden Eintragungsantrages ab. Da- 
durch wird sichergestellt, daß der Berechtigte noch bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 1996 die Eintragung 
seines Rechts beantragen kann, ohne einen Rechts- 
verlust befürchten zu müssen. Gemäß § 17 der Grund- 
buchordnung muß dieser Antrag vor einem später 
gestellten auf dasselbe Recht bezogenen Antrag bear- 
beitet werden, so daß im Ergebnis gutgläubiger 
lastenfreier Erwerb des Grundstücks immer ausschei- 
det, wenn der Berechtigte bis zum Ablauf des 31. De- 
zember 1996 einen entsprechenden — entschei- 
dungsreifen — Eintragimgsantrag gestellt hat. Auf 
den unter Umständen erheblich späteren Zeitpunkt 
der Eintragung des Nutzungsrechts kommt es bei 
dieser Lösung nicht an. 


Zu Buchstabe cc (Änderung von Absatz 4) 

Mit der Ergänzimg sollen die Sondervorschriften über 
die Wirkimgen des Zuschlags auf nicht eingetragene 
dingliche Nutzimgsrechte befristet werden. Sie laufen 
dann aus. Entsprechend dem zu Absatz 2 Ausgeführ- 
ten wird hier nicht auf den Zeitpunkt der Versteige- 
rung, sondern den der Anordmmg der Zwangsverstei- 
genmg abgestellt. 


Zu Buchstabe f (Änderung von § 5 Abs. 2) 


Zu Buchstabe aa (Ändenmg von Satz 1) 

Durch die Ergänzung werden die Ausnahme vom 
öffentlichen Glauben in Ansehung der Mitbenut- 
zimgsrechte zeitlich befristet und laufen damit aus. 
Entsprechend dem zu § 4 Abs. 2 Ausgeführten wird 
hier nicht auf den Zeitpunkt des Erwerbs, sondern den 
der Antragstellimg abgestellt. 


Zu Buchstabe bb (Änderung von Satz 3) 

Mit der Ergänzimg werden die Sondervorschriften 
über die Wirkungen des Zuschlags auf nicht eingetra- 
gene Mitbenutzungsrechte befristet. Sie laufen dann 
aus. Entsprechend dem zu § 4 Abs. 4 Ausgeführten 
wird hier nicht auf den Zeitpunkt der Versteigerung, 
sondern den der Anordmmg der Zwangsversteige- 
rung abgestellt. 


Zu Buchstabe g (Änderung von § 8 Satz 2) 

Die Änderung entspricht der Regelung des § 2 c für das 
nutzungsrechtlose Gebäudeeigentum, 

Zu Buchstabe h (Änderung von § 11) 

Zu Buchstabe aa (Änderung von Absatz 1) 

In Artikel 233 § 11 Abs. 1 wird die Behandlimg von 
Entscheidungen oder Übergabe-Übemahme-Proto- 
koUen nach den Vorschriften über den Besitzwechsel 
bei Bodenreformgrundstücken geregelt, die vor dem 
3. Oktober 1990 bei den Grundbuchämtem eingegan- 
gen sind. Bei der Bezeichnung dieses Zeitpunktes 
haben sich in den Sätzen 1 imd 2 redaktionelle 
Unstimmigkeiten eingeschlichen. Sie erklären sich 
daraus, daß ursprünglich daran gedacht war, darauf 
abzustellen, warm die Ersuchen zu den einzelnen 
Grundakten gelangt sind. Im Verlauf der Gesetzge- 
bimgsberatimgen hat sich das als unzweckmäßig 
erwiesen. Es sollte auf den Zeitpunkt des Eingangs bei 
dem Grundbuchamt abgestellt werden, weil nur die- 
ser eindeutig nachweisbar ist. In der Formulierung ist 
dies nur unvollkommen zum Ausdruck gelangt. Die 
vorgesehenen Änderungen sollen dies eindeutig klar- 
stellen. 


Zu Buchstabe bb (Änderung von Absatz 2 Satz 2) 

In Artikel 11 Abs. 2 Satz 1 ist bisher vorgesehen, daß 
xmter anderem auch Erben Eigentümer werden. Diese 
sollen aber keine Erbengemeinschaft bilden, um nicht 
bereits abgewickelte Erbengemeinschaft neu aufneh- 
men zu müssen. Sie bilden vielmehr eine Bruchteils- 
gemeinschaft. Mit Satz 2 nahm die Vorschrift auf § 742 
BGB Bezug, wonach im Zweifel den Teilhabern glei- 
che Anteile zukommen. Diese Regelimg hat sich nicht 
durchgesetzt. Die Betroffenen finden Bruchteile, die 
den Erbteilen entsprechen, gerechter. Dem soll mit 
der Änderung entsprochen werden. 


Zu Buchstabe cc (Änderung von Absatz 5 Satz 1) 

In Absatz 5 ist vorgesehen, daß der Ehegatte des 
Eigentümers nach Absatz 2 zu gleichem Anteil Eigen- 
tümer wird. Hier bedarf der Klarstellimg, daß dies nur 
gelten soll, wenn der Ehegatte das Inkrafttreten der 
Vorschriften, den 22. Juli 1992, erlebt hat. Ferner soll 
klargestellt werden, daß der nichteingetragene Ehe- 
gatte auch dann einen hälftigen Anteil erhält, wenn 
der eingetragene Ehegatte nach dem 15. März 1990 
verstorben ist. 


Zu Buchstabe i (Änderung von § 12) 

Artikel 233 § 12 bestimmt diejenigen Personen, die 
nach Artikel 233 § 1 1 Abs. 3 die Übertragimg des nach 
Absatz 2 dieser Vorschrift gesetzlich übertragenen 
Eigentums an Grundstücken aus der Bodenreform auf 
sich verlangen können. Der Kreis der Berechtigten ist 
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in Artikel 233 § 11 Abs. 1 eng und in Absatz 2 dieser 
Vorschrift weit gefaßt. Die weite Fassung sollte nur für 
Fälle gelten, in denen die im Grundbuch als Eigentü- 
mer des Bodenreformgrundstücks eingetragene Per- 
son den Zeitpunkt der Aufhebung der für solche 
Grundstücke geltenden Beschränkimgen (Ablauf des 
15. März 1990) nicht erlebt hat. Für die übrigen Fälle 
sollte dagegen die enge Fassimg gelten, um den durch 
das Gesetz über die Rechte der Eigentümer von 
Grundstücken aus der Bodenreform vom 6. März 1990 
entstandenen Rechtspositionen Rechmmg zu tragen. 
Diese Regelimg sollte einmal diejenigen als Eigentü- 
mer eines Bodenreformgrundstücks im Grundbuch 
eingetragenen Personen erfassen, die das Inkrafttre- 
ten des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes 
erlebt haben. Dies sollte aber auch daim gelten, wenn 
die im Grundbuch als Eigentümer des Bodenreform- 
grundstücks eingetragene Person zwar am 15. März 
1990 noch gelebt, aber vor Inkrafttreten des Zweiten 
Vermögensrechtsänderungsgesetzes verstorben ist. 
Diese zweite Fallgruppe ist aus redaktionellen Grün- 
den mit den alten Erbfällen zusammengefaßt und bei 
der redaktionellen Abfassung der Absätze 1 imd 2 des 
Artikels 233 § 12 nicht besonders behandelt worden. 
Ihre besondere Behandlimg ist aber aus den genaim- 
ten Gründen gewollt imd notwendig. Es soll daher 
klargestellt werden, daß Absatz 2 nur für die soge- 
nannten Alterbfälle und Absatz 1 auch für die Erbfälle 
nach dem 15. März 1990 gelten soll. Die hiervon im 
wesentlichen nur betroffenen Länder (vgl. Artikel 233 
§ 12 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe c) sind auf diesen 
Sachverhalt bereits hingewiesen worden imd haben 
sich bereits entsprechend eingestellt. 


Zu Buchstabe j (Neufassung von § 13) 

Die Regelung des § 13 hat in der Praxis zu Schwierig- 
keiten geführt, weil die Frist für die Einlegung der 
Widersprüche für die Behörden, die für die Verwal- 
tung des staatlichen Vermögens der Länder zuständig 
sind, zu kurz war. Die Folge hiervon ist, daß in der 
Mehrzahl der Länder Widersprüche flächendeckend 
eingelegt werden. Diese Widersprüche führen indes- 
sen zu einer Blockade der betreffenden Grundstücke. 
Hier soll durch zwei Ergänzimgen Abhilfe geschaffen 
werden: 

— Befristimg der Geltungsdauer der Vormerkim- 
gen 

— Freigabeverfahren. 

Die blockierende Wirkung besteht vor allem darin, 
daß die Widersprüche zur Eintragung von Vormer- 
kimgen führen, die bis zum vollständigen Abschluß 
der Prüfung in den Grundbüchern erhalten bleiben. 
Dies gilt auch dann, wenn keine Klage des Landes auf 
Auflassung des betreffenden Grundstücks erhoben 
wird. Dem soll dadurch begegnet werden, daß die 
eingetragene Vormerkimg von Gesetzes wegen 
erlischt, werm nicht iimerhalb von vier Monaten von 
der Eintragung an Klage auf Auflassimg erhoben 
wird. Diese Regelung zwingt die zuständigen Stellen 
zu einer beschleunigten Prüfung. Sie soll auch für 
nach bisherigem Recht eingetragene Vormerkimgen 
gelten. Die Behörden müssen sich allerdings auf diese 


neue Lage einstellen. Deshalb soll diese Regelung 
insgesamt mit einer Verschiebung von sechs Monaten 
in Kraft treten. 

Zusätzlich soll den betroffenen Grundstückseigentü- 
mern die Möglichkeit gegeben werden, schon vor 
Einreichung des Umschreibungsantrags bereits die 
Frage zu klären, ob der Landesfiskus oder die 
Gemeinde von ihren Widerspruchsrechten Gebrauch 
machen. Dazu können diese Stellen durch den Notar, 
und zwar entweder vor oder nach der Beurkimdung, 
um Abgabe einer Freigabeerklänmg ersucht werden. 
Dies gilt als erteilt, wenn die Behörde nicht bis zum 
Ablauf von vier Monaten ab Zugang der Aufforderung 
widerspricht. Wird die Freigabeerklärung abgegeben 
oder gilt sie als abgegeben, kann bei dem Grundbuch- 
amt die Umschreibung ohne Widerspruchsverfahren 
erwirkt werden. Als Nachweis, daß die Freigabeerklä- 
rung als abgegeben gilt, dient gegenüber dem Grund- 
buchamt eine Versicherung des Notars. 

Klargestellt wird in der Neufassung schließlich, daß 
weder Widerspruchs- noch Freigabeverfahren not- 
wendig sind, wenn das Bodenreformgrundstück ein- 
mal rechtsgeschäftlich veräußert worden ist. Denn 
darm kann der Rückübertragungsanspruch von dem 
Eigentümer nach Artikel 233 § 1 1 Abs. 2 EGBGB nicht 
mehr erfüllt werden (Subjektive Unmöglichkeit, § 280 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs). 


Zu Buchstabe k (Änderung von § 16) 

Artikel 233 § 16 enthält in Absatz 2 eine besondere 
Überleitungsregelimg für die Fälle, in denen die 
Erben einer als Eigentümer eines Bodenreformgrund- 
stückes im Grundbuch eingetragenen Person vor 
Inkrafttreten des Zweiten Vermögensrechtsände- 
rungsgesetzes verfügt haben. In diesen Fällen soll 
einem Eintragimgsantrag ohne weiteres stattgegeben 
imd der Berechtigte darauf verwiesen werden, den 
Erlös als Schadensersatz zu fordern. Eine besondere 
gesetzliche Regelung für den Fall, daß die als Eigen- 
tümer eingetragene Person selbst vor Inkrafttreten des 
Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes verfügt 
hat, erschien seinerzeit im Hinblick auf die Regelung 
des § 185 Abs. 2 BGB entbehrlich, wonach die 
Verfügung eines Nichtberechtigten automatisch 
wirksam wird, wenn dieser später Berechtigter wird. 
In der Praxis hat sich allerdings das Bedürfnis nach 
einer klarstellenden Regelung ergeben. Diese soll mit 
der Anfügung des in Buchstaben aa bezeichneten 
Satzes in Absatz 2 erreicht werden. Danach gilt die 
vereinfachte Regelung auch, wenn Eintragungen 
bereits vollzogen sind oder die als Eigentümer einge- 
tragene Person selbst verfügt. 

Die in Buchstaben bb und cc vorgesehenen Änderun- 
gen stellen Folgeänderungen der Ergänzung von 
Artikel 233 § 2 um den neuen Absatz 3 dar. Mit 
Rücksicht auf diesen neuen Absatz 3 ist die Vertre- 
tungsregelung für Bodenreformgrundstücke im ur- 
sprünglichen Absatz 3 entbehrlich geworden. Sie wird 
daher durch den Buchstaben bb aufgehoben. Der 
bisherige Absatz 4 soll aus Gründen der Übersichtlich- 
keit Absatz 3 werden, was Buchstabe cc vorsieht. 
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4. Zu Nummer 4 — (Einfügung von Artikel 234 
§ 4a neu) 

Nach Artikel 234 § 4 EGBGB gelten für Ehegatten, die 
am 3. Oktober 1990 im gesetzlichen Güterstand der 
Eigentums- und Vermögensgemeinschaft des Fami- 
liengesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Re- 
publik gelebt haben, die Bestimmungen des Bürgerli- 
chen Gesetzbuchs über den gesetzlichen Güterstand 
der Zugewinngemeüischaft. Dies gilt nicht, wenn die 
Ehegatten dem Kreisgericht gegenüber bis zum 
Ablauf des 2. Oktober 1992 erklärt haben, daß die 
Vorschriften des bisherigen Güterstandes für sie wei- 
tergelten sollen. Nicht ausdrücklich geregelt ist in 
beiden Fällen die Frage, welchen Vorschriften das 
während der Ehe bis zum 3. Oktober 1990 erworbene 
gemeinschaftliche Eigentum der Ehegatten unterlie- 
gen soll. Zwar bestimmt Artikel 234 § 4 Abs. 4 EGBGB, 
daß sich die Auseinandersetzung dieses gemein- 
schaftlichen Eigentums auch bei Geltung der güter- 
rechtlichen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs weiterhin nach § 39 des Familiengesetzbuchs 
der Deutschen Demokratischen Republik richtet. Das 
besagt aber nichts darüber, wie das gemeinschaftliche 
Eigentum vor Auflösung der Gemeinschaft zu behan- 
deln ist. So ist z. B. die Frage vmgeklärt, nach welchen 
Vorschriften ein Gläubiger der Ehegatten in deren 
gemeinschaftliches Eigentum vollstrecken kaim. 
Auch Artikel 233 § 2 EGBGB hilft hier nicht weiter. 
Danach richtet sich der Inhalt des Eigentums von dem 
3. Oktober 1990 an nach dem Bürgerlichen Gesetz- 
buch. Dieses enthält aber keine Vorschriften über das 
gemeinschaftliche Eigentum, weil es diese Eigen- 
tumsform nicht kermt. In der Rechtsprechxmg sind die 
Auffassxmgen daher geteilt. Zum Teil wird die Weiter- 
geltung der Vorschriften des Rechts der früheren 
Deutschen Demokratischen Republik angenommen, 
die sich aber nicht in das übrige Recht einfügen. Zum 
Teil wird angenommen, daß das gemeinschaftliche 
Eigentum Bruchteilseigentum geworden sei. 

Diese Frage soll mit der neuen Vorschrift gelöst 
werden. Sie unterscheidet zwischen Ehegatten, die 
sich für die Weitergeltung der bisherigen Regelxmgen 
entschieden haben, und solchen, die jetzt im gesetzli- 
chen Güterstand der Zugewinngemeüischaft leben. 
Für Ehegatten, die jetzt im Güterstand der Zugewiim- 
gemeinschaf t leben, soll das bisher anteillose gemein- 
schaftliche Eigentum von Gesetzes wegen zu Eigen- 
tum nach Bruchteilen werden. Deim diese Eigentums- 
form ist bei Ehegatten ün gesetzlichen Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft die am meisten verbreitete 
Eigentumsform. Sie wird den Verhältnissen dieses 
Güterstandes auch am ehesten gerecht. Bei bewegli- 
chen Sachen sollen es immer hälftige Bruchteile sein. 
Eine andere Lösimg ist hier technisch praktisch nicht 
realisierbar. Bei Grundstücken und Gebäuden soll 
dagegen sechs Monate von dem Inkrafttreten dieser 
Vorschrift an die Möglichkeit bestehen, durch 
gemeinsame Erklänmg üi einfacher Schriftform (§126 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) gegenüber dem 
Grundbuchamt eine andere Verteilung der Anteile 
anzugeben. Wird keine abweichende Verteilung 
angegeben, werden die Ehegatten ohne weiteres 
Miteigentümer mit hälftigen Bruchteilen. Im zweiten 
Fall soll es weiterhin gemeinschaftliches Eigentum 


der Ehegatten geben. Auf dieses Eigentum sollen aber 
die Vorschriften über die Verwaltung des Gesamtguts 
einer Gütergemeinschaft mit Verwaltxmgsrecht bei- 
der Ehegatten Anwendxmg finden. Nach diesen Vor- 
schriften — §§ 171 ff. des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigenmg imd die Zwangsverwaltung — würde 
sich daim auch richten, wie die Vollstreckung durch- 
geführt werden kann. 


XIV. Zu Artikel 14 — (Bodensonderungsgesetz) 
Einleitung 

In den neuen Ländern gibt es vielfach unvermessene 
Gnmdstücke \md Nutzimgsr echte, bei denen nicht 
eindeutig ist, auf welchen Bodenflächen sie aus geübt 
werden dürfen. Außerdem sind zahlreiche Grund- 
stücke großflächig überbaut worden. Die notwendige 
Ordnung dieser Verhältnisse kann mit dem vorhande- 
nen Instrument der Vermessung imd mit der Sachen- 
rechtsbereinigung nur unvollkommen verwirklicht 
werden. Es bedarf vielmehr eines neuen Instrumenta- 
riums. Dieses enthält das Bodensondenmgsgesetz. 

1. In den ehemals preußischen Gebieten der neuen 
Bimdesländer bestehen vielfach noch sogenannte 
imgetrennte Hofräume. Es handelt sich hierbei um 
Irmenstadtbereiche, die gänzlich unvermessen und 
katastermäßig nicht erfaßt sind. Katastermäßig 
erfaßt ist nur der ungetrennte Hofraum als solcher, 
der sich häufig auf das gesamte Gebiet einer 
Innenstadt erstreckt. Ein Beispiel bildet die Klein- 
stadt Buckow, deren gesamte Innenstadt von sie- 
ben Hektar Größe ein einheitlicher ungetreimter 
Hofraum ist. Dieser imgetrennte Hofraum besteht 
rechtlich aus verschiedenen, allerdings nicht aus- 
gemessenen einzelnen Grundstücken. Im Grund- 
buch werden sie als Anteile an einem ungetreimten 
Hofraum geführt und nicht näher bezeichnet. Kon- 
krete Lage und Größe der einzelnen Gnmdstücke 
sind damit aus dem Grundbuch nicht ersichtlich. 

Diese Besonderheit geht auf die preußische Kata- 
ster- und Steuergesetzgebung zurück. In der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts benötigte der preußische 
Staat nämlich dringend höhere Steuereirmahmen, 
die er nur aus der Grundsteuer erzielen konnte. 
Hierfür hätte es in den östlichen Provinzen einer 
eingehenden Vermessung der einzelnen Gnmd- 
stücke bedurft. Da diese in dem zur Verfügung 
stehenden Zeitraum nicht zu erlangen war, sah 
man unter anderem in allen Irmenstadtbereichen 
von einer Vermessung der Grundstücke ab und 
erhob die Grundsteuer dort als Gebäudesteuer. 
Bemessungsgrundlage war der Wert des Gebäu- 
des. In der preußischen Ausführungsverordnung 
zur Gnmdbuchordnung war für solche Fälle vorge- 
sehen, daß nicht das Kataster, sondern die Gebäu- 
desteuerrolle als amtliches Verzeichnis der Gnmd- 
stücke im Sirme von § 2 Abs. 2 der Gnmdbuchord- 
nung diente. Diese Gebäudesteuerrolle ist aber 
heute oftmals nicht mehr vorhanden. Häufig haben 
die Gebäude auch ihre seinerzeitige äußere Gestalt 
verloren, weim sie nicht ganz untergegangen sind, 
so daß das Grundstück nicht mehr festzustellen ist. 
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Die Rechtsprechung neigt dazu, solche Anteile an 
ungetrennten Hofräumen nicht als Grundstücke im 
Sinne der Gnmdbuchordmmg anzuerkeimen und 
folgerichtig Gnmdbucheintragungen, die sich auf 
solche Rechte beziehen, zu untersagen. 

Außer diesen ungetrennten Hofräumen gibt es 
aber auch noch zahlreiche andere Gnmdstücke, 
die nicht gegeneinander abgrenzbar sind, weil es 
an der Vermessimg fehlt. Hinzu kommt, daß ding- 
liche Nutzungsrechte oftmals nicht auf eine exakt 
bestimmte Fläche verliehen oder zugewiesen wur- 
den. Dies erklärt sich daraus, daß es sich hierbei vor 
dem 3. Oktober 1990 um subjektiv-öffentliche 
Rechte handelt, die erst mit dem Einigungsvertrag 
zu privatrechtlichen Belastimgen der Gnmdstücke 
geworden sind. Als subjektiv- öffentliche Rechte 
konnten sie verliehen oder zugewiesen werden, 
ohne daß der räumliche Umfang, in dem die sich 
ergebende Befugnis ausgeübt werden kann, genau 
abgegrenzt wurde. Mit ihrer Umwandlimg in pri- 
vatrechtliche Belastimgen des Grundstücks wur- 
den sie nunmehr zu Belastungen auf allen Gnmd- 
stücken, auf welche sie sich beziehen. Sie berech- 
tigen allerdings nicht zur Ausübung der Nutzungs- 
befugnis im gesamten Umfang der belasteten 
Gnmdstücke. Die Ausübungsbefugnis ist vielmehr 
räumlich beschränkt, ohne daß die Reichweite der 
Ausübungsbefugnis genau feststellbar wäre. Es 
gibt zwei Gnmdkonstellationen: Die eine ist die 
Verleihung eines oder mehrerer dinglicher Nut- 
zungsrechte, die jetzt als dingliche Belastungen auf 
einem einheitlichen Grundstück lasten, deren Aus- 
übimg aber auf Teile dieses Grundstücks 
beschränkt ist. Die zweite Grundkonstellation 
betrifft den Fall, daß ein Nutzungsrecht sich über 
mehrere Gnmdstücke erstreckt, ohne daß der 
genaue Umfang, in welchem es auf dem einen oder 
anderen Grundstück ausgeübt werden darf, 
bestimmt ist. 

Für die Lösung dieses Problems muß die formale 
Grundbuchfähigkeit von der Realkreditfähigkeit 
unterschieden werden. Die formale Grundbuchfä- 
higkeit ungetreimter Hofräume und nicht vermes- 
sener dinglicher Nutzungsrechte kaim und soll 
durch eine Rechtsverordnung auf der Grundlage 
von Artikel 12 Abs. 1 des Zweiten Vermögens- 
rechtsändenmgsgesetzes erreicht werden. Es ist 
vorgesehen, das amtliche Verzeichnis bei unge- 
trennten Gnmdstücken durch die Gebäudesteuer- 
rolle, im Falle ihres Fehlens durch Einheitswert- 
bescheide, Grund- oder Gnmderwerbssteuerbe- 
scheide oder Abgabebescheide über grundstücks- 
bezogene Abgaben zu ersetzen. Bei den dinglichen 
Nutzungsrechten soll die Bezeichnung der Aus- 
übungsbefugnis durch die Bezugnahme auf die 
Urkunde, auf der sie beruhen, ersetzt werden. 
Damit wird erreicht, daß ungetreimte Gnmdstücke 
und unvermessene dingliche Nutzungsrechte im 
Gnmdbuch eingetragen, übertragen und belastet 
werden köimen. 

Dies bedeutet allerdings nicht, daß Kredite für 
derartige Gnmdstücke oder Nutzimgsrechte auch 
als realkreditfähig eingestuft werden köimen. 
Dazu ist nämlich erforderlich, daß sie sich für eine 


Refinanzierung bei einer Hypothekenbank tat- 
sächlich eignen. Diese Eignung wird sich nur 
erreichen lassen, wenn auch der reale Wert des 
Beleihungsobjektes feststellbar ist. Dieser hängt 
neben der konkreten Lage entscheidend von der 
Größe des unvermessenen Gnmdstücks und von 
der Fläche ab, auf der ein dingliches Nutzungsrecht 
an einem Grundstück tatsächlich ausgeübt werden 
darf. Die Bestimmung der konkreten Fläche, auf 
die sich das Eigentum an einem unvermessenen 
Gnmdstück erstreckt, und der Befugnis zur Aus- 
übung eines dinglichen Nutzungsrechtes, das nicht 
amtlich nachweisbar ist, lassen sich aber nicht im 
Verordnungswege erreichen. Hierzu sind vielmehr 
gesetzliche Vorschriften notwendig, die das 
Bodensonderungsgesetz enthält. 

2. In den neuen Bundesländern sind in großem 
Umfang Neubauviertel und Trabantenstädte er- 
richtet worden, ohne daß für eine entsprechende 
Regelung der Bodeneigentumsverhältnisse Sorge 
getragen worden wäre. So konnte das Bundesmi- 
nisterium der Justiz in einer Untersuchung vom 
Herbst 1991 bereits feststeUen, daß in vielen Städ- 
ten ganze Viertel komplett auf privatem Grund und 
Boden errichtet worden sind, weil es verabsäumt 
wurde, nach dem Aufbau- oder dem Baulandgesetz 
Enteignungen durchzuführen. Teilweise sind der- 
artige Enteignungen unvollständig durchgeführt 
worden, so daß die errichteten Gebäude und die 
eingerichteten Verkehrsflächen sich nur teilweise 
auf ehemals volkseigenem, im übrigen aber auf 
privatem, nicht enteignetem Grund und Boden 
befinden. Hierbei handelt es sich oft um sog. Best- 
und Splitter gnmdstücke. Auch soweit Enteignun- 
gen nach dem Bauland- oder dem Aufbaugesetz 
durchgeführt worden sind, sind in der Mehrzahl 
der Fälle insbesondere unter planerischen Ge- 
sichtspunkten nicht befriedigende Bodeneigen- 
tumsverhältnisse entstanden. Zumeist wurde näm- 
lich das Neubaugebiet zu einem einzigen großen 
Gnmdstück zusammengefügt. Es handelt sich hier- 
bei dann um Grundstücke von bis zu mehreren 
100 Hektar Größe, die in dieser Form für eine 
vernünftige Verwaltung ungeeignet sind. 

Diese Verhältnisse bedürfen dringend einer Neu- 
ordnung. Diese läßt sich aber mit dem Instrumen- 
tarium einer Sachenrechtsbereinigung oder einer 
Vermögenszuordnung nicht befriedigend lösen. 
Maßstab für die Sachenrechtsbereinigung können 
nur die eingesetzten Grundstückswerte und Werte 
der baulichen Investitionen sein. Die Vorschrif- 
ten des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes sind 
zweckmäßig, wenn es um einen Vermögenswerten 
Ausgleich für einen betroffenen privaten Grund- 
stückseigentümer geht. Für eine Gestaltung der 
Gnmdstücke und der hieran bestehenden Rechts- 
verhältnisse sind sie aber in den beschriebenen 
Fällen nicht geeignet. Entsprechendes gilt für die 
Vermögenszuordnung. Hier ist zwar die Möglich- 
keit geschaffen worden, in einem Zuordnungsplan 
nach § 2 Abs. 2b Satz 3 des Vermögenszuord- 
nungsgesetzes Grundstücke auch über die Zuord- 
nung hinausgehend aufzuteilen. Entscheidender 
Maßstab für die Zuweisung der Flächen sind aber 
die Zuordnungsvorschriften, die private Grund- 


136 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/5553 


stücke nicht erfassen. Die Anpassung der Grund- 
stücke und der Rechtsverhältnisse an die tatsächh- 
chen Gegebenheiten und die Auffüllung der „Lük- 
ken" im Zuordnungsplan lassen sich nur in einem 
Bodenneuordnungsverfahren erreichen, das sich 
an den Vorbildern des Umlegungsverfahrens, des 
Flurbereinigungs- und des Flumeuordnungsver- 
fahrens ausrichtet. Die genannten Verfahren sind 
aber ihrem Zweck nach für das hier anzustrebende 
Ziel nicht geeignet. Ein Umlegungsverfahren ist 
nach § 45 des Baugesetzbuchs nur innerhalb eines 
Bebauimgsplans und nur zu dem Zwecke zulässig, 
eine sinnvolle bauliche Nutzung zu erreichen. Ein 
Flurbereinigungsverfahren hat nach § 1 des Flur- 
bereinigungsgesetzes den Zweck, die Produktions- 
und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forst- 
wirtschaft zu verbessern sowie ländlichen Grund- 
besitz zur Förderung der allgemeinen Landeskul- 
tur und der Landesentwicklung neu zu ordnen. 
Hier handelt es sich demgegenüber um „Stadt- 
land". 

Auch das Flumeuordnungsverfahren ist von seiner 
Zweckbestimmung her nicht geeignet. Nach § 53 
Abs. 1 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
kann ein Flumeuordmmgs verfahren außer auf- 
grund des Ausscheidens von Mitgliedern einer 
LPG oder einer eingetragenen Genossenschaft zur 
Büdung einzelbäuerischer Wirtschaften auch ein- 
geleitet werden, um die Einheit des Eigentums an 
Grund und Boden und des Eigentums an Gebäu- 
den, Anlagen und Anpflanzungen wiederherzu- 
steUen. Darum geht es hier aber nicht. Es ist zwar 
aufgrund von Artikel 233 § 2b des Einführungsge- 
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche (EGBGB) 
möghch, daß selbständiges Eigentum an Gebäu- 
den auf ehemals volkseigenen Grundstücken 
besteht. Die entscheidende Schwierigkeit liegt 
aber gerade darin, daß hier die Gebäude häufig 
nicht auf ehemals volkseigenem, sondern ganz 
oder teilweise auf privatem Grund und Boden 
errichtet und daß die Grundstücke in ihrem 
Zuschrütt auch unter Berücksichtigimg der Zuord- 
nung des staatlichen Vermögens nicht den tatsäch- 
lichen Gegebenheiten entsprechen. Es wird des- 
halb mit dem Bodensonderungsgesetz ein dem 
Umlegungsverfahren nachgebildetes vereinfach- 
tes Bodenneuordnungsverfahren vorgesehen. 

Das Bodenneuordnungsverfahren ist in zwei Vari- 
anten vorgesehen: Zum einen soU es die ergän- 
zende Bodenneuordnimg geben, die allein zur 
Auffüllung der „Lücken" in Zuordnungsplänen 
dient. Zum anderen soll es die komplexe Boden- 
neuordnung geben, die eine Neugestaltung der 
Rechtsverhältnisse bei komplex überbauten priva- 
ten Grundstücken erlaubt. Es ist möghch und auch 
erwogen worden, beide Verfahren in einem Ver- 
fahren zusammenzuführen. Hiervon wurde indes- 
sen abgesehen. Ein solches Einheitsverfahren hätte 
in weiten Teilen die Verfahren mit Zuordnungsplä- 
nen überflüssig gemacht. Diese begirmen sich aber 
gerade einzuspielen. Ein grundlegender Wechsel 
würde hier zu erhebhchen Abwicklungsstörungen 
führen, die nicht durch entsprechende Vorteile 
auf ge wogen werden. Hinzu kommt, daß der Über- 
gang zu einem umfassenden Bodenneuordnungs- 


verfahren einen inhalthchen Paradigmenwechsel 
bedeuten würde. Den Sonderungsstellen würde 
die Möglichkeit gegeben, sich aus eigenem Ent- 
schluß über den den Zuordnungsvorschriften 
zugnmdeUegenden Verteilungskompromiß hin- 
wegzusetzen. Das erscheint unzweckmäßig, weil 
damit Auseinandersetzimgen heraufbeschworen 
werden, die das Verfahren sehr belasten. Es würde 
damit sein Ziel, die Abwicklung zu erleichtern, 
deutlich verfehlen. 

3. Die Vorschriften dieses Gesetzes unterstützen auch 
die Sachenrechtsbereinigung. Sie ermöglichen 
zunächst die Feststellimg der bodeneigentums- 
rechtlichen Ausgangslage, auf der die Sachen- 
rechtsbereinigungsverfahren aufbauen müssen. 
Andererseits können die Verfahrens er gebnisse der 
Sachenrechtsbereinigung mit Hilfe eines Sonde- 
nmgsverfahrens zügig umgesetzt werden, da eine 
aufwendige Vermessung vorerst zurückge stellt 
werden kann. 


ABSCHNITT 1 

Sonderung von Grundstücken und dinglichen 
Nutzungsrechten 

Ein Sonderungsverfahren läßt sich nicht durchführen, 
ohne daß Kriterien festgelegt werden, nach denen die 
Sonderung durchzuführen ist. Diese sachlichen Son- 
denmgskriterien werden in Abschnitt 1 festgelegt. 


Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

§ 1 beschreibt den Anwendungsbereich des Gesetzes. 
Dieses soll nur in den neuen Ländern gelten. Diese 
Einschränkung ist auch gerechtfertigt, weil die oben 
geschilderten Schwierigkeiten ein spezifisches Pro- 
blem der neuen Länder sind. 

Nach Nummer 1 soll das Gesetz zunächst für die 
Sonderung imvermessener Grundstücke und Nut- 
zungsrechte gelten. Hierzu wird auf die Ausführung 
zu 1. in der Einleitung der Begründung dieses Artikels 
Bezug genommen. 

Durch Nummer 2 soll das Gesetz ferner die Abwick- 
lung des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes in den 
Fällen unterstützen, in denen Grundstücks- oder Aus- 
übungsgrenzen bestimmt oder verändert werden 
müssen, um eine Regelung der dinglichen Rechtsbe- 
ziehungen zwischen dem Grundeigentümer und dem 
Nutzer zu erreichen. 

Nummer 3 sieht das ergänzende Bodermeuordnungs- 
verfahren vor, mit dem Zuordnungspläne ergänzt 
werden können. 

Mit Nummer 4 regelt das Gesetz schheßlich die 
komplexe Bodenneuordnung für die großflächig 
überbauten Gebiete der neuen Länder. Dazu wird auf 
die Ausführungen zu 2. in der Einleitung der Begrün- 
dung zu diesem Artikel verwiesen. 
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Zu § 2 (Unvermessenes Eigentum) 

Vorbemerkung 

Die Feststellimg des Eigentums an unvermessenen 
Grundstücken sowie des räumlichen Umfangs der 
Befugnis zur Ausübung eines dinglichen Rechts an 
Teilen eines Grundstücks ist — wie ausgeführt — nur 
möglich, wenn es inhaltliche Kriterien dafür gibt. 
Ohne solche Kriterien könnten die zur Bestimmimg 
erforderlichen Karten nicht erstellt imd ihre Gültigkeit 
nicht festgestellt werden. Entsprechende Kriterien 
sind aber für imvermessene Grundstücke nicht vor- 
handen. Es wäre zwar an die Anwendung des § 920 
BGB zu denken. Dieser betrifft aber nur den Fall, daß 
die Grenze eines Grundstücks streitig, das Grund- 
stück an sich jedoch unstreitig ist. Daran fehlt es aber 
bei den imvermessenen Grundstücken, insbesondere 
bei den ungetrennten Hofräumen. Hier muß bestimmt 
werden, wo welches Gnmdstück liegt und welchen 
Zuschnitt es hat. Diesen Anforderungen genügt § 920 
BGB nicht. Entsprechendes gilt für die dinglichen 
Nutzungsrechte. Hier wäre zwar an eine Zuhilfe- 
nahme des § 1 Absatz 1 und 2 der Verordnung über 
das Erbbaurecht zu denken. Diese Vorschrift ist aber 
darauf zugeschnitten, daß die Parteien sich über den 
Umfcmg der Ausübung des Erbbaurechtes geeinigt 
imd dies in der Bestellungsurkunde festgelegt haben. 
Daran fehlt es aber bei den dinglichen Nutzungsrech- 
ten in aller Regel, Insbesondere kann hier auch nicht 
auf eine Parteivereinbarung zurückgegriffen werden. 
Es mußten deshalb neue Vorschriften entwickelt wer- 
den, die sich allerdings an die vorhandenen Muster 
der § 920 BGB und § 1 Absatz 1 und 2 der Verordnung 
über das Erbbaurecht anlehnen. 

§ 2 enthält die Kriterien, anhand derer zu bestimmen 
ist, wie weit sich das Eigentum an einem Grundstück 
erstreckt. 


Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Satz 1 gelten die Bestimmungen nur für 
unvermessenes Eigentum. Unvermessenes Eigentum 
liegt vor, wenn das Eigentum an einem Grundstück 
nicht amtlich nachweisbar ist. Das heißt: Wenn das 
Grundstück nicht im Liegenschaftskataster eingetra- 
gen ist. Sobald das Gnmdstück im Liegenschaftskata- 
ster eingetragen ist, handelt es sich nicht mehr um 
unvermessenes Eigentum. Es kann dann nur noch um 
eine Grenzverwimmg gehen, die nach § 920 BGB im 
streitigen Verfahren vor dem ordentlichen Gericht zu 
klären ist. 

Absatz 1 Satz 1 sieht vor, daß für die Bestimmung 
unvermessenen Eigentums in erster Linie eine Eini- 
gung der betroffenen Grundeigentümer maßgeblich 
ist. Die Einigung darf also nicht anderen Grundstücks- 
eigentümern, die an ihr nicht mitgewirkt haben, zum 
Nachteil gereichen. Nach Absatz 1 Satz 2 bedarf die 
Eiiügung grundsätzlich der Form des § 313 BGB. Dies 
gilt allerdings nicht, wenn sie im Zuge des Bodenson- 
derungsverfahrens von der Sondenmgsbehörde oder 
einer von dieser beauftragten Stelle protokolliert wird. 
In diesen Fällen ist der Schutzfunktion des § 313 BGB 
(Übereilungsschutz, Beweisfunktion) nämlich Ge- 


nüge getan. Ferner darf die Einigimg nicht dazu 
dienen, die erforderliche Teilungsgenehmigung (§19 
BauGB) zu umgehen. Im Verfahren zu § 2 sind zwar 
Teilungsgenehnügungen nicht erforderlich, weil hier 
lediglich die vorhandenen Gruiidstücksgrenzen fest- 
gestellt, aber nicht verändert werden. Es entspricht 
zwar dem Gedanken der Privatautonomie, die Fest- 
stellung der Grundstücksgrenzen in erster Linie nach 
einem zwischen den beteiligten Grundstückseigen- 
tümern erzielten Einvernehmen auszurichten. Die 
Grundstückseigentümer könnten hierbei aber auch 
Einigimg über einen Grenzverlauf zwischen ihren 
Grundstücken erzielen, der nicht dem gegenwärti- 
gen, sondern einem von ihnen erst angestrebten 
Zustand entspricht. Auf diese Weise könnte im 
Gewände der Feststellung des vermeintlich aktuellen 
Zustandes die eigentlich erforderliche Teilungsge- 
nehmigung „erspart" werden. Das ist schon im öffent- 
lichen Interesse nicht hinnehmbar, schadet aber auch 
den Beteiligten selbst. Denn das Ergebnis einer sol- 
chen Manipulation könnte bauplanungsrechtlich be- 
anstandet werden, wohingegen dies gemäß § 21 des 
Baugesetzbuchs nach erfolgter Teilungsgenehnü- 
gung nicht der Fall wäre. Die Sätze 3 bis 5 dienen den 
Interessen der dinglichen Gläubiger von Rechten an 
den unvermessenen Grundstücken dadurch, daß 
deren Zustimmung Wirksamkeitserfordemis der Eini- 
gung ist (Satz 3). Zur Verfahrensvereinfachung und 
-beschleunigung sieht Satz 4 vor, daß die Zustimmung 
der Gläubiger von dinglichen Rechten an den betrof- 
fenen Grundstücken als erteilt gilt, wenn diese nach 
Aufforderung durch die Sonderungsbehörde nicht 
innerhalb einer Frist von 4 Wochen der Einigung 
widersprechen. Berücksichtigt werden dabei nur die 
bei dem Gnmdbuchamt bekannten Inhaber von 
beschränkten dinglichen Rechten an den betroffenen 
Grundstücken. Soweit durch Abtretung oder Erbfall 
zwischenzeitlich bei dem Gnmdbuchamt nicht 
bekannte Personen Inhaber dieser Rechte geworden 
sein sollten, obliegt es ihnen — zum Beispiel durch 
entsprechende Berichtigungsanträge — die Gnmd- 
buchämter hiervon in Kenntnis zu setzen. Im übrigen 
sind die Gläubiger dinglicher Rechte mit der Bela- 
stung eines unvermessenen Grundstücks ein gewisses 
Risiko eingegangen, das es rechtfertigt, ihren Wider- 
spruch nur dann zu berücksichtigen, wenn sie in 
diesem konkrete Anhaltspunkte dafür anführen, daß 
die zwischen den Eigentümern der betroffenen 
Grundstücke herbeigeführte Einigung der materiel- 
len Rechtslage nicht entspricht (Satz 5). 

Zu Absatz 2 

In Anlehnung an § 920 Abs. 1 BGB sieht Absatz 2 
Satz 1 vor, daß bei Fehlen einer Einigung der betrof- 
fenen Grundeigentümer der Besitzstand maßgeblich 
ist. Nach Absatz 2 Satz 2 ist der Besitzstand nicht allein 
nach den aktuellen Besitzverhältnissen, sondern 
unter Zuhilfenahme vorhandener Unterlagen zu 
bestimmen. Als Unterlagen sind insbesondere heran- 
zuziehen vorhandene Gebäudesteuerbücher sowie 
vorhandene Kataster- und Vermessungsunterlagen. 
Die Aufzählung ist durch die Hinzufügung der „ande- 
ren Unterlagen" bewußt nicht abschließend. Hierbei 
ist zu berücksichtigen, daß sich z. B. aus Gebäude- 
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Steuerbüchern Angaben über die Anzahl von Gebäu- 
den, deren Standort, die Art der Gebäude und auch zu 
Nebenflächen finden lassen könnten. 

Zur Erleichterung der Feststellung des Besitzstandes 
sieht Absatz 2 Satz 3 die widerlegbare Vermutung vor, 
daß der Besitzstand durch die im Zeitpunkt ihrer 
Ermittlung vorgefimdenen aktuellen Besitzverhält- 
nisse wiedergegeben wird. Über die Besitzverhält- 
nisse lassen sich in der Mehrzahl der Fälle Erkennt- 
nisse aus der Inaugenscheinnahme der Örtlichkeit, 
aber auch aus einer Befragung der Eigentümer oder 
Nutzer der fraglichen Gnmdstücksflächen gewinnen. 
Deshalb sieht Absatz 2 Satz 4 vor, daß die Besitzver- 
hältnisse insbesondere auch durch eine Einbeziehung 
der Eigentümer imd Nutzer zu ermitteln sind. Es 
genügt also nicht, wenn allein die Örtlichkeit in 
Augenschein genommen wird. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt das imvermessene Eigentum, 
wenn sich der Besitzstand nicht ermitteln läßt. In 
diesem Falle soll in Anlehnung an § 920 Abs. 1 Satz 2 
BGB jeder der betroffenen Gnmdeigentümer ein 
gleich großes Stück der streitigen Fläche erhalten. 
Dasselbe gilt, wenn zwar ein Besitzstand festzustellen 
ist, dieser aber offensichtlich die Eigentumsverhält- 
nisse nicht zutreffend wiedergibt. Gedacht ist hierbei 
insbesondere an Flächenanteile an ungetrennten Hof- 
räumen, deren ursprüngliche Bebauung — vornehm- 
lich infolge von Kriegseinwirkungen — zerstört wurde 
oder die ohne Rücksicht auf frühere Grenzen völlig 
neu bebaut wurden. In solchen Fällen würden zwar 
die tatsächlichen Verhältnisse den Besitzstand dar- 
stellen, dieser würde aber entgegen der dem Gesetz 
zugnmde liegenden Vorstellung keinen Aufschluß 
über die Eigentumsverhältnisse geben können. Des- 
halb kaim er in solchen Fällen für die Bestimmung des 
unvermessenen Eigentums nicht maßgeblich sein. 

Die Verteilung des Eigentums zu gleich großen Antei- 
len kann zu ungerechtfertigten Ergebnissen führen. 
So wäre etwa vorstellbar, daß bei einem ungetreimten 
Hofraum Teile zerstört, andere Teile aber noch intakt 
sind. Würde man hier den gesamten festzustellenden 
ungetrennten Hofraum zu gleich großen Stücken 
Zuteilen, würde dies jedenfalls bei den intakt geblie- 
benen Hofraumflächen zu einem ungerechten Ergeb- 
nis führen. Aus diesem Grunde sieht Absatz 3 Satz 2 
vor, daß nach billigem Ermessen von dem Grundsatz 
der Züteüung gleich großer Stücke abgewichen wer- 
den kann, wenn dies mit feststehenden Umständen 
— also z. B. mit dem Besitzstand intakter Hofrauman- 
teile — nicht in Einklang zu bringen wäre. 

Zu § 3 (Unvermessene Nutzungsrechte) 
Vorbemerkung 

Ein dem Verfahren zur Feststellung unvermessenen 
Eigentums vergleichbares Verfahren ist, wie bereits in 
der Vorbemerkung angedeutet, auch für die Bestim- 
mung der Befugius zur Ausübung dinglicher Nut- 
zungsrechte erforderlich. Dingliche Nutzungsrechte 


gehören nämlich auch zu den Rechten, die zwar 
gnmdsätzlich immer an dem ganzen belasteten 
Grundstück bestehen, deren Ausübung aber regelmä- 
ßig auf Teile des Gnmdstücks beschränkt ist oder 
zumindest hierauf beschränkt werden kann. Derar- 
tige Beschränkungen der Ausübung auf Teüe des 
Grundstückes werden nicht im Liegenschaftskataster 
eingetragen, sofern das Gnmdstück nicht für diesen 
Zweck geteilt werden soll. Es ist vielmehr ausrei- 
chend, wenn in der Bestellungsurkunde in nachvoll- 
ziehbarer Form bezeichnet wird, auf welchen Teil des 
betreffenden Grundstücks sich das Nutzungsrecht 
beziehen soll. In den neuen Ländern wird dies nicht 
nur dann ein Problem, wenn das Grundstück selbst 
nicht vermessen ist. Schwierigkeiten ergeben sich 
hier regelmäßig auch dann, weim das Grundstück 
katastermäßig erfaßt und vermessen ist, weü dennoch 
unklar ist, auf welchen Teil des Gnmdstücks oder 
mehrerer Grundstücke sich die Befugnis zur Aus- 
übung dieser Rechte bezieht. Hier wird sich ohne eine 
Karte der Umfang der Ausübungsbefugnis kaum 
nachvollziehbar festlegen lassen. Dies gilt insbeson- 
dere dann, wenn mehrere Nutzungsrechte an einem 
Gnmdstück bestehen oder wenn ein dingliches Nut- 
zungsrecht an mehreren Gnmdstücken verliehen 
oder zugewiesen worden ist. Schwierig ist die Bestim- 
mung der räumlichen Grenzen vor allem deshalb, weil 
hier normalerweise nicht auf eine im Einvernehmen 
mit dem Grundeigentümer erstellte Urkunde zurück- 
gegriffen werden kann. Aus diesem Gnmde wird das 
Feststellungsverfahren auch für die Bestimmung der 
Befugnis der Ausübung dinglicher Nutzungsrechte 
vorgesehen. § 3 enthält die hierfür maßgeblichen 
Sachkriterien. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 
zunächst im Einleitungshalbsatz fest, für welche Fälle 
das Feststellungsverfahren gelten soll. Es soll immer 
dann gelten, wenn der räumliche Umfang der Nut- 
zungsbefugnis nicht grafisch nachweisbar ist. Auf die 
amtliche Nachweisbarkeit kann im Gegensatz zu den 
Fällen des unvermessenen Eigentums nicht abgestellt 
werden, weil der räumlich beschränkte Umfang eines 
dinglichen Nutzungsrechts an einem Grundstück 
nicht im Liegenschaftskataster eingetragen werden 
kaim. Maßgebhch muß vielmehr der grafische Nach- 
weis sein, auf dem auch das Grundbuchamt bestehen 
muß. Nicht grafisch nachweisbar ist das Nutzungs- 
recht immer dann, weim sich nicht aus der Ver- 
leihungs- oder Zuweisungsurkunde eindeutig die 
genauen Grenzen ergeben. In diesen Fällen soll aber 
trotzdem der Inhalt der Nutzungsrechtsurkunde für 
die Bestimmung der Reichweite der Ausübungsbe- 
fugnis insoweit maßgeblich sein, als dies möglich ist. 
Denn auch weim sich die Grenzen dieses Ausübungs- 
rechts aus der Urkunde nicht eindeutig ergeben und 
daher der Inhalt dieser Urkunde nicht ohne weiteres 
grafisch umgesetzt werden kann, wird diese doch 
oftmals Anhaltspunkte enthalten, anhand derer die 
Grenzen des Ausübungsrechts bestimmt werden kön- 
nen. Dementsprechend soll durch Rechtsverordnung 
auf der Gnmdlage von Artikel 12 Abs. 1 Nr. 1 des 
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Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes sicher- 
gestellt werden, daß die formelle Verkehrsfähigkeit 
von dinglichen Nutzungsrechten dadurch gesichert 
wird, daß wegen des Umfangs auf die Nutzimgsur- 
kunde verwiesen wird, und zwar auch dann, wenn 
diese den Umfang nicht exakt wiedergibt. 


Zu Absatz 2 

Läßt sich der Umfang der Befugnis zur Ausübimg des 
Nutzungsrechts aus dem Inhalt der Nutzungsurkimde 
nicht entnehmen, so soll er sich — wie in § 2 Abs. 1 bei 
imvermessenem Eigentum auch — nach dem Ergeb- 
nis einer Einigimg der betroffenen Inhaber von Nut- 
zimgsrechten imd der betroffenen Grundeigentümer 
richten. Der Kreis der Beteiligten kann danach imter- 
schiedlich ausfallen. Handelt es sich um ein Nut- 
zungsrecht an einem Grundstück, so sind beteiligt der 
Inhaber des Nutzimgsrechts imd der Eigentümer des 
Grundstücks. Ist das Nutzimgsrecht an mehreren 
Grundstücken verliehen, so sind der Inhaber des 
Nutzimgsrechts imd die Eigentümer aller betroffenen 
Grundstücke beteiligt. Sind auf einem oder mehreren 
Grundstücken verschiedene Nutzimgsrechte verlie- 
hen oder zugewiesen, so sind alle Inhaber von Nut- 
zimgsrechten und alle Grundstückseigentümer betei- 
ligt, deren Nutzungsrechte imd Grundstücke von der 
Feststellimg betroffen sein sollen. Die Beteiligung der 
Gläubiger dinglicher Rechte an dem Grundstück oder 
dem Nutzimgsrecht ist entsprechend § 2 Abs. 2 
geregelt. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält Regelimgen für den Fall, daß weder 
die Nutzungsrechtsurkimde weiterhilft noch eine 
Einigimg nach Absatz 1 zu erzielen ist. Hier wird eine 
gegenüber § 2 etwas abweichende Stufimg der ersatz- 
weise heranzuziehenden Bestiimmmgskriterien vor- 
genommen. Nach Satz 1 sollen die Grundsätze maß- 
geblich sein, die nach der jetzt geltenden Fassimg des 
Artikel 233 § 4 Abs. 3 EGBGB für die Bestimmung des 
Umfangs von Nutzimgsrechten vorgesehen sind, die 
auf die Grundfläche von Gebäuden verliehen wurden. 
Nach Artikel 233 § 4 Abs. 3 Satz 3 EGBGB umfaßt das 
Nutzimgsrecht in diesem Fall auch die Nutzimg des 
Grundstücks in dem für Gebäude der errichteten Art 
zweckentsprechenden ortsüblichen Umfang, bei Ei- 
genheimen nicht mehr als eine Fläche von 500 m^. 
Dies soll nach Satz 1 auch dann gelten, wenn das 
Nutzimgsrecht zwar nicht auf die Gebäudegrundflä- 
che verliehen, aus der Urkunde andererseits aber 
auch nicht ersichtlich ist, auf welchen Teil eines 
Grundstücks sich das Nutzungsrecht erstrecken soll. 
Übernommen wird auch der für Eigenheime in der 
Eigenheimverordnimg vorgesehene Richtwert von 
500 m2. Dieser güt aber nur dann, wenn die Nutzimgs- 
urkunde den Umfang nicht ausweist. Ergibt sich etwa 
aus der Urkimde, daß sich das Nutzimgsrecht auf den 
gesamten Umfang eines bestimmten Grundstücks 
beziehen soll, so ist es gemäß Absatz 1 imerheblich, 
wenn das Grundstück größer als 500 m^ ist. 


Für den Fall, daß die Kriterien des Artikels 233 § 4 
Abs. 3 Satz 3 EGBGB für die Bestimmung der Befugnis 
zur Ausübung von Nutzungsrechten nicht ausrei- 
chend sein sollten, enthält Satz 2 eine Verweisung auf 
die für diesen Fall bei Grundstücken vorgesehene 
Regelung des § 2 Abs. 3. In sinngemäßer Anwendung 
dieser Vorschrift würden in einem solchen Fall die 
mehreren Inhaber dinglicher Nutzungsrechte an 
einem oder mehreren Grundstücken eine jeweils 
gleichgroße Fläche zur Ausübung ihrer jeweils an 
dem Grundstück bestehenden Nutzungsrechte zuge- 
teilt erhalten. 


Zu § 4 (Vollzug des Sachenrechtsbereinigimgs- 
gesetzes) 

Das Sonderungsverfahren soll — neben der Vorberei- 
tung (vgl. Vorbemerkung Nr. 3) — auch dem Vollzug 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes dienen. In 
diesem Fall ergeben sich die Kriterien für die Auftei- 
lung von Grundstücken und Befugnissen zur Aus- 
übung von Nutzungsrechten (Erbbaurechten) aus die- 
sem Gesetz. In dem Sachenrechtsbereinigimgsgesetz 
soll vorgesehen werden, daß die Ausübungsbefugnis 
— bei entsprechender Erhöhung des zu entrichtenden 
Entgelts — auf das übrige Grundstück ausgedehnt 
werden kaim, wenn sich die verbleibende Restfläche 
nicht sinnvoll selbständig nutzen läßt. Dies würde 
dann in dem Verfahren so festgelegt. 


Zu § 5 (Bodenneuordnung) 

Vorbemerkung 

§ 5 bestimmt den Zweck, die möglichen Begünstigten 
und die Wirkungen eines Bodenneuordnungsverfah- 
rens. Er unterscheidet dabei zwischen der ergänzen- 
den Bodenneuordnung (Absatz 2) und der komplexen 
Bodenneuordnung (Absatz 3). 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt den Kreis der Grundstücke, auf die 
sich ein Bodenneuordnungsverfahren beziehen kann. 
Es handelt sich stets um Grundstücke, die der Vermö- 
genszuordnung nicht unterliegen. Abgestellt wird 
bewußt nicht darauf, ob ein Zuordnungsverfahren mit 
Zuordnungsplan bereits durchgeführt worden ist. 
Denn dies könnte Beteiligte dazu verleiten, den 
Abschluß eines Zuordnungsverfahrens zu verzögern, 
um im Rahmen eines Bodenneuordnungs Verfahrens 
eine abweichende Verteilung zu erreichen. Das soll 
indessen gerade nicht geschehen. Es soll bei der 
Verteilung nach Zuordnungskriterien verbleiben. 
Deshalb werden aus dem Anwendungsbereich des 
Bodenneuordnungsverfahrens auch alle diejenigen 
Grundstücke ausgenommen, die zwar noch nicht 
Gegenstand eines Zuordnungsplans geworden, aber 
zuordnungsfähig und damit möglicher Gegenstand 
eines Zuordnungsplans sind. Diese Begrenzung gilt 
sowohl für das ergänzende als auch für das komplexe 
Bodenneuordnungsverfahren. Beide Verfahrensvari- 
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anten gelten damit nur für private Grundstücke. 
Absatz 1 bestimmt außerdem die Gestaltungsmöglich- 
keiten. Es können neue Grundstücke gebildet wer- 
den. Möglich ist aber auch die Vereinigung eines 
privaten Grundstücks mit einem zugeordneten 
Grundstück. Schließlich ist es auch möglich, 
beschränkte dingliche Rechte an Grundstücken zu 
begründen. Zu denken ist an Dienstbarkeiten und 
Erbbaurechte. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 legt den Gestaltungsrahmen für eine 
ergänzende Bodenneuordnung fest. Sie kann stets nur 
die Festlegimgen eines Zuordmmgsplans auf den 
eingesprengten privaten Flächen fortschreiben. Das 
bedeutet zunächst, daß eine ergänzende Bodenneu- 
ordnung nur in Betracht kommt, wenn bereits ein 
Zuordnungsplan vorliegt. Liegt er noch nicht vor, muß 
zuvor ein Zuordnungsverfahren durchgeführt wer- 
den. Nur so läßt sich sicherstellen, daß die Kriterien 
der Zuordnung eingehalten werden. Ein Zuordnungs- 
bescheid auf der Grundlage eines Aufteilungsplans 
nach § 2 Abs. 2 des Vermögenszuordnungsgesetzes 
genügt nicht. Er Avürde zwar die Einhaltung der 
Zuordnungskriterien ebenfalls sicherstellen. Er dient 
aber, anders als der Zuordnimgsplan (vgl. § 3 Abs. 1 
Satz 3 des Vermögenszuordnungsgesetzes) und der 
Sonderungsplan (vgl. § 6 Abs. 2 Satz 2), nicht als Ersatz 
für das amtliche Verzeichnis der Grundstücke im 
Sinne von § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung. Seine 
Ergänzung ist durch einen Sonderungsplan deshalb 
technisch kaum möglich. Er muß deshalb zuerst zu 
einem Zuordnungsplan „auf gestuft" werden, was 
nach § 2 Abs. 2 c des Vermögenszuordnungsgesetzes 
ohne weiteres möglich ist. 

Fortschreiben bedeutet sodann, daß die Grundstücke 
so zu bilden sind, wie dies im Zuordnimgsverfahren 
geschehen wäre, gäbe es die privaten Grundstücke im 
Plangebiet nicht. Die Grundstücke sind auch nicht nur 
so zu gestalten, sondern auch denjenigen zuzuordnen, 
die sie erhalten würden, handelte es sich um staatliche 
Grundstücke. Dazu wird auf die Erläuterung zu 
Absatz 4 verwiesen. Fortschreiben bedeutet schließ- 
lich, daß die Gestaltungsmöglichkeiten, wie sie nach 
§ 2 Abs. 2b Satz 2 des Vermögenszuordnungsgesetzes 
bestehen, auch zu gewähren sind. Danach kann ein 
Zuordnungsbegünstigter die ihm insgesamt zukom- 
mende Fläche so aufteilen, wie es ihm zweckmäßig 
erscheint. Dies gilt auch in Ansehung der privaten 
Flächen. Meist wird es sich hierbei um Splitterflächen 
handeln, die dann aber mit den einzelnen gebildeten 
Flächen vereinigt werden können. Soweit der Zuord- 
nungsplan keine ausreichenden Anhaltspunkte (kei- 
nen Aufschluß) darüber gibt, wie die Grundstücke zu 
schneiden sind, etwa, weil die Lücke zu groß ist, sind 
die Kriterien des Absatzes 3 anzulegen. 

Das ergänzende Bodenneuordnungsverfahren hat 
ebenso wie das komplexe Bodenneuordnungsverfah- 
ren Berührung zur Sachenrechtsbereinigung. Wegen 
dieser Bezüge, die dort stärker sind, wird auf die 
Ausführungen zum komplexen Bodenneuordnungs- 
verfahren Bezug genommen. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt die Gestaltungsmöglichkeiten 
eines komplexen Bodenneuordnungsverfahrens. In 
ein solches Verfahren dürfen nur solche Grundstücke 
einbezogen werden, die für Zwecke der staatlichen 
Wohnungsversorgung oder für hiermit im Zusammen- 
hang stehende Maßnahmen der Infrastruktur genutzt 
werden. Nach Absatz 3 liegt eiae Nutzimg zur staat- 
lichen Wohnungsversorgung nur vor, wenn es sich um 
komplexen Wohnungsbau oder vergleichbare For- 
men handelt. Es kommen also nur Maßnahmen der 
staatlichen Wohnungsversorgimg großflächiger Art in 
Betracht. Nicht einbezogen werden könnte in ein 
Bodenneuordnungsverfahren edso z. B. ein staatlich 
verwaltetes Grundstück, auf dem sich lediglich ein für 
Zwecke der staatlichen Wohnungsversorgimg ge- 
nutzter Altbau befindet. Mit dem Zusatz in vergleich- 
barer Weise sollen solche Randfälle aufgefangen 
werden, deren Zuordnung zum komplexen Woh- 
mmgsbau oder zu einer Maßnahme des komplexen 
Wohnungsbaus zweifelhaft erscheinen könnte. 
Grundstücke, die für Maßnahmen der Infrastruktur 
genutzt werden, können auch nur dann in ein Boden- 
neuordnungsverfahren einbezogen werden, wenn sie 
mit Maßnahmen des komplexen Wohnungsbaus oder 
vergleichbaren Maßnahmen im Zusammenhang ste- 
hen. Hierdurch soll erreicht werden, daß das Boden- 
neuordnungsverfahren auch die Verkehrsflächen, 
Anlagen und Plätze zwischen den einzelnen Bauwer- 
ken bei Maßnahmen des komplexen Wohnungsbaus 
erfassen kann. Es sollen auch angelegte Zufahrtstra- 
ßen mit einbezogen werden können. Auch das kom- 
plexe Bodenneuordnungsverfahren bezieht sich nach 
Absatz 1 nicht auf ehemals volkseigene, sondern nur 
auf in Privateigentum gebliebene Grundstücke. Bei 
den privaten Grundstücken kommt es nicht darauf an, 
ob es sich um Rest- oder Splitterflächen handelt oder 
nicht. Sinn des Verfahrens ist es gerade auch, die 
Überbauungen privater Grundstücke, zu denen es in 
vielen Fällen gekommen ist, neu zu ordnen. Es muß 
auch nicht eine Vielzahl von Grundstücken einbezo- 
gen werden. Denkbar ist z. B. die Durchführung eines 
komplexen Bodenneuordnungsverfahrens für ein ein- 
zelnes Grundstück, das ein Neubaugebiet geworden 
ist. 

Das komplexe Bodenneuordnungsverfahren hat nach 
Absatz 3 die Herstellung einer Übereinstunmimg 
der Grundstücksgrößen und der Rechtsverhältnisse 
hieran mit den tatsächlichen Verhältnissen zum Ziel. 
Die Grundstücke dürfen dabei so geschnitten werden, 
wie es auch unter Berücksichtigimg städtebaulicher 
Gesichtspunkte angesichts der vorhandenen Bebau- 
ung zweckmäßig ist. Dies deutet an, daß das Boden- 
neuordnungsverfahren auch die Abwicklung der 
Sachenrechtsbereinigimg ermöglichen soll. Die ur- 
sprünglichen Grenzen sind heute nicht mehr zweck- 
mäßig. Sie stehen oft im Widerspruch zur tatsächli- 
chen Bebauung, die andererseits als Neubausiedlimg 
erhalten werden muß. Hier ließe sich ein auf Einzel- 
klagen ausgerichtetes Verfahren nach dem Sachen- 
rechtsbereinigimgsgesetz nicht durchführen. Deshalb 
können diese Lagen durch Bodenneuordnung neu 
gestaltet werden. Hierbei müßten dann Ansprüche 
auf Ankauf des Grund und Bodens, aber auch auf 
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Bestellung von Erbbaurechten, durch den Feststel- 
lungsbescheid in der Sache beschieden werden. 
Sofern es um die Bestellung von beschränkten dingli- 
chen Rechten, insbesondere von Erbbaurechten, geht, 
bereitet das allerdings eine Schwierigkeit: Es muß ein 
einheitlicher Grundeigentümer bestimmt werden. 
Denn es wäre völlig unpraktikabel, wenn dem 
Berechtigten ein Gesamterbbaurecht an den ur- 
sprünglichen Grundstücken eingeräumt würde, das in 
der Ausübung beschränkt wird. Dies wäre gnmd- 
buchtechiüsch sehr schwierig zu handhaben und 
dürfte auch zu einem sehr streitträchtigen Verhältnis 
führen. Die Bestimmung des Eigentümers selbst ist 
verfahrensmäßig nicht schwierig, weil dieser in dem 
Grundstücksplan lediglich auszuweisen ist. Seine 
Auswahl ist dagegen ein Problem, weil er den Aus- 
gleich nach § 14 entrichten müßte. Er trüge also die 
Vorfinanzierungslast. Dieses Problem liegt aber in der 
Natur der Sache und beruht nicht auf dem Verfahren. 
Es ist hier am einfachsten verfahrensmäßig zu lösen. In 
einem Anspruchsverfahren dürfte es kaum lösbar 
sein. 


Zu Absatz 4 

Um sicherzustellen, daß das Verfahren nur zu den 
eben beschriebenen Zwecken eingesetzt und ein 
weitergehender Eingriff in das Eigentum vermieden 
wird, wird in Absatz 4 der Kreis der möglichen 
Begünstigten begrenzt. Begünstigte können nur sein: 
öffentliche Stellen, Wohmmgsbaugenossenschaften 
imd Arbeiterwohmmgsbaugenossenschaften sowie 
deren Rechtsnachfolger, betroffene Grundeigentü- 
mer, Kapitalgesellschaften, deren Anteile insgesamt 
öffentlichen Stellen zustehen. Das Verfahren soll auch 
eine Bereinigimg der Nutzungsverhältnisse an Grund 
und Boden unterstützen. Deshalb können begünstigt 
auch Personen sein, die nach dem zu schaffenden 
Sachenrechtsbereinigimgsgesetz Ansprüche auf Ein- 
räumung von Erbbaurechten oder auf Übertragimg 
des Eigentums an Gnmdstücken haben. Anderen 
Personen können Eigentums- und andere dingliche 
Rechte an den in das Bodenneuordnungsverfahren 
einbezogenen Grundstücken nicht übertragen wer- 
den. Geschieht dies dennoch, ist der Sonderungsbe- 
scheid rechtswidrig imd bei einer verwaltungsgericht- 
lichen Überprüfimg aufzuheben. 


Zu Absatz 5 

In Anlehnung an § 61 BauGB wird in Absatz 5 
vorgesehen, daß im Rahmen einer ergänzenden oder 
komplexen Bodenneuordnimg auch beschränkte 
dingliche Rechte an den neuzuordnenden Grundstük- 
ken geändert oder aufgehoben oder an den neuen 
Grundstücken solche Rechte begründet werden kön- 
nen. Dies hat vor allem für Leitungs- und Wegerechte 
in der Form der Dienstbarkeit Bedeuhmg. Denkbar ist 
aber auch, daß auf den neuzuordnenden Grundstük- 
ken bereits Grundpfandrechte lasten, die im Rahmen 
der Bodenneuordnung an anderen Grundstücken 
(neu) begründet werden müssen. Die Regelimg erfaßt 
nicht nur privatrechtliche beschränkte dingliche 


Rechte, sondern auch öffentlich-rechtliche Verpflich- 
tungen zu einem das Grundstück betreffenden Tun, 
Dulden oder Unterlassen, die sogenannten Baulasten, 
deren Begründung nach § 80 des Gesetzes über die 
Bauordnung vom 20. Juli 1990 (GBl. I Nr. 50 S. 929) 
imd den dieses Gesetz ablösenden Bestimmimgen des 
Landesrechts möglich ist. Auch sie müssen im Rahmen 
einer Bodenneuordnung an die neuen Bodeneigen- 
tumsverhältnisse angepaßt werden können. Denkbar 
ist auch, daß sich geordnete neue Bodeneigentums- 
verhältnisse nur herstellen lassen, wenn derartige 
Baulasten neu begründet werden. Bei privatrechtli- 
chen beschränkten dinglichen Rechten ist eine 
Zustimmungspflicht der Inhaber dieser Rechte nicht 
vorgesehen. Dies erscheint nicht notwendig, da sich 
der Rahmen der Anpassung aus dem Zuordnungsplan 
(Absatz 2) oder der vorhandenen Bebauung (Absatz 3) 
ergibt und von daher hinreichend eng ist. Die Inhaber 
dieser Rechte sind aber am Verfahren beteiligt und 
können ihre Einwände im Rahmen der Auslegung des 
Sonderungsplans nach § 8 Abs. 4 verbringen; über 
diese muß in dem Bescheid auch entschieden werden. 
Diese Lösung ist allerdings für Baulasten nicht geeig- 
net, da es hier vor allem um das öffentliche Planimgs- 
interesse geht. Deshalb sieht Satz 2 insoweit vor, daß 
die Baugenehmigungsbehörde der Veränderung oder 
Neubegründung von Baulasten zustimmen muß. 

Eine Besonderheit ergibt sich für Leitungsrechte. Sie 
stellen in den für eine Bodenneuordnung in Betracht 
kommenden Gebieten ein schwierig zu lösendes Pro- 
blem dar. Die Leitungen sind dort regelmäßig nicht in 
Leitungskarten eingetragen und deshalb in der Ört- 
lichkeit schwierig aufzufinden. Teilweise verlaufen 
neben den Wegen oder unter den Häusern begehbare 
Leitungskanäle, in denen bis zu einem Dutzend Lei- 
tungen verschiedener Netzträger nebeneinander ver- 
legt sind. So könnte in diesen Kanälen Telefon- und 
Stromkabel, Gasleitungen, Frisch- und Abwasserlei- 
tungen nebeneinander verlaufen. Wie diese Verhält- 
nisse sinnvollerweise geordnet werden könnten, ist 
derzeit völlig offen. Es wird deshalb in aller Regel 
nicht möglich sein, im Sonderungsplan konkrete 
Anordnungen zu den Rechten zu treffen. Deshalb 
bestimmt Satz 3, daß diese Leitungsrechte unberührt 
bleiben. Soweit es sich um Leitungen von Trägem 
leitimgsgebundener Energieversorgung handelt, ent- 
spricht dies der Maßgabe b zum Energiewirtschafts- 
gesetz in Anlage II Kapitel V Sachgebiet D Ab- 
schnitt III Nr. 4 des Einigimgsvertrages vom 31. Au- 
gust 1990 (BGBl. II S. 889, 1202), wonach für Leitungen 
bestehende Mitbenutzungsrechte unberührt bleiben. 
Dies soll aber im Rahmen der Bodenneuordnung für 
alle Leitungsträger gelten. Berücksichtigt werden 
mußte auch, daß gerade in den großen Neubaugebie- 
ten Leitungen sehr oft nur in der Örtlichkeit verlegt, 
nicht aber auch rechtlich, z. B. durch Mitbenutzungs- 
rechte, abgesichert oder gar im Grundbuch eingetra- 
gen wurden. Deshalb erfaßt Satz 3 neben den Lei- 
tungsrechten auch die rein faktische Führung von 
Leitungen, die als solche, also nicht unter Aufwertimg 
zu einer dinglichen Rechtsposition am Grundstück, 
aufrecht erhalten bleibt. Diese Verhältnisse sollen 
allerdings mittelfristig rechtlich geordnet werden. 
Dies kann imd soll aber nicht im Bodensonderungs- 
verfahren geschehen. 
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Satz 4 enthält eine Auffangregelung für beschränkte 
dingliche Rechte, Baulasten und Leitungs(führungs-) 
rechte. Alle Rechte, die nicht ausdrücklich im Sonde» 
nmgsplan geändert werden, setzen sich mit ihrem 
bisherigen Inhalt und Umfang an den neugebildeten 
Gnmdstücken fort. Rechte, die ersatzlos in Fortfall 
geraten, erhalten im Umfang ihres Fortfalls einen 
Ausgleich (Vergleiche § 15 Abs. 1). 


Zu Absatz 6 

Die Bodenneuordmmg soll die Grundstücke imd die 
Eigentumsverhältnisse hieran endgültig neu ordnen. 
Das läßt sich nur erreichen, wenn bei der Bodenneu- 
ordmmg von den Anordmmgen des Sachenrechtsbe- 
reinigungsgesetzes in Ansehimg der Festlegungen zu 
den Grundstücks- imd Rechtsausübimgsgrenzen 
auch abgewichen werden kann. 


Zu Absatz 7 

Ein Bodenneuordmmgsverfahren ist nach Absatz 6 
unzulässig, solange ein Flurbereinigungsverfahren 
oder ein Flumeuordmmgsverfahren anhängig ist oder 
wenn die Bodeneigentumsverhältnisse neu geordnet 
sind. Das Bodenneuordmmgsverfahren hat nänüich 
den Zweck, die Bodeneigentumsverhältnisse entspre- 
chend den tatsächlichen Gegebenheiten neu zu ord- 
nen. Wenn dies aber in einem der dort genannten 
Verfahren angestrebt oder erreicht worden ist, dann 
ist der Zweck eines Bodenneuordmmgsverfahrens 
fortgefallen. Es soll deshalb nicht mehr durchgeführt 
werden können. Wird ein solches Verfahren aller- 
dings ohne Ergebnis eingestellt, dann kann ein 
Bodenneuordmmgsverfahren duxchgeführt werden. 
Ein Zuordmmgsverfahren hat ebenfalls Vorrang. Das 
Bodensonderungsverfahren soll aber parallel schon 
durchgeführt werden können, um Zeit zu sparen. 
Deshalb wird hier nur vorgeschrieben, daß der Son- 
denmgsbescheid nicht vor dem Zuordmmgsbescheid 
in Kraft gesetzt werden darf. 

ABSCHNITT 2 

Durchführung der Sonderung 

Zu § 6 (Ablauf des Sondenmgsverfahrens) 
Vorbemerkung 

Mit § 6 beginnt der verfahrensrechtliche Teil des 
Gesetzes. Er bestimmt, daß imvermessenes Eigentum 
und die nicht grafisch nachweisbare Befugnis zur 
Ausübung dinglicher Rechte nach einem Verwal- 
tungsverfahren in einem Sondenmgsplan festzulegen 
ist. Die Vorschrift bestimmt, woraus der Sonderungs- 
plan besteht, auf welches Gebiet er sich erstreckt und 
wie das Verfahren auf Feststellung eines solchen 
Planes eingeleitet werden kann. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 legt fest, daß die Bestimmung unver- 
messenen Eigentums und der nicht grafisch nach- 
weisbaren Befugnis zur Ausübung dinglicher Rechte 
an Grundstücken in einem Grundstückspl€m erfolgt, 
den die Sonderimgsbehörde festzustellen hat. Nach 
Satz 2 soll das Verfahren bei unvermessenen Grund- 
stücken und Nutzungsrechten sowie für die Boden- 
neuordnung von Amts wegen eingeleitet werden. Für 
den Vollzug der Sachenrechtsbereinigimg soll Grund- 
lage ein Ersuchen der dafür zuständigen Stelle (Notar 
oder Gericht), für die Ergänzung eines Zuordnungs- 
plans ein Ersuchen des Präsidenten der Oberfinanzdi- 
rektion oder ein Antrag einer Wohnungsgenossen- 
schaft oder eines kommunalen Wohnungsuntemeh- 
mens sein. In beiden Fällen hat das Verfahren nur 
dienende Funktion. Bei unvermessenen Grundstük- 
ken und Nutzungsrechten und bei der Sachenrechts- 
bereinigung soll das Verfahren aber auch auf Antrag 
eines Plcmbetroffenen eingeleitet werden können. 
Planbetroffen sind Grundstückseigentümer, Inhaber 
dinghcher Nutzungsrechte und Nutzer, die nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz Ansprüche haben. 
In diesen Fällen wird das Verfahren von Amts wegen 
regelmäßig daim eingeleitet werden, wenn es im 
öffentlichen Interesse liegt, unvermessenes Eigentum 
oder Ausübungsbefugnisse zu bestimmen. Ein solches 
öffenthches Interesse wird vor allem dann anzuneh- 
men sein, wenn Verfahren nach dem zu erlassenden 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz ohne eine solche 
Bestimmung nicht sinnvoll durchgeführt oder abge- 
schlossen werden können. Die Ausübung des 
Antragsrechts Privater soll im Interesse ihrer Gläubi- 
ger pfändbar sein. Diese können dann die Sonderung 
beantragen. 


Zu Absatz 2 

Anders als dies bei auf Antrag einzuleitenden Verwal- 
tungsverfahren gewöhnhch der Fall ist, bestimmt hier 
auch dann, wenn das Verfahren auf Antrag eingeleitet 
wird, der Antrag nach Absatz 1 Satz 1 nicht allein den 
Gegenstand des Verfahrens. Absatz 2 Satz 1 stellt es 
vielmehr generell in das pflichtgemäße Ermessen der 
Behörde, das Plangebiet und damit den Verfahrens- 
gegenstand über den Antrag hinaus zu bestimmen. 
Der Sinn dieser Regelung ist folgender: Das Sonde- 
nmgsverfahren hat einen gewissen verwaltungsmäßi- 
gen Aufwand zur Folge. Dieser Aufwand rechtfertigt 
sich nur, wenn das Verfahren einen hinreichend 
weiten Feststellungserfolg in einer zugleich relativ 
kurzen Zeit erzielt. Denn nur dann ist das Verfahren 
insgesamt günstiger als die Durchführung einer regu- 
lären Vermessung und damit sinnvoll. Hinzukommt, 
daß die Bestimmung des Antragsgegenstandes bei 
einem Vorgehen von Amts wegen ohnehin durch die 
Behörde erfolgen müßte. Absatz 2 Satz 2 und 3 legen 
Mindestkriterien fest, die bei der Bestimmung des 
Plangebietes einzuhalten sind. Nach Satz 2 darf das 
Plangebiet nicht nur das von dem Antragsteller bean- 
spruchte Grundstück umfassen. Dieses heße sich 
isohert normalerweise einfacher vermessen. Der Sinn 
des Verfahrens hegt darin, seine Lage im Verhältnis 
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zu anderen Grundstücken zu bestimmen. Eine ent- 
sprechende Vorschrift sieht Absatz 2 Satz 3 für die 
nichtbestimmte Befugnis zur Ausübimg eines dingli- 
chen Nutzimgsrechtes vor. Hier muß das Plangebiet 
mindestens die Grundstücke umfassen, auf die sich 
die Ausübimgsbefugnis erstrecken soll. Bestimmte 
Grenzen sind der Feststellimgsbehörde nicht gesetzt. 
Sie wird ihr Ermessen danach ausricht en, daß einer- 
seits möglichst viele Grundstücke oder Nutzungs- 
rechte erfaßt, andererseits der Verfahrenserfolg aber 
auch schneller als bei Durchfühnmg eines normalen 
Vermessimgsverfahrens erzielt wird. Sie wird ihr 
Ermessen ferner danach ausrichten, daß einerseits 
möglichst viele Grundstücke oder Nutzungsrechte 
erfaßt, andererseits der Verfahrenserfolg aber auch 
schneller als bei Durchfühnmg eines normalen Ver- 
messimgsverfahrens erzielt wird. Die Sonderungsbe- 
hörde muß deshalb z. B. nicht einen vollständigen 
ungetrennten Hofraum oder das vollständige Gebiet 
eines Zuordnimgsplans zum Gegenstand des Sonde- 
rungsplans machen. Sie kann sich vielmehr auch auf 
Teile des sonderungs fähigen Gebiets beschränken. 
Bei einer solchen Beschränkimg muß in besonderem 
Maße darauf geachtet werden, daß die gesamte 
Umringsgrenze des Plangebiets einwandfrei vermes- 
sen ist. Das würde bedeuten, daß z. B. bei der Auftei- 
limg eines imgetrennten Hofraums in mehrere Sonde- 
rungsgebiete die vorgesehenen Innengrenzen des 
jeweiligen Sonderungsgebiets vermessen werden 
müssen. Anders würde es aber liegen, wenn das 
Gebiet für eine Bodenneuordmmg anhand des vor- 
handenen Katastermaterials bestimmt wird. Dies 
könnte etwa dadurch geschehen, daß die Grenzen des 
Sonderungsgebiets entlang katastermäßig bestimm- 
ter Grundstücksgrenzen verlaufen. Das Plangebiet 
wird im übrigen von den sachlichen Voraussetzimgen 
der §§ 2 bis 5 beschränkt. In den Fällen des § 1 Nr, 1 
(imvermessenes Eigentum und unvermessene Nut- 
zungsrechte) können vermessene Grundstücke nur 
tusoweit embezogen werden, als dies für die Durch- 
fühnmg des Verfahrens sachlich unerläßlich ist, z. B., 
weil sie die Umringsgrenze bestimmen. Daß Kosten 
anfallen, wäre hier kein ausschlaggebender Gesichts- 
punkt, denn es liegt im Interesse aller, daß unvermes- 
senes Eigentum in zweckmäßiger Weise bestimmt 
wird. In den Fällen des § 1 Nr. 2 dürfen Grundstücke, 
die nicht Gegenstand des Sachenrechtsbereinigungs- 
gesetzes sind, nicht einbezogen werden. Eine Aus- 
nahme würde nur gelten, wenn das Verfahren 
zugleich auch nach § 1 Nr. 1 durchgeführt wird, 
weil die Grenzen des Bestands nicht bestimmt sind. 
In eme Bodenneuordnung dürfen nur Grundstücke 
der in § 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten Art einbezogen 
werden. 

Die Bestimmung des Plangebiets nach Absatz 3 
ist Verfahrenshandlung und nach § 44 a der Ver- 
waltungsgerichtsordnung einer selbständigen An- 
fechtung entzogen. Sie kann nur im Zusammen- 
hang mit dem Sondenmgsbescheid nach § 9 ange- 
griffen werden. Erfolg dürfte eine Beanstandung 
der Bestimmung des Plangebiets aber regelmä- 
ßig nur haben, wenn die Behörde dieses Gebiet 
so sachwidrig bestimmt hat, daß sich dies un- 
ter keinem sachlichen Gesichtspunkt rechtfertigen 
läßt. 


Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 Satz 1 ist die Feststellungsbehörde 
berechtigt, einen Feststellungsantrag zurückzuwei- 
sen, wenn sie dem Antragsteller Zusagen karm, daß 
sein Grundstück innerhalb der nächsten drei Monate 
vermessen wird. Sinn des Feststellungsverfahrens ist 
es, unter geringerem Aufwand als bei Durchführung 
einer Vermessung zu einer Bestimmung des Eigen- 
tums an unvermessenen Grundstücken zu gelangen. 
Wenn dies mit einer Vermessung schneller zu errei- 
chen ist, darm ist für das Verfahren kein Bedarf. 
Absatz 3 Satz 1 sieht als regelmäßige zeitliche Grenze 
eine Dreimonatsfrist vor. Muß man länger als drei 
Monate auf die Vermessung warten, ist es in der Regel 
gerechtfertigt, das Verfahren durchzuführen. Dies 
karm aber auch bei weniger langen Wartezeiten 
zweckmäßig sein. Deshalb steht die Zurückweisung 
im Ermessen der Feststellungsbehörde. Die Zurück- 
weisungsbefugnis güt allerdings nach Satz 2 nicht 
mehr, wenn die Behörde eine Zusage, die Vermes- 
sung durchzuführen, nicht eingehalten hat. 


Zu § 7 (Inhalt des Sonderungsbescheids und des 
Sonderungsplans) 

Zu Absatz 1 

Anders als z. B. das Umlegungsverfahren oder das 
Flurbereinigungsverfahren ist das Sonderungsverfah- 
ren nicht auf Aufstellung eines Plans ausgerichtet. 
Sein Verfahrensziel ist vielmehr der Erlaß eines Son- 
derungsbescheids, der allerdings den Sonderungs- 
plan feststellt. Mit diesem konstruktiven Unterschied 
wird eine Vereinfachung bei der Teilbestandskraft 
erreicht. Diese ist zwar auch bei den Umlegungs- und 
dem Flurbereinigungsverfahren vorgesehen. Dort 
muß aber mit der — gesondert anfechtbaren — 
Inkraftsetzung des angefochtenen Plans gearbeitet 
werden, was komplizierter ist. Der Sonderungsbe- 
scheid besteht aus einem Tenor, einer Begründung 
und dem Sondenmgsplan, den er verbindlich fest- 
stellt. Seinen Inhalt bestimmt Absatz 2. 


Zu Absatz 2 

Das verfahrensmäßige Kernstück ist der Sonderungs- 
plan. Er ist dem Umlegungs-, Flurbereinigungs- oder 
Zuordnungsplan nachgebildet. Sein Inhalt und seine 
rechtliche Bedeutung werden in Absatz 2 festgelegt. 
Nach Satz 1 dieser Vorschrift besteht der Sonderungs- 
plan aus einer Grundstückskarte und einer Gnmd- 
stücksliste. Während die Karte die Grundstücke und 
die räimüichen Bereiche der Befugnis zur Ausübung 
dinglicher Nutzungsrechte grafisch darstellt, enthält 
die Grundstücksliste ein Verzeichnis der in der Karte 
eingetragenen und numerisch bezeichneten Grund- 
stücke und der Inhaber von Nutzungsrechten, für die 
Ausübungsflächen in der Karte enthalten sind. Wie 
die Grundstückskarte und die Grundstücksliste zu 
erstellen sind, ist in § 8 Abs. 2 geregelt und wird bei der 
Begründung dieser Vorschrift näher erläutert. Der 
Sonderungsplan dient nicht nur, wie sich aus Absatz 2 


144 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5553 


Satz 1 ergibt, der Feststellung des unvermessenen 
Eigentums oder der Ausübungsbefugnis bei dingli- 
chen Nutzimgsrechten. Nach Absatz 2 Satz 2 dient er 
vom Zeitpunkt seiner Feststellung durch den Sonde- 
rungsbescheid nach § 9 an bis zur Übernahme der in 
dem Plan enthaltenen grafischen Darstellimgen in das 
Liegenschaftskataster als amtliches Verzeichnis der 
Grundstücke. Für die Übernahme in das Liegen- 
schaftskataster müssen die aus der Karte ersichtlichen 
grafischen Darstellimgen im Wege der Vermessimg 
nachvollzogen werden. Dies erfordert beträchtliche 
Zeit, die durch den Sonderungsplan überbrückt wer- 
den soll. Der Sonderungsplan ersetzt aber nicht nur 
das amtliche Verzeichnis. Nach Absatz 2 Satz 3 ersetzt 
er auch einen bereits bestehenden Ersatz für das 
amtliche Verzeichnis. Diese Regelimg zielt vor allem 
auf die vorgesehenen Vorschriften für imgetrennte 
Hofräume. Im Verordnungswege soll hier sehr schnell 
die formelle Gnmdbuchfähigkeit dieser Grundstücke 
dadurch erreicht werden, daß das amtliche Verzeich- 
nis nicht nur durch die Gebäudesteuerrolle, sondern 
bei ihrem Fehlen auch durch Einheitswertbescheide, 
Grund- oder Grunderwerbssteuerbescheide oder 
durch Abgabenbescheide für Grundstücksabgaben 
ersetzt werden soll. Es handelt sich hierbei aber nur 
um Notlösungen, die weniger weit reichen als der 
Sonderungsplan. Sobald ein Sonderungsplan vorliegt, 
bedarf es dieser Notlösungen nicht mehr; sie müssen 
deshalb durch den Plan abgelöst werden. Bei der 
ergänzenden Bodenneuordnung sind die Festlegun- 
gen des Zuordnungsplans in den Sonderungsplan zu 
übernehmen. Ohne eine solche Übernahme könnte er 
nicht gestaltet werden. Die Übernahme erfolgt nach- 
richtlich. Die übernommenen Festlegungen sind 
grundsätzlich nicht im Rahmen eines Rechtsmittels 
gegen den Sondenmgsbescheid angreifbar. Eine Aus- 
nahme gilt nur insoweit, als die Festlegungen sich auf 
die Grenzen des privaten Grundstücks beziehen. Dies 
würde aber nach § 2 Abs. 1 a Satz 3 des Vermögens- 
zuordnungsgesetzes die Rechte der privaten Dritten 
nicht beeinträchtigen. Diese Festlegungen werden 
nur imd erst durch ihre Übernahme in den Sonde- 
rungsplan für den Dritten verbindlich und damit 
angreifbar. 


Zu § 8 (Aufstellung des Sonderungsplans) 
Vorbemerkung 

§ 8 regelt das eigenthche Sonderungsver fahren. Es ist 
einem Planfeststellungsverfahren nachgebildet, ent- 
hält aber die erforderlichen imd möglichen Verein- 
fachimgen. 


Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Satz 1 erstellt die Sonderungsbehörde 
für das von ihr festgelegte Plangebiet einen Entwurf 
des Grundstücksplans. Sie wird dies mit eigenen 
Kräften vornehmen, wenn ihre Kapazitäten dazu 
ausreichen. Dies wird oft nicht der Fall sein, so daß das 
Bedürfnis besteht, andere Personen oder Stellen hin- 
zuzuziehen. Satz 2 sieht deshalb die Übertragung von 


vorbereitenden Maßnahmen, nicht jedoch der Ent- 
scheidimg auf andere Personen vor. Es handelt sich 
dabei im wesentlichen um öffentlich bestellte Ver- 
messungsingenieure. In Anlehnung an § 46 des Bau- 
gesetzbuchs in der Fassimg des Investitionserleichte- 
rungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22. April 1993 
(BGBl. I S. 466) wird deshalb die Hinzuziehung von 
öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren vorge- 
sehen. Diese müssen allerdings nach dem Vermes- 
simgs- imd Katastergesetz des betreffenden Landes 
dazu auch befugt sein. Nicht besonders erwähnt, aber 
ebenfalls zulässig ist auch die Einschaltung anderer 
Behörden, etwa — wenn Sonderungsbehörde die 
Kommune ist — der Katasterbehörden. Dies geschieht 
im Wege der Amtshilfe. Die Einzelheiten der Amts- 
hilfe richten sich nach den §§ 4 bis 8 des Verwaltungs- 
verfahrensgesetzes des Bundes entsprechenden Re- 
gelimgen des jeweiligen Landes oder, sofern dieses 
noch kein eigenes Verwaltimgsverfahrensgesetz er- 
lassen hat, des Verwaltimgsverfahrensgesetzes des 
Bundes. 

Für die Erstellung des Planes wird es notwendig sein, 
die betreffenden Grundstücke zu betreten. Es wird 
davon abgesehen, das Betretimgsrecht bimdesrecht- 
lich zu regeln. Es ist zu sehr mit den Kataster- und 
Vermessimgsvorschriften verbunden und muß auch in 
stärkerem Maße die örtlichen Gegebenheiten berück- 
sichtigen. Deshalb sieht Absatz 1 Satz 3 vor, daß sich 
das Betretimgsrecht nach den Kataster- und Vermes- 
sungsvorschriften des jeweiligen Landes richtet. 
Diese gelten auch für die von der Sonderungsbehörde 
beauftragten Personen oder Stellen. 


Zu Absatz 2 

Absätze 2 und 3 bestimmen, wie die Bestandteile des 
Sonderungsplanes zu gestalten sind. Absatz 2 Satz 1 
betrifft die Grundstückskarte. Hierbei handelt es sich 
um das technische Herzstück des Sondenmgsplanes. 
Denn das Verfahren kann in einem überschaubaren 
Zeitraum nur abgewickelt werden, wenn die Anforde- 
rungen an diese Karte soweit abgesenkt werden, wie 
dies im Hinblick auf die Anforderungen für die 
Übernahme m das Liegenschaftskataster gerade noch 
vertretbar ist. Dies ist in Absatz 2 Satz 1 vorgesehen. Es 
wird vorgegeben, daß der Maßstab nicht kleiner als 1 
zu 1 000 sein darf. Dies ist erforderlich, weil sonst eine 
geordnete Übernahme der Ergebnisse der Karte in das 
Liegenschaftskataster im Wege der Vermessung nur 
mit sehr hohen Fehlerquoten möglich wäre. Das wäre 
im Interesse der betroffenen Eigentümer und Nut- 
zungsberechtigten nicht gerechtfertigt. Die Darstel- 
lung kann auch in einem größeren Maßstab, zu 
denken wäre an den Maßstab 1 zu 500, erfolgen. 
Zwingend geboten ist dies aber nicht und darum der 
Behörde freigestellt. Die einzelnen Gnmdstücke sind 
in der Karte nach den nach §§ 2 und 5 bestimmten 
inhaltlichen Kriterien grafisch darzustellen. Dies ist 
die einfachste Form der kartenmäßigen Darstellung 
der Grenzen von Grundstücken oder von Flächen, an 
denen dingliche Nutzxmgsrechte oder Erbbaurechte 
ausgeübt werden können. Sie ist auch geeignet, als 
Gnmdlage für die spätere Übertragung in das Liegen- 
schaftskataster zu dienen. Das Verfahren, wie die 
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grafische Darstellung erfolgt, wird mit Bedacht nicht 
festgelegt. Dies bestimmt die Sonderungsbehörde 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Auswahl richtet 
sich vor allem nach den vorhandenen Unterlagen. Für 
ungetrennte Hofräume liegen großflächige Luftbild- 
aufnahmen mit einem sehr großen Maßstab und mit 
einem hohen Genauigkeitsgrad vor. Diese können 
ohne weiteres als Grundlage der grafischen Darstel- 
lung verwendet werden. Andererseits gibt es auch 
Fälle, in denen derartige Unterlagen nicht zur Verfü- 
gung stehen und die grafische Darstellung in anderer 
Weise erfolgen muß. Die Sonderungsbehörde ist in 
der Phase der Entwurfserstellung nicht verpflichtet, 
wohl aber berechtigt, Eigentümer und Anwohner zu 
befragen. Es liegt auch in ihrem Ermessen, ob und in 
welchem Umfang sie zur Vorbereitung der grafischen 
Darstellung in der Örtlichkeit Sichtpunkte anbringt 
oder nicht. Entscheidend für die Wahl des Darstel- 
lungsverfahrens ist in jedem Fall der hiermit verbun- 
dene Aufwand auf der einen und der jeweilige Verlust 
an Genauigkeit auf der anderen Seite. 

Absatz 2 Satz 2 schreibt vor, daß die Sonderungsbe- 
hörde auf jeden Fall vorhandenes Kartenmateried und 
eventuell vorhandene Luftbildaufnahmen — dies 
betrifft insbesondere ungetrennte Hofräume — ver- 
wenden muß. Die Vorschrift hat Ordnungscharakter 
und begründet keine Rechte der Verfahrensbeteilig- 
ten. Sie soll im öffentlichen Interesse sicherstellen, daß 
das Feststellungsverfahren so schnell wie möglich 
zum Abschluß gebracht werden kann. 

Satz 3 regelt den Fall der beantragten Feststellung des 
räumlichen Umfangs der Ausübungsbefugnis eines 
dinglichen Nutzungsrechts. Hier dürfen in der Karte 
nicht nur die Ausübungsgrenzen verzeichnet sein. 
Notwendig ist vielmehr auch, die Grenzen der betrof- 
fenen Grundstücke einzutragen. Deshalb schreibt 
Satz 3 dieses ergänzend für diesen Fcdl vor. 


Zu Absatz 3 

Neben der Grundstückskarte ist auch eine Grund- 
stücksliste anzufertigen, deren Inhalt Absatz 3 
beschreibt. Der Sinn dieser Liste ist unterschiedlich, je 
nachdem, welchem der in § 1 bezeichneten Zwecke 
das Verfahren dient. 

Bei unvermessenen Grundstücken oder Nutzungs- 
rechten ist es Sinn der Grundstücksliste, den Verfah- 
rensbeteiligten, vor allem aber dem Grundbuchamt, 
die Feststellung zu ermöglichen, welches Grundstück 
welchem Eigentümer bzw. hinsichtlich der Aus- 
übungsbefugnis welchem Nutzungsberechtigten zu- 
zuordnen ist. Das bereitet vor allem bei Erbfällen 
gewisse Anwendungsschwierigkeiten. Denn dort 
wird aus dem Grundbuch etwa eines ungetrennten 
Hofraumes nur der eingetragene Erblasser, nicht aber 
notwendig auch der jetzt vorhandene Erbe ersichtlich 
sein. Deshalb sieht Absatz 3 Satz 1 vor, daß der 
Eigentümer in diesen Fällen grundsätzlich nur so zu 
bezeichnen ist, wie er sich aus dem Grundbuch ergibt. 
Etwas anderes gilt nur, wenn der — nicht im Grund- 
buch eingetragene — Eigentümer bei dem Grund- 
buchamt bekannt ist. Diese Verfahrensweise ist auch 
unschädlich. Der festgestellte Sonderungsplan führt 


nämlich nach § 13 Abs. 2 nur dazu, daß eine abwei- 
chende Größe des Eigentums oder der Ausübungsbe- 
fugnis nicht mehr geltend gemacht werden kann. Die 
Feststellungswirkung des festgestellten Sonderungs- 
plans bezieht sich also nur darauf, wie groß das 
Grundstück ist und wo es liegt bzw. auf welche Fläche 
sich die Ausübungsbefugnis eines dinglichen Nut- 
zungsrechts erstreckt. Die in der Grundstücksliste 
enthaltene Angabe der Eigentümer oder Nutzungs- 
rechtsinhaber dient cdlein Identifizierungszwecken. 
Sie nimmt aber an einer Feststellungswirkung nicht 
teil. Trifft also die im Grundbuch enthaltene Angabe 
des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten nicht zu, 
so steht es dem tatsächheh Berechtigten auch nach 
Eintritt der Bestandskraft des Sonderungsbescheides 
frei, insoweit Berichtigung des Grundbuches zu ver- 
langen. 

In den Fällen der §§ 4 und 5 ist die Ausgangslage 
hingegen anders. Hier sollen neue Rechtsverhältnisse 
geschaffen werden. Es geht deshalb nicht nur um die 
Größe und Lage des Grundstücks, sondern entschei- 
dend auch darum, wem sie gehören sollen oder wer an 
ihnen ein Erbbaurecht erhalten soll. Deshalb sieht 
Satz 3 für diese Fälle vor, daß nicht die aus dem 
Grundbuch ersichtlichen, sondern die in dem Plan 
bestimmten Eigentümer und Inhaber von Erbbau- 
rechten in die Liste eingetragen werden sollen. 


Zu Absatz 4 

Der Entwurf des Sonderungsplans ist nach Absatz 4 
Satz 1 durch die Sonderungsbehörde für die Dauer 
eines Monats in der Behörde auszulegen. Auszulegen 
sind danach auch die für die Erstellung des Planes 
verwandten Unterlagen. Der Sinn dieser Regelung ist 
folgender: Die Karte kann, sie muß aber nicht aus sich 
heraus verständlich sein. Wenn aber neben der Karte 
z. B. auch eine Luftbildaufnahme ausgelegt wird, auf 
deren Grundlage sie erstellt wurde, ist es leichter 
möglich, ihren Gehalt zu überprüfen. 

Eine Besonderheit gilt gemäß Absatz 4 Satz 2 für 
Verfahren nach §§ 4 und 5: Hier ist nicht nur der 
Entwurf des Sonderungsplans öffentlich auszulegen, 
sondern auch eine Karte des vorhandenen Bestandes. 
Sie wird in aller Regel bei den hier in Rede stehenden 
Plangebieten zur Verfügung stehen. Ihre zusätzliche 
Auslegung hat den Zweck, den betroffenen Grund- 
stückseigentümern Gelegenheit zu geben, festzustel- 
len, inwieweit ihre Grundstücke von der Bodenneu- 
ordnung erfaßt sind. Dies ist deshalb unentbehrlich, 
weil in dem Grundstücksplan beim Bodenneuord- 
nungsverfahren nur die künftigen, nicht aber die 
früheren Bodeneigentumsverhältnisse grafisch dar- 
gestellt werden. 

Nach Absatz 4 Satz 3 hat die Sonderungsbehörde die 
Auslegung ortsüblich öffentlich bekanntzumachen. 
Dies geschieht in aller Regel durch Anheftung eines 
Anschlags an die Bekanntmachungstafel der Behörde 
oder/und durch Einrückung eines entsprechenden 
Textes in dem Verkündungsblatt der Gemeinde. Dar- 
über hinaus empfiehlt es sich, den Text auch in einer 
Tageszeitung zu veröffentlichen. Nach Absatz 4 Satz 4 
muß die Bekanntmachung das in das Verfahren ein- 
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bezogene Gebiet bezeichnen, damit die Bürger sehen 
können, ob sie von dem Verfahren gnmdsätzlich 
betroffen sein können. Ferner ist nach dieser Vor- 
schrift der Hinweis aufzunehmen, daß die betroffenen 
Grundstückseigentümer und Inhaber von dinglichen 
Nutzimgsrechten sowie die Inhaber von Ansprüchen 
nach dem Vermögensgesetz imd aus Restitution (§11 
des Vermögenszuordnimgsgesetzes) sowie die Inha- 
ber beschränkter dinglicher Rechte am Grundstück 
oder Rechten daran binnen vier Wochen von der 
Bekanntmachung an den Entwurf für den Sonde- 
rungsplan sowie seine Unterlagen einsehen imd Ein- 
wände gegen die getroffene Feststellung zum Besitz- 
stand erheben können. Der Kreis der Betroffenen 
hängt allerdings von der Art der getroffenen Feststel- 
limgen ab. Der Text der Bekanntmachung muß des- 
halb auf den konkreten Fall zugeschnitten werden. 
Nach Absatz 4 Satz 5 sind die Fristen absolute 
Ausschlußfristen. Sie können nicht verlängert wer- 
den; eine Wiedereinsetzung findet nicht statt. Damit 
soll eine Verfahrensstraffung erreicht werden. Eine 
Versäumung der Frist hindert die betreffenden Betei- 
ligten allerdings nicht, ihre Einwände zu einem spä- 
teren Zeitpunkt vorzubringen. 

Wegen der engen Beziehimgen zwischen Bodenneu- 
ordnimgen und Zuordnimgen auch genossenschaftli- 
chen Vermögens ist vorgesehen, daß in diesem Zuord- 
nungsverfahren die durch die Bodenneuordnung 
hauptbetroffenen Personen oder Stellen im Sonde- 
rungsverfahren nach § 1 Nr. 3 und 4 zwingend 
anzuhören sind. Zu diesem Betroffenen gehören das 
Bundesvermögensamt als Vertreter des Bundes, das 
kommimale Wohmmgsimtemehmen und die Woh- 
nungsgenossenschaft. Nicht erforderlich ist, daß sie 
Gebäudeeigentum nach Artikel 233 § 2 b EGBGB oder 
Grundeigentum in dem Plangebiet haben. 

In den Fällen der Feststellimg imvermessenen Eigen- 
tums ist eine derartige Beteiligung nicht geboten, da 
ein Zusammenhang zur Zuordnimg nicht besteht. Es 
ist zu berücksichtigen, daß Verfahren nach § 1 Nr. 1 
die Gefahr in sich bergen, daß Grundstückszuschnitte 
erreicht werden, die an sich eine Teilimgsgenehmi- 
gimg (§19 BauGB) erfordern. Derartige Gestaltungen 
sind nach § 2 Abs. 1 nicht zulässig. Um die Einhaltung 
dieser Bestimmung aber verfahrensmäßig abzustim- 
men, wird eine Beteiligimg der Kommime vorgese- 
hen. Die Konmiune soll auch darauf achten, daß bei 
der Feststellung der Eigentumsverhältnisse z. B. das 
Eigentum an öffentlichen Wegen nicht beeinträchtigt 
wird. 


Zu Absatz 5 

Die aus dem Grundbuch ersichtlichen Grundstücks- 
eigentümer bzw. Inhaber von Nutzungsrechten sowie 
ihre der Sonderungsbehörde bekannten Erben sind 
nach Absatz 5 Satz 1 gesondert über die Auslegimg zu 
benachrichtigen. Ihnen ist allerdings wegen des damit 
verbundenen Geschäftsaufwandes keine Abschrift 
oder Ausfertigung des ausgelegten Plans zu übersen- 
den. Sie sind nach dieser Vorschrift vielmehr aufzu- 
fordem, an Ort und Stelle in den ausgelegten Planent- 
wurf einzusehen. Auch für sie gilt die in Absatz 4 


Satz 3 bezeichnete Stellungnahmefrist von vier 
Wochen. Nach Absatz 5 Satz 2 beginnt sie allerdings 
erst nüt dem Zugang der Mitteilung. Auch ihnen 
gegenüber ist die Frist eine absolute Ausschlußfrist. 

Wenn es sich um Verfahren nach § 5 handelt, ist 
gemäß Absatz 5 Satz 3 stets ein Vertreter für die nicht 
aus dem Grundbuch ersichtlichen oder sonst bei dem 
Grundbuchamt bekannten Grundeigentümer zu be- 
stehen. Dies hängt damit zusammen, daß die Feststel- 
lung hier endgültig ist und nicht nach Maßgabe des 
§ 13 korrigiert werden kann. 


Zu Absatz 6 

Mit Absatz 6 wird das Bimdesministerium der Justiz 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die näheren Einzelheiten der Gestal- 
tung des Sonderungsplanes festzulegen. Hiermit soh 
erreicht werden, daß der Gnmdstücksplan einheitlich 
abgefaßt wird. Bis zum Erlaß der Rechtsverordnung 
steht es den Behörden frei, den Inhalt des Planes 
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben festzule- 
gen. Das Bundesministerium der Justiz kann auch 
Muster festlegen. 


Zu § 9 (Erlaß des Sonderungsbescheids) 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Satz 1 steht die Sonderungsbehörde 
den Grundstücksplan durch einen Bescheid verbind- 
lich fest. Nach Satz 3 ist in der Begründung auszufüh- 
ren, aus welchen Gründen nach § 8 Abs. 4 und 5 
rechtzeitig erhobenen Einwänden nicht gefolgt 
wird. 


Zu Absatz 2 

Für den Sonderungsbescheid ist ein vereinfachtes 
Bekanntmachungsverfahren vorgesehen. Er besteht 
nach Absatz 1 auch aus einem Kartenwerk, dessen 
Übersendung an eine Vielzahl von Betehigten nicht 
tunhch sein muß. Deshalb sieht Absatz 2 vor, daß der 
Sonderungsbescheid mit einer Rechtsbehelfsbeleh- 
rung zu versehen und für die Dauer eines Monats bei 
der Behörde auszulegen ist. 

In Übereinstimmung mit § 8 Abs. 4 Satz 2 ist nach § 9 
Abs. 2 Satz 2 die Auslegung ortsüblich öffentlich 
bekanntzumachen und den aus dem Grundbuch 
ersichtlichen Grundstückseigentümern und Inhabern 
dinglicher Nutzimgsrechte oder ihren dem Grund- 
buchamt bekannten Erben oder — in den Fällen der 
Bodenneuordnung — einem gemäß § 8 Abs. 5 bestell- 
ten Vertreter mitzuteilen. Bekanntmachung und Mit- 
teilimg müssen nach § 9 Abs. 2 Satz 3 den Ausspruch 
des Beschlusses, den Ort und den Zeitraum der 
Auslegimg sowie eine Belehrung darüber enthalten, 
daß gegen den Bescheid binnen 1 Monats nach Ablauf 
der Auslegungsfrist Widerspruch erhoben werden 
kann. Dieses ergibt sich aus der Rechtsbehelfsbeleh- 
rung des ausgelegten Beschlusses. Der Bekanntma- 
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chung und der Mitteilung ist nach Absatz 2 Satz 4 
ferner ein Ausschnitt aus einer Karte im Maßstab 
1:10 000 beizufügen, aus dem sich ersehen läßt, wo 
das Sondenmgsgebiet liegt. Der Leser der Bekannt- 
machung und der Mitteilung soll feststellen können, 
ob er von dem Bescheid betroffen sein kann. Nach 
Absatz 2 Satz 5 gilt der Bescheid mit Ablauf der 
Auslegungsfrist als den betroffenen Grundstücks- 
eigentümern und Inhabern dinglicher Nutzungs- 
rechte zugestellt. Hierauf ist in der Mitteilung und der 
Bekanntmachung ebenfalls hinzuweisen (Absatz 2 
Satz 5 Halbsatz 2). Diese Vorschriften entsprechen im 
wesentlichen den Vorschriften über die Bekanntma- 
chung von Planfeststellungsbeschlüssen. Sie sind 
allerdings etwas einfacher ausgestaltet. 


Zu Absatz 3 

Absatz 2 dient der Verfahrensvereinfachung. Die 
Auslegung des Beschlusses muß aber nicht unbedingt 
die einfachste Verfahrensweise sein. Bei einem über- 
schaubaren Kreis von Beteiligten oder aber bei einem 
großen Umfang von Einigungen und entsprechenden 
Rechtsmittelverzichten kann es zweckmäßig sein, den 
verbliebenen Beteiligten den Bescheid in Ausferti- 
gimg zuzustellen. Deshalb sieht Absatz 3 vor, daß auf 
das Verfahren nach Absatz 2 auch verzichtet werden 
kann, wenn eine Einzelzustellung erfolgt. 


Zu Absatz 4 

Absatz 4 stellt klar, daß neben dem Sonderungsbe- 
scheid Teilungsgenehmigungen nach anderen Vor- 
schriften nicht erforderlich sind. Damit wird die pro- 
blemlose Teilung der betroffenen Grundstücke insbe- 
sondere im Zuge der Sachenrechtsbereinigung oder 
der Bodenneuordnung ermöglicht. 


Zu § 10 (Sonderungsbehörde) 

§ 10 sieht eine gespaltene Zuständigkeit vor: Grund- 
sätzlich soll die für die Führung des Liegenschaftska- 
taster zuständige Behörde zuständig sein. Für Boden- 
neuordnungsverfahren hingegen soU die Zuständig- 
keit bei der UmlegimgssteUe liegen. 


Zur regulären Zuständigkeit 

Die für die Führung des Liegenschaftskatasters in den 
neuen Ländern jeweils zuständige Behörde bestimmt 
sich nach den Vorschriften des Vermessungs- und 
Katasterrechts der einzelnen neuen Bundesländer. 
Diese Lösung erscheint als die günstigste aller in 
Betracht zu ziehenden Alternativen. 

Es ist zunächst erwogen worden, eine Bundesbehörde 
mit diesen Feststellungen zu betrauen. Zu denken war 
in diesem Zusammenhang am ehesten an die Zuord- 
nungssteUe des Präsidenten der Treuhandanstalt oder 
an die Präsidenten der Oberfinanzdirektionen, denen 
nach dem Vermögenszuordnungsgesetz die Vermö- 


genszuordnung und damit verbunden auch die 
Behandlung unvermessener Grundstücke obliegt. 
Eine solche Lösung wäre wohl auch im Hinblick auf 
Artikel 87 Abs. 3 des Gnmdgesetzes möglich; sie 
erschien aber nicht zweckmäßig. Diese Stellen sind 
mit der Durchführung des Vermögenszuordnungsge- 
setzes sehr stark belastet und müssen ihre Kraft darauf 
konzentrieren, die danach zu treffenden Entscheidun- 
gen möglichst schnell durchzuführen. Dieses Argu- 
ment traf allerdings auch auf die ferner erwogene 
Zuständigkeit der Flumeuordnungsbehörden zu. 
Diese haben nmd 100 000 Verfahren nach dem 8. Ab- 
schnitt des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes zu 
bewältigen und wären mit der Durchführung von 
Verfahren nach diesem Gesetz überfordert. Entspre- 
chendes würde gelten, wenn man die normalen 
Dienststellen der Kommunen mit diesen Aufgaben 
betrauen würde, nicht die noch einzurichtenden oder 
bereits eingerichteten Katasterämter. Schließlich ist 
noch erwogen worden, ob man die Zuständigkeit 
nicht wegen der Nähe zum Grundbuch- und Eigen- 
tumsrecht dem Leiter des Grundbuchamtes übertra- 
gen kann. Gegen diese Lösung sprachen vor allem 
zwei Argumente: Der Leiter des Gnmdbuchamtes 
dürfte in aller Regel mit der Wahrnehmung der 
Justizverwaltungsaufgaben seines Geschäftsbereichs 
und der ihm obliegenden richterlichen Geschäfte voll 
ausgelastet sein. Außerdem müßte er sich ohnehin der 
Hilfe der Kataster- und Vermessungsbehörden bedie- 
nen. Die Folge hiervon wäre ein erhöhter Verfahrens- 
aufwand, der nicht unbedingt zur Beschleunigimg 
beiträgt. 


Zur Sonderzuständigkeit bei der Bodenneuordnung 

Wegen seiner Nähe zum Umlegimgsverfahren soll für 
das Bodenneuordnungsverfahren die Gemeinde zu- 
ständig sein. Dies ist die Gemeinde, in deren Gebiet 
das neu zu ordnende Gebiet liegt. Der Gemeinde soU 
es frei stehen, die Stelle ihrer Verwaltung zu bestim- 
men, die diese Aufgabe übernehmen soll. Deshalb 
vermeidet der Entwurf eine auch erwogene Zustän- 
digkeit der UmlegimgssteUe. Hinzukommt, daß die 
UmlegimgssteUe nicht immer die günstige SteUe für 
diese Aufgabe ist. Es ist erwogen worden, ob für diese 
Aufgabe nicht auch eine Bundesbehörde in Betracht 
kommt. In Frage gekommen wären hierfür nur die 
VermögenszuordnungssteUen, also die Präsidenten 
der Oberfinanzdirektionen. Denn nur diese Bundes- 
behörden haben Aufgaben, die einen gewissen Bezug 
zu den hier durchzuführenden Verfahren haben. 
Diese Behörden dürften aber mit ihren Vermögenszu- 
ordnungsverfahren voU ausgelastet sein. Gegen ihre 
Beauftragung spricht auch, daß es dort sehr viel 
schwieriger ist, Fachgremien, wie es die Umlegungs- 
ausschüsse sind, einzurichten. Erwogen wurde auch, 
ob das Verfahren nicht bei Landesmittel-, Landes- 
ober- oder Obersten Landesbehörden eingerichtet 
werden kann. Dies hätte aUerdings dazu geführt, daß 
diese eine vorübergehende Aufgabe übernehmen 
müßten, die keiner der von ihnen sonst zu bewältigen- 
den Aufgaben vergleichbar ist. Die Schwierigkeiten 
bei der Aufgabenerfüllung erscheinen bei der Wahl 
der Gemeinden am geringsten. 
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Übertragung auf andere Stellen 

Die Sonderungsbehörde soll die Möglichkeit haben, 
ihre Zuständigkeit auf Dauer oder im Einzelfall auf 
eine andere geeignete Behörde zu übertragen. 
Gedacht ist hierbei z. B. an kleinere Kommunen, die 
von ihrer zu geringen Verwaltimgskraft her nicht in 
der Lage sind, Bodenneuordnungsverfahren durchzu- 
führen. Sie können ihre Aufgabe auf die Kataster- 
behörde übertragen. Die Obertragungsmöglichkeit 
wird aber auch für die Katasterbehörde selbst vorge- 
sehen. Diese kann im Einzelfall z. B. völlig überla- 
stet sein. Die Übertragung steht im Ermessen der Zu- 
ordnungsbehörde. Als Empfänger kommt nur eine 
Behörde in Betracht, die diese Aufgabe auch erfüllen 
kann. 


Zu § 11 (Besonderheiten bei der ergänzenden 
Bodenneuordnimg) 

Im Falle der ergänzenden Bodenneuordnung (§ 5 
Abs. 2) ist das Plangebiet Gegenstand zweier unter- 
schiedlicher Pläne: des Zuordnungsplans und des 
Sonderungsplans, Hierbei werden für dieses identi- 
sche Plangebiet gebietlich abgegrenzte rechtliche 
Festlegungen getroffen. Die Zuordnungsbehörde 
bestimmt nach den Kriterien der Zuordnungsvor- 
schriften, welche ehemals volkseigenen Teile des 
Plangebietes welchen öffentlich-rechtlichen Stellen, 
Treuhandbetrieben [oder Wohmmgsgenossenschaf- 
ten] zuzuordnen sind. Hinsichtlich der in Privateigen- 
tum stehenden Teüe bestimmt der Zuordnungsplan 
die neuen Grenzen imd Eigentümer der Grundstücke. 
Es kommt deshalb entscheidend darauf an, daß die 
Teüe des Plangebietes sorgfältig aufeinander abge- 
stimmt dem Zuordnungs- und dem Sonderungsplan 
zugeschrieben werden. Diese Abstimmung wird 
durch den § 11 erreicht, der zwei verschiedene Aus- 
gangssituationen erfaßt. 

In der ersten Kons teUation (Satz 1) ist der Zuordnungs- 
bescheid mit Zuordnungsplan bereits ergangen, ln 
diesem Falle muß die Sonderungsbehörde keinen 
vollständig neuen Plan für den Sonderungsbescheid 
erstehen. Sie kann die für den Sonderungsplan in der 
Grundstückskarte vorzimehmenden Festlegungen 
vielmehr in den bereits vorhandenen Zuordnungsplan 
eintragen. Da die Teüe dieses Planes, auf den sich die 
Festlegimgen für die Sonderung beziehen, nicht zum 
Gegenstand des Zuordnungsbescheids gehören, kön- 
nen sie Gegenstand des hiervon zu trennenden Son- 
derungsbescheids werden. Diese Verfahrensweise ist 
bewußt nicht zwingend vorgeschrieben. Sie führt 
nämlich dazu, daß der Sonderungsbescheid in seinem 
Bestand von dem des Zuordnungsbescheids abhängig 
ist. Dies wird in aUer Regel nicht zu vermeiden sein. Es 
kann aber EinzelfäUe geben, in denen diese enge 
Verbindung zwischen Zuordnimgs- imd Sonderungs- 
bescheid nicht zweckmäßig ist. Hier kann die Behörde 
auch einen eigenen Plan zugrunde legen. 

In der zweiten KonsteÜation (Satz 2) ist ein Zu- 
ordnungsbescheid noch nicht ergangen. Die Son- 
denmgsbehörde kann hier den eigenen, für die 
Sonderung benötigten Sonderungsplan gleich- 


zeitig als Grundlage für den Antrag auf Erlaß eines 
Zuordmmgsbescheids mit Zuordmmgsplan verwen- 
den. 

In beiden FäUen müssen Zuordnungs- und Sonde- 
rungsgebiet grafisch voneinander abgegrenzt wer- 
den. Das ist notwendig, um die Grenzen einer etwai- 
gen Anfechtung des einen oder anderen Bescheides 
feststeUen zu können. 


Zu § 12 (Aussetzimg von Verfahren) 

Das Verfahren nach diesem Gesetz soU nur durchge- 
führt werden, wenn eine Bestinunung des Eigentums 
nicht auf andere Weise günstiger und effektiver 
durchgeführt werden kann. Deshalb wird der Sonde- 
rungsbehörde die Möglichkeit gegeben, ihr Verfah- 
ren auszusetzen, wenn ein Verfahren nach dem 8. Ab- 
schnitt des Landwirtschaftsanpassimgsgesetzes zur 
Durchführung einer Flumeuordnung, nach dem Flur- 
bereinigungsgesetz, nach dem Vierten Teü des Bau- 
gesetzbuches oder nach dem Sachenrechtsbereini- 
gungsgesetz eingeleitet ist oder wird. Diese Verfahren 
führen oftmals zu einer weitergehenden Klärung der 
Eigentumsverhältnisse imd versprechen dann einen 
größeren Effekt, Entsprechendes läßt sich zwar für 
den FaU, daß an einem Grundstück ein Recht zum 
Besitz nach Artikel 233 § 2a EGBGB besteht, nicht 
sagen. Jedoch kann sich erweisen, daß die Feststel- 
lung des Eigentums an einem solchen Grundstück mit 
Blick auf das Sachenrechtsbereinigungsgesetz wenig 
sinnvoll wäre. Deshalb soll die FeststeUimgsbehörde 
auch in diesem FaUe das Verfahren aussetzen können. 
Die Aussetzimg des Verfahrens wird der Behörde mit 
Bedacht nicht zur Pflicht gemacht, sondern in ihr 
Ermessen gesteht. Es ist nämlich durchaus möglich, 
daß die genarmten Verfahren einfacher durchgeführt 
werden köimen, werm zunächst ein Verfahren nach 
diesem Gesetz abgeschlossen wird. Dies mag etwa 
zutreffen, wenn ein Flumeuordnungsverfahren nach 
dem 8. Abschnitt des Landwirtschaftsanpassungsge- 
setzes durchgeführt werden soU, die in das Verfahren 
einzubeziehenden Grundstücke aber ganz oder teü- 
weise nicht vermessen sind. Eine Flumeuordnung 
setzt die Feststellung des Bestands voraus, die mit 
einem Sondenmgsverfahren u. U. erleichtert werden 
kaim. Entsprechendes karm in den anderen in Bezug 
genommenen Verfahren gelten. Werden die Verfah- 
ren zu einem Abschluß gebracht, so ist das ausgesetzte 
Verfahren nach diesem Abschnitt in der Regel gegen- 
standslos und deshalb einzusteUen. Dies bedarf aber 
keiner besonderen Regelung. 

Damit die jeweüs zuständigen Behörden von dem 
Grund für eine mögliche Aussetzung der von ihnen 
angestrebten Verfahren Kermtnis erlangen, sieht 
Satz 2 entsprechende Unterrichtungspflichten vor. 
Die Sondenmgsbehörde unterrichtet die Flurbereini- 
gungs- und Umlegungsbehörde sowie die nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz zuständige SteUe 
und umgekehrt. Die Unterrichtungspflicht setzt erst 
ein, werm ein Verfahren eingeleitet werden soU. 
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ABSCHNITT 3 
Wirkungen der Sonderung 

Zu § 13 (Umfang der Grundstücksrechte im 
Sonderungsgebiet) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt die allgemeinen Wirkungen des 
festgestellten Sonderungsplans. Er legt die Grund- 
stücks- und Ausübungsgrenzen verbindlich fest. Bei 
der Bodensonderung für unvermessenes Eigentum 
und unvermessene Nutzungsrechte werden die 
Eigentumsverhältnisse nicht verbindlich festgestellt. 
Verbindlich ist hier nur die Zuordnung der Grund- 
stücke zu den Eintragimgen im Grundbuch. Ist aber 
z. B. der im Grundbuch eingetragene und in die 
Grundstücksliste übernommene Eigentümer verstor- 
ben, so sind jetzt unabhängig von der diesbezüglichen 
Eintragung in der Grundstücksliste die Erben Eigen- 
tümer. 

Bei der ergänzenden und der komplexen Bodenneu- 
ordnung ist dies grundlegend anders. Hier werden 
nicht nur neue Grundstücksgrenzen gebildet, sondern 
auch neue Eigentümer und Rechtsinhaber bestimmt. 
Diese Feststellungen sind integraler Bestandteil des 
Sonderungsbescheids. Hier wird der Rechtsübergang 
mit dem Eintritt der Bestandskraft von Gesetzes 
wegen bewirkt. Das Grundbuch wird unrichtig. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt das Verhältnis des Sonderungsbe- 
scheids zu einer späteren Vermessung und Abmar- 
kimg. Nach Satz 1 kann eine abweichende Größe des 
Grundstücks oder der Ausübungsbefugnis dinglicher 
Rechte nach Eintritt der Bestandskraft nicht mehr 
geltend gemacht werden. Der Sonderungsbescheid 
stellt also die aus dem Plan ersichtlichen Grundstücks- 
größen und die räumliche Reichweite der Ausübungs- 
befugnis von Nutzungs- oder Erbbaurechten verbind- 
lich fest. Da die aus dem Plan ersichtlichen Grund- 
stücksgrößen in das Liegenschaftskataster übertragen 
werden müssen, sieht Absatz 2 Satz 2 vor, daß die 
verbindliche Feststellung nicht das Recht ausschließt, 
die fehlende Übereinstimmung zwischen den Festle- 
gungen im Grundstücksplan und den späteren Eintra- 
gungen in das Liegenschaftskataster zu rügen. 

Die Bestimmung des unvermessenen Eigentums 
begründet den Anspruch des Eigentümers, Abmar- 
kungen nach Maßgabe von § 919 BGB zu verlangen. 
Dies bedarf hier keiner ausdrücklichen Regelung. Aus 
Gründen der Rechtsklarheit ist aber in Absatz 2 Satz 2 
vorgesehen, daß dieser Anspruch — selbstverständ- 
lich — durch die Vorschriften des Gesetzes nicht 
berührt werden soll. Nicht berührt werden soll auch 
§ 920 BGB. Diese Regelung gilt für alle Arten der 
Verfahren nach § 1. In den Fällen des § 1 Nr. 1 muß sie 
streng unterschieden werden von dem Übertragungs- 
anspruch nach § 14. Die Feststellung des unvermes- 
senen Eigentums und der Ausübungsbefugnis legt für 
alle betroffenen Grundeigentümer und dinglichen 
Nutzungsberechtigten verbindlich fest, wie weit sich 


das bislang nicht amtlich nachweisbare Eigentum an 
einem Grundstück erstreckt und inwieweit nicht gra- 
fisch nachweisbare dingliche Nutzungsrechte auf Tei- 
len von Grundstücken ausgeübt werden dürfen. Nach 
§ 14 steht es jedem betroffenen Grundstückseigentü- 
mer und Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechtes 
aber frei, durch Klage vor dem ordentlichen Gericht 
einen anderen Umfang seines Eigentums geltend zu 
machen und entsprechende Übertragungen zu ver- 
langen. Diese Regelung ist getroffen worden, um 
unbeabsichtigte Eingriffe in das Eigentum, die sich 
namentlich in den Fällen des § 2 Abs. 3 ergeben 
können, so gering wie möglich zu halten. Für diese 
Fälle scheidet eine Anwendung von § 920 BGB aus. 
§ 920 BGB bleibt vielmehr den Fällen Vorbehalten, in 
denen ein Grundstückseigentümer geltend machen 
möchte, daß die katastermäßig eingetragene Grenze 
den Festlegungen des festgestellten Sonderungsplans 
widerspricht. Neben der Klage gegen den Grund- 
stücksnachbam aus § 920 BGB steht dem betroffenen 
Grundstückseigentümer auch eine Klage vor dem 
Verwaltungsgericht gegen das Ergebnis der Vermes- 
sung offen. Er wird in einer solchen Klage allerdings 
ebenfalls nur die mangelnde Übereinstimmung des 
Vermessungsergebnisses mit dem festgestellten Son- 
derungsplan, insbesondere dessen Grundstückskarte, 
geltend machen können. 


Zu Absatz 3 

Die Bodenneuordnung nach § 5 soll die Grundstücke 
und die Eigentumsverhältnisse hieran endgültig neu 
ordnen. Das läßt sich nur erreichen, wenn Ansprüche 
nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz nach 
rechtskräftigem Abschluß eines Bodenneuordnungs- 
verfahrens für Grundstücke und Gebäude im Plange- 
biet nicht mehr geltend gemacht werden können. 


Zu Absatz 4 

Grundstücke, die Gegenstand eines Sonderungsplans 
sind, können nüt vermögensrechtlichen Anmeldun- 
gen „belastet" sein. Soweit sich die Eigentumsver- 
hältnisse an den Grundstücken nicht ändern, ist die 
Sonderung nach der Karte ohne Einfluß auf die 
vermögensrechtlichen Ansprüche. Anders ist es aber, 
wenn sich, wie in den Verfahren nach §§ 4 und 5, die 
Eigentumsverhältnisse ändern. Zwar würde nicht 
schon die Änderung allein den Anspruch berühren, 
weil sie nicht rechtsgeschäftlich, sondern durch 
Hoheitsakt erfolgt (vgl. § 3 c des Vermögensgesetzes). 
Die Sonderung nach der Karte verändert aber grund- 
legend die Lage und den Zuschnitt der Grundstücke, 
also das tatsächliche und rechtliche Substrat der 
Ansprüche. Es bedarf deshalb einer Regelung dieser 
Frage. Sie enthält Absatz 4. 

Ausgangspunkt der Regelung ist die Situation bei den 
unvermessenen Grundstücken: Die Ansprüche kön- 
nen sich grundsätzlich an den im Sonderungsplan 
bezeichneten Grundstücken fortsetzen. Ähnlich kann 
verfahren werden, wenn ein Grundstück sowohl 
Gegenstand des Vermögensgesetzes als auch des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes ist. Diese Fälle 
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werden allerdings sehr selten sein. Denn meist wird 
hier der vermögensrechtliche Anspruch nach § 4 des 
Vermögensgesetzes ausgeschlossen sein. In den Fäl- 
len einer Bodenneuordmmg wird es voraussichtlich in 
der Regel genauso liegen. Hier wird regelmäßig ein 
Ausschluß vermögensrechtlicher Ansprüche nach § 5 
des Vermögensgesetzes greifen. Es muß aber der 
häufige Sonderfall geregelt werden, daß Grundstücke 
anders geschnitten werden, als sie es jetzt sind. Hier ist 
nicht klar, ob das Grundstück noch identisch mit dem 
anmeldebelasteten ist. Außerdem muß verhindert 
werden, daß das nunmehr sinnvoll geschnittene 
Grundstück für die Zwecke der Rückübertragung 
wieder zerteilt wird. Absatz 4 sieht daher folgendes 
vor: Grundsätzlich setzen sich etwa bestehende ver- 
mögensrechtliche Ansprüche an den Grundstücken 
im Sonderungsplan fort. Sofern es sich um Gnmd- 
stücke handelt, die zu den in § 5 genannten Zwecken 
des komplexen Wohmmgsbaus, in vergleichbarer 
Weise oder für Zwecke der Infrastruktur genutzt 
werden, scheiden Ansprüche nach dem Vermögens- 
gesetz aus. Dies würde zwar schon aus § 5 Abs. 1 
Buchstaben b und c des Vermögensgesetzes folgen. 
Mit der Regelimg soll aber klargestellt werden, daß 
die Gnmdstücke, so wie sie nach § 5 für diese Zwecke 
gebildet werden, insgesamt nicht der Rückübertra- 
gung imterliegen. Im übrigen imterliegen sie der 
Rückübertragung, auch wenn sie jetzt andere 
Bezeichnimgen tragen. In Ausformimg von § 4 Abs. 1 
des Vermögensgesetzes wird aber bestimmt, daß die 
Rückübertragung nicht stattfindet, wenn eine Teilimg 
notwendig wäre, weil der Anspruch nicht das ganze 
Gnmdstück erfaßt. 


Zu § 14 (Bereichenmgsausgleich) 

Die in dem Gnmdstücksplan enthaltenen bestands- 
kräftig gewordenen Feststellimgen können fehlerhaft 
sein. Es wäre nun denkbar, unter Anwendung von § 48 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes oder den ent- 
sprechenden Vorschriften des Landesrechtes den 
Feststellimgsbescheid teilweise zu ändern. Entspre- 
chenden Ändenmgen dürften aber in der Regel die 
Vertrauensschutz Vorschriften des § 48 Abs. 2 und 3 
Verwaltungsverfahrensgesetz entgegenstehen, da 
sich die Beteiligten auf die bestimmten Grundstücks- 
größen eingestellt haben werden. Deshalb räumt § 14 
Satz 1 dem benachteiligten Grundstückseigentümer 
oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechtes einen 
Anspruch gegen den auf seine Kosten Begünstigten 
auf Übertragung des zuviel zugeteilten Gnmdstücks- 
teiles bzw. auf entsprechende Erweitenmg der Aus- 
übimgsbefugnis ein. Es handelt sich hierbei um einen 
besonders gesetzlich geregelten Anspruch aus imge- 
rechtfertigter Bereicherung. Deshalb sind gemäß 
Satz 1 ergänzend die Vorschriften der §§ 812ff. BGB 
anzuwenden. Das bedeutet, daß der Gnmdstücksteil, 
um den der eine Teil imgerechtfertigt bereichert ist, in 
dem rechtlichen Zustand zu übertragen ist, in dem er 
sich zum Zeitpunkt der Sonderung befunden hat. Ist 
das Gnmdstück, von dem der zu übertragende Teil 
abzuschreiben wäre, zwischenzeitlich belastet wor- 
den, so werden die Belastimgen zu Gesamtbelastun- 
gen an den beiden Teilen des belasteten Grundstücks. 


Der Verpflichtete muß dann mit den Inhabern der 
beschränkten dinglichen Rechte über eine Freigabe 
des zu übertragenden Teils des Grundstücks aus der 
Haftung verhandeln. Führt dies zu keinem Erfolg, 
bleibt es bei den Belastungen. Der Verpflichtete hat 
dann Wertersatz zu leisten. 

Dieser Bereicherungsanspruch besteht nach Satz 1 
nicht, soweit die Feststellung auf einer Einigung der 
Beteiligten beruht. Dies erscheint gerechtfertigt, da 
eine Einigung der Parteien Vergleichscharakter hat 
und als verbindliche Grundlage für den Feststellungs- 
bescheid ähnlich wie ein Vergleich eine abschlie- 
ßende Regelung herbeiführen soll. Wird ein Gnmd- 
stück infolge des Nachverfahrens geteilt, so bedarf es 
keiner Teilungsgenehmigung (Satz 2). 

Dieser Bereichenmgsausgleich ist aber nur in den 
Fällen des § 1 Nr. 1, also bei unvermessenen Grund- 
stücken und dinglichen Nutzungsrechten, ange- 
bracht. In den Fällen des § 1 Nr. 2 (Sachenrechtsbe- 
reinigung) und Nr. 3 und 4 (Bodenneuordnung) ist es 
nicht möglich. Hier sollen nicht bestehende Grenzen 
ermittelt und geklärt werden. Hier sollen neue Gren- 
zen festgelegt werden. 


Zu § 15 (Ausgleich für Rechtsverlust) 

Die Vorschrift regelt ein Ausgleichsproblem, das nur 
bei der Bodenneuordnung auftreten kann. 


Zu Absatz 1 

Das Bodenneuordnungsverfahren hat zum Ziel, die 
Bodeneigentumsverhältnisse mit den tatsächlichen 
Nutzungsverhältnissen in Übereinstimmung zu brin- 
gen, soweit es die Neubaugebiete innerhalb der 
Städte und in den Trabantenstädten betrifft. Dies kaim 
und wird gerade auch bei privaten Grundeigentü- 
mern oft dazu führen, daß diese ganz oder teilweise 
Grundeigentum oder andere dingliche Rechte an 
Grund und Boden verheren. Denkbar ist auch, daß 
Wohnungsbaugenossenschaften bei einer Neuord- 
nung der Verhältnisse Gebäudeeigentum nach Arti- 
kel 233 § 2 b EGBGB oder Betriebe Gebäudeeigentum 
nach § 459 des Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demo- 
kratischen Republik verlieren. Für diesen Fall muß ein 
Ausgleich vorgesehen werden. Es erscheint angemes- 
sen und ausreichend, hierfür den in dem Sachen- 
rechtsbereinigungsgesetz für den Ankaufsfall vorge- 
sehenen Ausgleich zu bestimmen. Das ist der Rege- 
lungsgehalt von Absatz 1 Satz 1. Satz 2 stellt klar, daß 
der Ausgleich bei anmeldebelasteten Gnmdstücken 
dem Berechtigten (§ 2 des Vermögensgesetzes) 
zusteht. Dieser hat nach Halbsatz 2 dieses Satzes aus 
einem Ausgleich seine Verpflichtungen nach dem 
Vermögensgesetz zu erfüllen. 


Zu Absatz 2 

Es ist allerdings möglich, daß ün Bodenneuordnungs- 
verfahren ein Rechtsverlust eintritt, den das Sachen- 
rechtsbereinigungsgesetz nicht erfaßt. Für diesen Fall 
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sieht Absatz 2 eine Entschädigung in dem Umfang 
vor, wie sie bei Rechtsverlusten im Rahmen eines 
Umlegungsverfahrens vorgesehen ist. Das ist im 
Zweifel eine Entschädigung zum Verkehrswert. 


Zu Absatz 3 

Der Sondenmgsbescheid trifft in Ansehung der Neu- 
ordnung der Grundstücke eine endgültige Regelung. 
Dem Ausgleichsberechtigten soll aber zur Verfolgung 
seines Ausgleichsanspruchs die Möglichkeit offen 
stehen, die zugrundegelegte Bestandskarte anzugrei- 
fen. Diese Möglichkeit ist zeiüich befristet. Sie muß 
innerhalb von fünf Jahren von der Bestandskraft der 
Entscheidimg an genutzt werden. 


Zu Absatz 4 

Absatz 4 stellt klar, daß neben der Geldentschädigung 
nach den Absätzen 1 bis 3 auch ein angemessener 
Ausgleich durch Übertragung des Eigentums an 
einem Grundstück oder durch Einräumimg be- 
schränkter dinglicher Rechte gewährt werden kann. 
Soweit dies geschieht, scheiden Ansprüche nach den 
Absätzen 1 bis 3 aus. Aus Gründen der Rechtssicher- 
heit muß die Ersatzleistimg in den Festlegungen des 
Sonderungsplanes ausgewiesen werden. 


Zu Absatz 5 

Der Ausgleich nach Absatz 1 ist von dem Träger der 
Sonderungsbehörde, also vom Land bzw. der 
Gemeinde, zu leisten. Diese sollen aber nicht diesen 
Ausgleich cQlein finanzieren. Finanziert werden soll 
der Ausgleich vielmehr durch die Begünstigten. Es ist 
erwogen worden, den Ausgleich unmittelbar durch 
die Begünstigten leisten zu lassen. Dies würde aber 
dem Betroffenen das Risiko des Ausfalls privatrecht- 
lich organisierter Begünstigter auferlegen. Das 
erscheint nicht angemessen. Außerdem kann so ein- 
facher abgerechnet werden. Deshalb entscheidet sich 
der Entwurf für die auch sonst übliche Regelimg, daß 
der Träger der Behörde zimächst alle Ausgleichslei- 
stimgen erbringen imd sich dann gewissermaßen bei 
den Begünstigten „refinanzieren" soll. Wie dies 
geschehen soll, regelt Absatz 5. Nach dessen Satz 1 
hat jeder Grundeigentümer einen Beitrag zu entrich- 
ten. Dessen Höhe bestimmt sich zunächst nach der 
Höhe aller verauslagten Ausgleichsleistungen. Der 
Anteil des einzelnen Grundstückseigentümers daran 
bestimmt sich gemäß Satz 2 nach seinem Anteil an der 
Gesamtfläche. Es ist erwogen worden, ob nicht auf 
den Anteil an der Privatfläche abgestellt werden 
sollte. Dies ist bewußt nicht geschehen. Es ist nämlich 
rein zufälhg, ob einer der Begünstigten viel oder 
wenig Privatflächenanteile hat. Dies kann kein Maß- 
stab für die Anteile an der Finanzierung der Aus- 
gleichsleistungen sein. Gerecht kann hier nur ein 
Ausgleich anhand der gesamten privaten und ehe- 
mals volkseigenen Flächenanteile sein. Nach Satz 3 
können diese Ausgleichspflichten gegenüber der 


Sonderungsbehörde auch schon in dem Sonderungs- 
bescheid angeordnet werden. 


Zu Absatz 6 

Um Verzögerungen zu vermeiden, sieht Absatz 6 vor, 
daß über den Ausgleich und seine Erstattimg auch 
gesondert entschieden werden kann. Hierbei soll 
auch die Möglichkeit bestehen, einige Ausgleichsan- 
sprüche sofort zu entscheiden, andere — weil sie 
weitere Ermittlungen erfordern oder schwieriger zu 
beurteilen sind — später nachzuholen. 


Zu § 16 (Einrede der Sonderung) 

Das Sonderungsverfahren soll zu einer schnellen 
Bestimmimg der Grundstücksgrenzen führen. Dieser 
Effekt ließe sich nicht erreichen, wenn einzelne Ver- 
fahrensbeteiligte gegeneinander Grenz- oder Eigen- 
tumsfeststellimgs- oder Abmarkungsrechtsstreite füh- 
ren würden. Es könnten unterschiedliche Ergebnisse 
erzielt imd Verzögerungen verursacht werden. Auch 
würde dies eine unnötige Doppelbelastung der Justiz 
darstellen. Daher begründet ein laufendes Sonde- 
rungsverfahren die Einrede der Sonderimg. 


Zu § 17 (Kosten) 

Die Kosten des Verwaltimgsverfahrens tragen nach 
Satz 1 die Eigentümer der in den Grundstücksplan 
aufgenommenen Grundstücke grundsätzlich im Ver- 
hältnis der Größe der Grundstücke. Diese Regelung 
beruht auf dem Gedanken, daß jeder Grundstücks- 
eigentümer normalerweise auch die Kosten der Ver- 
messimg seines Grundstückes selbst zu tragen hat. 
Diese richten sich nach der Gnmdstücksgröße. Für 
den Fall der Bestimmung der Ausübungsbefugnis 
bedarf es einer anderen Regelung, die Satz 2 enthält. 
Danach tragen der Eigentümer imd der Nutzer die auf 
das Grundstück anfallenden Kosten regelmäßig zu 
gleichen Teilen. Maßgeblich sind dabei die für das 
Gnmdstück jeweils angefallenen Vermessungsko- 
sten. Erstreckt sich ein Nutzimgsrecht auf mehrere 
Grundstücke, so sind die Kosten für die betroffenen 
Grundstücke jeweils einzeln zu ermitteln und im 
Grundsatz von dem jeweiligen Eigentümer und dem 
Nutzer zu gleichen Teilen zu tragen. Gerade das 
zuletzt genannte Beispiel zeigt, daß die Kostenrege- 
limg der Sätze 1 imd 2 nicht unbedingt zu einem 
gerechten Ergebnis führen müssen. Vorstellbar ist der 
Fall, daß ein Nutzungsrecht zwar auf den Gnmdstük- 
ken A und B lastet, in seiner Ausführung sich aber fast 
ausschließlich auf das Grundstück A beschränkt. In 
diesem Falle müßte sich der Nutzer jeweils zur Hälfte 
an den für die beiden Grundstücke entstandenen 
Kosten beteiligen; das erscheint nicht gerecht. Des- 
halb sieht Satz 3 vor, daß nach billigem Ermessen eine 
abweichende Kostenverteilung vorgesehen werden 
kann. Das dargestellte Beispiel wäre etwa ein Fall, in 
dem der Nutzer von der Mittragung der Kosten für das 
Gnmdstück B befreit werden könnte. Denkbar ist aber 
auch der Fall, daß einer der Beteiligten mutwillig 
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Einwände erhoben und dadurch erhöhte Kosten ver- 
ursacht hat. Soweit diese berechenbar sind, können 
sie nach dem in Satz 3 eingefügten Beispiel diesen 
Beteiligten allein auferlegt werden. Eine abwei- 
chende Kostenverteilung kommt namentlich in 
Betracht, wenn es sich um Verfahren nach §§ 4 und 5 
handelt. 

ABSCHNITT 4 

Rechtsschutz, Verhältnis zu anderen Verfahren 

Zu § 18 (Antrag auf gerichtliche Entscheidung) 
Vorbemerkung 

1. Das Sonderungsverfahren endet mit einem Son- 
derbescheid, der den Sonderungsplan bestätigt. 
Nach der regulären Rechtswegzuständigkeit ge- 
mäß § 40 Abs, 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
wäre gegen einen derartigen privatrechtsgestal- 
tenden Verwaltungsakt einer Verwaltungsbe- 
hörde der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Mit 
diesem Gesetz soll indes von der nach § 40 Abs. 2 
der Verwaltimgsgerichts Ordnung bestehenden 
Möglichkeit Gebrauch gemacht und ein anderer 
Rechtsweg vorgesehen werden. 

Das Verfahren betrifft die Feststellung des Eigen- 
tums, die zivilrechtlich ausgerichtete Bereinigimg 
imklar gewordener dinglicher Rechtslagen und die 
Anpassung des Grundeigentums an die tatsächli- 
che Bebauung. Der Gegenstand des Sonderungs- 
verfahrens kann auch Gegenstand eines Zivil- 
rechtsstreits sein. Als Beispiel kaim ein Sonde- 
rungsverfahren nach § 2 angeführt werden. Die in 
diesem Verfahren vorzunehmende Bestimmung 
der Grundstücke kann auch Gegenstand einer 
Eigentiunsfeststellungsklage sein. Ähnlich liegt es 
bei der Sachenrechtsbereinigung. Und in den 
Bodenneuordnungsfällen kommen auch Rechts- 
streite wegen Überbaus in Betracht. Hier war auch 
zu berücksichtigen, daß eine gewisse Nähe zur 
Umlegung sentscheidimg besteht, für die ebenfalls 
der ordentliche Rechtsweg gegeben ist. Von daher 
erscheint die ordentliche Gerichtsbarkeit trotz der 
verwaltungsrechtlichen Verfahrensweise sachnä- 
her. Hinzu kommt, daß sie die tendenziell höheren 
und schnelleren Erledigungschancen bietet. Es 
0bt mehr Landgerichte als Verwaltungsgerichte. 

2. Im Rahmen der ordentlichen Gerichtsbarkeit stellte 
sich die Frage nach der zu wählenden Verfahrens- 
art. Es wäre daran zu denken gewesen, ähnlich wie 
bei der Überprüfung von Verwaltungsakten der 
Standesbeamten das Gesetz über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit für anwendbar zu erklären. Dieses 
ist aber auf die Überprüfung von Verwaltungsak- 
ten nicht zugeschnitten. Es hätten deshalb ergän- 
zende Vorschriften vorgesehen werden müssen. 
Für die Überprüfung von Justizverwalhmgsakten 
bestimmt ist dagegen das Verfahren nach den 
§§23 ff. des Einführungsgesetzes zum Gerichtsver- 
fassungsgesetz: Allerdings ist dieses Verfahren als 
Verfahren vor den Zivil- oder Strafsenaten der 
Oberlandesgerichte vorgesehen. Dies wäre für den 


Feststellungsbescheid nach § 9 nicht günstig gewe- 
sen. Es hätte deshalb eine Zuständigkeitsverlage- 
rung auf die erste Instanz vorgenommen werden 
müssen. Das hätte aber zur Folge, daß die erstin- 
stanzlichen ordentlichen Gerichte mit einem Ver- 
fahren betraut worden wären, das sie normaler- 
weise nicht durchzuführen haben und mit dessen 
Anwendung sie voraussichtlich zumindest anfangs 
Schwierigkeiten haben würden. Zweckmäßig er- 
schien demgegenüber eine Anlehnung an das 
Verfahren der Kammern für Baulandsachen bei der 
Überprüfimg von Umlegungsentscheidimgen. Die- 
ses Verfahren baut auf dem streitigen Verfahren 
nach der Zivilprozeß ordnimg auf. Es enthält die 
erforderlichen Sonderregelungen und soll ün Kern 
übernommen werden. 

3. Damit stellte sich die Frage nach der Auswahl des 
Gerichts. Für die Amtsgerichte sprach die starke 
Ortsnähe. Sie schienen auch geeignet, kleinere 
Sonderungsverfahren zu beurteilen. Für mittlere 
und größere Verfahren schien diese Lösung hinge- 
gen nicht günstig, zumal hier auch ein Rechtsmit- 
telzug zum Oberlandes gericht möglich sein sollte. 
Eine Spaltimg hätte eine Abwägung des Gewichts 
des einzelnen Verfahrens bei der Bestimmimg der 
instanziellen Zuständigkeit bedeutet, die Verzöge- 
rungen hervorrufen würde. Deshalb sieht der Ent- 
wurf vor, daß das Verfahren einheitlich vor den 
Landgerichten durchgeführt werden soll. 

Sodann stellte sich die Frage, ob die Verfahren 
nach dem Bodensonderungsgesetz nicht in die 
Zuständigkeit der Kammer für Baulandsachen 
gegeben werden sollten. Für diese Lösung hätte die 
Nähe der hier in Rede stehenden Verfahren zur 
Umlegung gesprochen. Dagegen spricht aber die 
Lage bei den Landgerichten. Die Kammer für 
Baulandsachen ist weit weniger flexibel als eine 
einfache Zivilkammer des Landgerichts. Auf ein 
Höchstmaß an Flexibilität auch in der Möglichkeit 
der Übertragung von Sachen auf den Einzelrichter 
kommt es aber gerade hier an. Deshalb sieht § 18 
die Zuständigkeit der Zivilkammer vor. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 weist die Verfahren nach diesem 
Gesetz der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu. Diese 
Zuständigkeit soll auch für Untätigkeitsanträge gel- 
ten. Die Verfahrensart ist wie im Verfahren vor der 
Kammer für Baulandsachen der Antrag auf gerichtli- 
che Entscheidimg. Über ihn entscheidet nach Absatz 1 
Satz 2 die Zivilkammer des Landgerichts. Örtlich 
zuständig soll das Landgericht am Sitz der Behörde 
sein. 

Der Antrag ist erst nach vorausgegangenem Verwal- 
tungsvorverfahren zulässig (Satz 3), Dessen Einzel- 
heiten bestimmen sich vorbehaltlich einer abwei- 
chenden Regelung durch eine Rechts Verordnung, die 
das Bundesministerium der Justiz mit Zustimmung 
des Bundesrates erläßt, nach den §§ 68 ff. der Verwal- 
tungsgerichtsordnung. Zuständig ist, vorbehaltlich 
abweichender Regelung durch Rechtsverordnung des 
Bundesministeriums der Justiz die Behörde, die die 
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Aufsicht über die Bodensonderungsbehörde führt. 
Erwogen worden ist ein Verzicht auf das — in § 212 
Abs. 1 des Baugesetzbuchs für die Kammer für Bau- 
landsachen nicht zwingend vorgeschriebene — Ver- 
waltungsvorverfahren, wie er auch in anderen Geset- 
zen vorgesehen ist. Bei einem Verfahren nach diesem 
Gesetz können aber immer kleinere Fehler unterlau- 
fen. Das Verwaltimgsvorverfahren bietet die Möglich- 
keit. diese schnell und einfach zu korrigieren. Die 
Möglichkeit abweichender Regelungen ist vorgese- 
hen worden, um den Besonderheiten dieses Verfah- 
rens gerecht zu werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 sieht eine Antragsfrist von einem Monat ab 
Zustellung des Bescheides im Verwaltungs Vorverfah- 
ren vor, die der üblichen Klagefrist nach der Verwal- 
timgsgerichtsordnung entspricht. Der Antragsteller 
hat seine Antragsbefugnis darzulegen, also geltend zu 
machen, daß er in seinen Rechten betroffen ist. Im 
übrigen entspricht die Vorschrift dem § 217 Abs. 2 
und 3 des Baugesetzbuchs. Es ist erwogen worden, die 
Frist auf zwei Wochen zu verkürzen. Dies versprach 
aber keinen Gewinn. Es erschien deshalb vorzugs- 
würdiger, bei der allgemein vorgesehenen Monats- 
frist zu bleiben. 


Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 Satz 1 hat der Antrag aufschiebende 
Wirkung. Dies ist hier wegen der Gestaltungswirkung 
auch angezeigt. Die Regelung entspricht § 224 Satz 1 
des Baugesetzbuchs. Anders als im Umlegungs- und 
Flurbereinigungsverfahren soll die Anfechtung nicht 
dazu führen, daß der Vollzug des gesamten Sonde- 
rungsplans aufgeschoben wird. Die aufschiebende 
Wirkung eines Widerspruchs und eines Antrags auf 
gerichtliche Entscheidung soll sich vielmehr auf den 
Teil des Sonderungsplans beschränken, der Gegen- 
stand der Anfechtimg ist. Dieser wird in Absatz 3 
Satz 2 näher bestimmt. Nach dieser Vorschrift ist 
Gegenstand dieser Anfechtung nur derjenige Teil des 
Plans, auf den sich eine Veränderung der beanstan- 
deten Gnmdstücksgrenzen bezieht. Das sind in der 
Regel nur diejenigen Gnmdstücke, die an das Grund- 
stück angrenzen, mit dessen Grenzen der Anfech- 
tende nicht einverstanden ist. Im Einzelfall kann sich 
ergeben, daß die Veränderung des Zuschnitts des 
einen Grundstücks die Zuschnitte aller anderen im 
Sonderungsgebiet verändert (sog. Domino-Effekt). 
Darm ist der gesamte Sonderungsplan bis zur Beschei- 
dung der Anfechtimg nicht vollziehbar. Umgekehrt ist 
allerdings auch möglich, daß die Anfechtimg sich 
lediglich auf die Bestimmungen zum Ausgleich (§ 15) 
beschränkt. In diesem Falle kann sich die Anfechtung 
auf den Sonderimgsplan überhaupt nicht auswirken, 
der mithin unabhängig von dem Ausgang des Anfech- 
tungsverfahrens vollumfänglich vollziehbar wird. 

Der Sonderimgsplan soll nach § 7 Abs. 2 Satz 2 das 
amtliche Verzeichnis der Gnmdstücke ersetzen. 
Diese Wirkung soll eintreten, sobald und soweit der 
Sondenmgsbescheid bestandskräftig geworden ist. 
Da das Gnmdbuchamt, das diese Ersetzungswirkung 


zu beachten hat, nicht feststellen kann, ob und in 
welchem Umfang der Feststellungsbescheid be- 
standskräftig geworden ist, sieht Absatz 3 hierfür ein 
besonderes Verfahren vor. Nach Absatz 3 Satz 2 
bezeichnet die Sondenmgsbehörde nach Ablauf der 
Antragsfrist den streitigen und den unstreitigen Teil 
des Sondenmgsplanes und leitet dem Gnmdbuchamt 
eine Ausfertigung des Sondenmgsplanes zu. Dieser 
ist nach Absatz 3 Satz 3 in seinem unstreitigen Teil für 
die Bezeichnung der Gnmdstücke maßgeblich. 
Soweit er streitig ist, wird er erst dann für die Bezeich- 
nung der Gnmdstücke maßgeblich, wenn insoweit 
eine rechtskräftige Entscheidung vorliegt. Nach 
Absatz 3 Satz 4 kann die Gnmdstücksbezeichnung 
auch ohne einen konkreten Antrag durch das Gnmd- 
buchamt von Amts wegen geändert werden. Hiermit 
wird erreicht, daß das Gnmdbuchamt seine Ge- 
schäftsbelastung durch anstehende Berichtigungen 
insoweit selbst steuern karm. 


Zu Absatz 4 

Absatz 4 Satz 1 bestimmt in bewußter Abweichung 
von § 226 Abs. 1 des Baugesetzbuchs, daß durch 
Beschluß entschieden wird. Diese Entscheidungsform 
vermeidet unnötigen Aufwand. Da der Sondenmgs- 
plan das amtliche Verzeichnis der Gnmdstücke 
ersetzt, kann auf ihn nicht verzichtet werden. Einigen 
sich die Parteien im Rahmen ihrer Dispositionsbefug- 
nis etwa über den Grenzverlauf, so kann das Gericht 
diese Einigung ohne weitere Begründung in seinen 
Beschluß aufnehmen und den ursprünglichen Be- 
scheid entsprechend abändem (Satz 2). Auf diese 
Weise wird die notwendige Form für die Sondenmgs- 
entscheidung gewahrt. Sie ist außerdem nicht mit den 
Streitfragen über die Doppelnatur des gerichtlichen 
Vergleichs belastet. Absatz 4 Satz 3 enthält die not- 
wendige Regelung für die Sachentscheidung des 
Landgerichts. Dieses soll, soweit es die Klage für 
begründet hält, den Feststellungsbescheid ändern. 
Das Ziel dieser Vorschrift ist es zu vermeiden, daß das 
Landgericht, was nach § 226 Abs. 2 Satz 2 des 
Baugesetzbuchs naheliegt, den Feststellungsbescheid 
ganz oder teilweise aufhebt und die Sache ah die 
Verwaltungsbehörde zur Neubescheidimg zurück- 
verweist. So würde das Verfahren unter Umständen 
unnötig verzögert. Das Landgericht soll vielmehr die 
nach seiner Auffassung erforderlichen Änderungen 
selbst vornehmen. Dies dürfte normalerweise auch 
keine praktischen Schwierigkeiten bereiten, da der 
Streit mit Hilfe der von der Behörde vorzulegenden 
Unterlagen (Absatz 5 in Verbindung mit § 217 Abs. 4 
BauGB) und der Verhandlung und Beweiserhebung 
im gerichtlichen Verfahren geklärt werden kann. 
Wenn dies ausnahmsweise nicht möglich ist, kann der 
Feststellungsbescheid nach Maßgabe des Absatzes 4 
aufgehoben und an die Feststellungsbehörde zurück- 
verwiesen werden. 


Zu Absatz 5 

Absatz 5 verweist auf die für das Verfahren nach 
diesem Gesetz zweckmäßigen Bestinunungen des 
Baugesetzbuchs zur Wiedereinsetzung (§ 218 Abs. 1), 
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ZU der Beweisaufnahme (§ 221 Abs. 2 imd 3), zum 
Beteüigtenbegriff (§ 222), zur Säumnis (§ 227) imd zu 
den Kosten des Verfahrens (§ 228). Im übrigen wird 
nach dem Vorbild von § 221 Abs. 1 des Baugesetz- 
buchs auf die Zivilprozeßordnung verwiesen. Eine 
Einigung der Beteüigten über die Kosten kaim in der 
Form eines gerichtlichen Vergleichs zu Protokoll des 
Gerichts genommen werden. 

Der Anwaltszwang erschien in diesem Verfahren 
geboten, um eine zweckgerichtete Verfahrensfüh- 
rung zu gewährleisten. Für die beteüigten Behörden 
imd Gebietskörperschaften erschien dies nicht not- 
wendig. 


Zu § 19 (Rechtsmittel) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 läßt gegen den Beschluß des Landgerichts 
die Beschwerde zu. Dies entspricht der Entschei- 
dungsform des Beschlusses. Sie soll ein einfaches und 
zügiges Verfahren sicherstellen. Die Zulässigkeit der 
Beschwerde ist nach Satz 1 davon abhängig, daß ein 
bestimmter Beschwerdegegenstandswert überschrit- 
ten ist. Hier erschien ein Betrag von 10 000 Deutsche 
Mark, der dem Eingangsstreitwert des landgerichtli- 
chen Verfahrens entspricht, angemessen. Satz 2 ver- 
weist auf das Recht der Beschwerde nach der Zivüpro- 
zeßordnung. 

Es ist erwogen worden, ob überhaupt ein Rechtsmittel 
zugelassen werden soUte. Gegen das Rechtsmittel 
sprach die Verlängerung des Verfahrens. Der Entwurf 
entscheidet sich gleichwohl für das Rechtsmittel der 
Beschwerde, weü die Möghchkeit einer Korrektur von 
Fehlem des Erstrichters jedenfalls hier bestehen 
muß. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt in Anlehnung an die Berufungsfrist 
eine Beschwerdefrist von einem Monat. Auch hier ist 
eine Verkürzung auf zwei Wochen erwogen worden. 
Dies schien aber ebenfalls nicht zweckmäßig. Die 
Verkürzung führt nicht zu einer Beschleunigung des 
Verfahrens. Wohl aber kann die kurze Frist die 
Beteüigten eher dazu veranlassen, vorsorghch Rechts- 
mittel einziüegen. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 Satz 1 überträgt die Zuständigkeit einem 
Zivüsenat des Oberlandesgerichts. In Anlehnung an 
§ 29 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Einführungsgesetzes zum 
Gerichtsverfassungsgesetz wird eine Vorlagepflicht 
bei Divergenzen vorgesehen, um in diesem wichtigen 
Bereich die Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
sicherzustellen. 


Zu § 20 (Unterrichtung anderer Stellen, 
Fortschreibung) 


Vorbemerkung 

Der Sonderungsplan tritt bis zu seiner Übernahme in 
das amtliche Verzeichnis der Grundstücke (Liegen- 
schaftskataster) an dessen SteUe. Während dieser Zeit 
können Ändenmgen der festgesteUten Grundstücks- 
grenzen vorgenommen werden, denn die neuen 
Eigentümer haben nach § 903 BGB das Recht, ihr 
Grundstück zu verändern. Derartige — genehmi- 
gungspflichtige — Veränderungen der Grundstücks- 
grenzen können aber nicht wie übhch im Liegen- 
schaftskataster eingetragen werden. Denn dieses 
steht insofern noch nicht zur Verfügung. Die Verän- 
derungen können daher nur in dem Sonderungsplan 
vorgenommen werden. Es muß deshalb bestimmt 
werden, wer diese Fortschreibungen des Sondenmgs- 
planes vomimmt und wie die für die Führung des 
Liegenschaftskatasters zuständige Behörde sowie das 
Grundbuchamt hiervon Kenntnis erlangt. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, daß die Sondenmgsbehörde der 
für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständi- 
gen Behörde neben einer beglaubigten Abschrift des 
ursprünglichen Sondenmgsplans auch dessen Verän- 
denmgen m beglaubigter Abschrift nachweist. Der 
Sonderungsplan soU nämhch nicht nur in seinem 
ursprünglichen Zustand in das Kataster übernommen 
werden, sondern in dem Zustand, in dem er sich 
rechtlich im Zeitpunkt seiner Übernahme in das 
Liegenschaftskataster befindet. Das ist aber nur mög- 
lich, wenn die hierfür zuständige Behörde über den 
aktuellen rechtlichen Zustand des Sondenmgsplans 
auf dem laufenden gehalten wird. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 steUt klar, daß die in dem Sondenmgs- 
plan bestimmten Grenzen unter Einhaltung der aU ge- 
meinen Voraussetzungen, z. B. unter Einholung der 
erforderlichen Teüungsgenehmigung, verändert wer- 
den können. Die Verändenmg kaim rechtsgeschäft- 
hch durch Teüung oder Vereinigung von Gnmdstük- 
ken, sie kaim aber auch durch Hoheitsakt, etwa einen 
Umlegungsbescheid, erfolgen. Die Veränderungen 
müssen in den Sondenmgsplan aufgenommen wer- 
den (Satz 2), denn dieser ist bis zu seiner Übernahme 
in das amtliche Verzeichnis gewissermaßen das Lie- 
genschaftskataster. Zuständig für diese Fortschrei- 
bung des Sondenmgsplans ist die Sondenmgsbe- 
hörde. Nach Satz 3 kann sie die für die Führung des 
Liegenschaftskatasters zuständige Behörde um Über- 
nahme bitten. Das ist nämlich am ehesten geeignet, 
die getreue Übernahme der Festlegung des Sonde- 
rungsplans und seiner Veränderungen in das Liegen- 
schaftskataster sicherzusteUen. 
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Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 Satz 1 und 2 werden Veränderungen 
des Sonderungspians dem Grundbuchamt in der sel- 
ben Weise nachgewiesen, wie dies bei Veränderun- 
gen des Liegenschaftskatasters vorgesehen ist. Das 
Grundbuchamt muß nämlich die Grundstücke im 
Grundbuch so bezeichnen, wie sie im amtlichen 
Verzeichnis oder dessen (vorläufigen) Ersatz bezeich- 
net sind. Verändert sich ^e Bezeichnimg der Grund- 
stücke etwa im Wege der Teilimg, so muß dies auch im 
Grundbuch berichtigt werden. Das Grundbuchamt 
seinerseits imterrichtet nach Satz 3 anstelle der für die 
Führung des Liegenschaftskatasters zuständigen Be- 
hörde die für die Fortschreibung des Sonderungsplans 
zuständige Behörde über Veränderungen des Eigen- 
tümers u. ä. im Grundbuch, 


Zu § 21 (Verhältnis zu anderen Verfahren) 

Das Verfahren nach diesem Gesetz soll nicht verhin- 
dern, daß später noch Umlegungsverfahren, Flurbe- 
reinigimgsverfahren, Flumeuordnimgsverfahren imd 
— wenn nicht eine Bodenneuordnung stattgefunden 
hat — Zuordnungsverfahren stattfinden. Dies stellt 
§ 21 klar. 


Zu § 22 (Oberleitimgsbestimmimg) 

Zu Absatz 1 

Es wäre günstig, wenn das Sachenrechtsbereini- 
gimgsgesetz in etwa zeitgleich mit dem Bodensonde- 
rungsgesetz in Kraft treten könnte. Wenn das nicht 
erreicht werden kann, kaim der Ausgleich nach § 14 
nicht in jedem Fall festgesetzt werden. Es stellt sich die 
Frage, wie dann verfahren werden soll. Grundsätzlich 
hat die Umlegimgsstelle zwei Möglichkeiten: Entwe- 
der sie setzt die Entscheidimg insgesamt vollständig 
oder für Teile des Plangebietes aus oder aber sie 
behält sich eine entsprechende Ausgieichsentschei- 
dung vor. § 20 entscheidet sich für die zweite Alter- 
native, damit Bodenneuordnungsverfahren zügig imd 
vollständig durchgeführt werden können. Um die 
Zahlimg des Ausgleiches durch den Begünstigten 
abzusichem, vor allem aber um die Zeit bis zu dem 
Inkrafttreten des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 
zu überbrücken, können Abschläge vorgesehen wer- 
den. Die Höhe der Abschläge ist bewußt nicht festge- 
legt. Es entspricht aber pflichtgemäßem Ermessen, 
diese an den Stand der Beratimgen zu dem Gesetz im 
Zeitpunkt der Entscheidimg über die Bestimmung der 
Abschläge auszurichten. Ein Schaden entsteht dem 
einen wie dem anderen Beteiligten hieraus nicht, da 
die Abschläge mit der endgültig zu zahlenden Summe 
zu verrechnen sind. 


Zu Absatz 2 

Die Regelungen dieses Gesetzes können sirmvoU 
auch für selbständiges Gebäudeeigentum angewen- 
det werden, um dessen Lage auf einem oder mehreren 


Grundstücken feststellen zu können. Deshalb schafft 
Absatz 2 diese Möglichkeit. 


XV. Zu Artikel 15 — (Neufassung der Gnmd- 
stücksverkehrsordnung) 

Vorbemerkung 

Im Bereich der Gnmdstücksverkehrsgenehmigung 
sind weitere Vereinfachimgen imd Beschleunigun- 
gen des Verfahrens möglich. Der Entwurf begnügt 
sich hier nicht mit Korrekturen, sondern schlägt eine 
völlige Neufassung der Gnmdstücksverkehrsord- 
nung vor, weil diese wegen der zwischenzeitlichen 
Änderungen unübersichtlich geworden ist. 

Der weiteren Vereinfachung des Genehmigungsver- 
fahrens dient der Verzicht auf das Genehmigungser- 
fordemis in den Fällen des neuen § 2 Abs. 1 Satz 2. 
Ausschließlicher Zweck der Genehmigung nach der 
Gnmdstücksverkehrsordnung ist die Verhinderung 
von Verfügungen entgegen dem nur schuldrechtlich 
wirkenden Verfügungsverbot des § 3 Abs. 3 Satz 1 
Vermögensgesetz. Daher wurde bereits mit dem 
Zweiten Vermögensrechtsändenmgsgesetz vom 
14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) durch die Einfügung von 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 klargestellt, daß die 
Gnmdstücksverkehrsgenehmigung ohne weitere 
Prüfung zu erteilen ist, wenn dem Veräußerer oder 
Ausgeber des Erbbaurechts bereits eine Grundstücks- 
verkehrsgenehmigung nach der Grundstücksver- 
kehrsordnung, eine Investitionsbescheinigung, eine 
Entscheidung nach § 3 a des Vermögensgesetzes oder 
ein Investitionsvorrangbescheid erteilt worden ist 
(Nummer 3) oder wenn der Veräußerer oder Ausgeber 
des Erbbaurechts selbst der Berechtigte nach dem 
Vermögensgesetz ist (Nummer 4). Hier lassen sich 
zusätzliche Vereinfachungseffekte dadurch erzielen, 
daß auf das Erfordernis einer Grundstücksverkehrs- 
genehmigung in diesen Fällen ganz verzichtet wird. 

Die übrigen Änderungen dienen lediglich der Klar- 
stellung der bereits jetzt geltenden Rechtslage. Die 
Änderung des § 10 (§ 25 alt) schafft die Voraussetzun- 
gen für eine Verlagerung der Zuständigkeit des Prä- 
sidenten der Treuhandanstalt im Falle von deren 
Auflösung. 


Zu § 1 (Geltungsbereich, Genehmigungsanspruch) 

Absatz 1 entspricht § 1 Abs. 1 bislang geltender 
Fassung. 

Der neue Absatz 2 Satz 1 soll klarstellen, daß die 
Gnmdstücksverkehrsgenehmigung nur auf Antrag 
erteüt wird und daß antragsberechtigt jeder ist, der an 
dem genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäfts als 
Vertragspartner beteiligt ist. Ferner wird durch den 
Satz 1 verdeutlicht, daß grundsätzlich ein Anspruch 
auf Erteilung der Gnmdstücksverkehrsgenehmigung 
besteht. Satz 2 entspricht Satz 1 der bislang geltenden 
Fassung, wobei die Nummern 3 und 4 der bislang 
geltenden Fassung gestrichen wurden. In diesen Fäl- 
len besteht nunmehr anstelle eines Anspruchs auf 
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Erteilung der Genehmigung gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 und 2 neuer Fassung Genehmigungsfreiheit. 
Ergänzend wird klargestellt, daß die Genehmigung 
auch dann zu erteilen ist, wenn ein Antrag auf 
Rückübertragung nach dem Vermögensgesetz zwar 
eingegangen, zwischenzeitlich aber ablehnend be- 
schieden oder zurückgenommen worden ist. Satz 3 
neuer Fassung entspricht Satz 2 bislang geltender 
Fassung. Der neue Satz 4 stellt klar, daß ein Rücküber- 
tragungsberechtigter, der der Veräußerung zustimmt, 
seine — bisherige — Berechtigung im vermögens- 
rechtlichen Verfahren feststellen lassen kann. Dies ist 
für ihn wichtig, weil er als Berechtigter einen Erlös- 
herausgabeanspruch haben kann. 

Absätze 3, 4 und 5 entsprechen der bislang geltenden 
Fassung. 


Zu § 2 (Erfordernis der Genehmigung) 

Satz 1 entspricht § 2 Abs. 1 S. 1 der bislang geltenden 
Fassung. In Ergänzung hierzu enthält Satz 2 die 
angestrebte Vereinfachung des Genehmigungsver- 
fahrens. Er sieht vor, daß in bestimmten Fällen eine 
Grundstücksverkehrsgenehmigung nicht mehr benö- 
tigt wird. Die Grundstücksverkehrsgenehmigung soll 
künftig entfallen, wenn Restitutionsansprüche aus- 
scheiden, wenn sie wegen der Anwendung des Inve- 
stitionsvorranggesetzes die Verfügung über das 
Grundstück nicht hindern oder bereits Gegenstand 
einer vermögensrechtlichen Entscheidung waren und 
dies aus dem Grundbuch ohne weiteres ersichtlich ist. 
Diese Aufhebung des Genehmigungserfordemisses 
wirkt auch auf schwebende Verfahren ein, so daß es 
keiner Überleitungsvorschriften hierzu bedarf. 

Nummer 1 läßt das Genehmigungserfordemis in den 
Fällen des § 1 Abs. 2 Nummer 3 der bisherigen 
Fassung entfallen. Eine Grundstücksverkehrsgeneh- 
migung ist demnach nicht erforderlich, wenn der 
Veräußerer des Grundstücks selbst aufgrund einer 
nach Inkrafttreten des Vermögensgesetzes erteilten 
Grundstücksverkehrsgenehmigung oder eines diese 
ersetzenden Investitionsvorrangbescheids (§ 11 Abs. 1 
Investitionsvorranggesetz) und einer diesem gleich- 
gestellten Entscheidung (vgl. dazu Artikel 14 Abs. 5 
Satz 2 des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgeset- 
zes) eingetragen worden ist. Abweichend von § 1 
Abs. 2 Nummer 3 der bislang geltenden Fassung wird 
bei einer Grundstücksverkehrsgenehmigung ver- 
langt, daß sie nach dem 28. September 1990 erteilt 
wurde. Denn erst seit dem Inkrafttreten des Vermö- 
gensgesetzes zum 29. September 1990 waren die 
Verfügungsberechtigten gemäß § 3 Abs. 3 Satz 1 
Vermögensgesetz verpflichtet, dingliche Rechtsge- 
schäfte bezüglich anmeldebelasteter Vermögens- 
werte zu unterlassen und erst seit diesem Zeitpunkt 
hat damit der neue Schutzzweck der Grundstücksver- 
kehrs (ver) Ordnung eingegriffen. Nur bei nach dem 
genannten Zeitpunkt erteilten Grundstücksverkehrs- 
genehmigungen kann daher unterstellt werden, daß 
die Genehmigimgsbehörde das Vorliegen vermö- 
gensrechtlicher Anmeldungen unter dem Gesichts- 
punkt der Verfügungssperre des § 3 Abs. 3 Satz 1 
Vermögensgesetz geprüft hat. Die Regelung greift 


auch darm ein, wenn es wegen einer Aufhebung 
(Rücknahme, Widerruf) der Grundstücksverkehrsge- 
nehmigung vor dem Inkrafttreten des Zweiten Vermö- 
gensrechtsänderungsgesetzes (jetzt: § 20 GVO) zu 
einem Rechtserwerb nicht gekommen ist. Denn die 
Rücknahme bzw. der Widemzf ist regelmäßig auf 
Veranlassung des Berechtigten erfolgt oder dieser hat 
zumindest Kenntnis davon. Aus diesem Gnmd kann 
es ihm überlassen bleiben, seine Rechte dmch Her- 
beiführung der Grundbuchberichtigung zu wahren. 
Die Voraussetzimgen der Nummer 1 sind für das 
Grundbuchamt ohne weiteres zu überprüfen, weil der 
Genehmigungs- bzw. Investitionsvorrangbescheid zu 
den Grundakten genommen werden muß. 

Nummer 2 bestimmt, daß das Genehmigungs erforder- 
nis entfällt, wenn der Veräußerer des Grundstücks 
aufgrund einer Entscheidung nach dem Vermögens- 
gesetz in das Grundbuch eingetragen wurde, weil in 
diesem Fall der Schutzzweck des Genehmigungser- 
fordemisses nicht eingreift. Auch hier sind die Voraus- 
setzungen für das Grundbuchamt anhand der Grund- 
akten und der Grundbucheintragung ohne weiteres 
zu überprüfen. Für den Fall der Rücknahme oder des 
Widerrufs der vermögensrechtlichen Entscheidung 
gilt das oben Ausgeführte. 

Die Nummer 3 betrifft Fälle, in denen aus dem 
Grundbuch ohne weiteres ersichüich ist, daß Restitu- 
tionsansprüche nach dem Vermögensgesetz ausge- 
schlossen sind. Soweit der Veräußerer des Grund- 
stücks selbst seit dem 29. Januar 1933 imunterbrochen 
im Grundbuch als Eigentümer eingetragen war, schei- 
den vermögensrechtliche Ansprüche Dritter aus. Dies 
gilt auch, wenn derzeit nicht mehr der zum 29. Januar 
1933 eingetragene Eigentümer, sondern ein Erbe 
eingetragen ist. Die Eintragung sonstiger Rechtsnach- 
folger reicht demgegenüber nicht aus. Denn insbeson- 
dere bei Einzelrechtsnachfolge aufgrund von Rechts- 
geschäften kommen nämlich durchaus Schädigungen 
nach § 1 Abs. 3 oder § 1 Abs. 6 und damit Restitutions- 
ansprüche in Betracht. Auch die Voraussetzungen der 
Nummer 3 sind für das Grundbuchamt ohne weiteres 
aus dem Grundbuch ersichtlich, so daß auch hier der 
Verzicht auf das Genehmigungserfordemis gut ver- 
tretbar und unter Verfahrensgesichtspunkten unpro- 
blematisch ist. Die Grundbuchämter werden hier- 
durch allerdings etwas mehr belastet werden. Zwar 
werden diese Fragen derzeit schon im Rahmen der 
Erteilung der Grundstücksverkehrsgenehmigung ab- 
geklärt. Das Verwaltungsverfahren bildet aber derzeit 
noch einen zeitlichen „Puffer", der die Belastung der 
Grundbuchämter dosiert. Diese Verfahrenshürde ent- 
fällt nun. Damit kommt die Belastung schneller auf 
Grundbuchämter zu. Insgesamt tritt aber eine 
Beschleunigung in der Abwicklung des Geschäfts ein, 
weil eine oft sehr langwierige Verwaltungsstation 
entfällt. 

Nummer 4 entspricht dem Satz 3 der bislang gelten- 
den Fassung. Die Änderung beruht auf systemati- 
schen Gründen. Die genehmigungsfreien Rechtsge- 
schäfte sollen im Zusammenhang behandelt wer- 
den, 

Satz 3 stellt klar, daß unter den Voraussetzungen der 
Nummern 1 bis 4 auch die Bestellung oder Übertra- 
gung eines Erbbaurechts (§ 2 Abs. 1 Buchstabe b alt = 
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§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 neu) genehmigungsfrei ist. 
Abweichend von § 1 Abs. 2 Nummern 3 und 4 der 
bisher geltenden Fassimg wird dies zur besseren 
Verständhchkeit in einem eigenen Satz ausge- 
drückt. 

Satz 4 entspricht dem Satz 2 der bislang geltenden 
Fassung imd stellt zusätzhch klar, daß die Genehmi- 
gung des dinghchen Rechtsgeschäfts auch den 
zugnmdehegenden schuldrechtiichen Vertrag er- 
faßt. 

Satz 5 regelt den Fall, daß in einer einheitlichen 
Urkimde mehrere Grundstücke verkauft oder aufge- 
lassen werden. Hier stellt sich die Frage nach der 
Verfahrensweise für den Fall, daß nur bei einigen 
davon die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Grundstücksverkehrsgenehmigung gemäß § 1 Abs, 2 
vorhegen. Probleme können sich hier aus § 139 BGB 
ergeben, weil denkbar ist, daß wegen der Versagung 
der Genehmigung auch nur hinsichtiich eines der 
Grundstücke der Gesamtvertrag nichtig und damit 
nicht mehr genehmigungsbedürftig ist. Hier wird eine 
pauschale Verfahrensweise vorgeschlagen. Eine Ge- 
nehmigung ist danach nur und immer hinsichtiich der 
Grundstücke zu erteilen, für die sie auch im Fall einer 
Einzelübertragung bzw. eines Einzelverkaufs zu 
erteilen wäre. Die Frage, ob die Verträge hinsichtlich 
der genehmigten Geschäfte unter Berücksichtigung 
des § 139 BGB überhaupt noch wirksam sind, ist von 
der Genehmigungsbehörde nicht zu prüfen. Dies 
bleibt den Vertragsparteien überlassen. Dasselbe gilt 
auch für die Bestellung und Übertragung von Erbbau- 
rechten. 


Zu § 3 (Begriffsbestimmungen) 

§ 3 entspricht § 2 Abs. 3 und § 23 bislang geltender 
Fassimg, die zur Verbesserung der Übersichthchkeit 
des Gesetzes in einer eigenen Norm zusammengefaßt 
werden sollen. 


Zu § 4 (Inhalt der Entscheidung) 

§ 4 Abs, 1 imd 2 entspricht § 3 Abs. 1 und 2 bislang 
geltender Fassimg. Da nach dem neuen § 6 auch die 
Entscheidung über die Aussetzung des Genehmi- 
gungsverfahrens der Überprüfung im Rechtsmittel- 
verfahren unterhegen soll, bedarf diese Entscheidung 
ebenfalls der Begründung. § 4 Abs. 3 entspricht § 17 
Abs. 2 bislang geltender Fassung. Die Regelung des 
§ 17 Abs. 2 bislang geltender Fassung wurde wegen 
des Sachzusammenhangs als Absatz 3 in die Vor- 
schrift über den Inhalt der Entscheidung eingestellt. 


Zu § 5 (Rücknahme und Widerruf der 
Genehmigung) 

§ 5 entspricht § 4 bislang geltender Fassung. 


Zu § 6 (Rechtsmittel) 

§ 6 ersetzt die Vorschriften der §§ 16 bis 18 der bislang 
geltenden Fassung. Satz 1 stellt zunächst in Überein- 
stimmung mit allgemeinen Grundsätzen klar, daß im 
Zusammenhang mit Streitigkeit um die Erteilimg 
der Grundstücksverkehrsgenehmigimg der Verwal- 
tungsrechtsweg gegeben ist. Daraus folgt, daß die 
Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung über 
ein Vorverfahren Anwendimg finden imd daher das 
bislang in §§ 16 bis 18 geregelte Beschwerdeverfah- 
ren überflüssig ist, Satz 2 stellt klar, daß die Vorschrif- 
ten der Verwaltungsgerichtsordnung über das Vor- 
verfahren auch auf laufende Beschwerdeverfahren 
nach der bislang geltenden Fassung Anwendung 
finden. Satz 3 ist insbesondere für die Treuhandanstalt 
bedeutend, die nur an ihrem Hauptsitz in Berlin 
verklagt werden kaim. 

Anders als bisher soll künftig auch die Aussetzung des 
Verfahrens nach § 1 Abs. 5 der Anfechtimg imterhe- 
gen. Die Aussetzung wirkt wirtschaftlich wie eine 
Ablehnung. Sie ist auch nur aus technischen Gründen 
vorgesehen. Sie soll nämlich erreichen, daß die Ver- 
träge schwebend unwirksam bleiben und nicht 
imwirksam werden. 


Zu § 7 (Verfahren bei Aufhebung der 
Genehmigung) 

§ 7 entspricht im wesentiichen § 20 der bislang 
geltenden Fassung. 

Absatz 1 Satz 1 entspricht § 20 Abs. 1 Satz 1 der bislang 
geltenden Fassimg, ist jedoch weniger weitreichend, 
weil die Aufhebung der erforderhchen Genehmigung 
der Wirksamkeit des genehmigungspflichtigen 
Rechtsgeschäfts nur dann nicht mehr entgegenstehen 
soll, wenn in dessen Vollzug die Gnmdbucheintra- 
gung erfolgt ist. Die Heilung auch für den Fall 
ledighch der Antragstellung hinsichtlich der Eigen- 
tumsumschreibung oder der Eintragung einer Vor- 
merkung zur Sicherung des Anspruchs auf Übertra- 
gung des Eigentums wurde nicht übernommen, weil 
die Handhabung dieser Vorschrift erhebliche Pro- 
bleme aufgeworfen hat und deshalb zur Verfahrens - 
erleichtenmg auf den klaren und einwandfrei fest- 
stellbaren Zeitpunkt der vorgenommenen Eigentums- 
umschreibung abgestellt werden soll. Wegen dieser 
Beschränkung ist Satz 2 des § 20 Abs. 1 der bislang 
geltenden Fassung überflüssig und dementsprechend 
nicht übernommen worden. Satz 2 entspricht im 
wesentlichen § 20 Abs. 1 Satz 3 der bislang geltenden 
Fassung. Es wird klargestellt, daß die Konsequenz der 
Rückabwickiung des Rechtsgeschäfts dann nicht ein- 
treten soll, wenn die Genehmigungsvoraussetzungen 
zum Zeitpunkt des Abschlusses des Rechtsgeschäfts 
Vorlagen oder inzwischen, z. B. wegen der erfolgten 
Ablehnung des Antrags, eingetreten sind. Für den 
Fall, daß das Rechtsgeschäft besonderen Investitions- 
zwecken nach § 3 des Investitionsvorranggesetzes 
diente, soll diese Wirkung dadurch herbeigeführt 
werden, daß im nachhinein ein Investitionsvorrangbe- 
scheid herbeigeführt wird. Der Betroffene hat die 
Möghchkeit, einen entsprechenden Antrag zu stellen. 
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Zuständig soll diejenige Stelle sein, die zuständig 
gewesen wäre, wenn sogleich ein Verfahren nach 
dem Investitionsvorranggesetz eingeleitet worden 
wäre. Der Bescheid ist allerdings nur zu erteilen, wenn 
das Fehlen der Genehmigimgsvoraussetzungen nach 
§ 1 nicht offensichtlich war. Schheßlich soll auch hier 
dem Gebot des Vorrangs von eigenen Investitionsan- 
geboten eines Anmelders Rechnung getragen wer- 
den. Sinnvoll ist die Bevorzugimg des Anmelders 
nunmehr aber nur noch, wenn das Vorhaben des 
Erwerbers noch nicht im wesentiichen durchgeführt 
(vgl. § 13 Abs. 1 Satz 3 des Investitionsvorranggeset- 
zes) ist. Dabei wird an die entsprechenden Rückab- 
wicklimgsregelimgen des Investitionsvorranggeset- 
zes angeknüpft. 

Absatz 2 Satz 1 imd 2 entspricht § 20 Abs. 2 der bislang 
geltenden Fassimg. Die Sätze 3 imd 4 wurden ange- 
fügt, um klarzustellen, daß für die Dauer eines Fest- 
stellimgsverfahrens nach § 7 Abs. 1 Satz 2 des Ent- 
wurfs die Erfüllung des Rückgabeanspruchs verwei- 
gert werden kann (Satz 4) und daß ein Rückübertra- 
gimgsanspruch nicht besteht, wenn eine Feststellung 
gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 imanfechtbar erfolgt ist 
(Satz 3). Denn in diesen Fällen ist die Vornahme des 
genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäfts im Hin- 
blick auf den Schutzzweck der Vorschrift materiell 
gerechtfertigt. 

§ 7 Abs. 3 entspricht § 20 Abs. 3 der geltenden 
Fassung. 

§ 7 Abs. 4 neu stellt in Übereinstimmung mit der bisher 
geltenden Rechtslage ausdrückhch klar, daß die 
Absätze 1 bis 3 des § 7 nicht nur im Fall der 
Veräußerung des Gnmdstücks zur Anwendung kom- 
men, sondern entsprechend gelten, wenn das geneh- 
migungsbedürftige Rechtsgeschäft auf die Bestellung 
eines Erbbaurechts gerichtet war. 


Zu § 8 (Zuständigkeit) 

§ 8 des Entwurfs entspricht bis auf zwei redaktionelle 
Anpassungen an die heutigen Behördenbezeichnun- 
gen dem § 7 der geltenden Fassung. 


Zu § 9 (Gebühren) 

§ 9 des Entwurfs ersetzt die §§21 und 22 der geltenden 
Fassung. 

Absatz 1 bestimmt, daß die Erteilung einer Genehmi- 
gung nach § 2 gebührenpflichtig ist und das der 
Antragsteller Gebührenschuldner ist. Mehrere Ge- 
bührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Gebühr bis zu einem 
Höchstbetrag von 500 Deutsche Mark unter Berück- 
sichtigung des Gnmdstückswerts festzusetzen ist. 
Satz 3 ermächtigt die Länder, durch Rechtsverord- 
nung einen Gebührenrahmen zu bestimmen. 

Absatz 3 bestimmt, daß landesrechtliche Regelungen 
über Gebührenbefreiungen unberührt bleiben. 


Zu § 10 (Verordnungsermächtigung) 

§ 10 entspricht § 25 der geltenden Fassung. Der zweite 
Halbsatz wurde angefügt, weil beabsichtigt ist, die 
Treuhandanstalt demnächst aufzulösen. In diesem 
Falle muß die Zuständigkeit des Präsidenten der 
Treuhandanstalt auf eine andere Stelle übertragen 
werden. Um hier eine schnelle Reaktion zu ermögli- 
chen, wird das Bundesministerium der Justiz ermäch- 
tigt, die Zuständigkeit des Präsidenten der Treuhand- 
anstalt auf eine andere Behörde der Bundesvermö- 
gensverwaltung zu übertragen. Es wird von dieser 
Ermächtigung nur im Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministerium der Finanzen Gebrauch machen. 

ABSCHNITT 3 

Ergänzung des Zuordnungsrechts 

XVI. Zu Artikel 16 — (Änderung 

des Vermögens- 
zuordnungsgesetzes) 

1. Zu Nummer 1 — (Einfügung einer Abschnitts- 
überschrift) 

Das Vermögenszuordnungsgesetz soll wegen der Ein- 
fügungen der §§ 11 bis 14 in drei Abschnitte geglie- 
dert werden. Dazu wird ein Abschnitt „Allgemeine 
Vorschriften" gebildet, der die bisherigen §§ 1 bis 5, 8 
und 9 umfaßt. 


2. Zu Nummer 2 — (Änderung von § 1) 

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1) 

Zu Buchstabe aa (Änderung von Satz 1) 

Mit § la Abs. 4 wird der Anwendungsbereich des 
Artikels 22 des Einigungsvertrages in der Sache 
erweitert. Um Mißverständnisse über die Zuständig- 
keit insoweit zu vermeiden, soll die Vorschrift um 
einen entsprechenden Hinweis erweitert werden. 


Zu Buchstabe bb (Einfügung von Satz 2 neu) 

Mit § 1 Abs. 1 Satz 2 neu soll klar gestellt werden, daß 
der Präsident der Oberfinanzdirektion ebenso wie der 
Präsident der Treiihandanstalt allgemeinen Weisun- 
gen des Bundesministeriums der Finanzen unterliegt. 
Hierüber bestehen in der Praxis Unklarheiten. Sie 
haben dazu geführt, daß von der Bundesregierung 
beschlossene Anwendungsempfehlungen von den 
Zuordnungsbehörden oft nicht als verbindlich ange- 
sehen und deshalb auch nicht immer angewendet 
werden. Deshalb soll die Weisungsgebundenheit der 
Zuordnungsbehörden ausdrücklich klargestellt wer- 
den. 

Eine hiervon zu trennende Frage geht dahin, ob der 
Bund die Möglichkeit behalten soll, den Zuordnungs- 
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stellen konkrete Einzelweisungen erteilen zu können. 
Diese Lösung entspräche dem Üblichen? sie hat aber 
einen erheblichen Nachteil. Die Akzeptanz der Ent- 
scheidungen der Zuordnungsstellen hängt entschei- 
dend davon ab, daß diese Stellen den Einzelfall 
unbeeinflußt entscheiden. Deshalb wird die Erteilung 
von Einzelweisungen jetzt ausdrücklich ausgeschlos- 
sen. Das bedeutet aber zwingend, daß dem Bund die 
Möglichkeit eines In-sich-Prozesses eröffnet werden 
muß. Dies geschieht mit dem neuen Satz 4. 


Zu Buchstabe cc (Änderung von Satz 3 neu) 

In Satz 3 wird klargestellt, daß die Präsidentin der 
Treuhandanstalt nicht als Organ der Treuhandanstalt, 
sondern als Bundesoberbehörde tätig wird. Zu verkla- 
gen ist deshalb auch insoweit die Bundesrepublik, 
sofern nicht das Landesrecht die Klage gegen die 
Behörde zuläßt. 


Zu Buchstabe dd (Anfügimg von Satz 4 und 5 neu) 

Die Zuordnungsbehörden sind Bundesbehörden. Kla- 
gen gegen Entscheidungen sind deshalb gegen die 
Bundesrepublik Deutschland zu richten, falls nicht 
das Landesrecht die Klage gegen die Behörde zuläßt. 
Das wirft die Frage auf, ob sich der Bund selbst gegen 
eine Entscheidung der Zuordnungsbehörde im Klage- 
wege wenden kann. Dies ist bisher zweifelhaft, weil 
das Bundesministerium der Finanzen die Zuord- 
nungs stelle auch anweisen könnte, ihre Entscheidung 
zu ändern. Eine gerichtliche Überprüfung der Ent- 
scheidung wäre aber sachgerecht. Deshalb wird klar- 
gestellt, daß der Bund gegen die von den Zuordnungs- 
stellen getroffene Entscheidung selbst klagen kann, 
wenn er in seinen Rechten betroffen ist. 

Ein einmal auf der Grundlage eines Zuordnungsplans 
im ehemaligen komplexen Wohnungsbau begonne- 
nes Zuordnungsverfahren muß fortgeführt werden 
können. In der Praxis treten erhebliche Probleme auf, 
wenn nach entsprechenden erheblichen Vorarbeiten 
der gebietsbezogene Zuordnungsplan nicht fortge- 
führt werden kann, weil die Treuhandanstalt Teile in 
ihre Zuständigkeit zieht. 


Zu Buchstabe b (Ergänzung von Absatz 3) 

Die Zuständigkeit der Zuordnungsstellen richtet sich 
nach der Belegenheit der zuordnungsfähigen Vermö- 
gensgegenstände. Im Normalfall liegen diese im Bei- 
trittsgebiet. Es gibt aber auch zuordnungsfähige Ver- 
mögenswerte, die nicht im Beitrittsgebiet liegen, son- 
dern im Altbundesgebiet. Hierfür wären an sich die 
Oberfinanzpräsidenten des Altbundesgebietes zu- 
ständig, die aber über keinerlei Erfahrung im Umgang 
mit den Zuordnungsvorschriften verfügen. Es er- 
scheint deshalb zweckmäßig, eine mit Verfahren 
dieser Art befaßte Oberfinanzdirektion für zuständig 
zu erklären. Am günstigsten ist dies bei der Ober- 
finanzdirektion Berlin zu erreichen. Dies könnte auch 
im Ausland belegene Vermögensgegenstände erfas- 
sen. Es erscheint zweckmäßig, hierfür die OFD Berlin 


für zuständig zu erklären. Diese sollte auch die Zuord- 
nung von Auslandsvermögen übernehmen. 


Zu Buchstabe c (Änderung von Absatz 4 Satz 1) 

Nach Auffassung der Bundesregierung handelt es sich 
bei dem Übergang des Reichs Vermögens auf den 
Bund nach Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 2 und Artikel 22 
Abs. 1 Satz 7 in Verbindung mit Artikel 21 Abs. 3 
Halbsatz 2 des Einigungsvertrages um einen Eigen- 
tumsübergang kraft Gesetzes und nicht um einen 
Übertragimgsanspruch wie bei den Restitutionsan- 
sprüchen nach Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 1 und 
Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 in Verbindung mit Artikel 21 
Abs. 3 Halbsatz 1 des Einigungsvertrags. Um klarzu- 
stellen, daß § 1 Abs. 4 Satz 1 lediglich die Restitutions- 
ansprüche, nicht aber den Eigentumsübergang kraft 
Gesetzes erfaßt, soll das Wort „Bund" in dieser Vor- 
schrift gestrichen werden. 


3. Zu Nummer 3 — (Änderung von § 1 a) 

Zu Buchstabe a (Neufassung von Absatz 1) 

Mit der Neufassung von § 1 a Abs. 1 soll zum einen 
klargestellt werden, daß der Begriff des „Vermögens- 
gegenstandes" in § la Abs. 1 sowie der Begriff des 
„Vermögenswertes" nach den Artikeln 21 und 22 des 
Einigungsvertrages identisch ist. Aus diesem Grund 
wurde der Begriff des „Vermögenswertes" in den 
jetzigen Satz 1 auf genommen. Gleichzeitig soU mit 
dem neuen Satz 2 klargestellt werden, daß zum 
Vermögensbegriff im Sinne dieses Gesetzes nicht nur 
die Aktiva, sondern auch die Passiva gehören, soweit 
sie den Aktiva wirtschaftlich zuzurechnen sind. § 4 
Abs. 2 Kommunalvermögens gesetz bleibt unbe- 
rührt. 


Zu Buchstabe b (Neufassung von Absatz 4) 

Mit dem Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetz 
ist in dem neu eingefügten § 1 a Abs. 4 klargestellt 
worden, daß wohnungswirtschaftlich genutztes Ver- 
mögen, das in anderer Rechtsträgerschaft steht als in 
der Rechtsträgerschaft der ehemaligen volkseigenen 
Betriebe der Wohnungswirtschaft, auch den Kommu- 
nen zusteht, wenn es diesen zur Nutzung und Bewirt- 
schaftung übertragen worden ist. Vielfach haben 
jedoch die Kommunen selbst die Nutzung übernom- 
men, Diese Fälle sollen mit einbezogen werden. 

Nach Artikel 22 Abs. 4 des Einigungsvertrages kommt 
es ferner darauf an, daß die betreffenden Grundstücke 
am 3. Oktober 1990 wohnungswirtschaftlich genutzt 
waren. In einer Reihe von Fällen fehlte es daran, weil 
die Anlagen le erstanden. Sie soUen aber dem woh- 
nungswirtschaftlich genutzten Vermögen gleichge- 
stellt werden, wenn sie wieder der wohnungswirt- 
schaftlichen Nutzung zugeführt werden sollen. Dies 
soll mit dem neuen Satz 3 erreicht werden. 
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4. Zu Nummer 4 — (Einfügung von § 1 b neu) 
Regelungsgegenstand; 

Abwicklung von Entschädigungs Vereinbarungen der 
früheren Deutschen Demokratischen Republik 

Der neue § 1 b dient der Abwicklung von § 1 Abs. 8 
Buchstabe b des Vermögensgesetzes. Nach dieser 
Regelung gilt das Vermögensgesetz nicht für vermö- 
gensrechtliche Ansprüche, die seitens der früheren 
Deutschen Demokratischen Republik durch zwi- 
schenstaatliche Vereinbanmgen geregelt wurden. 
Die DDR hat in den 80er Jahren insgesamt vier 
Verträge mit ausländischen Staaten zur Regelung 
vermögensrechtlicher Fragen geschlossen. Im einzel- 
nen handelt es sich um folgende Vereinbarungen: 

— Abkommen vom 3. Oktober 1984 zwischen der 
Regienmg der Republik Finnland und der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik zur 
Regelung vermögensrechtlicher und finanzieller 
Fragen 

— Abkonunen vom 24. Oktober 1986 zwischen der 
Regierung des Königreiches Schweden und der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik zur Regelung vermögensrechtlicher Fragen 

— Vertrag vom 21, August 1987 zwischen der Repu- 
blik Österreich und der Deutschen Demokrati- 
schen Republik zur Regelung offener vermögens- 
rechtlicher Fragen 

— Abkommen vom 3. Dezember 1987 zwischen der 
Regierung des Königreiches Dänemark und der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik zur Regelung vermögensrechtticher und 
finanzieller Fragen, 

Darin verpflichtete sich die Deutsche Demokratische 
Republik jeweils zur Zahlung einer bestimmten 
Summe Geldes zur Abgeltung von Ansprüchen. Die 
geregelten vermögensrechtlichen und finanziellen 
Ansprüche sind in den Vereinbarungen jeweils fol- 
gendermaßen bestimmt; 

— Abkonunen mit Finnland (Artikel 2 Abs. 1,2): 

(1) Vermögensrechüiche und finanzielle An- 
sprüche der Republik Finnland sowie von Staats- 
bürgern und juristischen Personen der Republik 
Finnland in bezug auf Vermögen, das am 8. Mai 
1945 nachweislich vorhanden war und der Repu- 
blik Finnland, finnischen Staatsbürgern oder finni- 
schen juristischen Personen zustand und zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Abkommens 
zusteht imd in der Deutschen Demokratischen 
Republik staatlich verwaltet wird. 

(2) Vermögensrechtliche und finanzielle An- 
sprüche, die sich auf das in der Deutschen Demo- 
foatischen Republik belegene Vermögen bezie- 
hen, das am 8. Mai 1945 nachweislich vorhanden 
war, zu diesem Zeitpunkt Berechtigten mit einer 
anderen als der deutschen Staatsbürgerschaft 
gehörte und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Abkommens der Republik Finnland, finni- 
schen Staatsbürgern oder finnischen juristischen 


Personen zusteht und in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik staatlich verwaltet wird. 

— Abkommen mit Schweden (Artikel 2 Abs. 1): 

(1) Vermögensrechtliche Ansprüche, die dem 
Königreich Schweden, schwedischen Staatsbür- 
gern und schwedischen juristischen Personen 
zustehen und die sich auf Vermögen beziehen, das 
Gegenstand staatlicher Verwaltung oder anderer 
Maßnahmen von seiten der Deutschen Demokrati- 
schen Republik ist, imter der Voraussetzung, daß 
die vermögensrechtlichen Ansprüche ihnen am 
8. Mai 1945 zustanden und zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung dieses Abkommens zustehen. 

— Vertrag mit Österreich (Artikel 1): 

. . . vermögensrechtliche(n) Ansprüche(n), die der 
Republik Österreich, österreichischen Staatsbür- 
gern oder österreichischen juristischen Personen 
dadurch erwachsen sind, daß ihr Vermögen durch 
Übernahme in staatliche Verwaltung oder durch 
sonstige staatliche Maßnahmen der Deutschen 
Demokratischen Republik in deren ausschließliche 
Verfügungsgewalt gelangt ist. 

— Abkommen mit Dänemark (Artikel 2 Abs. 1): 

(1) Vermögensrechtliche und finanzielle An- 
sprüche des Königreichs Dänemark sowie von 
Staatsbürgern und juristischen Personen des 
Königreichs Dänemark in bezug auf Vermögen in 
der Deutschen Demokratischen Republik, das am 
8. Mai 1945 nachweislich vorhanden war und dem 
Königreich Dänemark, dänischen Staatsbürgern 
oder dänischen juristischen Personen zustand und 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Abkom- 
mens zusteht und Gegenstand staatlicher Verwal- 
tung von seiten der Deutschen Demokratischen 
Republik ist. 


Betroffene Vermögenswerte 

Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Abkommens 
wurden insgesamt 16 Grundstücke und 3 Miteigen- 
tumsanteile bzw. Anteile am gemeinschaftlichen 
Eigentum an Gnmdstücken als finnisches Vermögen 
auf der Grundlage der Verordnimg vom 6. September 
1951 staatlich verwaltet. Es war zumindest beabsich- 
tigt, diese Grundstücke und Grundstücksanteüe in 
Volkseigentum umzuschreiben. Es liegen keine Infor- 
mationen darüber vor, ob dies auch tatsächlich 
geschehen ist. Der zahlenmäßige Umfang der von 
diesem Abkommen betroffenen ausländischen Ver- 
mögenswerte ist also verhältnismäßig gering. 

Im Falle des Abkommens mit Schweden sind die 
Bestätigungs- bzw. Ratifikationsurkunden durch den 
Botschafter der DDR in Schweden und den Außenmi- 
nister des Königreichs Schweden in Stockholm am 
16. Dezember 1986 ausgetauscht worden. Beide Sei- 
ten waren sich darüber einig, daß die Ansprüche, die 
sich auf insgesamt 296 staatlich verwaltete schwedi- 
sche Vermögensobjekte bezogen, davon 136 Gnmd- 
stücke und 61 Gnmdstücksanteüe, durch das Abkom- 
men geregelt worden seien. Hinzu kamen unter 
anderem noch 3 Ansprüche auf Großgrundbesitz im 
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Wert von insgesamt 240 000 DDR-Mark. Von den 
197 Grundstücken bzw. Grundstücksanteilen wciren 
59 bereits vor Abschluß des Abkommens auf dem 
Wege der Inanspruchnahme in Volkseigentum über- 
geleitet. Weitere 34 Objekte wcnenmit Stand von 1980 
imbelastet und sollten in Volkseigentum umgeschrie- 
ben werden, was wohl auch geschehen ist. Es verblei- 
ben 104 schwedische Grundstücke, die belastet wenen 
imd deshalb nicht in Volkseigentum umgeschrieben 
wurden. 

Es gab 124 Grundstücke schwedischer Staatsbürger, 
von denen 44 bereits vor Abschluß des Abkommens in 
Volkseigentum überführt worden wcnen. Weitere 
6 Objekte waren imbelastet und sollten deshalb in 
Volkseigentum umgeschrieben werden. Es fehlen 
sichere Angaben darüber, ob die Umschreibung in 
Volkseigentum tatsächlich erfolgt ist. Es spricht aber 
eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür, so daß hier 
von 74 staatlich verwalteten schwedischen Grund- 
stücken auszugehen ist, die nicht in Volkseigentum 
umgeschrieben worden sind. 

Im Falle des Vertrages der DDR mit Österreich bzw. 
des Abkommens mit Dänemark fehlen entsprechende 
Angaben, Rechnet man die Zahlen hoch, so ist mit 
etwa 400 staatlich verwalteten Grundstücken bzw. 
Grundstücksanteilen zu rechnen, die im Grundbuch 
nicht in Volkseigentum umgeschrieben worden sind. 
Die DDR hat ihre Zahlungsverpflichtungen aus den 
Abkommen mit Schweden, Dänemcuk und Finnland 
vollständig erfüllt. Die bislang fälligen Entschädi- 
gungsraten aus dem Vertrag mit Österreich sind 
gleichfalls bezahlt; die letzte Rate wird 1993 fähig. 


Notwendigkeit einer Abwicklungsregelung 

Diese Vereinbarungen sind bislang noch nicht voll- 
ständig intern abgewickelt worden. Es sind zwar in 
einer Reihe von Fällen Grundbuchumschreibungen in 
Volkseigentum erfolgt. In vielen Fällen ist dies aber 
bisher nicht geschehen. Um zu verhindern, daß voll- 
endete Tatsachen geschaffen würden, ist der Geneh- 
migungsvorbehalt des § 11 c Vermögensgesetz in das 
Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz auf genom- 
men worden. Danach darf über Vermögenswerte, die 
Gegenstand der in § 1 Abs, 8 Buchstabe b des 
Vermögensgesetzes bezeichneten Vereinbarung 
sind, nur mit Zustimmung des Bundesamtes zur Rege- 
lung offener Vermögensfragen verfügt werden. Dies 
gilt für Gnmdstücke, Gebäude und Gnmdpfand- 
rechte nur, wenn im Gnmdbuch ein Zustimmungsvor- 
behalt unter Angabe dieser Vorschrift eingetragen ist. 
Es bedarf einer abschließenden Regelung. 


Wirksamkeit und Inhalt der Entschädigungs- 
vereinbarungen 

Diese Regelung kann jetzt erfolgen, weil die Verein- 
barungen wirksam (geblieben) sind. Dazu ist folgen- 
des auszuführen: 

Die Vereinbarungen sind völkerrechtlich wirksam 
zustandegekommen. 


— Gemäß Artikel 8 des Abkommens Finnland-DDR 
bedarf das Abkommen „der Bestätigung bzw. der 
Ratifikation" entsprechend den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften der Republik Finnland bzw, der 
Deutschen Demokratischen Republik und tritt am 
30. Tag nach Austausch der Bestätigungs- bzw. 
Ratifikationsurkunden, der in Helsinki stattfindet, 
in Kraft. Die Ratifikations- bzw. Bestätigungsur- 
kunden wurden am 26. November 1984 in Helsinki 
ausgetauscht, so daß das Abkommen am 26. De- 
zember 1984 in Kraft getreten ist, 

— Gemäß Artikel 8 des Abkommens Schweden^DDR 
bedurfte das Abkommen „der Bestätigung bzw. 
der Ratifikation entsprechend den" jeweiligen „in- 
nerstaatlichen Rechtsvorschriften" und trat „am 
Tage des Austausches der Bestätigungs- bzw. 
Ratifikationsurkunden in Kraft" . Am 16. Dezember 
1986 wurden in Stockholm die Ratifikationsurkun- 
den ausgetauscht, wodurch das Abkommen in 
Kraft trat. 

— In Artikel 9 des Vertrages Österreich-DDR und in 
Artikel 8 des Abkommens Dänemark-DDR finden 
sich entsprechende Bestimmungen. Der Vertrag 
mit Österreich ist am 1 . Juni 1988 und das Abkom- 
men mit DänemcU*k am 1. März 1988 in Kraft 
getreten. 

Mit Inkrafttreten dieser Vereinbarungen haben die 
Vertragsstaaten Zug um Zug gegen Zahlung der 
ausbedungenen Entschädigimg auf die Rechte ihrer 
Staatsangehörigen aus den Überführungen in Volks- 
eigentum oder in staatliche Verwaltung verzichtet. 
Das folgt daraus, daß die vier Vereinbarungen über- 
einstimmend vorsehen, daß durch die jeweilige Ver- 
einbarung (Schweden), mit ihrem Inkrafttreten (Dä- 
nemcU'k) oder mit der Zahlung der festgelegten Ent- 
schädigungssumme (Finnland, Österreich) alle „ver- 
mögensrechtlichen und finanziellen Ansprüche" des 
Staates und seiner Staatsbürger (Dänemark, Finn- 
land), „alle zwischen den Abkommenspartnem offe- 
nen vermögensrechtlichen Ansprüche" (Schweden) 
und „alle in Artikel 1 und 2 genannten vermögens- 
rechtlichen Ansprüche" (Österreich) (erloschen und) 
endgültig erledigt sind. 

Zu diesen „Ansprüchen", die mit dem Inkrafttreten 
der Vereinbarungen bzw., im Falle Österreichs, mit 
der Zahlimg der Entschädigungssumme, endgültig 
geregelt und erloschen sein sollen, gehören nicht 
allein Ansprüche aus dem Eigentumsrecht oder auf 
Entschädigung, sondern auch das Eigentum selbst. In 
manchen Rechtsordnungen wird zwar zwischen 
Ansprüchen imd Rechten unterschieden. Dies trifft 
aber keineswegs für alle Rechtsordnungen zu. Im 
Recht der früheren Deutschen Demokratischen Repu- 
blik war dies jedenfalls nicht der Fall. In den Abkom- 
men ist der Begriff des Anspruchs allgemein im Sinne 
von Berechtigung zu verstehen, was Rechte und 
Ansprüche mit einschließt. 

Dies folgt aus der Verwendimg der Attribute „vermö- 
gensrechtliche und finanzielle" Ansprüche, die 
inhaltlich alle Aspekte abdecken, an die man in 
diesem Zusammenhang denken kann. Für diese Aus- 
legung spricht auch die jeweilige Interessenlage der 
Vertragsparteien. Die westlichen Vertragspartner 
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standen vor der Situation, daß Vermögen ihrer Staats- 
angehörigen ohne Entschädigung enteignet oder 
unter staatliche Verwaltimg gestellt wurden, aber 
nicht mit einem Individualausgleich der Geschädig- 
ten durch die Deutsche Demokratische Republik zu 
rechnen war. Sie konnten daher nur ihren Einfluß als 
Staaten einsetzen, um einen Ausgleich zu erreichen. 
Angesichts der bestehenden Blockverhältnisse war 
nicht zu erwarten, daß die Deutsche Demokratische 
Republik das Vermögen freigeben oder zurücküber- 
tragen würde. Das hätte im übrigen auch vorausge- 
setzt, daß die Deutsche Demokratische Republik den 
betreffenden Staatsangehörigen freien Zugang ein- 
räumte. Dies scheiterte aber an den damals bestehen- 
den unüberwindlichen ideologischen Schwierigkei- 
ten. Es kam deshalb von vornherein nur ein Ausgleich 
durch eine Entschädigimg in Betracht. Die Staaten 
durften auch davon ausgehen, daß ihre Staatsangehö- 
rigen dies notgedrungen akzeptieren und auch damit 
einverstanden sein würden, daß auf die — ohnehin 
abgeschriebenen — Vermögenswerte verzichtet 
würde, wenn die Entschädigimg gezahlt würde. 
Umgekehrt war der Deutschen Demokratischen 
Republik daran gelegen, die Völkerrechts Widrigkeit 
der entschädigungslosen Enteignung zu heilen. Für 
die Deutsche Demokratische Republik kam nur ein 
Geldausgleich in Frage. Ein solcher Geldausgleich 
bedeutete für die frühere Deutsche Demokratische 
Republik eine erhebliche Belastung, da diese hierfür 
einen für sie sehr hohen Devisenbetrag aufwenden 
mußte. Eine derartige Belastung konnte seinerzeit nur 
die Gegenleistung für eine endgültige Erledigung 
aller Rechtspositionen sein. Das hieß: die Aufgabe 
aller Rechte in Ansehung des Vermögens. Anders war 
auch die angestrebte Befriedungswirkung nicht zu 
erzielen. Daß ein umfassender Verzicht auch auf das 
Eigentum gewollt war, ergibt sich für Österreich aus 
Artikel 6 Abs. 2 des Vertrages zwischen der früheren 
Deutschen Demokratischen Republik und Öster- 
reich. 

Diese Vereinbarungen sind auch nach dem Wirksam- 
werden des Beitritts wirksam geblieben. Gemäß Arti- 
kel 12 Abs. 2 des Einigimgsvertrages legt das vereinte 
Deutschland seine Haltung zum Übergang völker- 
rechtlicher Vereinbarungen der DDR nach Konsulta- 
tionen mit den jeweiligen Vertragspartnern und mit 
den Europäischen Gemeinschaften, soweit deren 
Zuständigkeiten berührt sind, fest. Diese Festlegung 
ist für die hier genannten Vereinbarungen mit § 1 
Abs. 8 Buchstabe b des Vermögensgesetzes erfolgt, 
der davon ausgeht, daß es in vermögensrechtlicher 
Hinsicht auch in Zukunft bei den Regelimgen dieser 
Vereinbarungen verbleiben soll (so ausdrücklich die 
amtlichen Erläutenmgen der Bundesregierung zu § 1 
Abs. 8 Buchstabe b des Vermögensgesetzes in Bim- 
destags-Drucksache 11/7831 S. 4), Durch diese 
Bestimmimg sind sie in den Willen des Gesetzgebers 
aufgenommen worden. 


Entstehimg von Volkseigentum 

Dieser Verzicht hat allerdings nicht unmittelbar zur 
Entstehung von Volkseigentum geführt. Das ist auch 
nicht notwendig. So führt z, B. nach dem Bürgerlichen 


Gesetzbuch die Aufgabe des Eigentums nur dazu, daß 
die Sache oder das Grundstück herrenlos wird. Es 
besteht vielmehr ein Aneignungsrecht, das bei 
Grundstücken dem Fiskus zusteht. Ähnlich lag es 
nach dem intemational-privatrechtlich bei Grund- 
eigentum in der früheren Deutschen Demokratischen 
Republik maßgeblichen Zivilgesetzbuch der Deut- 
schen Demokratischen Republik (ZGB). Nach § 310 
Abs. 1 ZGB wurde der Verzicht wirksam, wenn er 
genehmigt wurde. Volkseigentum entstand aber nach 
§ 310 Abs. 2 ZGB erst, wenn eine Umschreibimg ün 
Gnmdbuch erfolgte, also gewissermaßen das Aneig- 
nimgsrecht ausgeübt wurde. Die Genehmigung des 
Verzichtes liegt in den Abkommen selbst; sie ist ihr 
Zweck. Die Entstehung von Volkseigentum folgte 
nach, sobald der Umschreibimgsantrag gestellt 
wurde. So konnte es geschehen, daß der Verzicht 
— anders als nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch — 
nicht sofort ün Grundbuch verlautbart, trotzdem aber 
schon wirksam wurde. 


Zuordnimg des Vermögens 
Zu Absatz 1 

Für die Umsetzimg muß hier angesetzt werden. Dieser 
Fall hat in § 1 a Abs. 2 des Vermögenszuordnimgsge- 
setzes bereits für interne Sachverhalte ohne Auslands - 
berührung eine Regelimg gefunden. Es findet eine 
Zuordnimg nach den allgemeinen Kriterien statt. 
Dieses Modell übernimmt der neu vorgesehene § 1 b 
Abs. 1 Satz 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes für 
die Abwicklung der Entschädigungsvereinbanm- 
gen. 


Zu Absatz 2 

Zu entscheiden war weiter die Frage, wer Zuord- 
nungsempfänger sein soUte. § 1 a Abs, 2 des Vermö- 
genszuordnungsgesetzes stellt auf die allgemeinen 
Zuordnungsvorschriften ab. Dies erscheint hier 
gerechtfertigt, soweit eine Grundbuchumschreibung 
in Volkseigentum erfolgt ist (Absatz 1 Satz 2). Denn in 
solchen Fällen würde eine abweichende Regelung 
nur zu Unklarheiten führen. In den anderen Fällen 
greift dieser Gesichtspunkt aber nicht. Denn diese 
Vermögenswerte sind nicht eindeutig verteilt. Hier 
erscheint es zweckmäßig, hinsichtlich der Zuordnung 
dieser Vermögensgegenstände den Rechtsgedanken 
des § 11 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Vermögensgesetzes 
heranzuziehen. Danach kann bei staatlicher Verwal- 
tung auf das Eigentum verzichtet und Entschädigung 
begehrt werden. Das Aneignungsrecht steht dann 
aber dem Entschädigungsfonds zu, weil er die Ent- 
schädigung aufzubringen hat. Diese Zielsetzung ist 
auch hier sachgerecht. Denn die Entschädigung nach 
den Vereinbarungen bringt, soweit noch offen, der 
Bund auf. Der Zuordnungsantrag wäre dann vom 
Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfragen 
zu stellen, weil dieses den Entschädigungsfonds ver- 
tritt (vgl. § 29 des Vermögensgesetzes). Allerdings 
scheint ein Korrektiv erforderlich, weil auf den hier 
zur Zuordnung anstehenden Grundstücken gelegent- 
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lieh Einrichtungen z. B. der Länder stehen, die diesen 
zukommen sollten. Deshalb wird dem Bund die Mög- 
lichkeit eingeräumt, einen anderen Zuordmmgsemp- 
fänger zu bestimmen. 

Soweit noch eine Privatperson als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen ist, ist sie anzuhören (Ab- 
satz 2). Sie muß Gelegenheit haben, geltend zu 
machen, üir Gnmdstück falle nicht unter eine der 
entsprechenden Vereinbarungen. 


Zu Absatz 3 

Die Zuordnungen werden einige Zeit in Anspruch 
nehmen. Bis dahin könnte eine Privatperson über ein 
von den Vereinbarungen erfaßtes Gnmdstück verfü- 
gen. Wenn der Begünstigte guten Glaubens ist, würde 
er wirksam erwerben können. Dem soll § 11c des 
Vermögensgesetzes entgegenwirken. Diese Vor- 
schrift muß daher weit ergehen, bis das jeweilige 
Grundstück oder Gebäude zugeordnet ist imd das 
Gnmdbuchamt hiervon unterrichtet worden ist. Das 
regelt Absatz 3. 


5. Zu Nummer 5 — (Ändenmg von § 2) 

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 2 b) 

Zu Buchstabe aa (Ändenmg von Satz 3) 

In der ehemaligen DDR sind in Volkseigentum über- 
führte oder befindliche Grundstücke häufig zu sehr 
großen einheitlichen Grundstücken verschmolzen 
worden. Diese Gnmdstücke müssen schon aus Grün- 
den einer vernünftigen Vermögensverwaltung, regel- 
mäßig aber auch deshalb geteilt werden, weil sie nach 
den anzulegenden Zuordnungskriterien nicht immer 
einer einzigen Stelle zugefallen oder zuzuordnen 
sind. Das Vermögenszuordmmgsgesetz hatte zu- 
nächst versucht, diesem Anliegen dmeh das Instru- 
ment des aus § 113 des Baugesetzbuchs übernomme- 
nen Aufteilimgsplans Rechmmg zu tragen. Das ist 
deshalb nicht gelungen, weil ein Zuordmmgsbe- 
scheid, der mit einem Aufteilimgsplan versehen ist, 
erst nach Umsetzung der dort enthaltenen Angaben in 
das Liegenschaftskataster, also der Dmehführung der 
Vermessimg, im Grundbuch vollzogen werden kann. 
Das ist häufig erst nach mehreren Jahren der Fall. Es 
wurde deshalb mit dem Zweiten Vermögensrechts- 
änderungsgesetz die Möglichkeit geschaffen, einen 
Zuordmmgsbescheid nüt einem Zuordmmgsplan zu 
versehen. Dieser Zuordmmgsplan dient als Ersatz für 
das amtliche Verzeichnis imd ist unmittelbar umsetz- 
bar. In § 2 Abs. 2 b Satz 3 wurde dabei in Aiüehmmg an 
die Vorschriften über den Umlegungsplan imd den 
Flurbereinigimgsplan vorgesehen, daß dieser zm* 
Übernahme durch das Liegenschaftskataster geeignet 
sein muß. Das sind normalerweise diejenigen Anfor- 
derungen, die an eine Katastervermessung zu stellen 
sind. Diese hohen Anforderungen sind aber für einen 
Zuordnungsplan normalerweise nicht erforderlich. 
Deshalb begnügt sich die Praxis mit der Erstellung 
einer Karte, in der die neuen Grundstücke grafisch 
dargestellt sind. Um diese Praxis einerseits rechtlich. 


abzusichem imd um andererseits eine Kongruenz zu 
dem neuentwickelten Verfahren über die Aufteilimg 
imvermessener Grundstücke zu erzielen, soll in § 2 
Abs, 2 b Satz 3 am Ende ergänzend auf genommen 
werden, daß es genügt, wenn der Zuordmmgsplan 
den Anforderungen an den Sondenmgsplan ent- 
spricht, wie er jetzt in § 7 Abs. 2 des Bodensondenmgs- 
gesetzes vorgesehen werden soll. Da auch ein Zuord- 
nungsplan dieser Art das amtiiehe Verzeichnis im 
Sinne der Grundbuchordmmg und damit das Liegen- 
schaftskataster ersetzt, muß hier ebenfalls durch eine 
Prüfung und Bescheinigung der Katasterbehörde 
nachgewiesen werden, daß der Zuordnungsplan den 
Erfordernissen des § 7 Abs. 2 des Bodensonderungs- 
gesetzes entspricht. Eine besondere Bescheinigimgist 
nicht erforderlich, wenn der Sondenmgsplan nach 
Bodensonderungsgesetz zugleich Zuordnungsplan 
nach dem Vermögenszuordnungsgesetz und die 
Katasterbehörde die Sondenmgsbehörde nach § 9 des 
Bodensondenmgsgesetzes ist. 

Das Vermögenszuordmmgsgesetz enthält bisher 
nicht die Möglichkeit, im Zusammenhang mit der 
Feststellung des Eigentums auch beschränkte dingli- 
che Rechte an Grundstücken, die der Zuordnung 
unterliegen, oder Baulasten zu begründen. Dafür 
besteht aber im Rahmen von Zuordnungsplänen ein 
dringendes Bedürfnis. Es kommt gerade hier immer 
wieder vor, daß z. B. Wege- und Leitungsrechte durch 
Dienstbarkeiten abgesichert oder etwa Bauwiche 
durch Baulasten belegt werden müssen. Es muß auch 
möglich sein, bestehende Rechte solcher Art zu 
ändern oder aufzuheben. Dies wird durch eine Ver- 
weisung aus § 5 Abs. 5 des Bodensondenmgsgesetzes 
jetzt ermöglicht. 


Zu Buchstabe bb (Anfügung von Satz 4 neu) 

Im Vermögenszuordnungsgesetz ist bislang nicht 
geregelt, ob die aufschiebende Wirkung der Anfech- 
tung eines Zuordnungsbescheids mit Zuordnungs- 
plan diesen unabhängig von ihrem Umfang vollstän- 
dig erfaßt oder ob er im übrigen schon bestandskräftig 
wird. Dies soll durch Inbezugnahme von § 17 Abs. 3 
des Bodensondenmgsgesetzes im zweiten Sinne 
geklärt werden, um die Zuordnung zu beschleunigen. 
Unter Verweisung auf § 19 des Bodensonderungsge- 
setzes soll geregelt werden, daß der Zuordnungsplan 
fortgeschrieben werden kann und wem dies obliegt. 


Zu Buchstabe b (Ändenmg von Absatz 5) 

In § 2 Abs. 5 des Vermögenszuordnungsgesetzes wird 
für Zustellungen auf das Verwaltungszustellungsge- 
setz verwiesen. Das war bisher ausreichend, weil das 
Vermögenszuordnungsgesetz bisher nur Fälle nüt 
Inlandsberühnmg erfaßte. Durch den neu eingefüg- 
ten § Ib Abs. 2 des Vermögenszuordnungsgesetzes 
können in einem Verfahren nach diesem Gesetz auch 
Fälle nüt Auslandsberührung auftreten. § 14 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes sieht aber bei einer 
Zustellung im Ausland die diplomatische Zustellung 
vor. Das bedeutet, daß das zuzustellende Schiftstück 
über das Auswärtige Amt zunächst der Deutschen 
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Botschaft im Zustellungsstaat übermittelt und von 
dieser den zuständigen ausländischen Behörden zum 
Zwecke der Ausfühiung der Zustellung übergeben 
werden muß. Eine derartige Zustellung erfordert 
gewöhnlich einen Zeitaufwand von mehreren Mona- 
ten. Sie ist geeignet, das Verfahren beträchtlich in die 
Lange zu ziehen und soll durch eine andere den 
Erfordernissen im Beitritts gebiet eher entsprechende 
Regelung ersetzt werden. Hierfür ist zu beachten, daß 
§ 14 des Verwaltimgszustellungsgesetzes dem völker- 
rechtlichen Grundsatz Rechnung trägt, daß Hoheits- 
akte eines Staates in einem anderen Staate nur 
vorgenommen werden können, wenn dieser Staat 
zustimmt. Mit Österreich besteht eine derartige Ver- 
einbarung. Es handelt sich um den Vertrag vom 
31. Mai 1988 über Amts- und Rechtshilfe in Verwal- 
tungssachen, der in Artikel 10 eine unmittelbare 
Zustellung mit Einschreiben zuläßt. Dieser Vertrag ist 
ratifiziert durch Gesetz vom 26. April 1990 (BGBl. II 

S. 357). Mit den hier einschlägigen Staaten Däne- 
mark, Finnland und Schweden bestehen derartige 
Übereinkommen jedoch nicht. Eine Zustellungsrege- 
lung folgt auch nicht aus dem Europäischen Überein- 
kommen vom 24. November 1977 (ratifiziert durch 
Gesetz vom 20. Juli 1981, BGBl, 11 S. 533). Dieses sieht 
lediglich Amtshüfe bei der Weiterleitung vor; außer- 
dem sind die genannten Staaten ihm bislang nicht 
beigetreten. Um nun ungebührliche Verzögerungen 
zu vermeiden, soll in Anlehnung an den deutsch- 
österreichischen Vertrag die Zustellungsregelung des 
§ 4 Verwaltungszustellungsgesetz in einer den völker- 
rechtlichen Erfordernissen Rechnung tragenden 
Weise für das Ausland erstreckt werden. Dies soll in 
der Weise geschehen, daß die Zustellung im Inland 
durch Aufgabe eines Einschreibens zur Post bewirkt 
werden kann, wie dies in § 4 Verwaltungszustellungs- 
gesetz vorgesehen ist. Anders als dort soll die Zustel- 
lung allerdings nicht schon mit dem 3. Tage ab der 
Aufgabe zur Post, sondern, weü es sich um Sendungen 
in das Ausland handelt, die längere Zeit benötigen, 
erst mit Ablauf von zwei Wochen von der Aufgabe zur 
Post an als bewirkt gelten. Dies dürfte auch den 
rechtsstaatlichen Erfordernissen genügen, da der 
Postverkehr mit diesen Ländern praktisch genauso 
sicher und reibungslos funktioniert wie im Inland 
selbst. 


6. Zu Nummer 6 — (Änderung von § 3) 

Zu Buchstabe a (Aufhebimg von Absatz 3) 

Die Vorschrift wird in § 9 des Gnmdbuchbereini- 
gungsgesetzes integriert und hierbei auch ergänzt. 


Zu Buchstabe b (Umstellung und Ergänzung von 
Absatz 4) 

Durch Streichung von Absatz 3 wird der bisherige 
Absatz 4 zu Absatz 3. Durch Anfügung eines neuen 
Satzes 2 soll klargemacht werden, daß sich die Gebüh- 
renbefreiung auch auf die Eintragung in den Fällen 
des Erwerbs von dem im Zuordnungsbescheid ausge- 
vriesenen Berechtigten erstreckt, sofern der Erwerber 


eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
eine von einer solchen Person beherrschte juristische 
Person des Privatrechts ist. Diese Bestimmung hat 
insbesondere Bedeutung für die Übertragimg kom- 
munalen Wohnungsvermögens auf kommunale Ge- 
sellschaften. 


7. Zu Nummer 7 — (Änderung von § 5) 

Zu Buchstabe a (Einfügimg einer Überschrift) 

§ 5 soll um eine Sondervorschrift für Straßen ergänzt 
werden. Dies bedingt eine entsprechende Anpassimg 
der Überschrift. 


Zu Buchstabe b (Bildung von Absatz 1 neu) 

Der bisherige Inhalt des § 5 soll Absatz 1 werden, weil 
der Vorschrift ein zweiter Absatz hinzugefügt werden 
soll. 


Zu Buchstabe c (Anfügimg von Absatz 2 neu) 

Die Zuordnung auch von Staßengrundstücken richtet 
sich grundsätzlich nach den Vorschriften der Arti- 
kel 21 und 22 des Einigungsvertrages imd ist durch 
Zuordnungsbescheid nach Maßgabe des Vermögens- 
zuordnungsgesetzes umzusetzen. In einem Teübe- 
reich enthält allerdings die in Anlage 1 Kapitel XI 
Sachgebiet F Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe b des 
Einigungsvertrags für das Bundesfemstraßengesetz 
vorgesehene Maßgabe eine vorrangige Sondervor- 
schrift, die in einem schnelleren einfacheren Verfah- 
ren vollzogen werden kann. Nach dieser Maßgabe 
geht das Eigentum an Straßen auf den Bund über, 
soweit er Träger der Straßenbaulast ist (Satz 1). 
Entsprechendes güt für Satz 2 dieser Maßgabe für den 
Fall, daß eine Gemeinde Träger der Straßenbaulast 
für eine Bundesstraße wird. Nach Satz 3 findet in 
diesen Fällen § 6 des Bundesfemstraßengesetzes 
entsprechende Anwendung. Diese Vorschrift bedeu- 
tet vor allem wegen ihres Absatzes 3 eine erhebliche 
Erleichtenmg. Es bedarf in diesen Fällen keines 
besonderen Bescheides und keines entsprechenden 
Verwaltimgsverfahrens. Vielmehr kann das Grund- 
buch auf Antrag der zuständigen Behörde berichtigt 
werden. Es genügt, wenn dieser Antrag mit Dienstsie- 
gel und Stempel versehen ist und das Gnmdstück 
bezeichnet. Die Reichweite dieser Regelung ist bisher 
nicht allenthalben erkannt worden. Sie soll auch 
gelten, soweit ein anderer als der Bund oder eine 
Gemeinde Träger der Straßenbaulast wird. Deshalb 
wird aus Gründen der Vereinfachung in § 5 des 
Vermögenszuordnungsgesetzes eine Ausdehnung 
dieser Maßgabe auf Fälle vorgesehen, in denen eine 
andere Stelle Träger der Straßenbaulast wird. Damit 
wird zugleich deutlich, daß die Maßgabe den Vor- 
schriften des Vermögenszuordnungsgesetzes vor- 
geht. 
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8* Zu Nummer 8 — (Umstellung von § 8) 

Das Vermögenszuordnungsgesetz soll wegen der Ein- 
fügimg der §§ 11 bis 15 neu gegüedert werden. Dcizu 
wird § 8 in den Abschnitt 1 „Allgemeine Vorschriften" 
umgestellt und erhält die Paragraphennummer 6. 

9, Zu Nummer 9 — (Umstellung und Änderung 
von § 9) 

Der bisherige § 9 soll als § 7 in den neu gebildeten 
Abschnitt 1 eingefügt werden. 

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1) 

In § 9 Abs. 1 sind bisher rmr die Ansprüche nach dem 
Vermögensgesetz Vorbehalten worden. Es gibt in 
Zuordnungsgebieten aber sehr häufig auch Leitungs- 
rechte, deren exakter Verlauf nicht feststellbar ist. 
Diese Leitungsrechte sind zum Teil dingüche Rechte 
und würden daim als Belastung an den zugeordneten 
Grundstücken axif den Zuordnungsempfänger über- 
gehen. Teilweise handelt es sich aber auch nur um 
faktische Leitxmgsführungen, die ebenfalls, soweit 
nicht zuordnungsfähig, aufrecht erhalten bleiben 
müssen. § 9 Abs. 1 miiß um diese Rechte ergänzt 
werden. 


Zu Buchstabe b (Umstellung und Ergänzung von 
Absatz 3) 

Durch das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz 
ist in das Vermögenszuordnungsgesetz eine Frist zur 
Geltendmachung von Restitutionsansprüchen aufge- 
nommen worden. Diese Frist läxift noch bis zum 
30. Juni 1994. Sie hat dazu geführt, daß sich viele 
Kommunen mit ihrer vollen Verwaltungskraft auf die 
Erstellung dieser Ansprüche konzentrieren und dar- 
über wichtige andere Aufgaben vernachlässigen. Das 
kaim nicht hingenommen werden. Andererseits ist 
diese Frist geeignet, die Kommunen zum raschen 
Handeln zu bewegen. Dieser Effekt soll nicht zunichte 
gemacht werden. Deshalb soll Absatz 3 um eine 
Ermächtigung an das Bundesministerium der Finan- 
zen ergänzt werden, diese Frist erforderhchenfalls bis 
längstens zum 31. Dezember 1995 zu verlängern. 

Durch die Anfügimg eines neuen Satzes 3 soll der 
Vollzug von Zuordnungsbescheiden, die mit Restitu- 
tionsansprüchen öffentiicher Körperschaften bela- 
stete Vermögensgegenstände betreffen, erleichtert 
werden. Sofern im Zeitpunkt der Entscheidung über 
den Zuordnungsantrag ein Restitutionsantrag nicht 
gestellt worden ist, kann der Ausschluß der Restitution 
festgestellt werden, wenn er glaubhaft gemacht ist. 

Zu Buchstabe c (Anfügimg der Absätze 3 bis 5 neu) 
Zu Absatz 3 neu 

Durch den neuen Absatz 3 soll erreicht werden, daß 
auch im Bereich der Zuordnung des Vermögens der 
Deutschen Reichsbahn und der Deutschen Post nach 
den Artikeln 26 und 27 des Einigungsvertrages das 


Zuordnungsverfahren durchgeführt werden kann. 
Bisher schien dies nicht erforderlich. Es zeigt sich 
aber, daß namentlich im Zusammenhang mit der 
Privatisierung der Eisenbahnen und bei der Vertei- 
lung des Postvermögens auf die einzelnen Einheiten 
Schwierigkeiten auftreten. Deshalb soll das Verfahren 
hier entsprechend Anwendung finden. Das ist der 
Regelungsgehalt des Absatzes 3 Satz 1. Hierbei soll 
eine Übertragung auch auf juristische Personen des 
Privatrechts möglich sein, die aus den bisherigen 
Sondervermögen Deutsche Bundesbahn, Deutsche 
Reichsbahn und Deutsche Bundespost hervorgehen. 
Für diese Fälle sind Sonderverfahren in Vorbereitung, 
die aber nicht die Restitutionsansprüche der Sonder- 
vermögen und gegen die Sondervermögen erfassen. 
Einheitlich zuständig soll hierfür der Präsident der 
Oberfinanzdirektion sein. Das ist der Regelungsgehalt 
von Absatz 3 Satz 3. 


Zu Absatz 4 neu 

Zuordnungsfragen sind oft schwierig zu klären. Insbe- 
sondere in komplexen Lagen oder wenn großflächige 
Gesamtbereinigungen einvemehmlich vorgenom- 
men werden, kann sich bei dem Vollzug herausstei- 
len, daß abweichende Regelungen den Zuordnungs- 
vorschriften eher entsprochen hätten. Die Anwen- 
dung der §§48 und 49 des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes in diesen Fällen ist nicht zweifelsfrei imd mit 
Schwierigkeiten verbimden. Deshalb soll eine einfa- 
che Korrekturmögüchkeit bestehen. Es soll die Mög- 
lichkeit geschaffen werden, den Bescheid entspre- 
chend dem für richtig gehaltenen Ergebnis zu ändern, 
wenn sich die Beteüigten einig sind. Kommt eine 
Einigung nicht zustande, muß es bei den allgemeinen 
Vorschriften bleiben. 


Zu Absatz 5 neu 

Mit Absatz 5 soll das Bundesministerium der Finanzen 
ermächtigt werden, die Zuständigkeit der Präsidentin 
der Treuhandanstalt auf eine andere Behörde der 
Bundesvermögensverwaltung zu übertragen. Die 
Regelung soll die Abwicklung der Treuhandanstalt 
erleichtern. Im Zuge dieser Abwicklung werden auch 
die Zuständigkeiten der Treuhandanstalt und ihrer in 
Dienst genommenen Organe neu zu ordnen sein. 


10, Zu Nummer 10 — (Einfügimg einer Abschnitts- 
überschrift) 

Wie bereits ausgeführt, soll das Vermögenszuord- 
mmgsgesetz in Abschnitte gegüedert werden. 


11. Zu Nummer 11 — (Umstellung und Erweiterung 
von § 6) 

Vorbemerkung 

Im Bereich des Staatsvermögens besteht die Schwie- 
rigkeit, daß das Eigentum an Grundstücken und 
Gebäuden dem Gnmdbuchamt gegenüber in der 
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Mehrzahl der Fälle nur durch einen Zuordnungsbe- 
scheid wird nachgewiesen werden können. Das 
bedeutet, daß grundsätzlich eine Verfügung über 
Grundstücke und Gebäude erst möglich ist, wenn 
Zuordnimgsbescheide erlassen sind. Das kann zu 
einer erheblichen zeitlichen Verzögerung führen. Um 
eine Störung der Investitionstätigkeit zu verhindern, 
ist mit § 6 des Vermögenszuordmmgsgesetzes eine 
Verfügungsbefugnis eingerichtet worden. Von Geset- 
zes wegen imd, ohne daß es eines Bescheides 
bedürfte, sind Kommimen imd Länder zur Verfügung 
über solche Grundstücke imd Gebäude befugt, die 
noch als Eigentum des Volkes im Grundbuch einge- 
tragen sind und als deren Rechtsträger die Kommune, 
der Rat der Kommune oder der ehemalige Betrieb der 
volkseigenen Wohnungswirtschaft der Kommune 
bzw. der Bezirk oder der ehemalige Rat des Bezirkes 
vermerkt sind. 


Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 1) 

Zu Buchstabe aa (Ändenmg von Satz 1 
Buchstabe a) 

Die Verfügungsbefugnis nach § 6 knüpft rein formal 
an die Eintragung eines Vermerks über die Rechtsträ- 
gerschaft im Grundbuch an. Dies erschien bislang 
auch zweckmäßig, um einen grundbuchklaren An- 
knüpfungspunkt zu finden. Dies führt jedoch zu dem 
Problem, daß diejenigen Grundstücke, bei denen der 
Vermerk über die Rechtsträgerschaft gelöscht worden 
war oder bei denen dingliche Nutzungsrechte ohne 
Eintragung eines solchen Vermerks begründet wor- 
den waren, nicht von der Verfügungsbefugnis nach 
§ 6 erfaßt wurden. Diese Fälle sollen nun in den 
Anwendungsbereich von Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a 
einbezogen und so eine Verfügungsbefugnis der 
Gemeinden, Städte oder Landkreise begründet wer- 
den. Diese Änderung fügt sich in die Ergänzung der 
Verfügungsbefugnis durch Buchstabe bb ein. Danüt 
karm erreicht werden, zur Verhinderung von Blocka- 
den im Grundstücksverkehr möglichst alle Grund- 
stücke in die Verfügungsbefugnis nach § 6 mit einzu- 
beziehen. 


Zu Buchstabe bb (Ergänzimg von Satz 1) 

Die Regelung des § 6 hat sich bewährt. Sie ist 
allerdings bisher auf die Kommunen und die Länder 
beschränkt. Es besteht also nicht für jedes ehemals 
volkseigene Gnmdstück eine Verfügungsbefugnis. 
Dies hat seinen Grund darin, daß zimächst nur die 
besonders für Investitionen wesentlichen Gnmd- 
stücke erfaßt werden sollten. Es hat sich herausge- 
stellt, daß investitionsrelevante Gnmdstücke auch in 
anderen Bereichen anzutreffen sind. Es erscheint 
deshalb notwendig, generell für jedes volkseigene 
Gnmdstück eine Verfügungsbefugnis zu begründen. 
Dem dient die Ergänzung von § 6 Abs. 1 Satz 1 des 
Vermögenszuordnungsgesetzes. 

Die bestehenden Verfügimgsbefugnisse bleiben im- 
verändert. Durch den neuen Buchstaben c wird eine 
gesetzliche Verfügimgsbefugnis der Treuhandanstalt 


für solche Grundstücke begründet, die ihr nach der 
Dritten und Vierten Durchführungsverordnung zum 
Treuhandgesetz übertragen worden sind. Eine Einbe- 
ziehung der Gnmdstücke der ehemaligen NVA, die 
der Treuhandanstalt nach der Zweiten Durchfüh- 
rungsverordnimg zum Treuhandgesetz zu übertragen 
waren, wäre zwar technisch möglich, erschien aber 
nicht zweckmäßig. Es handelt sich um vergleichs- 
weise wenige Grundstücke, die zudem von den der 
Bimdesvermögensverwaltung zugefallenen schwer 
abgrenzbar sind. Auch in den hinzukommenden Fäl- 
len der Verfügungsbefugnis ist zimächst Vorausset- 
zung, daß das Grundstück oder Gebäude als volks- 
eigen eingetragen ist. Die Treuhandanstalt soll dann 
verfügungsbefugt sein, wenn eine der in den einschlä- 
gigen Durchführungsverordnungen bezeichneten 
Einrichtungen als Rechtsträger im Grundbuch einge- 
tragen ist. Dies ist deshalb so gewählt worden, weil 
sich die Verfügungsbefugnis der Treuhandanstalt 
dann regelmäßig mit den tatsächlichen Eigentums- 
verhältnissen deckt. Hierdurch kann ein großer Teil 
der Zuordnungsbescheide eingespart werden. 

Mit dem Buchstaben d wird der Bund in allen übrigen 
Fällen verfügungsbefugt. Damit erhält der Bund die 
Verfügungsbefugnis zunächst über das nicht beson- 
ders zugeteilte Finanzvermögen, das ihm ohnehin 
nach Artikel 22 Abs. 1 Satz 1 des Einigungsvertrages 
zugewiesen worden ist. Der Bund ist allerdings auch 
über einen Teil des Verwaltungsvermögens verfü- 
gungsbefugt. Er wird zwar von dieser Verfügungsbe- 
fugnis keinen zum Nachteil der Berechtigten gerei- 
chenden Gebrauch machen. Um hier aber ein Höchst- 
maß an Rechtssicherheit zu erreichen, werden zusätz- 
liche Vorschriften vorgesehen, die zu Buchstabe cc 
erläutert werden. 


Zu Buchstabe cc (Anfügung der Sätze 2 bis 4 neu) 

Der Absatz 1 Satz 1 muß um mehrere Sätze ergänzt 
werden und soll deshalb in 2 Absätze aufgeteilt 
werden, den Absatz 1 und einen neuen Absatz 1 a. Der 
neue Absatz 1 soll sich aus dem ergänzten bisherigen 
Satz 1 imd weiteren Sätzen zusammensetzen. Der 
neue Satz 2 bezeichnet zunächst die Behörde, die den 
Bund vertritt. Es soll sich dabei entsprechend den 
Vorschriften über die Verwaltung des Bundesvermö- 
gens um das Bimdesvermögensamt handeln, in des- 
sen Bezirk das Gnmdstück liegt. Insbesondere im 
Bereich der Bundesministerien kaim diese Vertre- 
tungsanordnung im Vergleich zu den geltenden 
Regelungen aber zu Unstiimnigkeiten führen. Des- 
halb wird durch den neuen Absatz 1 Satz 3 das 
Bimdesnünisterium der Finanzen ermächtigt, durch 
Bescheid für ein einzelnes Gnmdstück oder durch 
eine Allgemeinverfügung für Gruppen von Grund- 
stücken eine andere Stelle zu bezeichnen. Diese 
Lösung ist notwendig, um eine einfache gnmdbuch- 
liche Umsetzung einerseits und eine übersichtliche 
Fassung der Vorschrift andererseits zu erreichen. Die 
Allgemeinverfügung muß allerdings, damit sie ent- 
sprechend § 38 der Gnmdbuchordnung im Grund- 
buch umsetzbar ist, formalisiert ausgestaltet sein, so 
daß die einzelnen Arten von Grundstücken für das 
Gnmdbuchamt klar erkennbar sind. Dies betrifft im 
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Bereich der Bundesverwaltung vor allem Grund- 
stücke, die von den Ministerien verwaltet werden. 
Hier ist es denkbar, daß das Bundesministerium der 
Finanzen eine Allgemeinverfügung etwa des Inhalts 
erläßt, daß ehemals volkseigene Grundstücke in der 
Rechtsträgerschaft von Ministerien generell durch die 
jetzt zuständigen Bimdesministerien vertreten wer- 
den. 

Durch den neuen Absatz 1 Satz 4 soll die Verfügungs- 
befugnis des Bundes im Bereich des Verwaltungsver- 
mögens näher ausgestaltet werden. Eine gesetzhche 
Verfügungsbefugnis läßt sich nur formalisiert einrich- 
ten. Es ist deshalb nicht möghch, Gegenstände des 
Verwaltungsvermögens, die nur inhaltlich bestimmt 
werden können, in diesem Rahmen herauszunehmen. 
Um hier den Interessen von Kommunen und Ländern 
gerecht zu werden, soll der Bund die Möglichkeit 
haben, den Ländern und Kommunen seine Verfü- 
gungsbefugnis entweder konkret für ein einzelnes 
Grundstück oder für Gruppen von Grundstücken zu 
übertragen. Diese Entscheidung ist nur zweckmäßig, 
wenn der Erlaß eines regulären Zuordnungsbeschei- 
des etwa wegen der verwickelten Sachprobleme noch 
Ermittlungen in Anspruch nimmt, trotzdem aber ein 
Handeln geboten ist. Der Bund ist auf diese Weise 
aber auch in der Lage, die Länder pauschal zu 
ermächtigen, sofern er die von dieser pauschalen 
Ermächtigung erfaßten Gnmdstücke näher bezeich- 
nen kann. Hierdurch wird eine flexible Handhabung 
ermöglicht. Der Bund kann so durch schneUe vorläu- 
fige Maßnahmen den Interessen der Länder und der 
Kommimen Rechnung tragen. 


Zu Buchstabe b (Einfügung von Absatz 1 a neu) 

Die bisherigen Sätze 2 bis 4 sollen ohne inhaltliche 
Änderung aus Absatz 1 herausgelöst und zu einem 
selbständigen Absatz la zusammengefaßt werden, 
damit die Vorschrift ihre Übersichtlichkeit behält. 


Zu Buchstabe c (Anfügimg von Absatz 5) 

Nach Absatz 4 sind die Verfügungsberechtigten ver- 
pflichtet, eingezogene Erlöse dem wahren Berechtig- 
ten auszukehren. Das karm vor allem für Kommunen 
zu einer hohen Belastung werden. Für sie kann es 
günstiger sein, dem Berechtigten das Grundeigentum 
wieder zu verschaffen. Dieser Fall würde etwa eintre- 
ten, wenn die Kommune ihre Wohnungsbaugesell- 
schaft mbH mit zuviel Land ausgestattet hat. Deshalb 
wird in Satz 1 die Möglichkeit der Befriedigimg durch 
Land ausdrücklich vorgesehen. Um den Vollzug der 
Eigentumsübertragung an diesem Ersatzgrundstück 
im Grundbuch leichter bewirken zu können, sollen 
auch hier die Vorteile des Vermögenszuordnungsver- 
fahrens genutzt werden. Aus diesem Grund sieht 
Satz 2 vor, auf Antrag der verfügenden Stelle das 
Eigentum am Ersatzgrundstück durch Zuordnungsbe- 
scheid der zuständigen Stelle auf den Berechtigten zu 
übertragen. 


12. Zu den Nummern 12 und 13 — (Umstellung 

von §§ 7 und 
7 a) 

Die §§ 7 und 7 a gehören jetzt in den Abschnitt 2 des 
V ermögenszuordnungsges etzes . 


13. Einfügung des Abschnitts „Inhalt und Umfang 
des Restitutionsanspruchs der öffentlichen 
Körperschaften'' 

Vorbemerkung 

Nach Artikel 21 Abs. 3 und Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 
i. V. m. Artikel 21 Abs. 3 des Einigungsvertrages kann 
eine Körperschaft, die dem Zentralstaat unentgeltlich 
einen Vermögenswert zur Verfügung gestellt hat, 
jetzt dessen Zurückübertragung verlangen. Dieser 
sogenannte Restitutionsanspruch der öffentlichen 
Körperschaften soll dem Umstand Rechnung tragen, 
daß die in Artikel 21 und 22 des Einigungsvertrages 
als Grundsatz vorgesehene Aufteilung des staatlichen 
Vermögens nach Verwaltungs- und Finanzvermögen 
nur auf dem Stand zu den dort genannten Stichtagen, 
dem 1. Oktober 1989 und dem 3. Oktober 1990, 
ansetzen kann. Dies kann im Einzelfall zu ungerech- 
ten Ergebnissen führen. Es hat nämlich im Gebiet der 
früheren DDR seit Kriegsende bis zur Auflösung der 
Kommunen als Selbstverwaltungskörperschaften und 
der selbständigen Länder schon zahlreiche staatlich 
angeordnete oder durchgesetzte Vermögensverschie- 
bungen gegeben, die mit dem Status der Selbständig- 
keit von Kommunen und Ländern nicht vereinbar 
waren. Würden diese unkorrigiert bleiben, würde dies 
auch heute noch zu einer Schwächung der Leistungs- 
fähigkeit der Kommunen und der Länder beitragen. 
Aus diesem Grunde sehen die genannten Vorschriften 
des Einigungsvertrages eine Rückgängigmachung 
dieser sachlich ungerechtfertigten Vermögensver- 
schiebungen vor. 

Der Gesetzgeber hat aber weder im Einigungsvertrag 
noch sonst bisher eine Ausgestaltung des Restitutions- 
anspruchs der öffentlichen Körperschaften unterein- 
ander vorgenommen. Aus dem Einigungsvertrag läßt 
sich lediglich entnehmen, daß dieser Anspruch auf 
Rückübertragung des Eigentums an den betreffenden 
Vermögenswerten gerichtet ist. Man kann dem Eini- 
gungsvertrag ferner entnehmen, daß der Anspruch 
außer dem unmittelbaren Verwaltungs- oder Finanz- 
Vermögen der staatlichen Stellen auch Vermögen 
erfaßt, das Unternehmen gehört, die entweder unmit- 
telbar als Regie- oder Eigenbetriebe (vgl. § 11 Abs. 3 
des Treuhandgesetzes) staatlichen Stellen oder deren 
Anteüe noch sämtlich der Treuhandanstalt zustehen. 
Unklar ist allerdings schon, ob dazu auch Vermögens- 
gegenstände der nicht rechtsfähigen Sondervermö- 
gen der früheren Deutschen Post (Artikel 26 des 
Einigimgsvertrages) und der Deutschen Reichsbahn 
(Artikel 27 des Einigimgsvertrages) gehören. Alle 
anderen Einzelheiten des Anspruchs sind gesetzlich 
nicht geregelt. In der Praxis versucht man, diese 
Gesetzeslücke durch eine entsprechende Anwen- 
dung von Vorschriften des Vermögensgesetzes auszu- 
füllen. Diese scheitert zwar nicht unmittelbar an § 1 
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Abs. 8 lit. d des Vermögensgesetzes, wonach diesem 
Gesetz nicht solche Ansprüche imterfallen, die 
Gegenstand des Kommimalvermögensgesetzes sind. 
Deim die Ansprüche aus dem Konununalvermögens- 
gesetz sind durch Artikel 21 und 22 in gesetzliche 
Eigentumsübergänge umgewandelt worden. Der Re- 
stitutionsanspruch aus Artikel 2 1 Abs. 3 imd Artikel 22 
Abs. 1 Satz 7 in Verbindimg mit Artikel 21 Abs. 3 des 
Emigimgsvertrages stellt demgegenüber einen eigen- 
ständigen Anspruch dar, der im Konununalvermö- 
gensgesetz keine Parallele findet und deshalb von 
dem genannten Ausschluß im Vermögensgesetz nicht 
erfaßt wird. Einer entsprechenden Anwendimg des 
Vermögensgesetzes steht auch der Wille des Gesetz- 
gebers nicht entgegen. Dieser hat zwar wegen der 
Kürze der für den Einigungsvertrag zur Verfügung 
stehenden Zeit von einer Regelimg des Restitutions- 
anspruchs bewußt Abstand genommen, damit aber 
keine Regelimg bewußt ausschließen wollen. Denn 
eine solche nähere Ausgestaltimg des Restitutionsan- 
spruchs war erkennbar auf Dauer unentbehrlich. Eine 
entsprechende Anwendung der Grundsätze des Ver- 
mögensgesetzes setzt allerdings voraus, daß der 
Gesetzgeber die betreffende Anwendungsfrage tat- 
sächlich genauso hat lösen wollen, wie dies für die 
parallelen Fragen im Vermögensgesetz geschehen ist. 
Und das ist bei den meisten der anstehenden Anwen- 
dungsfragen zweifelhaft. Diese sollen mit Abschnitt 3 
deshalb im Einzelnen geregelt werden. 

Bei der Ausgestaltung des Restitutionsanspruchs der 
öffentlichen Körperschaften orientiert sich Abschnitt 3 
an den Wertimgen des Vermögensgesetzes. Der Resti- 
tutionsanspruch der öffentlichen Körperschaften steht 
dem Restitutionsanspruch des einzelnen Bürgers 
gegen den Staat so nahe, daß imterschiedliche Grund- 
wertimgen kaum plausibel zu machen wären. Bei der 
Ausgestaltimg im Einzelnen werden allerdings eine 
Reihe von Abweichungen gegenüber den Regelun- 
gen des Vermögens- und des Investitionsvorrangge- 
setzes vorgenommen, um den Besonderheiten im 
Verhältnis der öffentlichen Körperschaften zueinan- 
der Rechnung zu tragen. Die Regelungen sollen in das 
Vermögenszuordnungsgesetz auf genommen werden. 
Dieses Gesetz regelt nämlich die Feststellung von 
Eigentumsübergängen und die Bescheidung von 
Ansprüchen nach Artikel 21 und 22 des Einigungsver- 
trages. Es enthält auch bisher schon einige Klarstel- 
lungen und Ergänzungen zu diesen Regelungen. Von 
daher erscheint es für die Aufnahme der hier anste- 
henden Regelungen auch am ehesten geeignet. Diese 
weichen teilweise von den Vorschriften der Artikel 21 
und 22 des Einigungsvertrages ab. Das ist mit Zustim- 
mung aller neuen Länder möglich, da diese auf ihre 
Rechte aus dem Einigungsvertrag ganz oder teilweise 
verzichten können. Die Abweichungen wurden aller- 
dings auf das Maß begrenzt, das zu einer praktikablen 
Handhabung der Restitutionsansprüche unvermeid- 
bar ist. 

Der Abschnitt sieht in § 1 1 Abs. 1 zunächst sogenannte 
Restitutionsausschlüsse vor. Diese Vorschrift ent- 
spricht funktionell § 5 Abs. 1 und § 3 c Abs. 2 Satz 1 des 
Vermögensgesetzes sowie § 11 Abs. 2 des Investi- 
tionsvorranggesetzes. In § 11 Abs. 2 wird die Frage 
behandelt, in welcher Weise der betreffende Vermö- 
genswert zurückzuübertragen ist; die Regelung ent- 


spricht im großen und ganzen dem Regelungsgehalt 
des § 16 Abs. 1 und 2 des Vermögensgesetzes. Mit § 12 
soll die Frage geregelt werden, unter welchen Voraus- 
setzungen der Restitutionsanspruch der Körperschaf- 
ten ähnlich wie der Restitutionsanspruch des einzel- 
nen Bürgers zugunsten von Investitionen und ähnli- 
chen Zwecken zurücktreten muß. Im Gegensatz zu 
dem Investitionsvorranggesetz, wo ein Bescheidver- 
fahren im Lichte auch von Artikel 19 Abs. 4 GG 
betrachtet unabweisbar ist, wird hier ein schlanker 
gestaltetes Untersagungsverfahren vorgesehen. Mit 
§ 13 Abs, 1 enthält Abschnitt 3 eine dem § 9 Vermö- 
gensgesetz und dem Entschädigungsgesetz ver- 
gleichbare Regelung. Der Kreis der entschädigungs- 
pflichtigen Tatbestände wird aber zur Vermeidung 
unnötigen Verwaltungsaufwandes kleiner geschnit- 
ten, als dies beim Vermögensgesetz der Fall ist. § 13 
Abs. 2 enthält die dem § 16 des Investitionsvorrang- 
gesetzes entsprechende Regelung über den Geldaus- 
gleich bei erlaubten (investiven) Verfügungen. § 14 
stellt klar, daß die Regelungen für den Restitutionsan- 
spruch der Körperschaften nach Artikel 21 Abs. 3 
Halbsatz 1 und Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 in Verbindung 
mit Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 1 des Einigungsvertra- 
ges auch für den vorrangigen Eigentiunsübergang 
von Reichsvermögen zugunsten des Bundes nach 
Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 2 und Artikel 22 Abs. 1 
Satz 7 in Verbindung mit Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 2 
des Einigungs Vertrages gilt. Dies ist von ganz wesent- 
licher Bedeutung, da in großem Umfang Verwaltungs-, 
aber auch Finanzvermögen vorhanden ist, das als 
früheres Reichsvermögen nicht in Gebietskörper- 
schaften oder dem Verteilungsvermögen (Artikel 22 
Abs. 1 Satz 1 des Einigungsvertrages) verbleibt, denen 
es an sich zugefallen ist. 


Zu § 11 (Umfang der Rückübertragung von 
Vermögenwerten) 

Zu Absatz 1 

§11 Abs. 1 regelt die Frage, unter welchen Voraus- 
setzungen ein Restitutionsanspruch ausgeschlossen 
ist. Ähnlich wie bei den Ansprüchen nach dem Ver- 
mögensgesetz kann es auch bei den Restitutionsan- 
sprüchen der öffentlichen Körperschaften Vorkom- 
men, daß die unbedingte Durchsetzung des Restitu- 
tionsanspruches zur Zerschlagung von Vermögens- 
werten führt, die sachlich und volkswirtschaftlich 
nicht gerechtfertigt wäre. Dies muß vermieden wer- 
den. Im Vermögensgesetz ist dies in § 5 Abs. 1 im 
einzelnen geregelt. Dieser Vorschrift entsprechen in 
§ 11 Abs. 1 die Nummern 1 bis 3. Geregelt werden muß 
ferner, ob der Restitutionsanspruch unabhängig von 
dem Eigentum an dem betreffenden Vermögenswert 
geltend gemacht werden kann oder ob eine Restitu- 
tion auch — wie bei den vermögensrechtlichen 
Ansprüchen der Bürger — nach einer rechtsgeschäft- 
lichen Verfügung über das Eigentum ausgeschlossen 
ist. Das ist im Vermögensgesetz nicht ausdrücklich 
geregelt, folgt aber im Umkehrschluß aus § 3 c Abs. 2 
Satz 1 des Vermögensgesetzes. Hier ist die Frage in 
Nummer 5 ausdrücklich geregelt. Mit Nummer 4 trifft 
die Vorschrift eine dem § 11 Abs. 2 des Investitions- 
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Vorranggesetzes entsprechende Regelung. Sie stellt 
klar, daß nach einer erlaubten Verfügung, die in etwa 
der nach dem Investitionsvorranggesetz gegenüber 
den vermögensrechtüchen Ansprüchen von Bürgern 
erlaubten Verfügimg entspricht, eine Restitution 
zugunsten öffentlicher Körperschaften ausgeschlos- 
sen ist. § 4 Abs. 2 Kommunalvermögensgesetz bleibt 
xmberührt. 


Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 ist die Restitution ausgeschlossen, 
weim der betreffende Vermögensgegenstand, der bei 
Inkrafttreten der Vorschrift für eine öffenüiche Auf- 
gabe entsprechend Artikel 21 des Einigimgsvertrages 
benötigt wurde, nicht ohne Beeinträchtigung dieser 
Aufgabe zurückübertragen werden kaim. Die Vor- 
schrift weicht hiermit bewußt von den Regelimgen des 
§ 5 Abs. 1 Buchstaben a und b des Vermögensgesetzes 
ab. Dort ist nämlich vorgesehen, daß eine Restitution 
einmal aiisscheidet, weim — Buchstabe a — erhebli- 
che Investitionen auf den Vermögensgegenstand ver- 
wandt oder dieser wesenthch umgestaltet worden ist 
und in beiden Fällen an der Aufrechterhaltung dieses 
Zustandes ein öffentliches Interesse besteht, oder 
— Buchstabe b — weim der Vermögenswert einer 
öffentiich-rechüichen Widmimg imterliegt. Das ist auf 
die Verhältnisse der Bürger untereinander (Entzie- 
hung während der NS-Zeit) imd auf das Verhältnis 
Bürger — Staat (Restitution im übrigen) zugeschnitten. 
Für die Verhältnisse der öffentiichen Körperschaften 
imtereinander erscheint diese Regelung nicht ange- 
messen. Für die öffentiichen Körperschaften unterein- 
ander sollte die von ihnen wahrgenommene Aufgabe 
wesenthch sein. Sie führt auch dazu, daß die Prüfung 
einfacher gestaltet werden kann. Was für öffentiiche 
Aufgaben gemeint sind, folgt aus der in die Vorschrift 
auf genommenen Verweisimg auf Artikel 21 des Eini- 
gungsvertrages. Artikel 21 enthält die Regelungen für 
die Aufteilimg des Verwaltimgsvermögens. Die 
öffenüiche Aufgabe, die zum Restitutionsausschluß 
nach Nummer 1 führen soU, muß daher eine Verwal- 
tungsaufgabe sein. Die Wahmehmimg fiskahscher 
Interessen genügt also nicht. Ferner muß es sich um 
eine Aufgabe handeln, die nach dem Grundgesetz 
dem betreffenden Träger auch zusteht. Hinzukom- 
men muß, daß die Restitution zu einer erhebhchen 
Beeinträchtigimg bei der Wahmehmimg dieser Auf- 
gabe führen muß. Dazu ein Beispiel: 

Landkreis L ist nach Artikel 21 ein Grundstück 
zugefallen, auf dem er das Kreiskrankenhaus imter- 
hält. Wie sich heraussteUt, handelte es sich bei dem 
Grundstück um den früheren Gemeindewald der 
Gemeinde G. G macht gegen L Restitution gel- 
tend. 

Die Restitution würde nach Nummer 1 in diesem 
typischen Fall ausscheiden. L nimmt nänüich mit dem 
Betrieb des Krankenhauses eine öffenüiche Verwal- 
timgsaufgabe wahr. Diese Verwaltungsaufgabe 
kommt auch ihm als Kreis zu. Würde es sich bei L z. B. 
um das Land und bei dem Krankenhaus auch nicht um 
ein Spezialkrankenhaus wie ein sog. Landeskranken- 
haus handeln, wäre eine Restitution nicht ausge- 


schlossen, da die Aufgabe nicht dem Land zukommt. 
Hier zeigt sich, daß der Begriff der Verwaltungsauf- 
gabe keinen festen Begriffsinhalt hat. Sein Inhalt 
bestimmt sich vielmehr nach dem Aufgabenzuschnitt 
der jeweils betroffenen Körperschaft. Bei kommuna- 
len Gebietskörperschaften ist dieser Ausschnitt weiter 
als bei anderen. 


Zu Nummer 2 

Mit Nummer 2 werden Gnmdstücke von der Restitu- 
tion ausgeschlossen, die für den komplexen Sied- 
lungs- und Wohnimgsbau verwendet wurden. Dieser 
Ausschluß entspricht in etwa dem Ausschluß vermö- 
gensrechüicher Ansprüche nach § 5 Abs. 1 lit, c des 
Vermögensgesetzes, Er ist insofern aber weiter, als 
nicht nur die Vermögenswerte von der Restitution 
ausgeschlossen sind, die am 2. Oktober 1990 bereits 
im komplexen Siedlimgs- imd Wohnimgsbau verwen- 
det wurden, sondern auch solche, für die entspre- 
chende Ausfühnmgsplanungen Vorlagen. Seine ei- 
genüiche Bedeutung entfaltet dieser Restitutionsaus- 
schluß allerdings nicht bei den eigentiichen Restitu- 
tionsansprüchen der Körperschciften, sondern viel- 
mehr bei dem vorrangigen Übergang von Reichsver- 
mögen auf den Bund nach Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 2 
und Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 in Verbindimg mit 
Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 2 des Einigungsvertrages, 
auf den dieser Ausschluß nach § 14 entsprechend 
anwendbar ist. Gedacht ist etwa an Fälle wie die Stadt 
Frankfurt/Oder, wo ein erheblicher Teil des dortigen 
komplexen Siedlimgs- imd Wohnungsbaus auf ehe- 
mahgem Reichskasemengelände errichtet worden ist, 
das nach geltendem Recht dem Bund vorrangig 
zukäme. Das soll auch in den Fällen des § 1 a Abs. 4 
Satz 3 neu gelten. 


Zu Nummer 3 

Nummer 3 trägt dem Umstand Rechnung, daß der 
Restitution auch Gegenstände unterliegen, die einem 
Unternehmen — sei es einem Regiebetrieb oder 
einem Treuhanduntemehmen — gehören. Ähnlich 
wie bei den parallelen Ausschlüssen in § 5 Abs. 1 
Buchstabe d des Vermögensgesetzes soll mit dieser 
Vorschrift verhindert werden, daß zur Reahsierung 
einer Restitution eine bestehende Untemehmensein- 
heit zerschlagen oder beeinträchtigt wird. Wie im 
Vermögensgesetz soll die Erhaltung bestehender 
Betriebseinheiten Vorrang vor der Rückgabe der 
betreffenden Vermögenswerte haben. 


Zu Nummer 4 

Nummer 4 schheßt in Anlehnung an § 11 Abs. 2 des 
Investitionsvorranggesetzes eine Restitution aus, 
wenn eine erlaubte Maßnahme durchgeführt worden 
ist. Die erlaubten Maßnahmen werden in § 12 gesetz- 
lich bestimmt und dort näher erläutert. 
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Zu Nummer 5 

Nununer 5 entspricht in ihrer Funktion dem Umkehr- 
schluß aus § 3 c Abs. 2 Satz 1 des Vermögensgesetzes. 
Sie regelt die Frage, ob der Restitutionsanspruch 
öffentlicher Körperschaften durch eine rechtsge- 
schäftliche Veräußenmg oder einen Zuschlag in der 
Zwangsversteigerung untergeht oder ob er sich in der 
Person des Erwerbers bzw. Ersteigerers an dem 
betreffenden Gegenstand fortsetzt, gewissermaßen 
„weiterwandert". Eine solche Fortsetzung des Resti- 
tutionsanspruchs imabhängig von dem Eigentum an 
dem betreffenden Gegenstand würde die Verkehrsfä- 
higkeit von Staatsvermögen erheblich beeinträchti- 
gen. Würde sich der Anspruch nämlich an dem 
Vermögenswert unabhängig vom Eigentum daran 
fortsetzen, wäre der Erwerber eines staatlichen 
Gnmdstücks stets der Gefahr ausgesetzt, das Eigen- 
tum daran ün Nachhinein wieder zu verlieren. Auf 
einer solchen Grundlage ist ein geordnetes Wirtschaf- 
ten nicht möglich. Deshalb sieht das Gesetz jetzt 
eindeutig vor, daß mit der rechtsgeschäftlichen Ver- 
äußenmg oder der Versteigerung im Rahmen einer 
Zwangsversteigerung das Eigentum endgültig auf 
den Erwerber bzw. Ersteigerer übergeht. Maßgebli- 
cher Zeitpunkt ist dabei der Übergang des Eigentums. 
Entsprechend dem Rechtsgedanken des § 878 BGB 
soll es allerdings genügen, wenn er bereits bei dem 
Gnmdbuchamt beantragt ist. 


Zu Absatz 2 

Gegenstände, die der Restitution unterliegen, sind 
stets vor mehreren Jahrzehnten aus dem Vermögen 
der jetzt Berechtigten bzw. ihres Rechtsvorgängers 
ausgeschieden. Sie haben im Verlaufe dieser Jahre oft 
erhebliche Veränderungen erfahren. Es muß deshalb 
— genauso wie im Vermögensgesetz — die Frage 
geregelt werden, ob es bei diesen tatsächlichen und 
rechtlichen Veränderungen bleibt oder ob und in 
welcher Weise diese ggfs, wieder rückgängig 
gemacht werden sollen. Mit Absatz 2 Satz 1 schreibt 
das Gesetz fest, daß die Vermögensgegenstände in 
dem Zustand übertragen werden, in dem sie sich ün 
Zeitpunkt der Entscheidimg befinden. Mit Zustand ist 
hier vor allem der rechtliche Zustand gemeint. Also 
gehen aUe Verbindlichkeiten imd Berechtigungen an 
dem betreffenden Vermögenswert auf den Restitu- 
tionsberechtigten über. In der Sache entspricht dies 
der Regelvmg, die § 16 Abs. 2 Satz 1 und § 17 Satz 1 des 
Vermögensgesetzes bei den vermögensrechtlichen 
Ansprüchen von Bürgern getroffen haben. Auf eine 
dem § 16 Abs, 3 und dem § 17 Satz 2 des Vermögens- 
gesetzes entsprechende Regelung kann im Verhältnis 
der öffentlichen Körperschaften imtereinander ver- 
zichtet werden. Man kaim bei den Körperschaften, die 
heute sämtlich neu gegründet worden sind, von Red- 
lichkeit oder Unredlichkeit nicht sprechen. Deshalb 
kann es auf derartige Umstände auch nicht ankom- 
men. 

Mit Satz 1 wird allerdings nicht nur der rechtliche, 
sondern auch der tatsächliche Zustand angesprochen. 
Um Mißverständnisse in dieser Hinsicht zu vermei- 
den, wird in Satz 2 ausdrücklich festgelegt, daß ein 


Ausgleich von Verbessenmgen und Verschlechtenm- 
gen nicht stattfindet. Im Hinblick auf Verschlechte- 
nmgen entspricht dies in allem Umfang der jetzt in § 7 
des Vermögensgesetzes für vermögensrechtliche An- 
sprüche von Bürgern vorgesehenen Regelimg. Anders 
als dort soll ün Gnmdsatz aber auch ein Ausgleich von 
Verbessenmgen des zurückzugebenden Gegenstan- 
des nicht stattfinden. Dies soll aber nicht zur Rückab- 
wicklimg bereits geleisteter Zahlvmgen führen. Der 
Ausschluß eines Ersatzes von Verbessenmgen und 
Verschlechtenmgen soll uneingeschränkt gelten für 
Verwendimgen, die vor dem Wirksamwerden des 
Beitritts auf den Vermögenswert gemacht worden 
sind. Anders soll es nach Satz 3 jedoch bei werthalti- 
gen Verwendvmgen aus der Zeit nach der Wiederver- 
einigung sein. Sind hier Bebauimgs-, Modemisie- 
nmgs- und Instandsetzungsmaßnahmen durchge- 
führt worden, sollen diese zum Ausgleich kommen, 
soweit sie werthaltig sind. Hinter dieser Regelung 
steht folgende Überlegimg; Für die Zeit vor der 
Wiedervereinigimg ist ein Ausgleich von Verbesse- 
rungen deshalb nicht angezeigt, weü diese Verwen- 
dungen regelmäßig aus Mitteln des Gesamthaushal- 
tes der früheren DDR beschlossen worden sind. Dies 
ist bei Verwendimgen nach dem 3. Oktober 1990 
anders. Hier soll es im Prinzip eine dem § 7 des 
Vermögensgesetzes nachempfvmdene Regelung ge- 
ben. Es wäre zwar rechtlich möglich und wertungsmä- 
ßig vertretbar gewesen, auch insoweit auf einen 
Ausgleich zu verzichten. Andererseits sollte der 
Umstand berücksichtigt werden, daß die Mittel, die 
eine Körperschaft für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
aufwendet, gnmdsätzHch zweckgebvmden sind. 
Wenn sich nun durch die Restitution ergibt, daß diese 
Zweckbindimg letztlich nicht verwirklicht werden 
kaim, darm soll es einen pauschalierten und auf 
werihaltige Maßnahmen begrenzten Ausgleich ge- 
ben. 

Absatz 2 Satz 4 trifft eine Regelung über die Vertei- 
limg von Lasten imd gezogenen Nutzungen für den 
Zeitraum vom 3. Oktober 1990 bis zum Zeitpunkt der 
Rückübertragimg. Die gewöhnlichen Erhaltimgs- 
kosten sollen dem Verfügungsberechtigten zur Last 
fallen; die gezogenen Nutzungen soll er behalten 
dürfen. 

Nach Absatz 2 Satz 5 entscheidet über diesen Aus- 
gleich gnmdsätzüch immer nur die für die Entschei- 
dung selbst zuständige Stelle, meist also der Ober- 
finanzpräsident, Die Entscheidimg erfolgt stets durch 
gesonderten Bescheid, um die Vermögenszuordnung 
nicht zu verzögern. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß 
zur Feststellung des Ausgleiches zum Teü längere 
Ermittlungen erforderlich sein könnten. Diese Ermitt- 
lungen können aber nicht nur Zeit kosten. Sie können 
auch nicht unerhebliche Aufwendungen für Sachver- 
ständigenkosten verursachen. Es ist deshalb ange- 
zeigt, mit Satz 7 hierfür eine besondere Kostenrege- 
lung vorzusehen. Das Vermögenszuordmmgsverf äh- 
ren ist zwar an sich kostenfrei. Das bedeutet, daß der 
Bund alle Kosten der Zuordnungsbehörde tragen 
muß. Gerechtfertigt ist diese Lösung aber nur deshalb, 
weü bei den normalen Zuordnungsverfahren die Auf- 
klärungsarbeit von seiten der Antragsteller geleistet 
werden kann imd keine aufwendigen Sachverständi- 
gengutachten eingeholt werden müssen. Das ist bei 
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der Bescheidung der Ausgleichsansprüche nach § 1 1 
Abs. 2 anders. Hier erscheint es gerechtfertigt, die 
Kosten von den Beteiligten tragen zu lassen. Denkbar 
wäre es nun, die Kosten je nach dem Erfolg des 
Verfahrens aufzuteilen. Das wäre hier allerdings nicht 
cingemessen, da beide beteiligten Körperschaften in 
gleichem Umfang zur Sachaufklänmg verpflichtet 
sind und auch beide diese Lasten der Zuordnung 
tragen sollten. Deshalb wird in Satz 7 eine hälftige 
Aufteilung der Kosten vorgesehen. Eigene Auslagen 
soll, wie dies im Verhältnis der Körperschaften unter- 
eincinder auch angemessen erscheint, jeder selbst 
tragen. 


Zu § 12 (Erlaubte Verfügungen) 

Vorbemerkung 

Besondere Schwierigkeiten bereitet in der Praxis die 
Frage, wie Restitutionscinsprüche berücksichtigt wer- 
den sollen, die noch nicht angemeldet oder cingemel- 
det, aber noch nicht beschieden sind. Eine ausdrück- 
liche gesetzliche Regelimg dieser Frage ist bisher 
nicht vorhanden. Fest steht nur, daß eine Sicherung 
durch einen Genehmigimgsvorbehalt, wie dies bei 
den vermögensrechtlichen Ansprüchen der Bürger 
durch die Grundstücksverkehrsordnimg geschehen 
ist, nicht besteht. Jedenfalls ist für die Erteilung einer 
Grundstücksverkehrsgenehmigimg nach der Grund- 
stücksverkehrsordnung nicht zu prüfen, ob Restitu- 
tionsansprüche von öffentlichen Körperschaften be- 
stehen. Es kommt allein auf das Vorhandensein ver- 
mögensrechtlicher Ansprüche von Bürgern an. In der 
Praxis umstritten ist die Frage, ob es nicht in Anleh- 
nung cui § 3 Abs. 3 des Vermögensgesetzes eine 
Beschränkung in der Verfügung über restitutionsbe- 
lastete Vermögensgegenstände gibt. Zum Teil wird 
dies unter Hinweis auf die fehlende gesetzliche Rege- 
limg verneint. Zum Teil wird eine solche Verfügimgs- 
beschränkung bejaht, wobei der Umfang imd die 
Einzelheiten wiederum streitig sind. Man wird wohl 
aus den Grundsätzen bundestreuen Verhaltens ablei- 
ten müssen, daß Restitutionscinsprüche bei der Vor- 
nahme von Verfügungen über den restitutionsbela- 
steten Gegenstand zumindest zu berücksichtigen 
sind. Damit ist allerdings noch nicht gesagt, welche 
Pflichten sich hieraus für den konkreten EinzelfaU 
ergeben, wann eine Verfügimg über den Vermögens- 
wert zulässig und wann sie nicht mehr zulässig ist. 
Diese Frage soll hier m Anlehnung ein das Investitions- 
vorrcinggesetz gelöst werden. Die Vorschrift be- 
schreibt in Absatz 1 den Pflichtenkreis des Verfü- 
gungsberechtigten gegenüber den Restitutionsgläu- 
bigem. Sie regelt in Absatz 2 bis 4 die Einzelheiten des 
Verfahrens. Den Verfügungsberechtigten wird mit 
Absatz 2 die Verpflichtung auferlegt, eüie Wartefrist 
einzujeiten und den Betroffenen die Möglichkeit eüi- 
zuräumen, die Sicherung ihrer Ansprüche zu prüfen. 
Die Sicherung besteht in der Möglichkeit, eine Unter- 
sagungsverfügung bei der Zuordnungsbehörde zu 
becuitragen. Dies ist m Absatz 3 im einzelnen geregelt. 
Absatz 4 bestimmt, daß bis zu einer Entscheidung 
über die Untersagung die geplcinte Verfügung nicht 
ausgeführt werden darf. 


Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Satz 1 ist die rechtlich mögliche 
Verfügung über einen restitutionsbelasteten Vermö- 
gensgegenstcind nicht zulässig, wenn es sich nicht um 
eine erlaubte Maßnahme handelt. Dabei wird im 
Unterschied zum Investitionsvorranggesetz nicht 
darein angeknüpft, ob tatsächlich für den einzelnen 
Vermögenswert eine Anmeldung vermögensrechtli- 
cher Ansprüche vorliegt, sondern lediglich, daß eine 
solche Anmeldung möglich ist. Hintergrund sind zwei 
Überlegungen: Zum einen wird sich die verfügungs- 
berechtigte Stelle schon wegen der Ansprüche von 
privaten Bürgern stets über die Eigentumsgeschichte 
unterrichten imd dabei schon aus dem Grundbuch 
feststellen können, ob es möglich oder wahrscheinlich 
ist, daß eine cindere Körperschaft einen Anspmch 
angemeldet hat. Das Abstellen auf eine Anmeldung 
erscheint im Verhältnis der öffentlichen Körperschaf- 
ten zueinander nicht angemessen und auch wenig 
effektiv. Öffentliche Körperschaften werden nicht in 
eigenem Interesse, sondern im Interesse aller Bürger 
tätig, für die sie ihre öffentlichen Aufgaben wahmeh- 
men. Außerdem könnte eine öffentliche Körperschaft, 
wenn sie von der beabsichtigten Verfügung erfährt, 
jederzeit Ansprüche anmelden und sich so in das 
Verfahren einschalten. Nimmt die verfügungsberech- 
tigte Körperschaft eine Verfügimg über den Vermö- 
gensgegenstand vor, obwohl sie nicht im Rechtssiime 
erlaubt ist, so bleibt diese Verfügung wirksam. Es 
entstehen allerdings unter Umständen Schadens- 
ersatzansprüche. Es liegt hier ähnlich wie bei den 
vermögensrechtlichen Ansprüchen der Bürger. 

Erlaubt sind nach Satz 2 Maßnahmen, die einem der in 
Satz 2 Nr. 1 aufgeführten besonderen Investitions- 
zwecken dienen und für deren Durchführung die 
Inanspruchnahme des Vermögenswertes erforderlich 
ist. Der Kreis der in Nummer 1 bezeichneten erlaubten 
Maßnahmen entspricht im Großen und Ganzen dem 
§ 3 des Investitionsvorranggesetzes. Praktisch wört- 
lich übernommen sind dabei die besonderen investi- 
ven Zwecke von Nummer 1 Buchstaben a bis c. Sie 
entsprechen im Großen und Ganzen dem § 3 Abs. 1 
des Investitionsvorranggesetzes. Unterschiede erge- 
ben sich lediglich beim Wohnraum, wo hier eine 
wesentlich weitere Fassung angestrebt wird. Dies 
hängt damit zusammen, daß mein im Verhältnis der 
öffentlichen Körperschaften untereincinder dem 
Wohnraum stärkeren Raum geben kaim als im Ver- 
hältnis des Bürgers zum Staat. Nicht wörtlich, wohl 
aber im Ergebnis inhaltlich übernommen sind die 
besonderen Investitionszwecke für Unternehmen 
nach § 3 Abs. 2 des Investitionsvorranggesetzes. Es 
wird hier sprachlich vereinfachend und übersichtli- 
cher von der Sanierung von Unternehmen gespro- 
chen. Zu berücksichtigen ist hierbei, daß die für den 
Betrieb des Unternehmens benötigten Grundstücke 
ohnehin nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 der Restitution nicht 
mehr unterliegen. Ferner dürften die nicht sanie- 
rungsbedürftigen Unternehmen zum Jahreswechsel 
1993/1994 praktisch alle veräußert und damit aus dem 
Anwendungsbereich der Restitution ausgeschieden 
seüi. Es bleibt deshalb nur ein Bedürfnis, Sanierungs- 
maßnahmen durch entsprechende Verfügungen zu 
unterstützen. 
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In dieser Form im Investitionsvorranggesetz nicht 
vorgesehen ist der Investitionszweck nach Nummer 1 
Buchstabe e. Nach dieser Vorschrift kann trotz Beste- 
hens eines Restitutionsanspruchs einer öffentlichen 
Körperschaft ein Vermögenswert, zum Beispiel ein 
Grundstück, veräußert werden, wenn dies der Umset- 
zung eines festgestellten öffentlichen Planungsvorha- 
bens dient. Gedacht ist hierbei an einvemehmliche 
Regelungen zur Landbeschaffung etwa für Bundesau- 
tobahnen oder Schienenwege oder zur Durchsetzung 
von Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen. 
Ohne diese Vorschrift wäre nämlich die verfügimgs- 
berechtigte öffentliche Körperschaft gehindert, ein 
Grundstück auf vertraglicher Grundlage für eine 
öffenüiche Planungsmaßnahme zu übertragen. Sie 
soU diese Möglichkeit erhalten, weim das Vorhaben 
bereits festgestellt ist. Die Anforderungen an die 
Feststellung sind unterschiedlich, je nachdem, um 
was für ein Vorhaben es sich handelt. Handelt es sich 
um ein Vorhaben, für das ein Planfeststellungsbe- 
schluß erforderlich ist, ist Feststellung gleichbedeu- 
tend mit dem Erlaß dieses Bescheides. Ist Grundlage 
einer späteren Enteignung der Bebauungsplan, dann 
ist der Eintritt des Inkrafttretens des Bebauungsplanes 
maßgeblich. 

Nummer 2 entspricht praktisch wörtlich dem § 3 Abs. 1 
Satz 2 des Investitionsvorranggesetzes. Hier wie auch 
dort soU es nicht allein genügen, daß einer der 
geschützten Zwecke durchgeführt wird. Erlaubt ist 
die Maßnahme vielmehr nur dann, wenn die Inan- 
spruchnahme des Vermögens Werts für die Durchfüh- 
rung des beabsichtigten Zweckes auch erforderlich 
ist. Was hiermit gemeint ist, läßt sich an folgendem 
Beispiel illustrieren: 

Die Treuhandanstalt will an den Investor I. ein 
Grundstück von 10 000 qm Größe in guter Innen- 
stadtlage veräußern, das früher zu einem Milchhof 
der Gemeinde G. gehört hat und heute leersteht. 
I. will 150 Arbeitsplätze einrichten. 

Im Rahmen der Erforderlichkeitsprüfung ist zunächst 
zu fragen, ob die Übereignung des gesamten Grund- 
stücks notwendig ist. Plant der Investor eine Investi- 
tion, für die er nur 2 000 qm benötigt, dann ist erlaubt 
nur die Veräußerung eines entsprechenden Teil- 
stücks, nicht jedoch die Veräußerung der ganzen 
Fläche. „Erforderlich" spricht sodann den Wert dieser 
Fläche an. Hierbei ist zu prüfen, ob die Qualität des 
Landes dem Zweck angemessen ist. Im Beispielsfall 
geht es um die Veräußerung von guter Innenstadt- 
lage. Es muß deshalb auch um einen vdchtigen 
Investor gehen, der diesen Einsatz rechtfertigt. 
Schließlich bedeutet „erforderlich" auch die Prüfung, 
ob z. B. unbedingt eine Veräußerung erforderlich ist 
oder vielleicht eine Verpachtung ausreichen könnte. 
Hierbei ist im Verhältnis der öffentlichen Körperschaf- 
ten zueinander, aber auch der Unternehmen zu den 
Körperschaften eine großzügige Betrachtungsweise 
angezeigt. Entscheidend ist, ob die Investition von 
ihrem Gewicht her eine Aufgabe des Eigentums an 
dem Grundstück rechtfertigt oder ob es sich um eine 
Investition handelt, die man normalerweise ohnehin 
nur auf verpachtetem Land durchführt. Im letzteren 
Falle wäre es auch gegenüber der Gemeinde G. nicht 
gerechtfertigt, dieses Land zu veräußern. 


Zu Absatz 2 

Während Absatz 1 regelt, wann eine Verfügung in der 
Sache erlaubt ist, bestimmen Absätze 2 bis 4, wie die 
Einhaltung dieser Grundsätze verfahrensmäßig abge- 
sichert wird. Das Hauptproblem hierbei besteht darin, 
eine unabhängige Prüfung der Kriterien überhaupt 
erst zu ermöglichen. Bei dem Investitionsvorrangge- 
setz wird dies dadurch erreicht, daß eine erlaubte 
Maßnahme grundsätzlich nur durchgeführt werden 
darf, wenn zuvor ein Investitionsvorrangbescheid 
erteilt worden ist. Der Investitionsvorrangbescheid 
muß deshalb auch dann erteilt werden, wenn letztlich 
keiner der Beteiligten widerspricht. Das setzt aller- 
dings voraus, daß man die restitutionsberechtigte 
Stelle über die geplante Verfügung unterrichten und 
sie in die Lage versetzen kann, erforderlichenfalls 
Widerspruch zu erheben. Bei den vermögensrechtli- 
chen Ansprüchen von Bürgern ist das unmöglich, da 
diese in aller Regel nur mit Schwierigkeiten ausfindig 
gemacht werden können. Bei den öffentlichen Kör- 
perschaften ist das anders. Hier kann im wesentlichen 
an die Einträge im Grundbuch angeknüpft und die 
Berechtigtenlage schnell geklärt werden. Deshalb 
wird hier nicht das Bescheidsystem des Investitions- 
vorranggesetzes, sondern ein besonderes, sehr ein- 
fach gestaltetes Untersagimgssystem vorgesehen. 
Erlaubt ist also eine Maßnahme immer dann, wenn die 
sachlichen Kriterien erfüllt sind. Die Erteilung eines 
Investitionsvoirang- oder eines anderen Bescheides 
ist demgegenüber aber nicht erforderlich. Ist ein 
Bescheid nicht erforderlich, muß der restitutionsbe- 
rechtigten Stelle auf andere Weise Kenntnis vor der 
beabsichtigten Verfügimg und Gelegenheit gegeben 
werden, dieser Verfügung wegen Nichteinhaltung 
der sachlichen Kriterien von Absatz 1 Satz 2 zu 
widersprechen. 

Dem dient die Anzeige- und Wartepflicht nach 
Absatz 2 Satz 1. Die geplante, in der Sache erlaubte 
Verfügung darf erst ausgeführt werden, wenn die 
restitutionsberechtigten Stellen unterrichtet wurden 
und eine Wartefrist von einem Monat verstrichen ist. 
Das technische Problem ist dabei die Benachrichti- 
gung. Bei den restitutionsberechtigten öffentüchen 
Körperschaften kann man im allgemeinen als sicher 
davon ausgehen, daß sie das Mitteilungsblatt des 
Landes schon aus dienstlichen Interessen lesen. Ent- 
sprechende Verfügungsabsicht ist unter Angabe des 
verfolgten Zwecks im Mitteilungsblatt des Landes zu 
veröff entheben. Damit nun auch die konkret betrof- 
fene öffenüiche Stelle Kenntnis von dem Vorhaben 
erhält, ist zusätzheh an die örtliche öffenüiche Körper- 
schaft eine besondere Nachricht zu richten. 

Die Nachricht muß einerseits möghehst schnell und 
andererseits möghehst treffsicher erfolgen. Ohne eine 
schneUe Unterrichtung würde die geplante Verfü- 
gung, wenn sie rechtmäßig ist, unnötig aufgehalten. 
Ist das Benachrichtigungsverfahren nicht treffsicher, 
würde letztüch dem hier vorgesehenen vereinfachten 
System der Untersagung die innere Rechtfertigimg 
fehlen. Der Entwurf versucht diese Schwierigkeiten in 
Absatz 2 Satz 2 dadurch zu lösen, daß eine doppelte 
Benachrichtigimg vorgesehen wird. Zum einen soU 
die betroffene Stehe benachrichtigt werden. Für 
Grundstücke kann dabei an den letzten Eintrag eines 


173 




Drucksache 12/5553 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


öffentlich-rechtlichen Eigentümers vor der Überfüh- 
rung in Volkseigentum angeknüpft imd vorgesehen 
werden, daß diese Stelle oder ihre Rechtsnachfolger 
zu benachrichtigen sind. 

Dies wird im allgemeinen auch die tatsächlich restitu- 
tionsberechtigte Stelle sein. Gleichwohl muß dies 
nicht immer zutreffen. Deshalb sieht Absatz 2 Satz 2 
zusätzlich vor, daß die Verfügimgsabsicht imter 
Angabe des Zwecks zusätzlich auch im Mitteilimgs- 
blatt des Landes, in dem sich der Vermögensgegen- 
stand befindet, allgemein bekannt zu machen ist. Der 
Zugang der Mitteilung bzw. die Veröffentlichung im 
Mitteilimgsblatt des Landes setzen die Wartefrist in 
Gang. 

Nach Absatz 2 Satz 3 haben die Beteiligten auf eine 
gütliche Einigung hinzuwirken. Hiermit soU erreicht 
werden, daß sich die beteiligten öffentlichen Stehen 
gewissermaßen „an einen Tisch" setzen imd die 
eventuell gegensätzlichen Positionen zu einem Aus- 
gleich bringen. Dies entspricht auch am ehesten der 
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben, bei denen 
öffentliche Körperschaften regelmäßig nicht gegen-, 
sondern miteinander wirken soUen. Im übrigen kann 
auch so am schnellsten eine Klärung der anstehenden 
Fragen erreicht werden. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Möglichkeit einer Untersagimgs- 
verfügung xmd damit die eigentliche Absicherung des 
Restitutionsanspruchs. Zuständig für die mögliche 
Untersagimgsverfügimg soll die Zuordnimgsstelle 
sein, die den Sachverhalt auch am ehesten wird 
überblicken können. Dies ist der Präsident der Treu- 
handanstalt, soweit es sich um Treuhandanstaltver- 
mögen handelt, im übrigen der Präsident der Ober- 
finanzdirektion. Die Untersagimgsverfügimg erfolgt 
nur auf Antrag des Anspruchstellers. Sieht dieser von 
einem entsprechenden Antrag ab, so kann die Verfü- 
gimg wie geplant durchgeführt werden. Den finan- 
ziellen Ausgleich regelt § 13 Abs. 2. Einem gestellten 
Untersagungsantrag ist einmal stattzugeben, wenn 
die sachlichen Anfordenmgen des Absatzes 1 Satz 2 
nicht gegeben sind. 

Dies ermittelt die Zuordnungsbehörde von Amts 
wegen. Die verfügende Stelle braucht dazu nicht 
bestimmter Formalanforderungen, wie z. B. der Vor- 
lage eines Vorhabenplans, zu genügen. Das bedeutet 
aber nicht, daß sie das Vorliegen der Voraussetzungen 
nicht im einzelnen darzulegen und im Streitfall auch 
zu belegen hätte. Das dürfte aber regelmäßig nicht zu 
Schwierigkeiten führen, da alle öffentlichen Körper- 
schaften an Gesetz imd Recht gebunden sind und 
deshalb das Vorliegen der gesetzlichen Vorausset- 
zungen ihrerseits sorgsam geprüft und in ihren Unter- 
lagen festgehalten haben werden. 

Es ist erwogen worden, ob und in welchem Umfang 
öffentlichen Körperschaften ein Vorrecht eingeräumt 
werden soU, wie dies für den Anmelder vermögens- 
rechtlicher Ansprüche nach dem Vermögensgesetz im 
Investitionsvorranggesetz vorgesehen ist. Nach § 7 
Abs. 1 Satz 2, 3 des Investitionsvorranggesetzes 


genießt der Alteigentümer mit rechtzeitig und form- 
gerecht vorgebrachten eigenen Vorhaben grundsätz- 
lich den Vorzug, wenn sie denen des vom Verfügungs- 
berechtigten ausgewählten Vorhabenträgers gleich 
oder annähernd gleich sind. Eine derartige Lösung 
kam für die öffentlichen Körperschaften mit Restitu- 
tionsanspruch grundsätzlich nicht in Betracht. Denn 
nach den für sie geltenden Vorschriften können sie 
eigene kommerzielle Vorhaben regelmäßig nicht 
durchführen oder anbieten. Für sie stellte sich viel- 
mehr die Frage, ob ihnen ein Vorrecht für dem 
Gemeinwohl dienende öffentliche Aufgaben einge- 
räumt werden soll. Dies bejaht der Entwurf imd sieht 
in Absatz 3 Halbsatz 2 eine entsprechende Regelung 
vor. Öffentliche Körperschaften sollen dem investiven 
Vorhaben ein Vorhaben zur Erfüllung einer öffentli- 
chen Aufgabe entgegensetzen können, wenn dieses 
unmittelbaren Verwaltungsaufgaben dient. Es muß 
sich also um ein Vorhaben handeln, das nicht nur den 
fiskalischen Interessen der öffentlichen Körperschaft 
dient, sondern ihren originären Verwaltungsaufga- 
ben. Welche Aufgaben dies im einzelnen erfaßt, hängt 
von der jeweiligen Körperschaft ab. Bei einer 
Gemeinde z. B. kann es sich um jede Aufgabe han- 
deln, die der Gemeinde nach dem Kommunalverfas- 
sungsrecht des Landes zukommt. Es muß sich aller- 
dings um eine Verwaltungsaufgabe hcuideln, die die 
Gemeinde unmittelbar selbst ausfüllt. In fremdem 
Interesse kann die Gemeinde also ihr Vorrecht nicht in 
Anspruch nehmen. Die Verwaltimgsaufgabe muß 
ferner auch bestimmt sein. Die Aufgabe muß nicht in 
jeder Einzelheit feststehen; es genügt vielmehr, daß 
sie sich soweit konkretisiert hat, daß festgestellt wer- 
den kann, ob der betreffende Vermögensgegenstand 
hierfür mm benötigt wird oder nicht. Es würde bei- 
spielsweise nicht genügen, wenn eine Gemeinde 
geltend macht, sie benötige das zurückzugebende 
Gnmdstück als Vorratsland. Sie müßte beispielsweise 
darlegen, daß sie auf dem Gelände eine Wohnsied- 
limg errichten oder eine andere Planung verwirkli- 
chen wül. Die Maßnahme muß auch beschlossen sein. 
Es genügt also nicht, wenn innerhalb der öffentlichen 
Körperschaft bestimmte konkrete Einzelvorhaben 
erwogen werden, ohne daß eine definitive Entschei- 
dung in einer bestimmten Richtimg bereits vorläge. 
Erforderlich ist vielmehr, daß die Körperschaft es als 
Ganzes schon in einer bestimmten Richtimg festgelegt 
hatte. Diese Festlegung muß nicht abschließend sein. 
Es ist auch nicht erforderlich, daß alle Gremien hieran 
bereits mitgewirkt haben. Entscheidend ist vielmehr, 
daß eine interne Festlegung dahin erfolgt ist, welches 
Vorhaben angestrebt wird. Ein derartiges Vorhaben 
schließt die Verwirklichimg einer geplanten Verfü- 
gimg durch die verfügimgsberechtigte Körperschaft 
nur aus, wenn die Aufgabe ohne die Inanspruch- 
nahme des Vermögensgegenstandes nicht erfüllt wer- 
den könnte. Die restitutionsberechtigte Körperschaft 
hat also nicht die Möglichkeit, sich aus Anlaß der 
beabsichtigten Verfügung zur Durchführung einer 
Verwaltimgsaufgabe gerade auf dem betreffenden 
Grundstück zu entschließen. Es muß sich vielmehr um 
eine Aufgabe handeln, die aus sachlichen Gründen 
nur unter Inanspruchnahme des betreffenden Vermö- 
genswertes nicht anders bewältigt werden kann. Bei- 
spiele hierfür wären etwa die schon lange betriebene 
Planung für eine Schule, die durch ein Verkaufsvor- 
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haben der verfügungsberechtigten Körperschaft zu- 
nichte gemacht werden könnte oder der schon vorbe- 
reitete Bau einer Straße, der nach einer Veräußerung 
des betreffenden Grundstücks unmöglich würde. Der 
Vermögenswert muß schließlich für die Aufgabe drin- 
gend benötigt werden. Es ist deshalb nicht möglich, 
z. B, Gnmdstücke als Vorratsland für weit entfernt 
liegende Ziele zu halten. Vielmehr muß es sich um ein 
Ziel handeln, daß in absehbarer Zeit auch verwirklicht 
werden wird. 

Eine Untersagungsentscheidung der Zuordnungsbe- 
hörde nach Absatz 3 ist sachlich nur gerechtfertigt, 
wenn eine gewisse Wahrscheinlichkeit besteht, daß 
der von der antragstellenden Körperschaft geltend 
gemachte Restitutionsanspruch auch tatsächlich be- 
steht. Andererseits soll das Versagungsverfahren 
schnell und unbürokratisch ablaufen. Deshalb ist eine 
vollständige Prüfung des Anspruchs nicht möglich. 
Nach dem Einleitungssatz des Absatzes 3 ist der 
Untersagungsantrag nur abzulehnen, wenn ein 
Anspruch offensichtlich ausscheidet. Denkbar ist z. B, 
der Fall, daß eine öffentliche Körperschaft einen 
bestimmten Vermögensgegenstand regulär an den 
Zentralstaat verkauft hat. Für diesen Fall ist eine 
Restitution unter keinen Umständen gegeben, so daß 
hier einem Untersagungsantrag nicht stattzugeben 
wäre. Ein anderes Beispiel wäre eine öffentliche 
Körperschaft, die sich gegen die Veräußerung eines 
Grundstücks, z, B. im Zusammenhang nüt der Veräu- 
ßenmg eines zum Regiebetrieb gewordenen früheren 
kreisgeleiteten volkseigenen Betriebes wehrt, und 
hierbei selbst vorträgt, daß der Betrieb ohne das 
betreffende Grundstück nicht überleben kann. 


Zu Absatz 4 

Absatz 4 stellt klar, daß die Verfügung auch nach 
Ablaxif der Wartefrist des Absatzes 2 zurückzustellen 
ist, wenn die Zuordnungsbehörde über den gestellten 
Untersagungsantrag nach Absatz 3 noch nicht ent- 
schieden hat. Damit die verfügende Stelle dieser 
Verpflichtung auch gerecht werden kann, sieht 
Absatz 4 Satz 2 vor, daß sie, bis zu ihrer zuordnimgs- 
gemäßen Feststellimg der Verfügimgsbefugnis eine 
Nachricht über die Stellung des Untersagungsantrags 
erhält. 


Zu § 13 (Geldausgleich bei Ausschluß der 
Rückübertragung) 

Zu Absatz 1 

§ 13 Abs, 1 regelt die Frage, ob und in welchem 
Umfang öffentliche Körperschaften einen Geldaus- 
gleich erhalten, wenn ihr Restitutionsanspmch nach 
§ 11 Abs. 1 bis 3 ausscheidet. Die Vorschrift entspricht 
damit funktionell dem § 9 Vermögens gesetz in Ver- 
bindung mit dem noch zu erlassenden Entschädi- 
gungsgesetz. Anders als dies im Vermögensgesetz für 
die Anmelder vermögensrechtlicher Ansprüche vor- 
gesehen ist, soll nach § 13 Abs. 1 eine Entschädigung 
bei Restitutionsausschlüssen grundsätzlich entfallen. 
Eine Ausnahme soll nur in Fällen des § 13 Abs, 1 Nr. 3 


bestehen. Der Grund für diese Regelung ist folgender: 
Die Restitution ist in den Fällen des § 11 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 deshalb ausgeschlossen, weil hier vorrangige 
öffentliche Aufgaben abgesichert werden sollen. Es 
wäre schon von daher nicht angemessen, dafür eine 
Entschädigung auszuwerfen, die von der Wertung her 
auch nur auf dem niedrigen Niveau des Entschädi- 
gungsgesetzes angesiedelt werden könnte. Anders 
schien dies allerdings in den Fällen des § 11 Abs. 1 
Nr. 3 zu sein, wo der Ausschluß der Restitution 
öffentlicher Körperschaften allein dem Unternehmen 
imd damit letztlich privaten Stellen zugute kommt. Es 
soll der Betrag zu zahlen sein, der nach dem Entschä- 
digungsgesetz in derartigen Fällen zu zahlen wäre. 
Nach dem gegenwärtigen Stand der Diskussion ist das 
das l,3fache des zuletzt festgestellten Einheitswerts. 
Schuldner der Entschädigung ist allein der unmittel- 
bare oder mittelbare Eigentümer des Unternehmens, 
also bei Treuhandimtemehmen die Treuhandanstalt 
und im übrigen, bei kreisgeleiteten und ähnlichen 
Regiebetrieben, der Bund. 


Zu Absatz 2 

Wenn eine erlaubte Maßnahme durchgeführt wird, 
soll die zurücktretende öffentliche Körperschaft, 
genau wie dies in § 16 des Investitionsvorranggesetzes 
für den restitutionsberechtigten Anmelder vorgese- 
hen ist, zur Zahlung eines Betrages in Höhe des 
Erlöses, mindestens aber des Verkehrswertes ver- 
pflichtet sein. Maßgeblich ist der Verkehrswert im 
Zeitpimkt der Verfügimg. Diese Verpflichtung 
besteht cdlerdings nur daim, wenn die öffentliche 
Körperschaft tatsächlich auch Restitutionen erlangt 
hätte, wäre es nicht zu der erlaubten Maßnahme und 
damit zu einem Untergang des Anspruchs gekommen. 
Zahlimgspflichtig ist die verfügende Stelle, bei Unter- 
nehmen die Treuhandanstalt oder in den Fällen des 
Artikels 22 Abs. 2 des Einigungsvertrages, also bei 
den zu Regiebetrieben gewordenen früheren kreisge- 
leiteten und ähnlichen Betrieben, der Bund. 

Nach Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt diese Regelung auch, 
wenn nach dem Wirksamwerden des Beitri|ts imd vor 
Inkrafttreten dieser Regelung bereits Verfügungen 
vorgenommen worden sind, und zwar unabhängig 
davon, ob sie im Sinne des jetzigen § 12 Abs. 1 Satz 2 
erlaubt waren oder nicht. Ferner ist ein Ausgleich in 
Höhe des Erlöses, mindestens aber des Verkehrs- 
wertes, zu zahlen, wenn die restitutionsberechtigte 
Körperschaft der Maßnahme zugestimmt oder ihre 
Rechte nach § 12 Abs, 3 nicht in Anspruch genommen 
hat. 

Zu berücksichtigen war bei dieser Vorschrift, daß 
zahlreiche erlaubte Verfügungen nicht von den aus 
dem Zuordnimgsbescheid als berechtigt hervorge- 
henden Körperschaften, sondern von Verfügungsbe- 
fugten im Sinne des bisherigen § 6 und jetzigen § 8 
vorgenommen werden. 

Absatz 4 dieser Vorschrift sieht für den Fall einer 
Verfügung vor, daß der Erlös aus der Verfügung, 
mindestens aber der Verkehrs wert ein diejenige Stelle 
abzuführen ist, die aus einem Zuordnungsbescheid als 
Berechtigter hervorgeht. Das kann, muß aber nicht 
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der Restitutionsberechtigte sein. Nach § 2 Abs. la 
Satz 1 soll zwar regelmäßig über die Feststellung des 
Eigentums und die Restitution gleichzeitig entschie- 
den werden. In vielen Fällen geschieht dieses jedoch 
nicht. Absatz 2 Satz 5 stellt klar, daß unabhängig 
davon auf jeden Fall der Erlös an den Restitutionsbe- 
rechtigten auszukehren ist. 


Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 Satz 1 entscheidet über Ansprüche auf 
Entschädigung der Oberfinanzpräsident oder der Prä- 
sident der Treuhandanstalt. Absatz 3 Satz 2 erklärt 
ausdrücklich Vergleiche für zulässig. Mit dieser Maß- 
nahme sollen die beteiligten öffentlichen Stellen im 
Interesse einer beschleunigten Erledigung der Streit- 
fälTe von den Schranken freigestellt werden, die das 
Haushaltsrecht Vergleichen in Streitigkeiten norma- 
lerweise setzt. Auch hier sollen die Kosten eventueller 
Sachverständigenbeweiserhebungen den beteiligten 
Stellen zu gleichen Teilen zur Last fallen, da es nicht 
gerecht wäre, den Bimd als Träger der Zuordnimgs- 
behörden alleine hierfür einstehen zu lassen. 


Zu § 14 (Schiedsgericht) 

§ 14 sieht für Streitigkeiten aus § 12 eine Begrenzung 
des Rechtsschutzes auf ein schiedsgerichtliches Ver- 
fahren vor. Dies dient der Entlastung der staatlichen 
Gerichte und wird wegen des eingeschränkten 
Rechtsmittelzuges auch zu einer Beschleunigimg der 
Verfahren führen. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Voraussetzimgen und Grundzüge 
des schiedsgerichtlichen Verfahrens. 

Die Beschränkimg des Rechtsschutzes auf ein schieds- 
gerichtliches Verfahren erfolgt nach Satz 1 nui bei 
Streitigkeiten im Zusammenhang mit Entscheidun- 
gen nach § 12 Abs. 3, also wenn die Betroffenen sich 
gegen die Untersagimg oder die Verweigerung der 
Untersagung einer Verfügimg, Bebauimg oder lang- 
fristigen Vermietimg wehren wollen. Im übrigen 
bleibt es bei den allgemeinen Regelimgen und das 
Verfahren nach § 14 ist unzulässig. Satz 2 bestimmt, 
daß das Schiedsgericht nur innerhalb einer Frist von 
vier Wochen seit der Bekanntgabe der Entscheidung 
nach § 12 angerufen werden kann. Die Frist entspricht 
dem § 12 Absatz 2 Satz 1. Durch Satz 3 wird klarge- 
stellt, daß auch nach einer die Untersagung verwei- 
gernden Entscheidung das Schiedsgericht selbst auf 
Antrag des Anspruchstellers die Dmchfühnmg der 
Maßnahme bei nicht offensichtlich imbegründeten 
Anträgen untersagen kann. Erweist sich der Antrag 
hinterher aber als in der Sache erfolglos, kommen 
wegen der Verweisung auf § 945 ZPO Schadenser- 
satzansprüche gegen den Antragsteller in Betracht. 
Dadmch soll verhindert werden, daß durch entspre- 
chende Anträge die Durchführung investiver Maß- 
nalimen mutwillig verhindert wird. 


Gemäß Satz 3 entscheidet das Schiedsgericht in Über- 
einstimmung mit den §§ 1038 ff. ZPO durch Schieds- 
spruch, der einem verwaltungsgerichtlichen Urteil 
gleichsteht, Satz 4. 

Der Schiedsspruch ist gemäß Satz 5 in Übereinstim- 
mung mit § 1041 ZPO nur durch die Aufhebungsklage 
anfechtbar, wobei der Aufhebungsgrund des § 1041 
Abs. 1 Nr. 1 ZPO — fehlende Schiedsvereinbanmg — 
hier naturgemäß nicht eingreifen kann. Die nachträg- 
hche Aufhebungsklage nach § 1043 ZPO findet also 
nicht statt. Die Aufhebungs klage ist innerhalb einer 
Frist von vier Wochen seit der Niederlegung des 
Schiedsspruchs zu erheben, wenn die Parteien nicht 
etwas anderes vereinbart haben. Für die Entschei- 
dung über die Aufhebungsklage ist das Oberverwal- 
tungsgericht zuständig, Satz 6. Darüber hinaus sind 
dem Oberverwaltungsgericht sämtliche Aufgaben 
übertragen, die nach den — gemäß Absatz 2 Satz 2 
entsprechend anwendbaren — Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung über das schiedsrichterliche Verfah- 
ren vom staatlichen Gericht wahrzunehmen sind. So 
hat z. B. eine Niederlegung gemäß § 1039 Abs. 3 ZPO 
bei dem zuständigen Oberverwaltungsgericht zu 
erfolgen. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Einrichtung (Satz 1), das Verfahren 
(Satz 2) und die Besetzung (Satz 3) des Schiedsge- 
richts. 

Satz 1 bestimmt, daß in jedem der neuen Länder 
zumindest ein Schiedsgericht einzurichten ist. Es muß 
sich dabei aber nicht um ein ständiges handeln, 
vielmehr reichen auch ein ad hoc zusammentretendes 
aus. Erforderlich wird jedoch die Einrichtung einer 
ständigen Geschäftsstelle sein, damit die Anträge 
nach Absatz 1 gestellt werden können. Satz 2 erklärt 
die Vorschriften der §§ 1025 ZPO über das schieds- 
richterliche Verfahren insoweit für entsprechend 
anwendbar, als sich aus dem § 14 selbst oder aufgrund 
einer gemäß § 14 Abs. 3 erlassenen Rechtsverordnung 
nichts abweichendes ergibt. Satz 3 schüeßlich 
bestimmt, daß das Schiedsgericht in der Besetzung mit 
drei Schiedsrichtern entscheidet, von denen minde- 
stens einer die Befähigung zum Richteramt, zum 
Berufsrichter oder zum höheren Verwaltungsdienst 
haben muß. Die Zulassung auch der Befähigung zum 
Berufsrichter soll auch den Diplom-Juristen den 
Zugang zu den Schiedsgerichten ermöghchen. Die 
Voraussetzungen sind in § 5 des Rechtspflege-Entla- 
stungsgesetzes vom 26. Juni 1992 (BGBl. I S. 1147) 
geregelt. 


Zu Absatz 3 

Durch Absatz 3 wird das Bundesministerium der Justiz 
ermächtigt, die Einzelheiten des Verfahrens durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Es hat sich dabei aber an 
den Bestimmungen des Zehnten Buchs der Zivilpro- 
zeßordnung über das schiedsrichterliche Verfahren zu 
orientieren. Zu regeln werden insbesondere die 
Detaüs der Einrichtung des Schiedsgerichts und des 
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Verfahrens selbst sowie die Auswahl und Ernennung 
der Schiedsrichter sein. Weiter kann in der Rechtsver- 
ordnung bestinunt werden, ob und in welcher Höhe 
den Schiedsrichtern eine Vergütung zu zahlen ist. 


Zu § 15 (Vorrangiger Übergang von 
Reichsvermögen) 

§ 15 erklärt die §§ 1 1 bis 14 für die Fälle des Artikels 21 
Abs. 3 Halbsatz 2 imd des Artikels 22 Abs. 1 Satz 7 in 
Verbindimg mit Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 2 des 
Einigungsvertrages entsprechend anwendbar. Hier- 
bei handelt es sich nämlich nicht um Rückübertra- 
gimgsansprüche, die von § 11 Abs. 1 erfaßt werden, 
sondern um einen vorrangigen Eigentumsübergang 
von Reichsvermögen auf den Bimd. Dieser vorrangige 
Übergang des Reichsvermögens entspricht aber sei- 
ner Funktion nach dem Rückübertragimgsanspruch 
der Kommunen. Es ist deshalb kein Grund ersichtlich, 
ihn anders zu behandeln als die Restitutionsansprü- 
che. Um aber Mißverständnisse über den Charakter 
dieses Eigentumsübergangs zu veimeiden, wird hier- 
für eine besondere Vorschrift vorgesehen, die dies 
ausdrücklich klarstellt. 


XVII. Zu Artikel 17 — (Änderung des 

Zustimmungsgesetzes 
zum Aufenthalts- und 
Abzugsvertrag) 

Im Bereich der Westgruppe der russischen Truppen in 
Deutschland (WGT) wurden bislang etwa 980 Liegen- 
schaften/Teilliegenschaften mit etwa 81 000 ha über- 
geben. Die Bimdesregierung hat den Ländern des 
Beitrittsgebiets das Angebot imterbreitet, solche 
WGT-Liegenschaften kostenlos zu übernehmen. 
Hierüber wird noch verhandelt. Um eine beschleu- 
nigte Umsetzung dieses Angebots zu erreichen, soll 
ein besonderes Übertragungsverfahren vorgesehen 
werden. Dies wird in das Gesetz zu dem Abkommen 
vom 12. Oktober 1990 zwischen der Bimdesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über die Bedingimgen des befriste- 
ten Aufenthalts und die Modalitäten des planmäßigen 
Abzugs der sowjetischen Truppen vom 21. Dezember 
1990 (BGBl. II S. 256) eingestellt. Der Entwurf sieht 
vor, daß die Übertragimg durch Zuordnungsbescheid 
erfolgt. Dies hat den Vorteil, daß Unsicherheiten 
schnell bereinigt imd die Übertragimg schnell und 
sicher vorgenommen werden kann. Das Verfahren 
wird auf Antrag eines Landes eingeleitet. Die Zuord- 
nung ist inhaltlich an die zwischen Bund imd Ländern 
erzielte Einigung über die kostenlose Abgabe der 
Liegenschaften auszurichten. Die Einigung muß zwi- 
schen dem Bimd imd allen Ländern des Beitrittsge- 
biets erfolgt sein, wenn auch nicht alle Länder erfas- 
sen. Kommt es nicht zu der Einigung, würde die 
Vorschrift bis dahin leerlaufen. Der Übertragung 
imterliegt nur Bundesvermögen, nicht auch restitu- 
tionspflichtiges Vermögen, das nach Maßgabe der 
§§ 11 ff. des Vermögenszuordnimgsgesetzes zurück- 
gegeben wird. Ansprüche aus dem Vermögensgesetz 
werden durch die Übertragung nicht beeinträchtigt. 


ABSCHNITT 4 
Schlußvorschriften 

XVIII. Zu Artikel 18 — (Anwendung von 

Rechtsverordnungenj 

Neubekanntmachungen) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält eine sog. Entsteinerungsklausel. 
Durch das Gesetz werden u. a. die Grundbuchverfü- 
gung und die Handelsregisterverfügimg geändert. 
Hierbei handelt es sich um Rechtsverordnungen des 
Bimdes. Die geänderten Teile dieser Rechtsverord- 
nung erhalten durch ihre Aufnahme in dieses Gesetz 
Gesetzesrang imd wären einer Änderung im Verord- 
nungswege nicht mehr zugänglich. Um einer hier- 
durch bewirkten „Versteinerung" der Verordnung 
entgegenzuwirken, wird in Absatz 1 klargestellt, daß 
auch diese Teile künftig wieder nach den allgemein 
geltenden Regelungen im Rechtsverordnungswege 
geändert werden können. 


Zu Absatz 2 

Es wird in anderen Vorschriften auf Bestimmungen 
der Grundbuchordnung, des Vermögenszuordnungs- 
gesetzes und anderen Bestimmungen verwiesen, die 
durch dieses Gesetz eine andere Bezeichnung erhal- 
ten. Durch Absatz 2 wird bestimmt, daß solche Ver- 
weisung als Verweisungen auf die neuen Vorschriften 
zu lesen sind, um eine aufwendige und voraussichtlich 
unvollständige Änderungskette zu vermeiden. 


Zu Absatz 3 

Mit Absatz 3 wird das Bundesministerium der Justiz 
ermächtigt, die durch die Änderungen unübersicht- 
lich gewordenen Fassungen der Grundbuchordnung 
und des Vermögenszuordnungsgesetzes in der von 
dem Inkrafttreten des Gesetzes an geltenden Fassimg 
neu bekanntzumachen. 


Zu Absatz 4 

Absatz 4 ermächtigt das Bundesministerium der 
Justiz, die in § 121 Abs. 1 GBO und § 18 Abs. 1 Satz 1 
des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Grundbuchwesens an die Entwicklung der Lebens- 
haltungskosten anzupassen. Die dort genaimten 
Beträge sollen letztlich nur den früher dort vorhande- 
nen, schwer zu handhabenden Begriff des „geringen 
Wertes" ausfüllen, der sich betragsmäßig mit der 
Entwicklimg der Lebenshaltimgskosten verändert. 

Ferner soll das Bimdesministerium der Justiz ermäch- 
tigt werden, Abweichungen von der Grundbuchord- 
nung zu bestimmen, die für den grundbuchlichen 
Vollzug der in Artikel 231 § 5 EGBGB (Gebäude- 
eigentum) imd Artikel 233 EGBGB (Sachenrecht) 
genaimten Fälle erforderlich sind. Es ergeben sich 
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immer wieder praktische Schwierigkeiten, die mit den 
geltenden gesetzlichen Vorschriften nicht zu bewälti- 
gen, andererseits nur von vorübergehender und sehr 
technischer Bedeutung sind. Hier soll durch eine 
Rechtsverordnung im Rahmen der Grundbuchord- 
nung abgeholfen werden können. 


XIX. Zu Artikel 19 — (Überleitung) 

Zu Absatz 1 

Artikel 19 bestimmt die erforderlichen Überleitungs- 
regelungen. § 44 der Grundbuchordnimg kann nur 
auf neue Eintragimgen, Umschreibungen und Neu- 
fassungen anwendbar sein. Ansonsten müßten alle 
vorhandenen Eintragungen geändert werden. 


Zu Absatz 2 

Die Vorschriften über die Abwicklung der Bodenre- 
form sollen vollzogene Eintragungen nicht in ihrer 
Wirksamkeit beeinträchtigen. Satz 2 bestimmt, daß 
auf Grund des bisherigen Artikels 233 § 13 EGBGB 
eingetragene Vormerkimgen nunmehr ebenfalls nach 
vier Monaten erlöschen sollen. Die Frist rechnet von 
dem Inkrafttreten des Gesetzes an. Damit wird 
erreicht, daß die meist vorsorglich eingetragenen 
Vormerkungen die Gnmdbücher nicht auf Dauer 
blockieren und zugleich ein Zwang zur Klageerhe- 
bung besteht. 


Zu Absatz 3 

Die Grundstücksverkehrsordnung soll in ihrer neuen 
Fassung sofort greifen. Anhängige Verfahren sind 
einzustellen, soweit jetzt Genehmigungsfreiheit vor- 
liegt. 


Zu Absatz 4 

In einigen der neuen Bxmdesländer ist noch lücht die 
Gerichtsstruktur wie in den alten Ländern eingerich- 
tet. Hier muß die Zuständigkeit nach dem Vorbild der 
Maßgaben h und k zum Gerichtsverfassungsgesetz im 
Einigimgsvertrag bei den Bezirksgerichten (Funktion 
des Landgerichts) und dem besonderen Senat des 
Bezirksgerichts (Funktion des Oberlandesgerichts) 
angesiedelt werden. Der besondere Senat hat deshalb 
auch vorzulegen, wenn er von einer höchstrichterli- 
chen Entscheidung abweichen will. 


Zu Absatz 5 

Die Änderungen des Vermögenszuordnungsgesetzes 
sollen nur greifen, wenn die Zuordnungsbehörde 
noch nicht entschieden hat. Im übrigen soUen aber die 
Vorschriften über den Restitutionsanspruch sofort 
greifen. 


Zu Absatz 6 

Restitutionsansprüche der öffentlichen Körperschaf- 
ten ergeben sich nicht nur aus Artikel 21 Abs. 3 
Halbsatz 1 und Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 in Verbindung 
mit Artikel 21 Abs. 3 Halbsatz 1 des Einigungsvertra- 
ges. Sie werden vielmehr auch aus der in Anlage II 
Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III des Einigungs- 
vertrages aufgeführten Maßgabe d zu §§ 20 a, 20 b des 
Parteiengesetzes der Deutschen Demokratischen Re- 
publik abgeleitet. Es besteht Bedarf für eine entspre- 
chende Anwendung des Abschnitts 3 des Vermögens- 
zuordnungsgesetzes. Ungeeignet ist dabei § 11 über 
die Ausschlüsse der Restitution, weil er der besonde- 
ren Situation des Vermögens der Parteien und Mas- 
senorganisationen nicht gerecht wird. Übemahmefä- 
hig erscheinen dagegen die §§ 12 und 13 des Vermö- 
genszuordnxmgsgesetzes. Die Untersagimgsverfü- 
gung soUte der Präsident der Treuhandanstalt erlas- 
sen. 


Zu Absatz 7 

In Artikel 231 § 8 EGBGB ist die Zuständigkeit der 
ZuordnungssteUen für die Rückführungsentschei- 
dxmg vorgesehen. Es kann zweckmäßig sein, diese 
Aufgabe auch auf andere Behörden, z. B. auf die 
Verfügungsberechtigten selbst, zu übertragen. Des- 
halb soU die Möglichkeit bestehen, mit dieser Auf- 
gabe eine andere Stelle zu befassen. Dies soll das 
Bimdesministerium der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung regeln können. 


XX. Zu Artikel 20 — (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft treten. Der Grund für diese Regelung ist darin zu 
sehen, daß die eingeführte Erweiterung der Verfü- 
gungsbefugnis sofort greifen soU. Es ist erwogen 
worden, ob nicht im Hinblick auf die beabsichtigten 
Änderungen in der verfahrensgemäßen Abwicklung 
eine längere Inkrafttretungsfrist vorgesehen werden 
soUte. Die unmittelbar wirkenden Änderungen des 
Verfahrens werden aber auch bei sofortigem Inkraft- 
treten zu bewältigen sein. Die vor allem im Bereich der 
UmsteUimg auf EDV anstehenden Änderungen des 
Verwaltungsverfahrens würden zwar beträchtlich 
sein, sie setzen aber den Erlaß einer Rechtsverord- 
nung und entsprechende Umstellungsverordnungen 
der Länder voraus, bei denen dann die Umstellungs- 
bedürfnisse der Praxis berücksichtigt werden kön- 
nen. 

Satz 2 nimmt von dem sofortigen Inkrafttreten die 
Bestimmung des Artikels 233 § 13 EGBGB in der 
Fassung des Artikels 13 Nr. 3 Buchstabe j aus. Diese 
Vorschrift soll sechs Monate nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes im übrigen in Kraft treten, damit die 
zuständigen Stellen sich auf die neue Lage einstellen 
können. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 659. Sitzimg am 9. Juli 
1993 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellimg 
zu nehmen: 


1. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bimdesrat begrüßt den Regierungsentwurf 
des Registerverfahrenbeschleunigungsgesetzes 
imd bittet darum, das Gesetz ohne Verzögerung 
zu verabschieden. Neben den für die neuen 
Länder wichtigen Regelimgen zur Vermögenszu- 
ordmmg, zur Bodensonderung imd zur Bereini- 
gimg eigentumsrechtlicher Probleme wird die 
Zulassimg des vollelektronischen Grundbuchs 
imd Handelsregisters eine fühlbare Erleichterung 
bringen. Es ist notwendig, daß vor allem die neuen 
Länder im Jahre 1994 auf diesem Gebiet mit dem 
praktischen Einsatz bei einzelnen Gerichten 
beginnen können. 

In den ostdeutschen Ländern bestehen nach wie 
vor zum Teil erhebliche Schwierigkeiten bei der 
Führung des Grundbuchs, die u. a. durch den 
zunehmenden Grundstücksverkehr, die stei- 
gende Bautätigkeit und den Anstieg des Woh- 
nungseigentums bedingt sind. Die Situation bei 
den Registergerichten ist vergleichbar. Durch den 
konsequenten Einsatz moderner Technik kaim 
hier fühlbare Abhilfe geschaffen werden. 


2. Zu Artikel 1 Nr, 1 a — neu — (§ 2 GBO) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a einzufügen: 

,1a. § 2 wird wie folgt gefaßt; 

„§2 

(1) Die Grundbücher sind für Bezirke ein- 
zurichten. 

(2) Die Grundstücke werden im Grund- 
buch nach den in den Ländern eingerichte- 
ten amtlichen Verzeichnissen benannt (Lie- 
genschaftskataster) . 

(3) Ein Teil eines Grundstücks soll von 
diesem nur abgeschrieben werden, wenn ein 
von der zuständigen Behörde erteilter 
beglaubigter Auszug aus dem beschreiben- 
den Teil des amtlichen Verzeichnisses vor- 
gelegt wird, aus dem sich die Bezeichnung 
des Teils imd die sonstigen aus dem amtli- 
chen Verzeichnis in das Grundbuch zu über- 
nehmenden Angaben sowie die Änderungen 


ergeben, die insoweit bei dem Rest des 
Grundstücks eintreten. Der Teil muß im 
amtlichen Verzeichnis unter einer besonde- 
ren Nummer verzeichnet sein, es sei denn, 
daß die zur Führung des amtlichen Verzeich- 
nisses zuständige Behörde hiervon absieht, 
weil er mit einem benachbarten Grundstück 
oder einem Teil davon zusammengefaßt 
wird, und dies dem Grundbuchamt beschei- 
nigt. 

(4) Ein Auszug aus dem amtlichen Ver- 
zeichnis braucht nicht vorgelegt zu werden, 
wenn der abzuschreibende Grundstücksteil 
bereits nach dem amtlichen Verzeichnis im 
Grundbuch benannt ist oder war. 

(5) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen, daß der nach den vorstehenden 
Absätzen vorzulegende Auszug aus dem 
amtlichen Verzeichnis der Beglaubigung 
nicht bedarf, wenn der Auszug maschinell 
hergestellt wird und ein ausreichender 
Schutz gegen die Vorlage von nicht von der 
zuständigen Behörde hergestellten oder von 
verfälschten Auszügen besteht. Satz 1 gilt 
entsprechend für andere Fälle, in denen dem 
Grundbuchamt Angaben aus dem amtlichen 
Verzeichnis zu übermitteln sind. Die Lan- 
desregierungen können die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die Landesju- 
stizverwaltungen übertragen."' 

Begründung 

In den Entwurf sollte eine Vorschrift aufgenom- 
men werden, die störende Auswirkungen der 
geltenden Regelung vermeidet, ohne aber gene- 
rell auf die nützliche Vorlage eines Auszugs aus 
dem beschreibenden Teil des Liegenschaftskata- 
sters zu verzichten. Die geltende Regelung wird 
zudem in den neuen Ländern sehr streng ange- 
wendet und führt zu einer Vermehrung von Ver- 
messungen. Dies könnte durch die Übernahme 
einer verbesserten Fassimg eines entsprechenden 
Vorschlags aus dem Diskussionsentwurf des Bun- 
desministeriums der Justiz zum Registerverfah- 
renbeschleunigungsgesetz erreicht werden. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b (§ 5 Abs. 2 
Satz 3 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b sind in § 5 Abs. 2 
Satz 3 die Wörter „ , sofern sie nicht beim Grund- 
buchamt offenkundig ist," zu streichen. 
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Begründung 

Die Einschränkung ist nicht sachgerecht. Die dort 
vorgesehene Ausnahme kaim vom Gnmdbuch- 
amt nämlich ohne weitere Unterlagen nicht 
erkannt werden. Daher sollte auch hier grund- 
sätzlich die Vorlage einer beglaubigten Karte 
vorgeschrieben werden. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 10a Abs. 2 Satz 1 und 3 
GBO) 

In Artikel 1 Nr. 9 ist § 10 a Abs. 2 wie folgt zu 
ändern: 

a) In Satz 1 ist das Wort „Bildträger" durch die 
Wörter „Bild- oder Datenträger" zu ersetzen. 

b) In Satz 3 sind nach den Wörtern „so ist" die 
Wörter „in dem schriftlichen Nachweis" imd 
nach dem Wort „nicht" das Wort „farblich" 
einzufügen. 

Begründung 
Zu a) 

Entsprechend der in § 8a Abs. 1 Satz 2 HGB 
getroffenen Regelimg sollte auch bei der Speiche- 
nmg von Urkimden auf Datenträgern eine Nach- 
weispflicht bestehen. 

Zu b) 

Die Ergänzimg, daß die Angabe über farbliche 
Eintragimgen auf dem schriftlichen Nachweis 
und nicht auf dem Bild- oder Datenträger anzu- 
bringen ist, dient der Klarstellung. Ebenso sollte 
zum Ausdruck gebracht werden, daß von den 
Eintragimgen lediglich die Farbe nicht zu erken- 
nen ist, die Eintragung als solche aber — in 
schwarzer Farbe — lesbar bleibt. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 12a Satz 1 und Abs. 2 
— neu — GBO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 Nr. 11 
§ 12 a wie folgt geändert werden sollte: 

a) In Satz 1 sind nach dem Wort „sowie" die 
Wörter „mit Genehmigung der Landesjustiz- 
verwaltung" einzufügen. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und 
folgender Absatz 2 ist anzufügen: 

„(2) Als Verzeichnis im Sinne von Absatz 1 
kann mit Genehmigung der Landesjustizver- 
waltung auch das Liegenschaftskataster ver- 
wendet werden. " 

Begründung 

Nach der bisherigen Formulierung ist unklar, 
welche „weiteren, für die Führung des Grund- 


buchs erforderlichen Verzeichnisse" gemeint 
sind. Es ist zu befürchten, daß bei der Realisienmg 
des automatisierten Grundbuchs externe Stellen 
(z. B. die Notare) diese Vorschrift zum Anlaß 
nehmen köimten, um ihre Interessen zu Lasten 
des Arbeitsaufwandes bei den Gnmdbuchämtem 
durchzusetzen (z. B. Führung eines Verzeichnis- 
ses der imerledigten Eintragungsanträge), was zu 
erheblicher Mehrarbeit bei den Grundbuchäm- 
tem und unter Umständen zu Haftungsansprü- 
chen gegen den Staat führen köimte. Gleiches gilt 
z. B. für die Führung eines Verzeichnisses der 
Berechtigten aus Auflassungsvormerkungen, 
woran die Bundesnotarkammer bereits ihr Inter- 
esse geäußert hat. 

Es wird daher um Prüfung gebeten, ob nicht für 
die Einführung „weiterer, für die Führung des 
Grundbuchs notwendiger Verzeichnisse" wenig- 
stens ein Genehmigungsvorbehalt für die Landes- 
justizverwaltungen eingeführt werden sollte. 

Es wird darüber hinaus um Prüfung gebeten, ob 
nicht klargestellt werden sollte, daß die Gnmd- 
buchämter — ebenfalls mit Genehmigung durch 
die Landesjustizverwaltungen — auch berechtigt 
sind, das Liegenschaftskataster als Verzeichnis im 
Sinne des § 12 a GBO zu verwenden. Dies köimte 
durch Einfügung des vorstehend formulierten 
Absatzes 2 zu § 12 a GBO geschehen. 


6. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 12 c Abs. 2 Nr. 3 GBO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 Nr. 1 1 in 
§ 12 c Abs. 2 Nr. 3 die Wörter „um Eintragung der" 
durch die Wörter „über die" ersetzt werden soll- 
ten. 


Begründung 

Der Urkimdsbeamte der Geschäftsstelle sollte, 
wie in Konkurs- imd Gesamtvollstreckungsver- 
fahren auch, im Rahmen von Zwangsversteige- 
nmgs- und Zwangsverwaltimgsverfahren nicht 
nur für die Eintragimg der Einleitimg der Verfah- 
ren, sondern auch für die Eintragimg der 
Löschung zuständig sein. Graduelle Unterschiede 
bei der Wertigkeit von Konkurs- und Gesamtvoll- 
streckungsverfahren einerseits sowie Zwangsver- 
steigerungs- und Zwangsverwaltungsverfahren 
andererseits bestehen nicht dergestalt, daß dem 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eine Zu- 
ständigkeit für die Löschung des Zwangsverstei- 
gerungs- und Zwangsverwaltungsvermerks ver- 
sagt werden muß. Die Eintragung des entspre- 
chenden Vermerks ist bei Vorliegen mehrerer 
Grundbuchanträge oft schwierig, während die 
Löschung nach Aufhebung des Zwangsversteige- 
rungs- und Zwangsverwaltungsverfahrens in den 
Fällen der §§ 29, 31 Abs. 1 Satz 2 ZVG sich 
hingegen als problemlos erweist. 
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7. Zu Artikel 1 Nr. 11 {§ 12c Abs. 2 Nr. 5 
— neu — GBO) 

In Artikel 1 Nr. 11 sind in § 12c Abs. 2 Nr. 4 der 
Punkt durch einen Strichpunkt zu ersetzen und 
folgende Nummer 5 anzufügen: 

„5. die Anfertigxmg der Nachweise nach § 10 a 
Abs. 2." 

Begründung 

Die Bild- oder Datenträger nach § 10 a Abs. 1 GBO 
treten im Grundbuchamt an die Stelle der von 
diesem aufzubewahrenden Urkimden. Im Hin- 
blick darauf erscheint es geboten, die Zuständig- 
keit zur Fertigung des schriftlichen Nachweises 
über die Herstellung der Bild- oder Datenträger 
dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu 
übertragen. 


8. Zu Artikel 1 Nr, 13 (§ 27 Satz 2 GBO) 

Artikel 1 Nr. 13 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Formzwang gemäß § 29 GBO sollte für die 
Zustimmung des Gnmdstückseigentümers zur 
Löschung einer Hypothek, einer Grundschuld 
oder einer Rentenschuld nicht entfallen. 

Bei der Eigentümerzustinummg handelt es sich im 
Hinbück auf § 1183 BGB um eine Eintragimgsbe- 
wilügung im Siime des § 19 GBO. Die Gesichts- 
punkte, die für die Einführung einer besonderen 
Form in Grundbuchsachen maßgebend sind, gel- 
ten tmeingeschränkt auch für die Eigentümerzu- 
stimmimg nach § 27 Satz 1 GBO. Eine Verzöge- 
rung wird durch die Formvorschrift also bezweckt, 
damit der Eigentümer Klarheit darüber erhält, daß 
er mit der Zustimmung zur Aufhebung des Rechts 
auf die ihm zuwachsende Position des Eigentü- 
merrechts verzichtet hat. 

Im Recht der heute überwiegend verwendeten 
Grundschulden ist die Löschung nur eine Form 
der Erfüllung des Rückgewähranspruchs, der 
wahlweise auf Löschung, Verzicht oder Abtre- 
tung an den Eigentümer oder einen von ihm 
benaimten Dritten geht. Die Zustimmimg des 
Eigentümers ist verfahrensrechtüches Mittel zur 
Absicherung seiner Rechtsposition gegenüber 
dem Kreditinstitut. Ohne entsprechende Siche- 
nmg würde die Zustimmung von den Kreditinsti- 
tuten formularmäßig eingeholt, um den Wechsel 
des Vertragspartners in einem Kreditverhältnis zu 
erschweren. Anstelle der kostengünstigen und 
rangwahrenden Abtretung des Gnmdpfand- 
rechts büebe dem Eigentümer dann nur der mit 
erhebüchen Kosten verbundene Weg der Lö- 
schimg des alten und der BesteUung/Rangbe- 
schaffung eines neuen Grundpfandrechts. Eine 
Umfinanzienmg wäre damit im Vergleich zur 
jetzigen Situation nur bei erhebüch günstigeren 


Konditionen sinnvoll. Die Kreditwirtschaft würde 
den so gewonnenen Spielraum bei der Preisge- 
staltimg von Anschlußfinanzierungen nutzen. 
Insoweit hätte die Regelimg eine nicht unerhebÜ- 
che Auswirkung auf das Niveau der Verbraucher- 
preise. 

Schüeßüch wird auch in der Praxis eine Vereinfa- 
chung imd Beschleunigung des Verfahrens nicht 
zu erreichen sein. Eher ist mit Mehrarbeit für die 
Grundbuchämter imd Verzögerungen zu rech- 
nen. Das Grundbuchamt wird die Identität des 
AntragsteUers/Zustimmenden zu prüfen haben. 
Bei mehreren Eigentümern werden die Lö- 
schimgsbewiUigungen in der Regel nicht vollzäh- 
üg sein, so daß sie mit Zwischenverfügimg ange- 
fordert werden müßten. Bei jToristischen Personen 
und Personenhandelsgesellschaften muß die Ver- 
tretrmgsbefugnis geprüft werden. Bisher werden 
diese Probleme regelmäßig im notarieUen Bereich 
behoben. 

Die in der Begründung des Entwurfs genannten 
FäUe dürften nicht allzu häufig sein. Ein Großteü 
der Löschungszustimmungen wird (zumeist ohne 
Anfall gesonderter Gebühren) in Kauf- oder Über- 
lassimgsverträgen erklärt. Soweit Notare beteiügt 
sind, dürfte es zu den in der Begründimg aufge- 
zeigten Problemen nicht kommen. Diese dürften 
vielmehr dadurch aufgetreten sein, daß die 
Anschreiben von einzelnen Kreditinstituten an 
die Empfänger von Löschungsbewilligimgen 
nicht genau genug waren. 


9. Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 31 GBO) 
Artikel 1 Nr. 15 ist zu streichen. 


Begründung 

§ 31 GBO, der für die Zurücknahme von Eintra- 
gimgsanträgen imd den Widerruf einer Vollmacht 
zur Stellung solcher Anträge die in § 29 Satz 1 
GBO vorgeschriebene Form verlangt, dient der 
Rechtssicherheit, Im Hinbhck darauf sollte die 
Formvorschrift nicht in Teilbereichen beseitigt 
werden. Sie dient dazu, übereilte Entschlüsse mit 
der Folge des Rangverlustes zu vermeiden. Hinzu 
kommt, daß auch Anträge auf Berichtigung des 
Grundbuchs in Erfüllung vertragUcher Verpflich- 
tungen gestellt sein können. Dies gilt auch für 
nicht vollziehbare Anträge. Eine Entlastung der 
Gnmdbuchämter wird schließhch kaum zu errei- 
chen sein, da in der Praxis Gnmdbuchanträge 
zumeist über den Notar gestellt werden, der diese 
aufgrund erteilter Vollzugsvollmacht durch ge- 
siegelte Erklärung ändern oder zurücknehmen 
darf (§ 24 Abs. 3 Satz 2 BNotO). Vielmehr wird 
das Gnmdbuchamt mögUcherweise zusätzhch 
belastet, weil es die Identität aller die Rück- 
nahme Erklärenden sorgfältig zu prüfen haben 
wird. 
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10. Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 44 Abs. 2 Satz 2 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 18 ist § 44 Abs. 2 Satz 2 wie folgt zu 
fassen: 

„Hierbei sollen in der Bezugnahme der Name des 
Notars, der Notarin oder die Bezeichnimg des 
Notariats und jeweils die Nummer der Urkunden- 
roUe, bei Eintragungen auf Grund eines Ersu- 
chens (§ 38) die Bezeichnimg der ersuchenden 
Stelle und deren Aktenzeichen angegeben wer- 
den." 


Begründung 

Das Anliegen des Gesetzentwurfs, die Gnmd- 
bucheintragung durch eine Verpflichtung des 
Gnmdbuchamts zur Bezugnahme auf die Eintra- 
gungsimterlagen zu entlasten, wird begrüßt. 
Allerdings sollte bei der Ausgestaltung der 
Bezugnahme den Besonderheiten des Behörden- 
notariats in Baden- Württemberg in der vorge- 
schlagenen Weise Rechnung getragen werden; 
bei derartigen Urkimden ist die Bezeichnung des 
Notariats (als ständiger Einrichtung) zur Bezeich- 
nung der Urkunde durch Nennung des Notars 
vorzuziehen. Außerdem vermeidet die vorge- 
schlagene Fassung den Begriff Name bei einer 
Behörde. 


11. Zu Artikel 1 Nr. 26 (§ 81 Abs. 1 GBO) 

Artikel 1 Nr. 26 ist wie folgt zu fassen: 

,26. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Reichsgericht" 
durch das Wort „Bimdesgerichtshof" er- 
setzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „ §§ 136, 137 
und 138" durch die Angabe „§§ 132 und 
138" ersetzt' 


Begründung 

Da durch den Gesetzentwurf in § 79 GBO die 
bisherige Bezeichnung Reichsgericht durch Bun- 
desgerichtshof ersetzt wird, sollte dies konse- 
quenterweise auch in § 81 Abs. 1 erfolgen. Aus 
redaktionellen Gründen wird deshalb Artikel 1 
Nr. 26 — im übrigen in Buchstabe b ohne sach- 
liche Änderung — anders gefaßt. 


12. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 116 Abs. 1 GBO) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob nicht in Artikel 1 
Nr. 30 in § 1 16 Abs. 1 die Angabe „ § 3 Abs. 2 imd 
3" durch die Angabe „§ 3 Abs. 2 bis 9" ersetzt 
werden sollte. 


Begründung 
KlarsteUimg des Gewollten. 


13. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 126 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 

GBO) und Nr. 40 — neu — (Anlage zu § 126 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 GBO). 

Artikel 5 Nr. 1 (§ 8a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
HGB) und Nr. 4 — neu — (Anlage zu § 8a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 HGB). 

Artikel 10 Nr. 1 (§ 55a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
BGB) und Nr. 5 — neu — (Anlage zu § 55a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BGB) 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern; 

aa) In Nummer 30 ist § 126 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
wie folgt zu fassen; 

„3. die nach der Anlage zu diesem Gesetz 
erforderlichen Maßnahmen getroffen 
werden. " 

bb) Nach Nummer 39 ist folgende Nummer 40 
anzufügen: 

,40. Dem Gesetz wird folgende Anlage zu 
§ 126 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 beigefügt: 

„Anlage (zu § 126 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3) 

Werden personenbezogene Daten 
automatisiert verarbeitet, sind Maß- 
nahmen zu treffen, die je nach Art der 
zu schützenden personenbezogenen 
Daten geeignet sind, 

1. Unbefugten den Zugang zu Da- 
tenverarbeitimgsanlagen, mit de- 
nen personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, zu verweh- 
ren (Zugangskontrolle), 

2. zu verhindern, daß Datenträger 
/ imbefugt gelesen, kopiert, verän- 
dert oder entfernt werden können 
(Datenträgerkontrolle) , 

3. die unbefugte Eingabe in den 
Speicher sowie die unbefugte 
Kenntnisnahme, Veränderung 
oder Löschung gespeicherter per- 
sonenbezogener Daten zu verhin- 
dern (Speicherkontrolle), 

4. zu verhindern, daß Datenverar- 
beitungssysteme mit Hilfe von 
Einrichtungen zur Datenübertra- 
gung von Unbefugten genutzt 
werden können (Benutzerkon- 
trolle), 

5. zu gewährleisten, daß die zur 
Benutzung eines Datenverarbei- 
tungssystems Berechtigten aus- 
schließlich auf die ihrer Zugriffs- 
berechtigimg unterliegenden Da- 
ten zugreifen können (Zugriffs- 
kontrolle), 
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6. ZU gewährleisten, daß überprüft 
und festgestellt werden kann, an 
welche Stellen personenbezo- 
gene Daten durch Einrichtungen 
zur Datenübertragxmg übermit- 
telt werden können (Übermitt- 
lungskontrolle) , 

7. zu gewährleisten, daß nachträg- 
lich überprüft und festgestellt 
werden kann, welche personen- 
bezogenen Daten zu welcher Zeit 
von wem in Datenverarbeitungs- 
systeme eingegeben worden sind 
(Eingabekontrolle) , 

8. zu gewährleisten, daß personen- 
bezogene Daten, die im Auftrag 
verarbeitet werden nur entspre- 
chend den Weisungen des Auf- 
traggebers verarbeitet werden 
können (AuftragskontroUe), 

9. zu verhindern, daß bei der Über- 
tragung personenbezogener Da- 
ten sowie beim Transport von 
Datenträgern die Daten unbefugt 
gelesen, kopiert, verändert oder 
gelöscht werden köimen (Trans- 
portkontrolle), 

10. die innerbehördliche oder iimer- 
betriebhche Organisation so zu 
gestalten, daß sie den besonderen 
Anforderungen des Datenschut- 
zes gerecht wird (Organisations- 
kontroUe)."' 

b) Artikel 5 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 1 ist § 8 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 wie 
folgt zu fassen: 

„3. die nach der Anlage zu diesem Gesetz 
erforderlichen Maßnahmen getroffen 
werden. " 

bb) Nach Nummer 3 ist folgende Nummer 4 
anzufügen: 

,4. Dem Gesetz wird folgende Anlage zu 
§ 8a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 beigefügt: 

„Anlage (zu § 8a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3) 

Werden personenbezogene Daten au- 
tomatisiert verarbeitet, sind Maßnah- 
men zu treffen, die je nach Art der zu 
schützenden personenbezogenen Da- 
ten geeignet sind, 

1. Unbefugten den Zugang zu Daten- 
verarbeitungsanlagen, mit denen 
personenbezogene Daten verar- 
beitet werden, zu verwehren (Zu- 
gangskontroUe), 

2. zu verhindern, daß Datenträger 
\mbefugt gelesen, kopiert, verän- 
dert oder entfernt werden können 
(Datenträgerkontrolle) , 


3. die unbefugte Eingabe in den 
Speicher sowie die unbefugte 
Kenntnisnahme, Veränderung 
oder Löschimg gespeicherter per- 
sonenbezogener Daten zu verhin- 
dern (Speicherkontrolle), 

4. zu verhindern, daß Datenverarbei- 
tungssysteme mit Hilfe von Ein- 
richtungen zur Datenübertragxmg 
von Unbefugten genutzt werden 
können (Benutzerkontrolle), 

5. zu gewährleisten, daß die zur 
Benutzung eines Datenverarbei- 
tungssystems Berechtigten aus- 
schheßhch auf die ihrer Zugriffsbe- 
rechtigxmg unterhegenden Daten 
zugreifen können (Zugriffskon- 
troUe), 

6. zu gewährleisten, daß überprüft 
und festgestellt werden kann, an 
welche Stehen personenbezogene 
Daten durch Einrichtungen zur 
Datenübertragung übermittelt 
werden können (Übermittlungs- 
kontroUe), 

7 . zu gewährleisten, daß nachträghch 
überprüft und festgesteUt werden 
kann, welche personenbezogenen 
Daten zu welcher Zeit von wem in 
Datenverarbeitungssysteme ein- 
gegeben worden sind (Eingabe- 
kontroUe), 

8. zu gewährleisten, daß personenbe- 
zogene Daten, die im Auftrag ver- 
arbeitet werden, nur entsprechend 
den Weisungen des Auftraggebers 
verarbeitet werden können (Auf- 
tragskontroUe), 

9. zu verhindern, daß bei der Übertra- 
g\mg personenbezogener Daten 
sowie beim Transport von Daten- 
trägern die Daten unbefugt gele- 
sen, kopiert, verändert oder ge- 
löscht werden können (Transport- 
kontroUe), 

10. die innerbehördhche oder inner- 
betriebliche Organisation so zu 
gestalten, daß sie den besonderen 
Anfordenmgen des Datenschutzes 
gerecht wird (Organisationskon- 
troUe)."' 

c) Artikel 10 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 1 ist § 55 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
wie folgt zu fassen: 

„3. die nach der Anlage zu diesem Gesetz 

erforderUchen Maßnahmen getroffen 

werden. " 

bb) Nach Nummer 4 ist folgende Nummer 5 
anzufügen: 
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,5. Dem Gesetz wird folgende Anlage zu 
§ 55 a Abs, 1 Satz 2 Nr. 3 beigefügt: 

„Anlage (zu § 55a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3) 

Werden personenbezogene Daten au- 
tomatisiert verarbeitet, sind Maßnah- 
men zu treffen, die je nach Art der zu 
schützenden personenbezogenen Da- 
ten geeignet sind, 

1 . Unbefugten den Zugang zu Daten- 
verarbeitungsanlagen, mit denen 
personenbezogene Daten verar- 
beitet werden, zu verwehren (Zu- 
gangskontrolle ) , 

2. zu verhindern, daß Datenträger 
imbefugt gelesen, kopiert, verän- 
dert oder entfernt werden können 
(Datenträgerkontrolle) , 

3. die unbefugte Eingabe in den 
Speicher sowie die unbefugte 
Kenntnisnahme, Veränderung 
oder Löschung gespeicherter per- 
sonenbezogener Daten zu verhin- 14. 
dem (Speicherkontrolle), 

4. zu verhindern, daß Datenverarbei- 
timgssysteme mit Hilfe von Ein- 
richtungen zur Datenübertragung 
von Unbefugten genutzt werden 
können (Benutzerkontrolle), 

5. zu gewährleisten, daß die zur 
Benutzung eines Datenverarbei- 
tungssystems Berechtigten aus- 
schließlich auf die ihrer Zugriffsbe- 
rechtigung unterliegenden Daten 
zugreifen können (Zugriffskon- 
trolle), 

6. zu gewährleisten, daß überprüft 
imd festgestellt werden kann, an 
welche Stellen personenbezogene 
Daten durch Einrichtimgen zur 
Datenübertragung übermittelt 
werden können (Übermittlimgs- 
kontroUe), 

7. zu gewährleisten, daß nachträglich 
überprüft und festgestellt werden 
kann, welche personenbezogenen 
Daten zu welcher Zeit von wem in 
Datenverarbeitungssysteme ein- 
gegeben worden sind (Eingabe- 
kontrolle), 

8. zu gewährleisten, daß personenbe- 
zogene Daten, die im Auftrag ver- 
arbeitet werden, nur entsprechend 
den Weisungen des Auftraggebers 
verarbeitet werden können (Auf- 
tragskontrolle), 

9 . zu verhindern, daß bei der Übertra- 
gung personenbezogener Daten 
sowie beim Transport von Daten- 
trägern die Daten imbefugt gele- 


sen, kopiert, verändert oder ge- 
löscht werden können (Transport- 
kontroUe), 

10. die innerbehördliche oder inner- 
betriebliche Organisation so zu 
gestalten, daß sie den besonderen 
Anforderungen des Datenschutzes 
gerecht wird (Organisationskon- 
trolle)."' 

Begründung 

Für EDV-Grundbuch und EDV-Register ist eine 
eigenständige bereichsspezifische Regelung der 
Datensicherheit erforderlich. Sie sollte iiicht 
durch eine Bezugnahme auf die Anlage zu § 9 
Satz 1 BDSG getroffen werden. Der Wortlaut der 
Bestimmung sollte — auch im Interesse der Norm- 
klarheit — ausdrücklich Inhalt von GBO, HGB 
und BGB werden. 


Zu Artikel 1 Nr, 30 (§ 126 Abs. 3 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 30 ist § 126 Abs. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Die Datenverarbeitung kann im Auftrag 
des nach § 1 zuständigen Grundbuchamts auf den 
Anlagen 

1. einer anderen staatlichen Stelle, 

2. einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts oder 

3. einer nicht-öffentlichen Stelle, bei der der 
öffentlichen Hand die Mehrheit der Anteüe 
gehört oder die Mehrheit der Stimmen 
zusteht, 

vorgenommen werden, wenn die ordnungsge- 
mäße Erledigung der Gnmdbuchsachen sicher- 
gestellt ist. " 

Begründung 

Grundbuchdaten sollten im Auftrag auch verar- 
beitet werden dürfen durch nicht- öffentliche Stel- 
len, bei denen der öffentlichen Hand die Mehrheit 
der Anteile gehört oder die Mehrheit der Stimmen 
zusteht. Eine solche Regelung würde sich an § 81 
SGB X anlehnen. Sie berücksichtigt, daß öffentli- 
che Stellen für von ihnen betriebene Service- 
Rechenzentren häufig nur aus steuerrechtlichen 
Gründen eine privatrechtliche Organisationsform 
gewählt haben. Entsprechende Service-Rechen- 
zentren unterstehen aufgrund der Vorschriften 
des Bundesdatenschutzgesetzes bzw. des jeweili- 
gen Landesdatenschutzgesetzes der Kontrolle des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz bzw. 
der Kontrolle durch den jeweiligen Landesbeauf- 
tragten für den Datenschutz. 
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15. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 128 Abs. 2 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 30 ist in § 128 Abs. 2 die Angabe 
„§ 44 Satz 2" durch die Angabe „§ 44 Abs. 1 
Satz 2" zu ersetzen. 

Begründung 

Die maßgebliche Bestimmimg ist nun in § 44 
Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs enthalten. 


16. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 130 Satz 1 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 30 ist § 130 Satz 1 wie folgt zu 
ändern: 

a) Nach der Angabe „§ 44" ist die Angabe 
„Abs. 1“ einzufügen. 

b) Nach dem Wort „anzuwenden" sind die Wör- 
ter „; § 44 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz gilt mit 
der Maßgabe, daß die für die Führung des 
Grundbuchs zuständige Person auch die Ein- 
tragung veranlassen kann" einzufügen. 

Begründung 
Zu a) 

Die in § 130 Satz 1 in Bezug genommenen 
Bestimmimgen sind in § 44 Abs. 1 des Entwurfs 
enthalten. 

Zu b) 

Bei Eintragxmgen im maschinell geführten 
Gnmdbuch wird eine Arbeitsteilimg zwischen der 
für die Führung des Grundbuchs zuständigen 
Person und dem Urkimdsbeamten der Geschäfts- 
stelle wie beim Papiergrundbuch nicht mehr 
erforderlich oder nicht zweckmäßig sein. Die 
Vorteile des maschinell geführten Grundbuchs 
werden nur dann voll ausgeschöpft werden kön- 
nen, wenn die für die Fühnmg des Grundbuchs 
zuständige Person auch die Eintragung veranlas- 
sen kann. 


17. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 131 Abs. 2 — neu — 
GBO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bimgsverfahren zu prüfen, ob nicht in Artikel 1 
Nr. 30 in § 131 der bisherige Wortlaut Absatz 1 imd 
folgender Absatz 2 angefügt werden sollte: 

„ (2) Durch Rechtsverordmmg der Landesregie- 
rung kaim angeordnet werden, daß die Gnmd- 
bucheinsicht durch Grundbuchausdrucke ge- 
währt wird. " 

Begründung 

Beim Papiergrundbuch verteüt sich die Zahl der 
Einsichtbegehrenden auf eine größere Zahl von 
Grundbuchblättem. Beim maschinell geführten 
Grundbuch müssen technische Vorkehnmgen 
(Datensichtgeräte) bei den Grundbuchämtem 


installiert werden, an denen die Einsichtnehmen- 
den das Grundbuch betrachten können. Bei grö- 
ßerem Publikumsverkehr ist mit Wartezeiten zu 
rechnen; die Vermehnmg der Einsichtsplätze ist 
mit erheblichem Aufwand verbunden. Eine 
rasche Erledigimg der Einsichtswünsche kann 
durch die Herstellimg von Giundbuchausdrucken 
erreicht werden. 

Vermieden werden soll ferner, daß das automati- 
sierte Abrufverfahren gemäß § 133 imterlaufen 
wird. 


18. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 132 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 30 ist § 132 Satz 2 wie folgt zu 
fassen: 

„Das einsichtgewährende Gumdbuchamt ent- 
scheidet über die Zulässigkeit der Einsicht. " 

Begründung 

Wird Einsicht in das maschinell geführte Grund- 
buch durch ein Grundbuchamt gewährt, das das 
Gnmdbuch lücht führt, muß hierfür ein Abruf der 
Daten aus einer zentral geführten Grundbuchda- 
tei erfolgen. Die mit einem solchen Verf^en 
verbimdenen Vorteile, insbesondere die Verrin- 
gerung des Zeitaufwandes, gingen wieder verlo- 
ren, wenn in die Entscheidimg über die Einsichts- 
gewährung das originär zuständige Grundbuch- 
amt eingeschaltet werden müßte. 


19. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 133 Abs. 2 Satz 2, 

Abs. 3 a — neu — und Abs. 4 a — neu — GBO) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 Nr. 30 
§ 133 wie folgt zu ändern ist: 

a) In Absatz 2 Satz 2 sind die Wörter „[soweit 
Gegenstand der Einsicht eigene Rechte sind,] " 
durch die Wörter „einer von dinglich Berech- 
tigten beauftragten Person oder Stelle, für 
Zwecke der maschinellen Bearbeitimg von 
Auskunftsanträgen (Absatz 3 a)" zu ersetzen. 

b) Nach Absatz 3 ist folgender Absatz 3 a einzu- 
fügen: 

„(3 a) Im automatisierten Abrufverfahren 
nach Absatz 1 können auch Anträge auf Aus- 
kimf t aus dem Grundbuch (Einsichtnahme und 
Erteüimg von Abschriften) nach § 12 und den 
diese Vorschriften ausführenden Bestimmun- 
genmaschinell bearbeitet werden. Die maschi- 
nelle Bearbeitimg ist nur zulässig, wenn der 
Eigentümer des Grundstücks, bei Erbbau- imd 
Gebäudegiundbüchem der Inhaber des Erb- 
bamechts oder Gebäudeeigentums, zustimmt 
oder die Zwangsvollstreckung in das Grund- 
stück, Erbbaurecht oder Gebäudeeigentum 
betrieben werden soll und die abrufende Per- 
son oder Stelle das Vorliegen dieser Umstände 
durch Verwendimg entsprechender elektroni- 
scher Zeichen versichert. § 9a Abs. 7 des 
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Handelsgesetzbuchs gilt sinngemäß; zustän- 
dig ist die Stelle des Landes, in dem der Wohn- 
oder Hauptsitz der abrufenden Person oder 
Stelle liegt. " 

c) Nach Absatz 4 ist folgender Absatz 4 a einzu- 
fügen; 

„(4 a) Genehmigimgen nach Absatz 1 gelten 
im gesamten Land, dessen Behörden sie erteilt 
haben. Sobald die technischen Voraussetzim- 
gen dafür gegeben sind, gelten sie auch im 
übrigen Bundesgebiet. Das Bimdesministe- 
rium der Justiz stellt durch Rechtsverordmmg 
mit Zustunmimg des Bundesrates fest, wann 
\md in welchen Teilen des Bundesgebiets 
diese Voraussetzungen gegeben sind. Anstelle 
der Genehmigungen können äuch öffentlich- 
rechtliche Verträge oder Verwaltungsverein- 
barungen geschlossen werden. Die Sätze 1 imd 
2 gelten entsprechend." 

Begründung 

Der in § 133 Abs. 2 Satz 2 GBO vorgesehene 
Klammerzusatz ist entbehrlich. Jeder dinglich 
Berechtigte an dem Grundstück muß die Möglich- 
keit haben, sich aus dem Grundbuch über die 
übrigen dinglichen Rechte zu unterrichten. 

Dinglich Berechtigte sollen die Möglichkeit erhal- 
ten, Auskünfte aus dem Grundbuch durch eine 
beauftragte Person oder Stelle einholen zu lassen. 
Dies ist deshalb notwendig, weü vor allem größere 
Unternehmen, Kirchen oder Gebietskörperschaf- 
ten ihren Immobüienbesitz und ihre Forderungen 
durch selbständige Einheiten verwalten lassen. 
Hierzu gehört auch die Einholung von Grund- 
buchauskünften, die auch im On-line-Zugriff 
möglich sein muß. Mit der ErteUung des Verwal- 
tungsauftrags ist regelmäßig auch die Vornahme 
dieser Maßnahmen verbimden, so daß eine 
Zustimmung des dinglich Berechtigten vorliegt. 
Wird der Auftrag beendet, so entfallen damit die 
Voraussetzungen für die On-line- Zugriffsberech- 
tigung, so daß die Berechtigimg entzogen werden 
muß (Absatz 3). 

Zugelassen werden soll auch die maschinelle 
Bearbeitung von Auskunftsanträgen im Abrufver- 
fahren. Sie ist für Stellen vorgesehen, die nicht 
zum gewöhnlichen Kreis der On-line-Berechtig- 
ten gehören, bei denen aber Auskunftsanträge 
automatisiert bearbeitet werden können. Es han- 
delt sich um die Fälle der Zustimmimg seitens des 
Eigentümers (Erbbauberechtigten, Gebäudeei- 
gentümers) und der Zwangsvollstreckimg in das 
Gnmdstück (Erbbaurecht, Gebäudeeigentum) . 
Diese Umstande können der Datenverarbeitungs- 
anlage elektronisch angezeigt imd die Auskunft 
kann bewilligt werden. In anderen Fällen wird 
sich die Entscheidung des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle nicht durch die Datenverarbei- 
tungsanlage ersetzen lassen. Soweit dies aber 
möglich ist, sollte dies geschehen, um die EDV 
soweit als möglich zugunsten der Grundbuchäm- 
ter nutzen zu können. Private Stellen, die diesen 
eingeschränkten Abruf nutzen, müssen ebenso 


wie die anderen On-line-Berechtigten generell 
zugelassen werden. Durch die Verweisung auf 
§ 9a HGB wird sichergestellt, daß sie einer be- 
sonderen Datenschutzkontrolle unterliegen. Die 
Kontrolle erstreckt sich insbesondere darauf, daß 
die elektronischen Zeichen wahrheitsgemäß ver- 
wendet werden. Sie wird imterstützt durch die in 
der Rechtsverordmmg nach § 134 zu regelnde 
Protokollienmg. 

Die Genehmigungen zum On-line-Zugriff sollen 
immer landesweit gelten, um den Verwaltungs- 
aufwand in angemessenen Grenzen zu halten. Es 
wäre auch kaum denkbar, daß eine Stelle wohl bei 
dem Gnmdbuchamt A, nicht aber auch bei dem 
Gnmdbuchamt B On-line-Zugriff haben soll. Die 
Genehmigung soll entsprechend einer Fordenmg 
aus der Praxis auch bundesweit gelten, soweit 
dies technisch möglich ist. Dieser Zeitpunkt kann 
in den einzelnen Ländern verschieden sein. Er soll 
deshalb jeweils durch Rechtsverordmmg des Bim- 
desministeriums der Justiz mit Zustimmimg des 
Bundesrates festgestellt werden. Die Feststellung 
kann sich auf Teile des Bundesgebiets, z. B. auch 
auf zwei benachbarte Länder, beschränken. 


20. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 133 Abs. 5 Satz 2 
— neu — GBO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 Nr. 30 
dem § 133 Abs. 5 folgender Satz anzufügen ist: 

„Die Gebührensätze sind so zu bemessen, daß der 
mit der Einrichtung und Nutzung des Verfahrens 
verbundene Personal- und Sachaufwand gedeckt 
wird; hierbei kann daneben die Bedeutung, der 
wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen für 
den Begünstigten angemessen berücksichtigt 
werden." 


Begründung 

Die in dem Entwurf enthaltene Ermächtigung 
erscheint im Hinblick auf Artikel 80 GG nicht 
bestimmt genug. 


21. Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 134 Satz 1 Nr. 1 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 30 sind in § 134 Satz 1 Nr. 1 nach 
dem Wort „Vorschriften" die Wörter „des Ersten 
bis Sechsten Abschnitts" einzufügen. 

Begründung 

Im Hinblick auf die hinreichende Bestimmtheit 
der Ermächtigungsgrundlage sollten die Bestim- 
mungen, von denen für die maschinelle Führung 
des Grundbuchs abgewichen werden muß, genau 
bezeichnet werden. Es handelt sich um die 
Abschnitte 1 bis 6 der Gnmdbuchordnung. 
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22. Zu Artikel 1 Nr. 36 Buchstabe b (§ 141 Abs. 2 
Satz 3 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 36 Buchstabe b ist § 141 Abs. 2 
Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Für die Eintragungen nach Satz 1 gilt § 44; in den 
Fällen des Satzes 2 gilt § 128 entsprechend." 

Begründung 

Die für die Wirksamkeit der Eintragungen in 
das Ersatzgrundbuch maßgebrade Bestinmumg 
sollte sich aus dem Gesetz eindeutig ergeben. Der 
im Entwurf genannte § 129 beruht auf einem 
Redaktionsversehen, gewollt ist eine Verweisimg 
auf § 128 des Entwurfs. 


23. Zu Artikel 1 Nr. 39 (§ 142 Abs. 1 Satz 1 GBO) 

In Artikel 1 Nr. 39 sind in § 142 Abs. 1 Satz 1 nach 
den Wörtern „Gnmdschuld- imd Rentenschuld- 
briefen" die Wörter „sowie für Regelimgen, die 
von §§ 12c, 13 Abs. 3 imd § 44 Abs, 1 Satz 2 und 3 
ab weichen" einzufügen. 

Begründung 

Bisher gelten die Bestimmimgen der §§ 1 bis 5 der 
Ausführungsverordmmg zur Gnmdbuchordmmg 
nach § 19 dieser Verordmmg in Baden- Württem- 
berg nicht. An diesem Rechtszustand soll durch 
das vorliegende Gesetz nichts geändert werden. 
Über die besonders wesentlichen Vorschriften 
hinsichtlich der Unterzeichnimg der Gnmdbuch- 
eintragimgen und Gnmdpfandbriefe hinaus soll- 
ten zur Klarstellimg auch die landesrechtlichen 
Vorschriften ausdrücklich erwähnt werden, die 
von den genannten Vorschriften der Grxmdbuch- 
ordmmg abweichen. 


24, Zu Artikel 1 Nn 39 (§ 142 Abs. 1 Satz 3 
— neu — GBO) 

In Artikel 1 Nr, 39 ist in § 142 Abs. 1 nach Satz 2 
folgender Satz anzufügen: 

„In den Fällen des § 2 Abs. 3 ist dem Grundbuch- 
amt auch ein Auszug aus der amtlichen Karte, aus 
dem sich die Größe imd Lage des Gnmdstücks- 
teils ergibt, vorziilegen, sofern der Gnmdstücks- 
teil bisher im Liegenschaftskataster nicht imter 
einer besonderen Nummer geführt wird. " 

Begründung 

Die Überlassung eines Veränderungsnachweises 
mit Auszug aus der amtlichen Karte vor Abschrei- 
bimg eines Gnmdstücksteils, die bisher in § 2 
Abs. 3 a GBO bimdeseinheitlich vorgeschrieben 
ist, ist für die Grundbuchämter imd Notariate in 
Baden- Württemberg aufgnmd der insoweit aus- 
schließlich in Baden- Württemberg bestehenden 
abweichenden landesrechtlichen Organisations- 
strukturen von besonderer Bedeutimg, Sofern 
diese bimdeseinheitliche Regelimg entfällt, ist es 


zur Fortführung der bisherigen Praxis in Baden- 
Württemberg erforderlich, entsprechende Be- 
stmmumgen zu treffen. Als Standort bietet sich 
der neue § 142 GBO an. 


25. Zu Artikel 1 Nr. 39 (§ 143 Abs. 1 Nr. 4 Satz 5 
— neu — GBO) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge^ 
bimgsverfahren zu prüfen, ob nicht in Artikel 1 
Nr. 39 dem § 143 Abs. 1 Nr. 4 folgender Satz 
angefügt werden sollte: 

„Bei Eintragungen oder Berichtigungen im Ge- 
bäudegnmdbuch ist in den Fällen des Artikels 233 
§ 4 des Einfühnmgsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche das Vorhandensein des Gebäudes 
nicht zu prüfen." 

Begründung 

Nach Artikel 231 § 5 Abs. 2 EGBGB ist nicht das 
Gebäudeeigentum Bestandteil des dinglichen 
Nutzimgsrechts, sondern umgekehrt das dingli- 
che Nutzungsrecht Bestandteil des Gebäude- 
eigentums. Das Gebäudeeigentum knüpft aber 
sachlich an das Vorhandensein eines Gebäudes 
oder zumindest eines Teils desselben an. Deshalb 
müßte an sich streng genommen bei der Anle- 
gung sowie bei der Vornahme von Eintragungen 
oder Berichtigimgen im Gebäudegrundbuchblatt 
geprüft werden, ob das Gebäudeeigentum noch 
besteht. Hiervon kann aber in aller Regel ausge- 
gangen werden, so daß diese Prüfung eine über- 
flüssige Förmlichkeit darstellt. Es sollte geprüft 
werden, ob dies nicht bereinigt werden kann. Das 
erscheint allerdings nur gerechtfertigt, weim dem 
Gebäudeeigentum ein dingliches Nutzimgsrecht 
zugrunde liegt. 


26. Zu Artikel 2 insgesamt (GBBerG) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bimgsverf ähren zu prüfen, ob in Artikel 2 (Gnmd- 
buchbereinigungsgesetz) zusätzliche Bestim- 
mungen zur Regelimg der Fälle getroffen werden 
sollten, in denen — insbesondere nach Aufhe- 
bimg der staatlichen Verwaltimg — der derzeitige 
Grundbucheigentümer nicht feststellbar ist oder 
Streit über eine Berechtigimg besteht, 

— weü die Gnmdbücher jahrzehntelang nicht 
berichtigt wurden und/oder 

— weil der zuletzt im Gnmdbuch eingetragene 
Eigentümer nicht auffindbar ist oder 

— weil er — imd seine unmittelbaren Rechts- 
nachfolger — verstorben sind und der derzei- 
tige Eigentümer — nach mehreren Erbfällen — 
nur schwer ermittelbar oder nicht erreichbar 
ist. 
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Begründung 

Die genannte Situation führt in der Praxis vielfach 
zu Investitionsheinmnissen, die mit den Instru- 
mentarien des Investitionsvorranggesetzes, das 
einen vorhandenen derzeit Verfügimgsberechtig- 
ten voraussetzt, vmd des Vermögensgesetzes 
— insbesondere dessen gesetzlicher Vertretimgs- 
regelung in § 11b — nicht hinreichend zu lösen 
sind. 


27. Zu Artikel 2 (§ 6a — neu — GBBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 2 nach § 6 
folgender § 6 a eingefügt werden sollte: 

«§ 6a 

Unbekannter Eigentümer 

(1) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2005 ist 
auch der Fiskus des Landes in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet, in dem ein 
Grundstück liegt, berechtigt, einen Erbschein 
nach dem verstorbenen eingetragenen Eigentü- 
mer eines Grundstücks vmd die Berichtigung des 
Grundbuchs auf Grund dieses Erbscheins zu 
beantragen, wenn die Erben dies nicht auf ent- 
sprechende Auffordenmg beantragt haben oder 
diese nur mit unverhältnismäßigem Aufwand aus- 
findig zu machen sind. 

(2) Kann ein Antrag auf Erteilung eines Erb- 
scheins nach Absatz 1 nach Mitteilung des 
Gerichts nicht oder nicht innerhalb eines Jahres 
ab der Stellung des Antrags beschieden werden, 
so können auf Antrag des Fiskus des Landes, in 
dem das Grundstück liegt, wenn keiner der Erben 
zu ermitteln ist, der Eigentümer, im übrigen die 
nicht bekannten Erben im Aufgebotsverfahren 
mit ihren Rechten ausgeschlossen werden, wenn 
eine Eintragung, die der Zustimmung des Eigen- 
tümers bedurfte, seit 50 Jahren nicht erfolgt ist. 
§ 927 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt 
sinngemäß. Dem ausgeschlossenen Berechtigten 
steht im Umfang seines Rechtsverlustes gegen 
den Fiskus ein Anspruch auf Zahlung des Ver- 
kehr swerts, den das Grundstück im Zeitpunkt des 
Eintritts der Rechtskraft des Ausschlußurteils 
hatte, wenn der Fiskus von seinem Aneignungs- 
recht nach § 928 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Gebrauch gemacht hat, im übrigen das dort 
bezeichnete Aneignungsrecht zu. Der Anspruch 
auf Zahlung des Verkehrswerts kann durch Über- 
tragung des Eigentums an dem Grundstück erfüllt 
werden. “ 

Begründung 

In den neuen Ländern gibt es zahlreiche Gnmd- 
stücke, deren Eigentümer nicht oder nur mit 
vmverhältnismäßigem Aufwand zu ermitteln sind. 
Dies liegt daran, daß bei Grundstücken in den 
neuen Ländern oft jahrzehntelang Berichtigvui- 
gen unterlassen wvnden und die aktuelle Eigen- 
tumslage nicht zu erkennen ist. Diese Schwierig- 
keiten können mit den herkömmlichen Instru- 


menten kaum überwvmden werden, was sich auch 
auf die Investitionstätigkeit in den neuen Ländern 
nachteilig auswirkt. Es sollte deshalb geprüft 
werden, ob eine Notwendigkeit für eine Ergän- 
zung der Möglichkeiten besteht, die Grundbuch- 
berichtigung in Erbfällen herbeizuführen und 
unbekannte Eigentümer mit ihren Rechten auszu- 
schließen. Dies soll der in Erwägvuig gebrachte 
neue § 6a bewirken. 


28. Zu Artikel 3 Abs. 1 Nr. 1 (§ 14 Abs. 4 
ErbbauVO) 

In Artikel 3 Abs. 1 Nr. 1 sind in § 14 Abs. 4 die 
Wörter der in § 47 der Grundbuchordnvmg 
vorgesehenen Angaben bedarf es hierbei nicht" 
zu streichen. 

Begründung 

Der in § 14 Abs. 4 zweiter Halbsatz ErbbauVO 
vorgesehene Verzicht auf die Angabe des 
Gemeinschaftsverhältnisses der Grundstücksei- 
gentümer im maschinell geführten Grundbuch 
sollte entfallen. Das Gemeinschaftsverhältnis ist 
für den Erbbauberechtigten von Interesse. Durch 
die Angabe wird eine Einsicht in das Grund- 
stücksgrundbuch erspart. 


29. Zu Artikel 5 Nr. 3 (§ 9 a HGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob bei den vorgesehe- 
nen Bestimmungen nicht stärker danach zu diffe- 
renzieren ist, ob die Daten an öffentliche oder 
nicht-öffentliche Stellen übermittelt werden. 

Begründung 

Soweit öffentlichen Stellen der Abruf personen- 
bezogener Daten im Rahmen eines automatisier- 
ten Verfahrens ermöglicht wird, sind die Regelun- 
gen in § 9 a Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 bis 6 und 8 nicht 
sachgerecht. 

Für öffentliche Stellen gelten die allgemeinen 
Datenschutzgesetze des Bundes und der Länder. 
Dadurch wird insbesondere sichergestellt, daß bei 
ihnen die Grundsätze einer ordnungsgemäßen 
Datenverarbeitung eingehalten werden. 

Entgegen der Ausführungen in der Begründung 
handelt es sich bei der Genehmigung eines auto- 
matisierten Abrufverfahrens durch die Landesju- 
stizverwaltungen zumindest weitgehend nicht um 
Verwaltvmgsakte. Soweit Abrufverfahren zwi- 
schen Behörden desselben Rechtsträgers zugelas- 
sen werden, fehlt es schon an der hierfür erforder- 
lichen Außenwirkimg. Der in Absatz 4 geregelte 
Widerruf der Genehmigung eines Abrufverfah- 
rens ist hinsichtlich der Einrichtung von Abrufver- 
fahren zwischen öffenüichen Stellen ebenfalls 
überflüssig. Der in der Begründung beispiels- 
weise dargestellte Fall, daß Angestellte einer 
Behörde oder eines Gerichts die in sie gestellten 
Erwartungen nicht erfüllen und sich nicht an die 


188 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/5553 


gesetzlichen Grenzen der Nutzung des Abrufver- 
fahrens halten, kann aus Sicht des Bundesrates 
nicht zum Widerruf der Genehmigung führen, 
wenn das Abrufverfahren die angemessene Form 
der Datenübermittlimg zwischen den betroffenen 
öffentlichen Stellen ist. In diesen Fällen muß 
vielmehr die Behörde, ggf. die Aufsichtsbehörde, 
sicherstellen, daß die datenschutzrechtlichen Re- 
gelimgen ausreichend beachtet werden. 

Die in Absatz 6 Satz 1 enthaltene absolute Zweck- 
bindimg der im Rahmen eines automatisierten 
Abrufverfahrens übermittelten personenbezoge- 
nen Daten ist im Hinblick auf die in den allgemei- 
nen Datenschutzgesetzen bestehenden Zweck- 
bindimgsregelimgen ebenfalls entbehrlich, so- 
weit es sich bei den Empfängern der Daten um 
öffentliche Stellen handelt. Es ist auch nicht 
ersichtlich, warum die beispielsweise in § 14 
Abs. 2 des Bimdesdatenschutzgesetzes bzw. in 
den entsprechenden Vorschriften der Landesda- 
tenschutzgesetze enthaltenen Ausnahmen von 
der Zweckbindimg hier nicht gelten sollen. Eine 
besondere Sensibilität der Daten ist nicht ersicht- 
lich, zumal die Einsicht in das Register nach § 9 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuches jedem gestattet 
ist. 

Auch die in Absatz 8 enthaltene Gebührenrege- 
limg für die Einrichtung und Nutzimg eines Ver- 
fahrens für den automatisierten Abruf sollte nicht 
auf die Datenübermittlung zwischen Behörden 
erstreckt werden. Die Begründimg der Gebühren- 
regelimg tritt auf die Datenübermittlimg zwi- 
schen Behörden nicht zu, da es sich hier nicht um 
eine besondere Dienstleistung des Staates unmit- 
telbar für seine Bürger handelt, sondern vielmehr 
staatliches Handeln (Amtshüf e) rationeller gestal- 
tet werden soll. 


30. Zu Artikel 5 Nr. 3 (§ 9 a Abs. 2 HGB) 

In Artikel 5 Nr. 3 ist § 9a Abs. 2 wie folgt zu 
fassen: 

„ (2) Die Einrichtimg eines automatisierten Ver- 
fahrens nach Absatz 1 für nicht-öffentliche Stellen 
bedarf der Genehmigimg durch die Landesjustiz- 
verwaltung. Die Genehmigung darf nicht- öffent- 
lichen Stellen erteilt werden, soweit der Abruf von 
Daten zur Wahrnehmung eines berechtigten 
beruflichen oder gewerblichen Interesses des 
Empfängers erfolgt und kein Grund zu der 
Annahme besteht, daß die Daten zu anderen als 
zu den vom Empfänger dargelegten Zwecken 
abgenifen werden." 

Begründung 

Soweit öffentliche Stellen zum Abruf von Daten 
aus dem Handelsregister zugelassen werden, 
sollte es hierfür keine Genehmigimgsvorbehalte 
geben. Für öffentliche Stellen gelten die allgemei- 
nen Datenschutzgesetze der Länder. Dadurch 
wird insbesondere sichergestellt, daß bei ihnen 
die Grundsätze einer ordnimgsgemäßen Daten- 
verarbeitung eingehalten werden. 


Zuständig für die Genehmigung zur Einrichtimg 
eines automatisierten Abrufverfahrens sollte, wie 
beim maschinell geführten Grundbuch in § 133 
Abs. 2 Satz 1 GBO vorgesehen, die Landesjustiz- 
verwaltung sein. Im Hinblick darauf, daß das 
Handelsregister von den Amtsgerichten geführt 
wird, könnte die Landesregierung ohnehin eine 
andere Stelle als die Landesjustizverwaltung 
nicht bestimmen. 


31. Zu Artikel 5 Nr. 3 (§ 9a Abs. 3a — neu — 

HGB) 

In Artikel 5 Nr. 3 ist in § 9a nach Absatz 3 
folgender Absatz 3 a einzufügen: 

„ (3 a) Die Genehmigung güt im gesamten Land, 
dessen Behörde sie erteilt hat. " 

Begründung 

Die Genehmigung zum On-line-Zugriff soll lan- 
desweit gelten, um den Verwaltungsaufwand in 
angemessenen Grenzen zu halten. Die vorge- 
schlagene Regelung dient dazu der Kleirstel- 
lung. 

Ein darüber hinausgehendes Bedürfnis für eine 
Geltimg der Genehmigung im übrigen Bimdesge- 
biet besteht derzeit und in absehbarer Zeit nicht. 
Für die in § 9a Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs 
genaimten Berechtigten werden nur innerhalb 
eines Landes eine Vielzahl von Übermittlungen 
oder eine besondere Eilbedürftigkeit als Geneh- 
migungsvoraussetzungen im Sinne von § 9 a 
Abs. 3 Nr. 1 des Entwurfs vorliegen. Vor allem 
aber dient eine bundesweite Geltung der Geneh- 
migung nicht dem wohlverstandenen Interesse 
der Länder. Jedem Land liegt zunächst daran, für 
sein Gebiet ein maschinell geführtes Handelsre- 
gister einzurichten. Es wird auch bestrebt sein, 
sein automatisiertes Abrufverfahren mit denen 
der anderen Länder zu verbinden. Ein Anspruch 
auf Herstellung dieser Verbindung, wenn die 
technischen Voraussetzungen gegeben sind, 
sollte aber den Nutzem durch die bundesweite 
Geltung der Genehmigung nicht eingeräumt wer- 
den. Die Verknüpfung der automatisierten Abruf- 
verfahren der einzelnen Länder wird nämlich 
einen Kostenaufwand verursachen, der zunächst 
in keinem Verhältnis zur Ausnutzung durch die 
Berechtigten stehen wird. Die Bestimmung des 
Zeitpunkts der Verknüpfung muß in vollem 
Umfang den Ländern Vorbehalten bleiben. 


32. Zu Artikel 5 Nr. 3 (§ 9 a Abs. 4 a — neu — 

HGB) 

In Artikel 5 Nr. 3 ist in § 9a nach Absatz 4 
folgender Absatz 4 a einzufügen: 

„(4 a) Anstelle der Genehmigung kann ein 
öffentlich-rechtlicher Vertrag oder eine Verwal- 
tungsvereinbarung geschlossen werden. “ 
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Begründung 

Es sollte klargestellt werden, daß anstelle einer 
Genehmigung ein öffentlich-rechtlicher Vertrag 
oder eine Verwaltungsvereinbarung abgeschlos- 
sen werden kann. 


33. Zu Artikel 5 Nr. 3 (§ 9a Abs. 7 HGB) 

In Artikel 5 Nr. 3 ist § 9a Abs. 7 zu streichen. 

Begründung 

Die vorgesehene Übertragung der Datenschutz- 
kontrolle über die dem nicht-öffentiichen Bereich 
zuzuordnenden Datenempfänger auf die für die 
öffentlichen Stehen zuständigen KontroUinstan- 
zen der Länder ist sachlich nicht gerechtfertigt 
und begegnet auch verfassungsrechtlichen sowie 
verfassungspolitischen Bedenken. Durch die ge- 
plante Regelung sollen exekutive KontroUmaß- 
nahmen im Bereich von privaten Unternehmen 
und Privatpersonen durch weisungsfreie, nicht in 
der Ressortverantwortlichkeit gegenüber dem 
Parlament stehende Landesbeauftragte einge- 
führt werden. Eine Überprüfung nicht-öffentli- 
cher Stellen hinsichtlich der Einhaltung der 
Zweckbindung in § 9a Abs. 6 dürfte kaum reah- 
sierbar und im Hinbhck auf den Eingriffscharak- 
ter der dazu ggf. erforderhchen Ermittlungen 
auch kaum rechtlich vertretbar sein. 


34. Zu Artikel 5 Nr. 3 (§ 9 a Abs. 8 Satz 2 — neu — 
HGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 5 Nr. 3 
dem § 9a Abs. 8 folgender Satz anzufügen ist: 

„Die Gebührensätze sind so zu bemessen, daß der 
mit der Einrichtung und Nutzung des Verfahrens 
verbimdene Personal- imd Sachaufwand gedeckt 
wird; hierbei kann daneben die Bedeutung, der 
wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen für 
den Begünstigten angemessen berücksichtigt 
werden." 

Begründung 

Die in dem Entwurf enthaltene Ermächtigxmg 
erscheint im Hinblick auf Artikel 80 GG nicht 
bestimmt genug. 


35. Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der Freiwilligen 
Gerichtsbarkeit) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob auch im Bereich des 
Handelsregisters die rechtlichen Voraussetzun- 
gen für die Festlegimg bundeseinheitlicher Stan- 
dards bestehen oder geschaffen werden sollten. 


Begründung 

Im Bereich des Handelsregisters sollte dem Vor- 
bild des Grundbuchs gefolgt werden, da auch 
dieser Bereich der Automation — auch aus Grün- 
den der europäischen Verknüpfung der Wirt- 
schaft — technisch einheitlich gestaltet werden 
soUte. 


36. Zu Artikel 7 Nr. 7 (§ 31 Abs. 2 Gesetz 
betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften) 

In Artikel 7 Nr. 7 ist § 31 Abs. 2 wie folgt zu 
fassen: 

„(2) Handelt es sich bei dem Dritten um eine 
nicht-öffenthche Stelle, darf sie die übermittelten 
Daten nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen, 
zu dessen Erfüllung sie ihr übermittelt werden. 
Die übermittelnde Stelle hat den Empfänger dar- 
auf hinzuweisen. " 


Begründung 

Werden personenbezogene Daten an öffentliche 
Stellen übermittelt, enthalten die allgemeinen 
Datenschutzgesetze des Bundes und der Länder 
ausreichende Bestimmungen über die weitere 
Verwendung bzw. Zweckbindung der Daten. Es 
ist nicht ersichtlich, warum für die übermittelten 
Daten nicht die in den allgemeinen Datenschutz- 
gesetzen enthaltenen Aiisnahmen von der 
Zweckbindung gelten soUen (vgl. z. B. § 14 Abs. 2 
BDSG). 


37. Zu Artikel 9 Abs. 1 Nr. 2 (§ 93 Satz 2 
SchiffRegO) 

In Artikel 9 Abs. 1 Nr. 2 sind in § 93 Satz 2 nach 
dem Wort „ Straf verfolgxmgsbehörden" die Wör- 
ter „ , den Gerichten“ einzufügen. 

Begründung 

Mit Rücksicht auf die in § 93 Satz 2 ausdrück- 
lich aufgezählten Genehmigimgsadressaten er- 
scheint es nicht gerechtfertigt, die Aufnahme der 
Gerichte der vorgesehenen Rechtsverordnung 
des Bundesministeriums der Justiz mit Zustim- 
mimg des Bundesrates vorzubehalten. Zum einen 
dürfte im Bereich der Strafgerichtsbarkeit ein 
gleichrangiges Bedürfnis zur Einrichtung eines 
automatisierten Abrufverfahrens wie bei den 
Strafverfolgungsbehörden bestehen und zum 
anderen zählt auch § 133 Abs. 2 der Grundbuch- 
ordnung in der Fassung des Entvmrfs die Gerichte 
ausdrückhch bei den Genehmigungsadressaten 
mit auf. 
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38. Zu Artikel 10 Nr. 1 (§ 55 a Abs. 4 a — neu — 
und 4 b — neu — BGB) 

In Artikel 10 Nr. 1 sind nach § 55 a Abs. 4 folgende 
Absätze 4 a und 4 b einzufügen: 

„(4 a) Die zum Vereinsregister eingereichten 
Schriftstücke können zur Ersetzung der Urschrift 
auch als Wiedergabe auf einem Bildträger oder 
auf anderen Datenträgern aufbewahrt werden, 
wenn sichergestellt ist, daß die Wiedergaben oder 
die Daten innerhalb angemessener Zeit lesbar 
gemacht werden können. Bei der Herstellimg der 
Bild- oder Datenträger ist ein schriftlicher Nach- 
weis über ihre inhaltliche Übereinstimmimg mit 
der Urschrift anzufertigen. 

(4 b) Wird das Vereinsregister in maschineller 
Form als automatisierte Datei geführt, so kann die 
Datenverarbeitung im Auftrag des zuständigen 
Amtsgerichts auf den Anlagen einer anderen 
staatlichen Stelle oder auf den Anlagen einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts vorge- 
nonmien werden, wenn die ordmmgsgemäße 
Erledigimg der Registersachen sichergestellt ist. 
Die Landesregienmgen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnimg zu bestimmen, daß die 
Daten des bei einem Amtsgericht in maschineller 
Form geführten Vereinsregisters an andere Amts- 
gerichte übermittelt imd dort auch zur Einsicht 
imd zur Erteilung von Ausdrucken bereitgehalten 
werden, wenn dies der Erleichtenmg des Rechts- 
verkehrs dient imd mit einer rationellen Register- 
fühnmg vereinbar ist? die Landesregierungen 
können durch Rechtsverordnung die Ermächti- 
gung auf die Landesjustizverwaltungen übertra- 
gen." 

Begründung 

Wie beim Grundbuch (s. § 10 a GBO) und beim 
Handelsregister (s. § 8a Abs. 3 HGB) sollte auch 
für das Vereinsregister die Speicherung von 
Urkunden auf Bild- oder Datenträgern zugelassen 
werden. Auf die Entwurfsbegründung zu § 10 a 
GBO und § 8a Abs. 3 HGB wird Bezug genom- 
men. 

Ebenso sollte wie beim Grundbuch (s. § 126 Abs. 3 
GBO) und beim Handelsregister (s. § 125 Abs. 4 
FGG) den Ländern auch für das Vereinsregister 
die Möglichkeit eröffnet werden, zur Speicherung 
der Daten den Rechner zentral an einer Stelle für 
das ganze Land oder für mehrere Registerbezirke 
einzurichten. Auf die Begründung des Entwurfs 
zu § 125 Abs. 4 FGG wird Bezug genommen. 


39. Zu Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe a (§ 79 Abs. 1 
Satz 3 und 4 — neu — BGB) 

Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe a ist wie folgt zu 
fassen: 

,a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 mit der 
Maßgabe, daß nach Satz 2 folgende Sätze 
angefügt werden: 


„ Werden die Schriftstücke nach § 55 a Abs. 4 a 
auibewahrt, so kann eine Abschrift nur von 
der Wiedergabe gefordert werden. Die Ab- 
schrift ist auf Verlangen zu beglaubigen. " ' 

Begründung 

Die Regelung stellt eine Folgeänderung zu dem 
Vorschlag dar, auch für das Vereinsregister die 
Speicherung von Urkimden auf Bild- oder Daten- 
trägern zuzulassen. 


40. Zu Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b (§ 79 BGB) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bimgsverfahren zu prüfen, ob bei den vorgesehe- 
nen Regelimgen nicht stärker danach zu differen- 
zieren ist, ob die Daten an öffentliche oder nicht- 
öffentliche Stellen übermittelt werden. 

Begründung 

Soweit öffentlichen Stellen der Abruf personen- 
bezogener Daten im Rahmen eines automatisier- 
ten Verfahrens ermöglicht wird, sind die Regelim- 
gen in § 79 Abs. 2, 4 Nr. 2, Abs, 5, 6 und 8 nicht 
sachgerecht. 

Für öffentliche Stellen gelten die allgemeinen 
Datenschutzgesetze des Bundes und der Länder. 
Dadurch wird insbesondere sichergestellt, daß bei 
ihnen die Grundsätze einer ordnimgsgemäßen 
Datenverarbeitung eingehalten werden. 

Entgegen der Ausführungen in der Begründimg 
handelt es sich bei der Genehmigung eines auto- 
matisierten Abrufverfahrens durch die Landesju- 
stizverwaltungen zumindest weitgehend nicht um 
Verwaltungsakte. Soweit Abrufverfahren zwi- 
schen Behörden desselben Rechtsträgers zugelas- 
sen werden, fehlt es schon an der hierfür erforder- 
lichen Außenwirkimg. Der in Absatz 5 geregelte 
Widerruf der Genehmigung eines Abrufverfah- 
rens ist hinsichtlich der Einrichtung von Abrufver- 
fahren zwischen öffentlichen Stellen ebenfalls 
überflüssig. Der in der Begründimg beispiels- 
weise dargestellte Fall, daß Angestellte einer 
Behörde oder eines Gerichts die in sie gestellten 
Erwartungen nicht erfüllen und sich nicht an die 
gesetzlichen Grenzen der Nutzung des Abrufver- 
fahrens halten, kann aus Sicht des Bundesrates 
nicht zum Widerruf der Genehmigimg führen, 
wenn das Abrufverfahren die angemessene Form 
der Datenübermittlung zwischen den betroffenen 
öffentlichen Stellen ist. In diesen Fällen muß 
vielmehr die Behörde, ggf. die Aufsichtsbehörde, 
sicherstellen, daß die datenschutzrechtlichen Re- 
gelungen ausreichend beachtet werden. 

Die in Absatz 6 Satz 1 enthaltene absolute Zweck- 
bindung der im Rahmen eines automatisierten 
Abrufverfahrens übermittelten personenbezoge- 
nen Daten ist im Hinblick auf die in den allgemei- 
nen Datenschutzgesetzen bestehenden Zweck- 
bindimgsregelimgen ebenfalls entbehrlich, so- 
. weit es sich bei den Empfängern der Daten um 
öffentliche Stellen handelt. Es ist auch nicht 
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ersichtlich, warum die beispielsweise in § 14 
Abs. 2 des Bundesdatenschutzgesetzes bzw. in 
den entsprechenden Vorschriften der Landesda- 
tenschutzgesetze enthaltenen Ausnahmen von 
der Zweckbindxmg hier nicht gelten sollen. Eine 
besondere Sensibilität der Daten ist nicht ersicht- 
lich, zumal die Einsicht in das Register jedem 
gestattet ist. 

Auch die in Absatz 8 enthaltene Gebührenrege- 
limg für die Einrichtxmg xmd Nutzung eines Ver- 
fahrens für den automatisierten Abruf sollte nicht 
auf die Datenübermittlung zvdschen Behörden 
erstreckt werden. Die Begründung der Gebühren- 
regelung trifft auf die Datenübermittlung zwi- 
schen Behörden nicht zu, da es sich hier nicht um 
eine besondere Dienstleistimg des Staates unmit- 
telbar für seine Bürger handelt, sondern vielmehr 
staatliches Handeln (Amtshilfe) rationeller gestal- 
tet werden soll. 


41. Zu Artikel 10 Nr, 2 Buchstabe b (§ 79 Abs. 2 
BGB) 

In Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b ist § 79 Abs. 2 wie 
folgt zu fassen: 

„ (2) Die Einrichtimg eines automatisierten Ver- 
fahrens, das die Obermittlimg der Daten aus dem 
maschinell geführten Vereinsregister dmch Abruf 
ermöglicht, ist zulässig, sofern sichergestellt ist, 
daß der Abruf der Daten die nach Absatz 1 
zulässige Einsicht nicht überschreitet. " 

Begründung 

§ 79 Abs. 2 des Entwurfs ist § 133 Abs. 1 GBO des 
Entwurfs nachgebildet. Dort ist im Hinblick dar- 
auf, daß für die Einsicht in das Grundbuch grund- 
sätzlich ein berechtigtes Interesse darzulegen ist, 
zu Recht vorgesehen, daß die Zulässigkeit der 
Abrufe auf der Grundlage einer Protokollierung 
kontrolliert werden kaim. § 9a Abs. 1 HGB des 
Entwurfs verlangt dagegen diese Voraussetzung 
für das automatisierte Abrufverfahren aus dem 
Handelsregister richtigerweise nicht, weil die 
Einsicht in das Handelsregister jedem gestattet ist 
(§ 9 Abs. 1 HGB), also ein berechtigtes Interesse 
nicht darzulegen ist. Die Einsicht in das Vereins- 
register ist gemäß § 79 Satz 1 BGB ebenfalls jedem 
erlaubt, die Darlegung eines berechtigten Interes- 
ses mithin nicht erforderlich. Einer gesetzlich 
normierten KontroUmöglichkeit der Zulässigkeit 
der Abrufe auf der Grundlage einer Protokollie- 
rung, wie sie in § 79 Abs. 2 Nr. 2 des Entwurfs 
vorgesehen ist, bedarf es daher für das maschinell 
geführte Vereinsregister nicht. 

Sie würde überdies die Einführung des EDV- 
Handelsregisters imd -Vereinsregisters behin- 
dern, weil dadurch die Möglichkeit, für beide 
Register im wesentlichen identische automati- 
sierte Abrufverfahren zu entwickeln xmd damit 
Kosten einzusparen, verlorenginge. 


42. Zu Artikel 10 Nr, 2 Buchstabe b (§ 79 Abs. 3 
BGB) 

In Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b ist § 79 Abs. 3 wie 
folgt zu fassen: 

„(3) Die Einrichtxmg eines automatisierten Ver- 
fahrens nach Absatz 2 für nicht- öffentliche Stellen 
bedarf der Genehmigxmg dxirch die Landesjustiz- 
verwaltxmg. Die Genehmigxmg darf nicht-öffent- 
lichen Stehen erteilt werden, soweit der Abruf von 
Daten zxir Wahmehmxmg eines berechtigten 
beruflichen oder gewerblichen Interesses des 
Empfängers erfolgt xmd kein Grxmd zu der 
Annahme besteht, daß die Daten zu anderen als 
zu den vom Empfänger dargelegten Zwecken 
abgerxifen werden. " 

Begründung 

Soweit öffentliche Stehen zxim Abruf von Daten 
aus dem Vereinsregister zugelassen werden, 
sohte es hierfür keine Genehmigxmgsvorbehalte 
geben. Für öffenthche Stehen gelten die allgemei- 
nen Datenschutzgesetze des Bxmdes xmd der 
Länder. Dadxirch wird insbesondere sicherge- 
steht, daß bei ihnen die Grxmdsätze einer ord- 
nxmgsgemäßen Datenverarbeitxmg eingehalten 
werden. 

Wie beim Grxmdbuch (s. § 133 Abs. 2 Satz 1) sohte 
als Stehe, die die Einrichtxmg eines automatisier- 
ten Abrxifverfahrens genehmigt, die Landesjustiz- 
verwaltxmg im Gesetz angegeben werden, da das 
Vereinsregister vom Amtsgericht geführt wird. 


43. Zu Artikel 10 Nr, 2 Buchstabe b (§ 79 Abs. 3 
Satz 2 Nr, 2 BGB) 

Der Bxmdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bxmgsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 10 Nr. 2 
Buchstabe b in § 79 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 die Wörter 
„berxifhchen oder gewerbhchen" gestrichen wer- 
den sohten. 

Begründung 

Die Einsicht in das Vereinsregister ist jedermaim 
gestattet xmd in ihm sind weitgehend Idealvereine 
eingetragen. Mit Rücksicht darauf erscheint es 
nicht notwendig, die Genehmigxmg für die Ein- 
richtxmg des automatisierten Abrxifverfahrens bei 
nicht-öffentiichen Stehen von beruflichen oder 
gewerbhchen Interessen des Empfängers abhän- 
gig zu machen. Die Voraussetzxmg eines ahge- 
meinen berechtigten Interesses dürfte insoweit 
ausreichend sein. 


44. Zu Artikel 10 Nr, 2 Buchstabe b (§ 79 Abs. 4 a 
— neu — BGB) 

In Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b ist in § 79 nach 
Absatz 4 folgender Absatz 4 a einzxifügen: 

„ (4 a) Die Genehmigxmg gilt im gesamten Land, 
dessen Behörde sie erteilt hat. " 
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Begründung 

Die Genehmigung zum Ondine -Zugriff soll lan- 
desweit gelten, um den Verwaltungsaufwand in 
angemessenen Grenzen zu halten. Die vorge- 
schlagene Regelimg dient dazu der Klarstel- 
lung. 

Ein darüber hinausgehendes Bedürfnis für eine 
Geltimg der Genehmigimg im übrigen Bimdesge- 
biet besteht derzeit imd in absehbarer Zeit nicht. 
Für die in § 79 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs 
genannten Berechtigten werden nur innerhalb 
eines Landes eine Vielzahl von Übermittlungen 
oder eine besondere Eübedürftigkeit als Geneh- 
migimgsvoraussetzungen im Sinne von § 79 
Abs. 4 Nr. 1 des Entwurfs vorliegen. Vor allem 
aber dient eine bimdesweite Geltung der Geneh- 
migung nicht dem wohlverstandenen Interesse 
der Länder. Jedem Land liegt zunächst daran, für 
sein Gebiet ein maschinell geführtes Vereinsregi- 
ster einzurichten. Es wird auch bestrebt sein, sein 
automatisiertes Abrufverfahren mit denen der 
anderen Länder zu verbinden. Ein Anspruch auf 
Herstellung dieser Verbindung, wenn die techni- 
schen Voraussetzimgen gegeben sind, sollte aber 
den Nutzem durch die bimdesweite Geltung der 
Genehmigung nicht eingeräumt werden. Die Ver- 
knüpfung der automatisierten Abmfverfahren der 
einzelnen Länder wird nämlich einen Kostenauf- 
wand verursachen, der zunächst in keinem Ver- 
hältnis zur Ausnutzung durch die Berechtigten 
stehen wird. Die Bestimmung des Zeitpunkts der 
Verknüpfung muß in vollem Umfang den Ländern 
Vorbehalten bleiben. 


45. Zu Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b (§ 79 Abs. 5a 
— neu — BGB) 

In Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b ist in § 79 nach 
Absatz 5 folgender Absatz 5 a einzufügen: 

„(5 a) Anstelle der Genehmigung kann ein 
öffentlich-rechtlicher Vertrag oder eine Verwal- 
tungsvereinbarung geschlossen werden. " 

Begründung 

Es sollte die Möglichkeit geschaffen werden, 
anstelle einer Genehmigung einen öffentlich- 
rechtlichen Vertrag oder eine Verwaltungsver- 
einbarung abzuschließen. 


46. Zu Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b (§ 79 Abs. 7 
BGB) 

In Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b ist § 79 Abs. 7 zu 
streichen. 

Begründung 

Die vorgesehene Übertragung der Datenschutz- 
kontroUe über die dem nicht- öffentlichen Bereich 
zuzuordnenden Datenempfänger auf die für die 
öffentlichen Stellen zuständigen KontroUinstan- 
zen der Länder ist sachlich nicht gerechtfertigt 


und begegnet auch verfassungsrechtlichen sowie 
verfassungspolitischen Bedenken. 

Durch die geplante Regelung sollen exekutive 
KontroUmaßnahmen im Bereich von privaten 
Unternehmen und Privatpersonen durch wei- 
sungsfreie, nicht in der Ressortverantworthchkeit 
gegenüber dem Parlament stehende Landesbe- 
auftragte durchgeführt werden. Die geplante 
Überprüfung nicht- öffentlicher Stellen hinsicht- 
lich der Einhaltung der Zweckbindung in § 79 
Abs. 6 dürfte kaum realisierbar und im Hinblick 
auf den Eingriffs Charakter der dazu ggf. erforder- 
lichen Ermittlungen auch kaum rechtlich vertret- 
bar sein. 


47. Zu Artikel 10 Nr. 2 Buchstabe b (§ 79 Abs. 8 
Satz 2 — neu — BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 10 Nr. 2 
Buchstabe b dem § 79 Abs. 8 folgender Satz 
anzufügen ist: 

„Die Gebührensätze sind so zu bemessen, daß der 
mit der Einrichtung und Nutzung des Verfahrens 
verbundene Personal- und Sachaufwand gedeckt 
wird; hierbei kann daneben die Bedeutung, der 
wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen für 
den Begünstigten angemessen berücksichtigt 
werden. " 

Begründung 

Die in dem Entwurf enthaltene Ermächtigung 
erscheint im Hinblick auf Artikel 80 GG nicht 
bestimmt genug. 


48. Zu Artikel 11 Nr. 2 (§ 73 KostO) 

Artikel 1 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 73 wird wie folgt gefaßt: 

.§73 

Abschriften und Ausdrucke 

(1) Für die Erteilung von Abschriften aus 
dem Grundbuch werden erhoben 

1 . für unbeglaubigte Abschriften eine Gebühr 
von 20 Deutsche Mark; 

2. für beglaubigte Abschriften eine Gebühr 
von 40 Deutsche Mark. 

(2) Für die Erteilung von Ausdrucken aus 
dem maschinell geführten Grundbuch werden 
erhoben 

1. für Ausdrucke eine Gebühr von 20 Deut- 
sche Mark; 

2. für amtliche Ausdrucke eine Gebühr von 
40 Deutsche Mark. 

(3) Für die Ergänzung oder Bestätigung von 
Abschriften nach Absatz 1 und von Ausdruk- 
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ken nach Absatz 2 wird dieselbe Gebühr wie 
für die Erteilung erhoben. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 werden 
Schreibauslagen nicht erhoben. 

(5) Für die Erteilung von Abschriften, Aus- 
künften und Mitteilungen nach § 19 Abs. 2 und 
3 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung werden weder 
Gebühren noch Auslagen erhoben. 

(6) Für die Erteilung eines Ausdrucks aus 
einem maschinell geführten Verzeichnis, das 
der Auffindung der Grundbuchblätter dient, 
wird eine Gebühr von 30 Deutsche Mark 
erhoben." ' 

Begründung 

Durch § 73 Satz 3 des Entwurfs soll geklärt 
werden, daß für den amtlichen Ausdruck aus dem 
EDV- Grundbuch die gleichen Kosten anfallen 
wie für Abschriften aus dem Papiergrundbuch. 
Mit dem vorgeschlagenen Wortlaut wird dieses 
Ziel nicht erreicht. Nach § 131 GBO des Entwurfs 
soll bei dem maschinell geführten Grundbuch an 
die Stelle der Abschrift der Ausdruck und an die 
Stelle der beglaubigten Abschrift der amtliche 
Ausdruck treten. Da der Ausdruck — mangels 
einer entsprechenden kostenrechtlichen Gleich- 
stellungsbestimmung — nicht als Abschrift im 
Sinne des § 136 KostO anzusehen ist, könnten 
keine Schreibauslagen berechnet werden. Es ist 
deshalb zweckmäßig, für die genannten Aus- 
drucke Festgebühren einzuführen, die auch die 
Schreibauslagen abgelten. 

Nach dem Äquivalenzprinzip und aus Gründen 
der Verwaltungs Vereinfachung ist auch für die 
herkömmlichen beglaubigten und unbeglaubig- 
ten Abschriften aus dem Papiergrundbuch die 
Erhebung von Festgebühren geboten. Diese 
Abschriften werden — anders als früher — nahezu 
ausnahmslos im Kopierverfahren hergestellt. Der 
mit der Erteilung der Abschrift verbundene 
Arbeits- und Sachaufwand fällt im Hinbück auf 
die erforderlichen Vor- und Nacharbeiten und die 
Versendung der Schriftstücke (Portokosten) im 
wesentlichen unabhängig von der Seitenzahl des 
Grundbuchblattes an. Insbesondere bei unbe- 
glaubigten Abschriften, für die meistens nur 
Beträge von 5 DM bis 10 DM erhoben werden 
können, besteht derzeit eine ganz erhebliche 
Kostenunterdeckung. 

Einsichtnehmer in das Giundbuch machen in 
zunehmendem Maße von der Möglichkeit Ge- 
brauch, sich die maschinell geführten Eigentü- 
merverzeichiüsse oder andere Suchverzeichiüsse 
ausdrucken zu lassen, statt — wie bisher — 
Grundbuchauszüge zu beantragen. Insbesondere 
bei Wohnungs- und Teileigentumsrechten sind 
diese Ausdrucke sehr umfangreich (häufig 100 
und mehr Blätter). Nach geltendem Recht können 
hierfür weder Gebühren noch Schreibauslagen 
berechnet werden. Auch § 73 Satz 3 des Entwurfs 
erfaßt diese Fälle nicht. Im Hinblick auf die 


schwierige Haushaltslage der Länder und den 
erforderlichen Arbeitsaufwand ist es nicht mehr 
zu rechtfertigen, Leistungen in diesem Umfang 
kostenlos zu erbringen. Es wird deshalb vorge- 
schlagen, auch für die EDV-Ausdrucke aus Such- 
verzeichnissen eine angemessene Gebühr vorzu- 
sehen. 


49. Zu Artikel 11 Nr. 2 a — neu — (§ 74 KostO) 

In Artikel 1 1 ist nach Nummer 2 folgende Num- 
mer 2 a einzufügen: 

,2 a. § 74 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 74 

Gnmdbucheinsicht, Auskunft aus 
dem Grundbuch 

Für die Gewährung der Einsicht in das 
Grundbuch sowie für die Erteilung einer 
Auskunft aus dem Grundbuch wird die Min- 
destgebühr (§ 33 Satz 1) erhoben. § 73 Abs. 5 
bleibt unberührt. " ' 

Begründung 

Bei den mit der Gewährung der Einsicht in das 
Grundbuch und mit der Erteilung von Auskünften 
aus dem Grundbuch verbundenen Amtshandlun- 
gen handelt es sich um individuell zurechenbare, 
öffentliche Leistungen, die mit einem nicht uner- 
heblichen Verwaltungs auf wand verbunden sind. 
Es ist sachgerecht, daß diese Leistungen durch 
eine angemessene Gebühr abgegolten werden. 
Es wird vorgescWagen, für beide Tatbestände die 
in § 33 Satz 1 festgelegte Mindestgebühr zu 
erheben. Diese liegt unter den Gebühren, die 
nach der vorgeschlagenen Neufassung des § 73 
für die Erteilung von Abschriften und Ausdrucken 
aus dem Grundbuch zu erheben sind. 

Durch Satz 2 wird klargestellt, daß sich die in 
Satz 1 bestimmte Gebührenpflicht nicht auf die 
Fälle des § 19 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über die 
Zwangs versteigenmg und die Zwangsverwal- 
tung bezieht. 


50. Zu Artikel 11 Nr. 4 (§ 89 KostO) 

Artikel 1 1 Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

,4. § 89 wird wie folgt gefaßt: 

»§89 

Abschriften und Ausdrucke 

( 1 ) Für die Erteilung von Abschriften aus den 
in diesem Abschnitt genannten Registern und 
die Erteilung von Ausdrucken aus diesen 
Registern, die maschinell geführt werden, gilt 
§ 73 Abs. 1 bis 4 entsprechend. 

(2) Für Bescheinigungen aus den genannten 
Registern wird eine Gebühr von 30 Deutsche 
Mark erhoben. 
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(3) Bescheinigungen nach § 66 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sind frei von 
Gebühren und Schreibauslagen. 

(4) § 73 Abs. 5 gilt entsprechend." ' 
Begründung 

Auf die Begründung zum Vorschlag zu Artikel 11 
Nr. 2 (§ 73 KostO) wird Bezug genommen. 

Eine Festgebühr ist insbesondere für die her- 
kömmliche imbeglaubigte Abschrift aus dem 
Papierregister erforderlich. Insoweit fallen der- 
zeit in aller Regel nur Beträge von 1 DM bis 3 DM 
an, deren Einziehung wegen des damit verbunde- 
nen Verwaltungsaufwands in der Regel unter- 
bleibt, sofern sie nicht in einem vereinfachten 
Verfahren (z. B. in Kostenmarken) entrichtet wer- 
den können. 


51. Zu Artikel 11 Nr. 5 — neu — (§ 90 KostO) 

Dem Artikel 11 ist folgende Nummer 5 anzufü- 
gen: 

,5. § 90 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 90 

Registereinsicht, Auskünfte aus Registern 

Für die Gewährung der Einsicht in die in 
diesem Abschnitt genannten Register sowie 
für die Erteilung einer Auskunft aus diesen 
Registern wird die Mindestgebühr (§ 33 Satz 1) 
erhoben. § 89 Abs. 4 bleibt unberührt." ' 

Begründung 

Auf die Begründung zum Vorschlag zu Artikel 11 
Nr. 2 a — neu — (§ 74 KostO) wird Bezug genom- 
men. Die dortigen Ausführungen gelten für die 
Gewährung der Einsicht in die betroffenen Regi- 
ster imd für die Erteilung von Auskünften aus 
diesen Registern entsprechend. 

Satz 2 enthält die gleiche Klarstellung wie § 74 
Satz 2. 


52. Zu Artikel 12 (§ 9a Abs. 1 Satz 1 EGZVG) 

In Artikel 12 ist in § 9a Abs. 1 Satz 1 die Angabe 
„31. Dezember 1996" durch die Angabe „31. De- 
zember 1995" zu ersetzen. 

Begründung 

Der im Gesetzentwurf gewählte Zeitpimkt des 
31. Dezember 1996 erscheint zu spät gewählt. 
Angesichts des Umstandes, daß zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt Zwangsvollstreckungsverfahren 
praktisch nicht ZVG -konform durchgeführt wer- 
den können, erscheint es sinnvoll, möglichst 
schnell klare Regelungen zu schaffen. Es wird 
daher vorgeschlagen, den 31. Dezember 1996 
durch den 31. Dezember 1995 zu ersetzen. 


53. Zu Artikel 12 Abs. 2 — neu — (§ 145a 
— neu — ZVG) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob Artikel 12 wie folgt 
geändert werden sollte: 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„ Änderung zwangsversteigenmgsrechtlicher 
Vorschriften". 

b) Der bisherige Wortlaut des Artikels 12 wird 
Absatz 1 . 

c) Folgender Absatz ist anzufügen: 

,(2) Nach § 145 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerimg und über die Zwangs- 
verwaltung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 310-14, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird folgender Abschnitt einge- 
fügt: 

„ IX. Gnmdpfandrechte in ausländischer Wäh- 
rung 

§ 145a 

Für die Zwangsversteigerung eines Grund- 
stücks, das mit einer Hypothek, Gnmdschuld 
oder Rentenschuld in einer nach § 28 Satz 2 der 
Grundbuchordnung zugelassenen Währung 
belastet ist, gelten folgende Sonderbestim- 
mungen: 

1. Die Terminbestimmung muß die An- 
gabe, daß das Grundstück mit einer 
Hypothek, Grundschuld oder Renten- 
schuld in einer nach § 28 Satz 2 der 
Gnmdbuchordnung zugelassenen Wäh- 
nmg belastet ist, und die Bezeichnung 
dieser Währung enthalten. 

2. In dem Zwangsversteigenmgstermin 
wird vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten festgestellt und bekanntge- 
macht, welchen Wert die in der nach § 28 
Satz 2 GBO zugelassenen Fremdwährung 
eingetragene Hypothek, Grundschuld 
oder Rentenschuld nach dem amtlich 
ermittelten letzten Kurs in Deutscher 
Mark hat. Dieser Kurswert bleibt für das 
weitere Verfahren maßgebend. 

3. Der bar zu zahlende Teil des geringsten 
Gebots wird in Deutscher Mark festge- 
stellt. Die Gebote sind in Deutscher Mark 
abzugeben. 

4 . D er T eilungsplan wird in Deutscher Mark 
aufgestellt. 

5. Wird ein Gläubiger einer in nach § 28 
Satz 2 Gnmdbuchordnung zulässiger 
Fremdwährung eingetragenen Hypo- 
thek, Grundschuld oder Rentenschuld 
nicht vollständig befriedigt, so ist der 
verbleibende Teil seiner Forderung in der 
Fremdwährung festzustellen. Die Fest- 
stellung ist für die Haftung mitbelasteter 
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Gegenstände, für die Verbindlichkeit des 
persönlichen Schuldners und für die Gel- 
tendmachung des Ausfalls im Konkurs 
maßgebend.'" 

Begründung 

Die vorgeschlagene Vorschrift ist eine notwen- 
dige Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 14. Sie 
entspricht inhaltlich dem für Schiffshypotheken in 
ausländischer Wähnmg geltenden § 168c ZVG. 


54. Zu Artikel 13 Nr. 1 Buchstabe a (Artikel 231 
§ 5 Abs. 3 Satz 1 EGBGB) 

In Artikel 1 3 Nr. 1 Buchstabe a ist in Artikel 23 1 § 5 
Abs. 3 Satz 1 die Angabe „31. Dezember 1996" 
durch die Angabe „31. Dezember 1995" zu erset- 
zen. 

Begründung 

Siehe die Begründimg zum Änderungsvorschlag 
zu Artikel 12 — § 9a Abs. 1 Satz 1 EGZVG. 


55. Zu Artikel 13 Nr. 2 Buchstabe c (Artikel 232 
§ 4a Abs. 3a — neu — EGBGB) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 13 Nr. 2 
Buchstabe c in Artikel 232 § 4a nach Absatz 3 
folgender Absatz eingefügt werden sollte: 

„(3 a) Die Absätze 1 und 2 gelten ferner auch, 
wenn ein Vertrag nach § 4 mit einer staatlichen 
Stelle abgeschlossen wurde und diese bei Ver- 
tragsschluß nicht ausdrücklich in fremden Na- 
men, sondern im eigenen Namen handelte, 
obwohl es sich nicht um ein volkseigenes, sondern 
ein von ihr verwaltetes önmdstück handelte, es 
sei derm, daß der Nutzer hiervon Kenntnis 
hatte. " 

Begründung 

Ein Bezirksgericht hat in einem derartigen Fall 
der Herausgabeklage des Eigentümers stattgege- 
ben. Zur Begründimg hat es ausgeführt, daß der 
zugrundeliegende, zu Zeiten der DDR geschlos- 
sene Vertrag nicht bindend sei, weü auch nach 
§ 53 Abs. 2 des Zivilgesetzbuches der DDR (ähn- 
lich wie nach § 164 Abs. 1 BGB) Voraussetzung für 
ein Vertretergeschäft das ausdrückliche Handeln 
im fremden Namen gewesen sei. 

Angesichts der Sorglosigkeit, mit der in der DDR 
teilweise staatliche Stellen von ihnen verwaltete 
Grundstücke ähiüich wie volkseigene behandel- 
ten, ist davon auszugehen, daß es sich hier nicht 
um einen Einzelfall handelt. Ähnlich, wie in den 
im Entwurf bereits geregelten Fällen sogenann- 
ter „wilder", d. h. angemaßter, staatlicher Ver- 
waltung erscheinen aber auch hier jedenfalls die- 
jenigen Nutzer schutzwürdig, die aufgrund 


des Auftretens ihres Vertragspartners davon aus- 
gingen, daß die betreffenden Parzellen im Volks- 
eigentum — imd zwar in Rechtsträgerschaft der 
überlassenden Stelle — standen. Daher sollten 
auch diese FäUe entsprechend der Regelung in 
§ 4 a Abs. 3 des Entwurfs geregelt werden (Besitz- 
recht sowie Kündigungs- und Auslaufensschutz), 
gleichgültig, ob tatsächlich staatliche Verwaltimg 
angeordnet worden war oder nicht. Eine Aus- 
nahme sollte nur für die Fälle vorgesehen werden, 
in denen der Nutzer Kermtnis von der tatsächli- 
chen Rechtslage hatte. 


56. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe a (Artikel 233 
§ 2 Abs. 3 Satz 3 EGBGB) 

In Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe a sind in Artikel 233 
§ 2 Abs. 3 Satz 3 die Wörter „Er ist" durch die 
Wörter „Der Vertreter ist" zu ersetzen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 


57. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe c 

Doppelbuchstabe aai — neu — (Artikel 233 
§ 2b Abs. 3 Satz 1 EGBGB) 

In Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe c ist nach Doppel- 
buchstabe aa folgender Doppelbuchstabe aai ein- 
zufügen: 

,aai) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ob Gebäudeeigentum entstanden ist oder 
wem es zusteht, wird durch den Präsidenten 
der Oberfinanzdirektion, in dessen Bezirk 
das Gebäude liegt, festgesteUt.'" 

Begründung 

Die bisherige Formulierung des Artikels 233 § 2b 
Abs. 3 Satz 1 EGBGB hat dazugeführt, daß von 
den Grundbuchämtem verlangt worden ist, 
umfangreiche Ermittlungen zur Feststellimg des 
Gebäude eigentums anzustellen. Dies wurde 
durch Entscheidimgen der Gerichte, die ebenfalls 
eiae Amtsermittlimgspflicht gesehen haben, noch 
bekräftigt. 

Von den Grundbuchämtern ist dies nicht zu lei- 
sten und war wohl vom Gesetzgeber so auch nicht 
gewollt. Vielmehr sollte von einer außergerichtli- 
chen Behörde festgestellt werden, ob imd für wen 
Gebäudeeigentum entstanden ist. Dies soU durch 
die veränderte Formulierung erreicht werden. 
Dabei karm in Kauf genommen werden, daß 
künftig auch ein Bescheid der OFD in den weni- 
gen Fällen, bei denen die Feststellimg ohne wei- 
teres möglich wäre, erforderlich ist. 
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58. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe di — neu — 

(Artikel 233 § 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 — neu — 

EGBGB) 

In Artikel 13 Nr, 3 ist nach Buchstabe d folgender 

Buchstabe di einzufügen: 

,di) Dem § 3 Abs, 1 werden folgende Sätze 
angefügt: 

„§ 5 Abs, 2 Satz 2 imd Abs. 3 des Gesetzes 
über die Verleihimg von Nutzungsrechten an 
volkseigenen Grundstücken vom 14. Dezem- 
ber 1970 (GBl. I Nr. 24 S. 372, Nutzungs- 
rechtsgesetz) sowie § 289 Abs. 2 und 3 imd 
§ 293 Abs. 1 Satz 2 des Zivilgesetzbuchs der 
Deutschen Demokratischen Republik sind 
nicht mehr anzuwenden. § 6 des Nutzungs- 
rechtsgesetzes und §§ 290 und 294 des Zivil- 
gesetzbuchs der Deutschen Demokratischen 
Republik werden bis zu dem Erlaß des Geset- 
zes nach Absatz 2 ausgesetzt. " ' 


Begründung 

Artikel 233 § 3 Abs. 2 EGBGB bestimmt, daß sich 
der Inhalt dinglicher Nutzimgsrechte nach den 
bisherigen Vorschriften richtet. Das bedeutet 
allerdings nicht, daß alle Vorschriften des frühe- 
ren Rechts weiterhin gelten. Die Fortgeltung 
betrifft nur solche Vorschriften, die nicht unmittel- 
bar mit dem früheren Charakter dieser dinglichen 
Nutzungsrechte als subjektiv- öffentliche Rechte 
verbimden sind. Hierüber herrscht in der Praxis 
zunehmend Unsicherheit, Dies sollte zur Verein- 
fachung klargestellt werden. Anlaß hierfür sollte 
auch der Umstand sein, daß im Rahmen der 
geplanten Sachenrechtsbereinigimg die dingli- 
chen Nutzungsrechte nicht durch Gesetz in BGB- 
konforme Rechte umgewandelt, sondern dmch 
Neubegründimg BGB-konformer Rechte nach 
und nach abgelöst werden sollen. 

Gegenstandslos geworden sind hiernach vor 
aUem die Bestimmungen über die Beschränkun- 
gen des Erwerbs im Erbfall, Das Gebäudeeigen- 
tum geht seit dem 3. Oktober 1990 auf jeden Erben 
über, unabhängig davon, welche Staatsangehö- 
rigkeit er hat, ob er weitere Häuser besitzt oder ob 
er selbst in dem Gebäude zu wohnen beabsichtigt. 
Deshalb sollten die Beschränkimgen ausdrück- 
lich für nicht mehr anwendbar erklärt werden. 

Weniger eindeutig ist die Rechtslage bei den 
Vorschriften über die Aufhebung der Nutzimgs- 
rechte. Diese Vorschriften könnten in bestimm- 
tem Umfang weitergelten. Immerhin kermt zum 
Beispiel das Reichsheimstättenrecht teilweise 
funktionell entsprechende Heimfallvorschriften. 
Ob es künftig bei der Möglichkeit der Aufhebung 
bleiben oder ob diese Vorschriften endgültig 
außer Anwendung gesetzt werden sollen, muß 
der Entscheidung durch das Sachenrechtsbereini- 
gungsgesetz Vorbehalten bleiben. Der Rechtsge- 
danke des Moratoriums nach Artikel 233 § 2a 


EGBGB sollte aber auch insoweit verwirMcht und 
es sollte verhindert werden, daß es zu einer 
Aufhebung der Nutzungsrechte kommt. Dies 
würde nämlich zu der fatalen Folge führen, daß 
Nutzungsrechte aufgehoben werden körmten, die 
nach Inkrafttreten des Sachenrechtsbereini- 
gungsgesetzes bestehen blieben. Außerdem geht 
auch das Vermögensgesetz davon aus, daß eine 
Aufhebung der die Rückübertragimg hindernden 
dinglichen Nutzungsrechte nur im Unredlich- 
keitsfaU und nur im Rahmen des vermögensrecht- 
hchen Verfahrens bestimmt wird. 


59. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe e 

Doppelbuchstabe bb (Artikel 233 § 4 Abs. 2 
Satz 1 EGBGB) 

In Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe e Doppelbuch- 
stabe bb ist die Angabe „1. Januar 1997“ durch 
die Angabe „1. Januar 1996" zu ersetzen. 

Begründung 

Siehe die Begründung zum Änderungsvorschlag 
zu Artikel 12 — § 9a Abs. 1 Satz 1 EGZVG. 


60. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe e 

Doppelbuchstabe bbi — neu — (Artikel 233 § 4 
Abs. 3 Satz 2, zweiter Halbsatz — neu — 
EGBGB) 

In Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe e ist nach Doppel- 
buchstabe bb folgender Doppelbuchstabe bbi 
einzufügen: 

,bbi) In Absatz 3 Satz 2 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„Belastungen des Gebäudeeigentums set- 
zen sich an dem Nutzungsrecht imd dem 
neu errichteten Gebäude fort."' 

Begründung 

Für die Beleihbarkeit des Gebäudeeigentums ist 
ganz wesentiich, daß Belastungen nicht mit dem 
Untergang des Gebäudes untergehen. Sie müssen 
sich vielmehr an dem diesem zugrundeliegenden 
dinglichen Nutzungsrecht und dem Gebäude- 
eigentum fortsetzen, das nach Untergang eines 
Gebäudes aufgrund des dinglichen Nutzungs- 
rechts neu errichtet werden darf. Das ist gegen- 
wärtig nicht voll gesichert. Man karm die gelten- 
den Vorschriften so verstehen, daß der Fortfall des 
bestehenden Gebäudes z. B. durch eine Gasex- 
plosion zu einem Untergang der dinglichen Bela- 
stungen führt. Die Möglichkeit einer solchen 
„Schuldbefreiung" durch Zerstörung des Gebäu- 
des darf es nicht geben. Daher sollte durch eine 
entsprechende Ergänzung von Artikel 233 § 4 
Abs, 3 EGBGB ein Fortsetzen der früheren Lasten 
am Nutzungsrecht und dem neu entstehenden 
Gebäudeeigentum vorgesehen werden. 
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61. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe h 

Doppelbuchstabe bbi (Artikel 233 § 1 1 Abs. 3 
Satz 4 — neu — EGBGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bimgsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 13 Nr. 3 
Buchstabe h nach Doppelbuchstabe bb folgender 
Doppelbuchstabe bbi einzufügen ist; 

,bbi) Dem Absatz 3 wird folgender Satz ange- 
fügt; 

„Als Ersatz für die Auflassimg kaim der 
Berechtigte' auch Zahlxuig des Verkehrs- 
wertes des Grundstücks verlangen; maß- 
geblich ist der Zeitpunkt des Verlan- 
gens."' 

Begründung 

Berechtigte sollen die Möglichkeit haben, unmit- 
telbar eine Geldzahlimg zu verlangen. 


62. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe h 

Doppelbuchstabe dd — neu — (Artikel 233 § 11 
Abs. 5 Satz 2 EGBGB) 

In Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe h ist nach Doppel- 
buchstabe cc folgender Doppelbuchstabe dd 
anzufügen: 

,dd) In Absatz 5 Satz 2 wird nach der Angabe 
„Absatzes 2" die Angabe „Satz 1" einge- 
fügt.' 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Änderung des § 11 
Abs. 5 Satz 2 soll ein Redaktionsversehen beseitigt 
werden. 


63. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe h 

Doppelbuchstabe ee — neu — (Artikel 233 § 11 
Abs. 6 — neu — EGBGB) 

In Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe h ist nach Doppel- 
buchstabe dd — neu — folgender Doppelbuch- 
stabe ee anzufügen: 

,ee) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 
angefügt: 

„ (6) War bei Ablauf des 15. März 1990 eine 
verstorbene natürliche Person als Eigentü- 
mer eingetragen und hat deren Ehegatte den 
22. Juü 1992 erlebt, so ist dieser neben den 
Erben der verstorbenen Person zur Hälfte 
Bruchteilseigentümer, wenn der Ehegatte 
mit dieser Person bei deren Ableben verhei- 
ratet war xmd die Ehe dem gesetzlichen 
Güterstand der Eigentums- xmd Vermögens- 
gemeinschaft xmterlag. " ' 

Begründung 

Auch in der Fassxmg des Regienmgsentwurfs 
erfaßt Artikel 233 § 1 1 Abs. 5 EGBGB eine Gruppe 
von Ehegatten nicht, die bei verfassxmgskonfor- 


mer Auslegimg dieses Abschnitts mit Inkrafttre- 
ten des Zweiten Vermögensrechtsänderxmgsge- 
setzes bereits Inhaber eines hälftigen Miteigen- 
tumsanteils an einem früheren Bodenreform- 
grxmdstück waren; nämlich die Ehegatten von 
Bodenreformeigentümem, die nach dem Inkraft- 
treten des Familiengesetzbuches der DDR am 
1, Januar 1976 verstorben sind, aber weiter im 
Grxmdbuch als Eigentümer eines Bodenxeform- 
gnmdstücks eingetragen waren. Um Streitfälle zu 
vermeiden, sollten diese Fälle ausdrücklich im 
Gesetz geregelt werden. Geschähe dies nicht, 
könnte argumentiert werden, sie sollten durch die 
Nichtaufnahme in den Absatz 5 ausdrücklich 
ausgeschlossen werden xmd Absatz 5 sei insoweit 
nicht analogiefähig. Dies wiederxxm würde aber 
zu einem verfassxmgsrechtlich äußerst bedenkli- 
chen Ergebnis führen. 


64. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe i 

Doppelbuchstabe bb (Artikel 233 § 12 Abs. 2 
EGBGB) 

Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe i Doppelbuchstabe bb 
ist wie folgt zu fassen: 

,bb) In Absatz 2 werden nach der Angabe „ § 1 1 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2" die Angabe „Fall 1 " xmd 
im Einleitxmgssatz der Nximmer 1 nach den 
Wörtern „gewerblich genutzten" die Wörter 
„, noch vorhandenen" eingefügt.' 

Begründung 

§ 12 Abs. 2 regelt die eventuelle Rückführxmg von 
Bodenreformgnmdstücken in Alterbfällen. Hier- 
bei werden Grxmdstücke begünstigt, d. h. weni- 
ger weitgehend zxirückgeführt, die mit den in 
Nximmer 1 genannten Häusern bestanden sind. 
Diese Vergünstigxmg erscheint nicht gerechtfer- 
tigt, soweit entsprechende Häuser nicht mehr 
vorhanden sind. Dies war auch von Anfang an so 
gewollt xmd soll dxxrch die vorgeschlagene Ergän- 
zxmg des Textes klargestellt werden. 


65. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe i 

Doppelbuchstabe cc — neu — (Artikel 233 § 12 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe d — neu — EGBGB) 

Der Bxmdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bxmgsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 13 Nr. 3 
Buchstabe i nach Doppelbuchstabe bb folgender 
Doppelbuchstabe cc anzufügen ist: 

,cc) In Absatz 2 Nr. 1 wird nach Buchstabe c 
folgender Buchstabe d angefügt; 

„d) abweichend von den Vorschriften der 
Dritten Dxirchführxmgsverordnxmg zxim 
Trexihandgesetz vom 29. August 1990 
(GBl. I Nr. 57 S. 1333) der Fiskus des 
Landes, in dem das Hausgrxmdstück 
liegt, wenn dieses am 15. März 1990 
weder zu Wohnzwecken noch zu ge- 
werblichen Zwecken genutzt vrarde."' 
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Begründung 

Dieser Vorschlag führt in der Praxis aufgetretene 
Zweifelsfälle (z. B. jahrzehntelange Nutzung 
durch nicht mehr bestehende öffentiiche Dienst- 
stellen) einer vernünftigen Regelung zu und ver- 
meidet damit langwierige Rechtsstreitigkeiten. 


66. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe i 

Doppelbuchstabe dd — neu — (Artikel 233 § 12 
Abs. 3 EGBGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 13 Nr. 3 
Buchstabe i nach Doppelbuchstabe cc — neu — 
folgender Doppelbuchstabe dd anzufügen ist: 

,dd) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Zuteilungsfähig im Sinne von Absatz 1 
und 2 ist, wer bei Ablauf des 15. März 1990 in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet in der Land-, Forst- oder 
Nahrungsgüterwirtschaft tätig war oder wer 
vor Ablauf des 15. März 1990 in dem in 
Artikel 3 des Einigxmgsvertrages genannten 
Gebiet in der Land-, Forst- oder Nahrungs- 
güterwirtschaft insgesamt mindestens zehn 
Jahre lang tätig war und im Anschluß an 
diese Tätigkeit keiner anderen Erwerbstä- 
tigkeit nachgegangen ist und einer solchen 
voraussichtlich auf Dauer nicht nachgehen 
wird."' 


Begründung 

Der Wortlaut der bestehenden Regelung schließt 
Rentner, die z. T. jahrzehntelang in der Landwirt- 
schaft tätig waren, vom Eigentumserwerb an 
ihrem Bodenreformland aus. Derart rigoros haben 
sich Recht und Praxis der Bodenreform in der DDR 
nie an das Prinzip „Arbeitseigentum" gehalten. 
Im Gegenteil behielten Bodenreformeigentümer 
als LPG-Mitgheder oder deren Ehegatten ihr 
Grundstück xmd ihr Haus bis zu ihrem Tode, um 
daraus ein Zubrot zu ihrer Rente zu erzielen bzw. 
um darin zu wohnen. 

Die Besitzwechselverordnungen sanktionierten 
diese Praxis, indem sie umfangreiche Regelungen 
für den Erbfall trafen. Statt der Bodenanteile 
sollten Rentner nach dem zweiten Vermögens- 
rechtsänderungsgesetz nun Pachtzinsen zur Auf- 
besserung ihrer Rente erzielen können. Unter 
dem Gesichtspunkt der beabsichtigten Nach- 
zeichnung der DDR-Bodenreformregelungen 
durch den Zweiten Abschnitt des Artikels 233 
EGBGB wäre § 12 Abs. 3 bereits in bisheriger 
Fassung gegen seinen Wortlaut in dieser Weise 
auszulegen. Die vorgeschlagene Änderung ist 
deshalb zur Beseitigimg der Rechtsunsicherheit 
und zur Klarstellung geboten. 


67. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe j (Artikel 233 
§ 13 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Nr. 1, Abs. 6 Satz 3 
EGBGB) 

In Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe j ist § 13 wie folgt zu 
ändern; 

a) In Absatz 1 Satz 2 ist die Angabe „von zwei 
Wochen" durch die Angabe „eines Monats" zu 
ersetzen. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 sind die Wörter „oder des 
Landesfiskus oder eine Versicherung" dinch 
die Wörter „, des Landesfiskus oder" zu erset- 
zen. 

c) In Absatz 6 Satz 3 ist das Wort „Versicherung“ 
durch das Wort „Bescheinigimg" zu erset- 
zen. 

Begründung 
Zu a) 

Die Frist von zwei Wochen ist zu kurz. 

Zu b) und c) 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene „Versiche- 
nmg" des Notars ist dem Beurkundungsrecht 
fremd. Im Interesse der Klarheit und Einheitlich- 
keit sollte deshalb dieser Begriff durch die „Be- 
scheinigimg" des Notars ersetzt werden. 


68. Zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe ji — lieu — 
(Artikel 233 § 13 a — neu — EGBGB) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bimgsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 13 l^r. 3 
nach Buchstabe j folgender Buchstabe j i einzufü- 
gen ist: 

,ji) Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt: 

„§ 13a 

Vormerkung zugunsten des Fiskus 

Auf Ersuchen des Fiskus trägt das Grund- 
buchamt eine Vormerkung zur Sicherung von 
dessen Anspruch nach § 11 Abs. 3 ein. Die 
Vormerkung ist von Amts wegen zu löschen, 
wenn das Ersuchen durch das zuständige 
Verwaltungsgericht aufgehoben wird."* 

Begründung 

Der Fiskus sollte seine Ansprüche auch dann 
sichern können, wenn eine konkrete Verfügung 
nicht beabsichtigt ist. 


69. Zu Artikel 13 Nr. 4 (Artikel 234 § 4a Abs. 1 
Satz 5 — neu — EGBGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bimgsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 13 Nr. 4 
dem Artikel 234 § 4a Abs. 1 folgender Satz 
anzufügen ist: 
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„Das Wahlrecht nach Satz 2 erlischt, unbeschadet 
des Satzes 3 im übrigen, wenn die Zwangsverstei- 
genmg oder Zwangsverwaltung des Grundstücks 
oder grundstücksgleichen Rechts angeordnet 
wird." 

Begründung 

Die Ausübung des Wahlrechts in der Zwangsvoll- 
streckung kann zu Mißbräuchen führen, die ver- 
hindert werden sollen. 


70. Zu Artikel 14 (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BoSoG) 

In Artikel 14 ist in § 2 Abs. 1 Satz 2 der Klammer- 
zusatz wie folgt zu fassen: 

„(§8 Abs. 1 Satz2)". 

Begründung 
Redaktionelle Klarstellung. 


71. Zu Artikel 14 (§ 6 BoSoG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob folgende Anregung 
berücksichtigt werden kann: 

NachEinleitimg des Sonderungsverfahrens sollte 
das Sonderungsverfahren aus Gründen der 
Rechtsklarheit im Grundbuch und im Liegen- 
schaftskataster bei den betroffenen Gnmdstük- 
ken vermerkt sein. Die erforderliche Mitteilimgs- 
pflicht ist der Sonderungsbehörde aufzuerlegen. 
Auf den Umlegtmgsvermerk nach dem BauGB 
wird verwiesen. 


72. Zu Artikel 14 (§ 8 Abs. 1 Satz 2 BoSoG) 

In Artikel 14 ist § 8 Abs. 1 Satz 2 wie folgt zu 
fassen: 

„Sie kann die Vorbereitung der im Sonderungs- 
verfahren zu treffenden Entscheidungen Perso- 
nen oder Stellen übertragen, die nach den landes- 
rechtlichen Vorschriften zur Ausführung von 
Katastervermessimgen befugt sind." 

Begründung 

Mit der Neuformulierung wird der Wortlaut an § 2 
Abs. 1 Salz 2 angepaßt. Eine Beschränkung der 
Vorbereitungsarbeiten auf öffentlich bestellte 
Vermessxmgsingenieure ist nicht sachgerecht. 
Die Neuformulierung stellt sicher, daß neben 
öffentlich bestellten Vermessimgsingenieuren 
auch Behörden, die nach Landesrecht neben den 
Katasterbehörden Katastervermessungen ausfüh- 
ren dürfen, beauftragt werden können. Damit 
könnte eine Gemeinde (§ 1 Nr. 3 und 4) die 
Katasterbehörde, umgekehrt auch die Kataster- 
behörde eine zu Katastervermessimgen befugte 
Gemeinde {§ 1 Nr. 1 und 2) mit den Vorarbeiten 
beauftragen. 


73. Zu Artikel 14 (§ 8 Abs. 3 BoSoG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bimgsverfahren zu prüfen, ob nicht — soweit 
möglich — die Grundstücksliste auch solche 
Angaben enthalten sollte, die aufgrund des bishe- 
rigen Grundbuchinhaltes zur Identifizierung des 
Gnmdstücks erforderlich sind und die damit den 
späteren Grundbuchvollzug nach § 18 Abs. 3 
erleichtern könnten. 

Begründung 

Im Bereich der sogenannten imgetrennten Hof- 
räume in den ehemals preußischen Gebieten der 
neuen Länder ist nur der ungetreimte Hofraum, 
der sich häufig auf das gesamte Gebiet einer 
Innenstadt erstreckt, katastermäßig erfaßt. Die 
verschiedenen, nicht ausgemessenen einzelnen 
Grundstücke, aus denen er besteht, werden im 
Grundbuch als Anteile an ihm geführt und nicht 
näher bezeichnet. Zu ihrer Identifizierung könnte 
aber — soweit noch eingetragen — auf die frühere 
Gebäudesteuerrollennummer, Straße und Haus- 
nummer sowie auf die Grundbuchblattnummer 
Bezug genommen werden? es erscheint zweckmä- 
ßig, derartige Angaben auch in die Grundstücks- 
liste aufzunehmen, um die Auffindimg der Gnmd- 
stücke zu erleichtern. 


74. Zu Artikel 14 (§ 8 Abs. 5 und § 9 Abs. 2 und 3 
BoSoG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Geselzge- 
bungsverfahrenzu prüfen, ob folgende Anregung 
berücksichtigt werden kann: 

Die nach § 8 Abs. 5 gesondert eingeschriebene 
Nachricht setzt die Kenntnis des aktuellen Wohn- 
sitzes voraus. 

Der aktuelle Wohnsitz ist regelmäßig weder aus 
dem Grundbuch noch aus dem Liegenschaftska- 
taster ersichtlich. Die Ermittlung kann langwierig, 
wenn nicht sogar unmöglich sein. Sollte trotzdem 
die gesonderte eingeschriebene Nachricht für 
erforderlich gehalten werden, so sollte die Bestel- 
limg eines Vertreters auch dann möglich sein, 
wenn der aktuelle Wohnsitz nicht bekaimt ist. 

Gleiches gilt für die gesonderte einfache Mittei- 
lung nach § 9 Abs. 2 und die Zustellimg des 
Bescheides nach § 9 Abs. 3. 


75. Zu Artikel 14 (§ 9 Abs. 4 Satz 2 imd § 17 Satz 5 
— neu — BoSoG) 

Artikel 14 ist wie folgt zu ändern: 

a) § 9 Abs. 4 Satz 2 ist zu streichen. 

b) Dem § 17 ist folgender Satz anzufügen: 

„Im übrigen gilt § 108 Abs. 1 und 2 des 
Flurbereinigungsgesetzes sinngemäß. " 
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Begründung 
Zu a) 

§ 108 Abs. 1 und 2 des Flurbereinigungsgesetzes 
enthält Vorschriften über die Befreiung von 
Gebühren, Steuern, Kosten und Abgaben und 
steht damit in keinem Sachzusammenhang mit 
der in § 9 Abs. 4 geregelten Genehmigung für die 
Teilimg von Gnmdstücken. 

Zu b) 

Eine besondere Befreiungsvorschrift wie in § 108 
des Flurbereinigungsgesetzes oder § 79 des Bau- 
gesetzbuchs unter Beibehaltimg eines Landes- 
rechtsvorbehalts ist einzufügen. Dabei darf die 
allgemeine Kostenpfhcht der Eigentümer nicht 
eingeschränkt werden (vgl. § 17 des Gesetzent- 
wurfs). 


76. Zu Artikel 14 (§ 13 Abs. 2 BoSoG) 

In Artikel 14 ist § 13 Abs. 2 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 sind die Wörter „eine abweichende 
Größe" durch die Wörter „ein abweichender 
Grenzverlauf" zu ersetzen. 

b) In Satz 2 ist das Wort „Grundstücksgröße" 
durch das Wort „Grundstücksfläche" zu erset- 
zen. 

Begründung 

Im Liegenschaftskataster wird das Grundstück 
durch die Festlegung seiner Grenzen definiert. 
Hieraus wird dann die Fläche abgeleitet. Je nach 
Art der Berechnung können die Flächenangaben 
imterschiedlich genau sein. Dies ist auch der 
Grund dafür, daß die Flächenangaben im Grund- 
buch nicht am öffentlichen Glauben teilneh- 
men. 


77. Zu Artikel 14 (§ 15 BoSoG) 

Der Bxmdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in § 15 unmittelbar 
eine Entschädigungsregelung, wie sie im zur Zeit 
in Vorbereitung befindlichen Sachenrechtsberei- 
nigimgsgesetz vorgesehen ist, aufgenommen 
werden kann. 


78. Zu Artikel 14 (§ 17 BoSoG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob folgende Anregung 
berücksichtigt werden kaim: 

§ 17 enthält Regelungen über die Kosten des 
Verwaltxmgsverfahrens. In der Begründimg wer- 
den als Kosten ausschließlich die Kosten der 
Vermessung aufgeführt. 


Es soUte erwogen werden, die Kosten des Verwal- 
timgsverfahrens in Anlehnung an §§ 78 und 79 
BauGB zu regeln. 


79. Zu Artikel 15 (§ 1 Abs. 2 Satz 3 GVO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 15 in § 1 
Abs. 2 Satz 3 nach dem Wort „erscheint" die 
Wörter „, insbesondere weil Restitutionsansprü- 
che angemeldet sind, die auf Enteignungen von 
Vermögenswerten auf besatzimgsrechtlicher 
oder besatzungshoheitlicher Grundlage beru- 
hen" einzufügen sind. 

Begründung 

In einigen Fällen erteilen die zuständigen Ämter 
die GVO- Genehmigung trotz eindeutiger Rechts- 
lage nicht, obwohl der angemeldete Anspruch 
wegen eines Ausschlusses nach § 1 Abs. 8 Buch- 
stabe a VermG „offensichtlich unbegründet" ist. 
Durch die Änderung wird hier eine Klarstellung 
erreicht, ohne daß die erforderlichen Ausnahmen 
abgeschnitten werden. 


80. Zu Artikel 15 Abs. 2 — neu — (§ 2 a — neu — 
VermG) 

Der Bundesrat bittet, ün weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob Artikel 15 wie folgt 
geändert werden sollte: 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen; 

„Ändenmg vermögensrechtlicher Vorschrif- 
ten". 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Folgender Absatz 2 ist anzufügen: 

,(2) Nach § 2 des Vermögensgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 
1992 (BGBl. I S. 1446) wird folgender § 2a 
eingefügt: 

«§ 2a 

Erbengemeinschaft 

(1) Ist Rechtsnachfolger des von Maßnahmen 
nach § 1 Betroffenen eine Erbengemeinschaft, 
deren Mitglieder nicht sämtlich namentlich 
bekannt sind, so ist der Vermögens wert der 
Erbengemeinschaft nach dem zu bezeichnen- 
den Erblasser als solcher zurückzuübertragen. 
Die Erbengemeinschaft ist nach Maßgabe von 
§ 34 im Gnmdbuch als Eigentümerin einzutra- 
gen. 

(2) Eine bereits erfolgte Auseinandersetzrmg 
über den Nachlaß des Betroffenen gilt als 
gegenständlich beschränkte Teilauseinander- 
setzung. 

(3) Ein an der Stellung des Antrags nach § 30 
nicht beteiligter Miterbe gilt in Ansehung des 
Vermögenswertes nicht als Erbe, wenn er 


201 


Drucksache 12/5553 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


innerhalb der in Satz 2 bezeichneten Frist 
gegenüber der für die Entscheidung zuständi- 
gen Behörde schriftlich auf seine Rechte aus 
dem Antrag verzichtet hat. Die Erklärung des 
Verzichts nach Satz 1 muß sechs Wochen von 
der Erlangung der Kenntnis von dem Verfah- 
ren nach diesem Gesetz, spätestens sechs 
Wochen von der Bekanntgabe der Entschei- 
dung an, eingegangen sein; lebt der Miterbe 
im Ausland, beträgt die Frist sechs Monate. 

(4) Diese Vorschriften gelten entsprechend, 
wenn eine Erbengemeinschaft als solche von 
Maßnahmen nach § 1 betroffen ist.“' 

Begründung 

Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Vermögensgesetzes 
kann auch eine Erbengemeinschaft berechtigt 
sein. Das Vermögensgesetz beantwortet aber 
nicht eindeutig die Frage, ob es sich hierbei um 
die frühere, bei dem Erbfall seinerzeit entstan- 
dene Erbengemeinschaft handelt oder ob diese 
jetzt kraft des Vermögensgesetzes neu entsteht. 
Die Antwort ist nicht eindeutig, weü die Nach- 
lässe verstorbener Geschädigter meist auseinan- 
dergesetzt sein werden. Nicht klar geregelt ist 
ferner, welchen Charakter diese Gemeinschaft 
hat, ob es eine Gesamthandsgemeinschaft ist oder 
eine Gemeinschaft nach §§ 741 ff. BGB, mit der 
Folge, daß Bnichteüseigentum übertragen wer- 
den müßte. Regelungsbedürftig erscheint auch 
die Frage, welche Rechte die Miterben haben, die 
kein Interesse an dem Vermögens wert haben. Der 
Bundesrat gibt zu erwägen, ob man nicht eine 
Lösung der o. a. Art vorsehen sollte. Sie geht 
davon aus, daß Berechtigte die ursprüngliche 
Erbengemeinschaft ist. Hierbei sollte vorgesehen 
werden, daß sie als solche eingetragen werden 
kaim. Sonst müßte entweder das AROV oder das 
Gnmdbuchamt die sämtlichen Mitglieder der 
Erbengemeinschaft ermitteln, was weder für das 
eine noch für das andere Amt vertretbar ist. Dies 
sollte Sache der Gemeinschaft sein, die sich daim 
auch darüber klar werden muß, ob z. B. ein 
Nachlaßpfleger benötigt wird oder nicht. Bisher 
erfolgte Auseinandersetzungen sollten als Teil- 
auseinandersetzungen gnmdsätzlich Bestand ha- 
ben und nicht wieder aufgegriffen werden müs- 
sen. Der nicht mehr interessierte Miterbe sollte 
auf seine Rechte verzichten können, imd zwar 
auch daim, wenn er früher sein Erbe nicht ausge- 
schlagen hat. Dieser Verzicht sollte in Anlehnung 
an § 1953 BGB dazu führen, daß der betreffende 
Miterbe nicht als Erbe gilt und deshalb auch von 
den Verpflichtungen, z. B. auf Aufstockung eines 
Pflichtteils, frei ist. Diese Regelung sollte auch für 
Erbengemeinschaften gelten, die als solche 
geschädigt wurden. 


81. Zu Artikel 15 Abs. 2 — neu — (§ 11b Abs. 1 
VermG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 15 Abs. 2 
— neu — § 1 1 b Abs. 1 VermG durch eine weitere 


Regelung über die Kostentragungspflicht im Falle 
eines Antrages auf Vertreterbes tellung durch eine 
Gemeinde oder auch durch einen Privaten, spe- 
ziell durch einen Mieter, ergänzt werden sollte. 

Begründung 

Nach der genannten Vorschrift kann der Antrag 
auf Bestellung eines Vertreters eines nichtfest- 
stellbaren Eigentümers von jedem, der ein 
berechtigtes Interesse daran hat, gestellt werden. 
Dies kaim sowohl die Gemeinde als auch ein 
Privater, insbesondere ein Mieter sein. Nicht hin- 
reichend geklärt ist für diese Fälle bislang die 
Frage der Kostentragimgspflicht. Nach § 16 Abs. 3 
Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, das in 
§ 11b Abs. 1 Satz 4 des Vermögensgesetzes für 
entsprechend anwendbar erklärt wird, hat der 
Vertreter gegen den Rechtsträger der Behörde, 
die um seine Bestellimg ersucht hat, Anspruch auf 
eine angemessene Vergütung und die Erstattimg 
seiner baren Auslagen. Nach Satz 3 derselben 
Vorschrift bestimmt die antragstellende Behörde 
die Vergütung und stellt die Auslagen und Auf- 
wendungen fest; nach Satz 2 hat sie insoweit 
Ersatzansprüche gegen den Vertretenen. Falls 
eine Gemeinde einen solchen Antrag stellt, so 
dürfte sie in vielen Fällen finanziell überfordert 
sein, zumal den Gemeinden mit der Übertragung 
der Aufgaben durch das Zweite Vermögens- 
rechtsänderungsgesetz keine finanziellen Mittel 
zugewiesen wurden. Im Falle eines Antrages 
durch einen Privaten erscheint eine solche 
Kostentragungspflicht aus sozialpolitischen 
Gründen nicht zumutbar (selbst wenn letzten 
Endes für den Vertretenen der Vermögenswert in 
Anspruch genommen werden könnte, bleibt ein 
gewisses finanzielles Risiko); davon abgesehen 
erscheint die Bestimmung der Vergütung und 
Feststellung der Auslagen und Aufwendungen 
diuch ihn unzweckmäßig (die Regelung ist sicht- 
lich auf Behörden zugeschnitten). 


82. Zu Artikel 15 Abs. 2 — neu — (§ 20 VermG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 15 Abs. 2 
— neu — hinsichtlich des Vorkaufsrechtes nach 
§ 20 VermG folgende Fragen geregelt werden 
sollten: 

a) Besteht das Vorkaufsrecht nur während der 
Dauer des Nutzungsverhältiüsses oder auch 
darüber hinaus? 

b) Gilt das Vorkaufsrecht nur für den ersten 
Vorkaufsfall oder für alle? 

c) Wie wird das Vorkaufsrecht begründet und 
ausgeübt, wenn mehrere Nutzer vorhanden 
sind? 

Begründung 

Die aufgeführten Fragestellungen bereiten in der 
Praxis Schwierigkeiten und erscheinen rege- 
lungsbedürftig. 
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83. Zu Artikel 16 Nr. 6 Buchstabe b (§ 3 Abs. 3 
Satz 2 VZOG) 

In Artikel 16 Nr. 6 Buchstabe b sind in § 3 Abs. 3 
Satz 2 die Wörter „juristische Person des Privat- 
rechts " durch das Wort „Kapitalgesellschaft" und 
die Wörter „juristischen Person des öffentlichen 
Rechts" durch das Wort „Gebietskörperschaft" zu 
ersetzen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 


84. Zu Artikel 16 Nr. 7 Buchstabe c (§ 5 Abs. 2 
Satz 2 VZOG) 

In Artikel 16 Nr. 7 Buchstabe c sind in § 5 Abs. 2 
Satz 2 die Wörter „nach den in § 1 genannten 
Vorschriften" zu streichen. 

Begründung 

Mit diesem Hinweis auf § 1 VZOG wird wieder der 
Eindruck erweckt, daß auch weiterhin für Stra- 
ßengrundstücke das Zuordnungsverfahren nach 
dem VZOG erforderlich sei. Dies soll jedoch 
gerade nicht der Fall imd eine Grundbuchberich- 
tigung nur auf Antrag der jeweiligen Träger der 
Straßenbaulast möglich sein. 


85. Zu Artikel 16 Nr. 8 (§ 6 Abs. 3 — neu — 

VZOG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob Artikel 16 Nr. 8 wie 
folgt gefaßt werden sollte: 

,8. Der bisherige § 8 wird § 6 mit der Maßgabe, 
daß folgender Absatz 3 angefügt wird: 

„(3) Gerichtskosten werden in Verfahren 
nach diesem Gesetz nicht erhoben. Der 
Gegenstandswert beträgt unabhängig von der 
Zahl imd dem Wert der jeweils betroffenen 
Vermögensgegenstände 10 000 Deutsche 
Mark."' 

Begründung 

In Verfahren nach dem VZOG greifen in großem 
Umfang Kostenfreistellimgen ein. Zur Vereinfa- 
chimg soll die Gerichtskostenfreiheit festge- 
schrieben, hinsichtlich der außergerichtlichen 
Kosten sollte ein pauschalierter Gegenstands wert 
festgelegt werden. 


86. Zu Artikel 16 Nr. 9 Buchstabe a (§ 7 Abs. 1 
VZOG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob Artikel 16 Nr, 9 
Buchstabe a wie folgt zu fassen ist: 

,a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 


„Leitungsrechte und die Führung von Leituii- 
gen für Ver- und Entsorgungsleitungen, die 
nicht zugeordnet werden können, bleiben 
unberührt."' 

Begründung 

Redaktionelle Änderung und Klarstellung des 

Gewollten. 


87, Zu Artikel 16 Nr. 9 Buchstabe c (§ 7 Abs, 3 
VZOG) und Nr. 14 (§§ 16 bis 19 — neu — 
VZOG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob Artikel 16 wie folgt 
geändert werden sollte: 

1. In Nummer 9 Buchstabe c ist § 7 Abs, 3 zu 
streichen. 

2. Nummer 14 ist wie folgt zu ändern: 

a) Der Einleitimgssatz ist wie folgt zu fassen: 

„Nach § 10 werden folgende Abschnitte 
angefügt: " . 

b) Nach § 15 ist folgender Abschnitt anzufü- 
gen: 

„Abschnitt 4 

Vorschriften für einzelne Sachgebiete 
§ 16 

Anwendimg dieses Gesetzes 

Dieses Gesetz gilt für Eigentumsüber- 
gänge oder eine Übertragung des Eigen- 
tums nach Maßgabe der Artikel 26 und 27 
des Einigungsvertrages und der nachfol- 
genden Vorschriften entsprechend. Hierbei 
kann, soweit durch Bimdesgesetz nicht ein 
anderes bestimmt wird, Eigentum auch axxf 
juristische Personen üb ertragen werden, die 
aus einem der darin genarmten Sonderver- 
mögen hervorgegangen sind. 

§ 17 

Vorschriften für das Sondervermögen 
Deutsche Reichsbahn 

(1) Unbeschadet des Vermögensüber- 
gangs auf das Sondervermögen im übrigen 
ist Artikel 26 Abs. 1 Satz 2 des Einigungs- 
vertrages mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß die dort genarmten Vermögensgegen- 
stände durch Zuordnungsbescheid gemäß 
§ 2 auf das Sondervermögen Deutsche 
Reichsbahn oder aus ihm durch Gesetz 
gebildete Sondervermögen oder juristische 
Personen zu übertragen sind. Die Widmimg 
für einen anderen Zweck ist, auch wenn ihr 
von seiten des Sondervermögens oder sei- 
ner Rechtsvorgänger zugestimmt wurde, 
nur beachtlich, wenn der Abgang nicht den 
Grundsätzen einer unter den Bedingimgen 
der früheren Deutschen Demokratischen 
Republik ordnungsgemäßen Eisenbahn- 
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Wirtschaft widersprochen hat. Die Übertra- 
gung erfolgt nur auf Antrag des Sonderver- 
mögens; dieser kann bis zum Ablauf des 
30. Juni 1994 gestellt werden. Soweit auf 
Gnmd dieser Vorschriften über einen 
Eigentumsübergang auf das Sondervermö- 
gen rechtskräftig entschieden worden ist, 
bleibt es hierbei. 

(2) Artikel 26 Abs. 1 Satz 3 des Einigungs- 
vertrages ist nicht mehr anzuwenden. Die 
Ämter zur Regelimg offener Vermögensfra- 
gen geben von Amts wegen bei ihnen durch 
das Sondervermögen eingereichte Anmel- 
dungen an den für das Land jeweils zustän- 
digen Oberfinanzpräsidenten ab, der sie an 
die zuständige Stelle weiterleitet. Sie gelten 
als Antrag nach Absatz 1 Satz 3. 

§ 18 

Vorschriften für das Sondervermögen 
Deutsche Bundespost 

(1) Unbeschadet des Vermögensüber- 
gangs auf das Sondervermögen im übrigen 
ist Artikel 27 Abs. 1 Satz 5 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß die dort genannten Ver- 
mögensgegenstände durch Zuordnimgsbe- 
scheid gemäß § 2 auf das jeweilige Teilson- 
dervermögen des Sondervermögens Deut- 
sche Bimdespost oder daraus durch Gesetz 
gebildete juristische Personen zu übertra- 
gen ist. Die Widmimg für einen anderen 
Zweck ist, auch wenn ihr von seiten des 
Postvermögens oder seiner Rechtsvorgän- 
ger zugestimmt wurde, nur beachtlich, 
wenn der Abgang nicht den Gnmdsätzen 
einer imter den Bedingimgen der früheren 
Deutschen Demokratischen Republik ord- 
nungsgemäßen postalischen Wirtschaft wi- 
dersprochen hat. Die Entscheidimg erfolgt 
nur auf Antrag des betreffenden Teilsonder- 
vermögens; dieser kann bis zum Ablauf des 
30. Juni 1994 gestellt werden. Soweit auf 
Gnmd dieser Vorschriften über einen 
Eigentumsübergang auf das Sondervermö- 
gen rechtskräftig entschieden worden ist, 
bleibt es hierbei, 

(2) Artikel 27 Abs. 1 Satz 6 des Einigungs- 
vertrages ist nicht mehr anzuwenden. Die 
Ämter zur Regelimg offener Vermögensfra- 
gen geben von Amts wegen bei ihnen durch 
Teilsondervermögen eingereichte Anmel- 
dungen an den für das Land jeweils zustän- 
digen Oberfinanzpräsidenten ab, der sie an 
die zuständige Stelle weiterleitet. Sie gelten 
als Antrag nach Absatz 1 Satz 3. 

(3) Die in Artikel 27 Abs. 2 des Einigungs- 
vertrages vorgesehenen Festlegungen sind 
als allgemeine Weisungen von den Zuord- 
nungsstellen zu beachten. Vermögens- 
werte, die nicht Bestandteil des Sonderver- 
mögens Deutsche Bundespost sind, über- 
nimmt das Bundesministerium für Post imd 
Telekommunikation ohne Wertausgleich 
als Bundesvermögen. 


§ 19 

Verhältrus zu anderen Vorschriften 

(1) Artikel 21 Abs. 3 und Artikel 22 Abs. 1 
Satz 7 in Verbindung mit Artikel 21 Abs. 3 
des Einigungsvertrages und die Vorschrif- 
ten des Abschnitts 3 gelten für das in Arti- 
kel 26 und 27 des Einigungsvertrages 
genannte Vermögen entsprechend. 

(2) Das in Artikel 26 und 27 des Einigungs- 
vertrages genarmte Vermögen unterhegt 
den Vorschriften des Vermögensgesetzes 
und des Investitionsvorranggesetzes." 

Begründung 

Das Verhältrus der Artikel 26 und 27 des Eini- 
gungsvertrages zu den allgemeinen Vorschriften 
über die Vermögenszuordnung, insbesondere zu 
den Vorschriften über die Restitution ist zweifel- 
haft. In der Praxis schwierig zu handhaben ist 
auch die in den Vorschriften vorgesehene Anmel- 
dung von Vermögenswerten. Sie führt zu einer 
unnötigen Geschäftsbelastung der Ämter zur 
Regelung offener Vermögensfragen, die diese 
Anmeldungen nicht bescheiden können. 

Durch die vorgeschlagene Anfügung eines neuen 
Abschnitts 4 sollen diese Fragen, über die formale 
Einbeziehung in das Verfahren durch das 
RegVBG hinaus, geregelt werden. Es soll im 
Interesse einer technisch einfacheren imd klare- 
ren Abwicklung und zur Vermeidung von Fehl- 
entscheidungen vorgesehen werden, daß die in 
Artikel 26 Abs. 1 Satz 2 und in Artikel 27 Abs. 1 
Unterabsatz 2 Satz 1 des Einigungsvertrages 
geregelten Tatbestände einen Restitutionsan- 
spruch darstellen, die wie die Restitution aus 
Artikel 21 Abs. 3 und Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 in 
Verbindung mit Artikel 21 Abs. 2 des Einigungs- 
vertrages bei den Zuordnungsstellen beantragt 
werden müssen. Klargestellt ivird, daß die Gegen- 
stände des Sondervermögens Deutsche Bundes- 
post der Restitution unterliegen, soweit sie aus 
dem Sondervermögen Deutsche Post hervorge- 
gangen sind. Für sie sollen die im Einigungsver- 
trag und in dem Entwurf vorgesehenen Regelun- 
gen über die Restitution gelten. 


88. Zu Artikel 16 Nr. 11 Buchstabe a 

Doppelbuchstabe cc (§ 8 Abs. 1 Satz 4 VZOG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 16 Nr, 1 1 
Buchstabe a Doppelbuchstabe cc § 8 Abs. 1 Satz 4 
wie folgt gefaßt werden sollte: 

„ Der Bund überträgt nach Maßgabe der Artikel 2 1 
und 22 des Einigungsvertrages seine Verfügungs- 
befugnis auf das Land oder die Kommune, in 
dessen oder deren Gebiet das Grundstück ganz 
oder überwiegend belegen ist, " 
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89. Zu Artikel 16 Nr. 13 (§ 10 VZOG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob Artikel 16 Nr. 13 
wie folgt gefaßt werden sollte: 

,13. § 7a wird § 10 imd wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 mit 
der Maßgabe, daß Satz 1 wie folgt gefaßt 
wird: 

„Auf Antrag überträgt der Präsident der 
Treuhandanstalt der Kommune durch 
Zuordnungsbescheid Einrichtungen, 
Grundstücke und Gebäude, die nach 
Maßgabe des Artikels 22 Abs. 1 Satz 1 des 
Einigungsvertrages kommimalen Zwek- 
ken dienen, wenn sie im Eigentum von 
Unternehmen stehen, deren sämtliche 
Anteile sich unmittelbar oder mittelbar in 
der Hand der Treuhandanstalt befin- 
den. " 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 
angefügt: 

„(2) Wurden Vermögenswerte nach 
Absatz 1 auf Dritte übertragen, ist der 
Kommune der Erlös auszukehren. Weiter- 
gehende Ansprüche bestehen nicht.'" 

Begründung 
Zu a) 

Das Bimdesverwaltungsgericht hat in seinem 
Urteil vom 18. März 1993 (7 C 13.92) die Auffas- 
simg vertreten, Vermögensgegenstände der in 
§ 7 a VZOG genannten Art stellten kein Verwal- 
tungsvermögen dar; es handle sich vielmehr um 
Finanzvermögen. Von daher besteht die Gefahr, 
daß § 7 a VZOG im Ergebnis leerläuft. Daher sollte 
die in Satz 1 der Vorschrift enthaltene Verweisimg 
auf Artikel 21 des Einigimgsvertrages in die 
entsprechende Verweisimg auf Artikel 22 des 
Einigungsvertrages geändert werden. Gleichzei- 
tig sollte die bisher vorhandene Ermessensvor- 
schrift in eine Muß- Vorschrift umgewandelt wer- 
den. Das Bundesverwaltungsgericht hat nämlich 
in seinem Urteil zu erkennen gegeben, daß es ein 
gebundenes Ermessen annimmt. Im übrigen 
dürfte eine Ermessensbindung des Präsidenten 
der Treuhandanstalt auch durch die Veröffentli- 
chimg der Bundesregierung tm Info-Dienst Kom- 
munal Nr. 61 entstanden sein. 

Zub) 

Mit dem neuen Absatz 2 sollte klargestellt wer- 
den, daß veräußerte Einrichtungen, Grundstücke 
und Gebäude nicht mehr der Rückübertragung 
nach § 10 VZOG imterliegen. Dies wäre im Sinne 
des Verkehrsschutzes auch sachlich nicht vertret- 
bar. Sichergestellt werden sollte aber in solchen 
Fällen, daß die Kommune den Erlös erhält. Über 
die Erlösauskehrung hinaus sind weitere Ansprü- 
che nicht angezeicft. 


90. Zu Artikel 16 Nr. 14 (§ 11 Abs. 1 VZOG) 

In Artikel 16 Nr. 14 ist in § 11 Abs. 1 der 
Eingangssatzteil wie folgt zu fassen: 

„Eine Rückübertragung von Vermögensgegen- 
ständen nach Artikel 2 1 Abs. 3 erster Halbsatz und 
Artikel 22 Abs. 1 Satz 7 in Verbindung mit 
Artikel 21 Abs. 3 erster Halbsatz des Einigungs- 
vertrages (Restitution) karm unbeschadet der wei- 
teren Voraussetzungen der Artikel 21 und 22 von 
dem jeweiligen Eigentümer oder Verfügungsbe- 
rechtigten beansprucht werden. Die Rückübertra- 
gung eines Vermögenswertes wird nicht allein 
dadurch ausgeschlossen, daß dieser gemäß § 11 
Abs. 2 des Treuhandgesetzes in das Eigentum 
einer Kapitalgesellschaft, deren sämtliche Anteüe 
sich noch in der Hand der Treuhandanstalt befin- 
den, übergegangen ist. Die Rückübertragung ist 
ausgeschlossen, wenn". 

Begründung 

In Auswertung der Rechtsprechimg der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit sind die Artikel 21 und 22 
des Einigungsvertrages hinsichtlich der konkre- 
ten Restitutionsvoraussetzungen unklar gefaßt. 
Die Verwaltungsgerichte tendieren zu der An- 
sicht, als Restitutionsvoraussetzung neben der 
nachgewiesenen Voreigentümerschaft die Nut- 
zung des Vermögens gegenständes zu öffentli- 
chen Zwecken anzusehen. 

Mit dieser Auslegung der Artikel 21 und 22 des 
Einigimgsvertrages ergibt sich jedoch ein Wider- 
spruch zum eigentlichen Willen der Verfasser des 
Einigungsvertrages. Eine Klarstellimg im Sinne 
des hier formulierten Textvorschlages ist daher 
dringend erforderlich. 

Darüber hinaus wird klargestellt, daß Artikel 22 
Abs. 1 Satz 7 des Einigungsvertrages nicht dem 
Regelungsgehalt des Artikels 22 Abs. 1 Satz 1 bis 6 
des Einigungsvertrages unterliegt. Insbesondere 
können auch solche Vermögenswerte restituiert 
werden, die nicht der Treuhandverwaltung des 
Bundes nach Artikel 22 Abs. 1 unterliegen, son- 
dern anderen Verfügungsberechtigten übertra- 
gen wurden. 

Zudem bedarf es einer dahin gehenden Klarstel- 
lung, daß der gesetzliche Eigentumsübergang 
nach § 1 1 Abs. 2 des Treuhandgesetzes nicht eine 
Vermögenszuordnung nach Artikel 21 imd 22 des 
Einigungsvertrages ausschließt. Bisher beste- 
hende Rechtsimsicherheiten, die durch das zeit- 
lich verzögerte Inkrafttreten von Treuhandgesetz, 
Kommunalvermögensgesetz imd Einigungsver- 
trag aufgetreten sind, werden damit ausge- 
räumt. 


91. Zu Artikel 16 Nr. 14 (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 VZOG) 

In Artikel 16 Nr. 14 ist § 11 Abs, 1 Nr. 1 wie folgt zu 
fassen: 

„1. diese bei Inkrafttreten dieser Vorschrift für 
eine öffentliche Aufgabe entsprechend Arti- 
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kel 21 des Einigungsvertrages genutzt 
wird,", 

Begründung 

Die bisherige Formulierung von § 11 Abs. 1 Nr. 1 
trägt wegen weiterer Auslegungsmöglichkeiten 
nicht zur erforderlichen Rechtsklarheit bei imd 
bietet weiten Raum für Rechtsstreitigkeiten. Die- 
ser Zustand wäre sowohl für die Anspruchsteller 
als auch für die Anspruchsgegner äußerst imbe- 
friedigend. Rechtssicherheit wird daher nur durch 
die Abstellung der Vermögenszuordnung auf die 
stichtagsbezogene faktische Nutzimg erreicht. 
Die Anforderung an die Qualität der Nutzung ist 
mit der Bezugnahme auf Artikel 21 des Eini- 
gungsvertrages ausreichend hoch gesteckt. 


92. Zu Artikel 16 Nr. 14 (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 VZOG) 

ln Artikel 16 Nr. 14 ist in § 1 1 Abs. 1 Nr. 3 das Wort 
„oder" durch das Wort „und" zu ersetzen. 

Begründung 

Für einen Anspruchsteller ist es nicht hinnehm- 
bar, daß die Rückübertragung durch jegliche 
gewerbliche Nutzung ausgeschlossen werden 
kann. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß keine 
Vergleichbarkeit mit den Anspruchsteilem nach 
dem Vermögensgesetz gegeben ist, da den öffent- 
lichen Gebietskörperschaften im Rahmen ihrer 
Daseinsvorsorge auf dem jeweiligen Territorium 
Verpflichtungen obliegen, die nicht mit denen 
privater Anspmchsteller zu messen sind. Deshalb 
ist die Anforderung an die gewerbliche Nutzimg 
zum Ausschluß der Rückübertragung höher anzu- 
setzen und mit der Einbeziehung in eine Unter- 
nehmenseinheit qualitativ zu verbinden. 


93. Zu Artikel 16 Nr. 14 (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 VZOG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 16 Nr. 14 
in § 11 Abs. 1 Nr. 3 der Begriff der „betriebsnot- 
wendigen Einrichtungen" nicht durch eine Legal- 
definition näher bestimmt werden kann. 

Begründung 

Die bisherigen Erfahrungen im Umgang mit die- 
sem Begriff haben gezeigt, daß hier höchst unter- 
schiedliche Interpretationen möglich sind. Wäh- 
rend einige — so z. B. viele Kommunen — darun- 
ter eine unmittelbare und derzeitig vorhandene 
Betriebsnotwendigkeit verstehen, wird der Be- 
griff von der THA vielfach sehr weit ausgelegt und 
auch die Notwendigkeit der Vorhaltung der Rä- 
chen für geplante Betriebserweiterungen hier mit 
einbezogen. 

Grundsätzlich ist der Auffassung zuzustimmen, 
daß eine notwendige Betriebserweitenmg tat- 
sächlich ein Grund sein kann, den Restitutionsan- 
spruch zurückzudrängen. Die Notwendigkeit der 


Betriebserweitenmg muß jedoch nachweisbar 
und nachvollziehbar sein und muß sich in einem 
überschaubaren zeitlichen Rahmen abspielen. So 
könnte zur Voraussetzung gemacht werden, daß 
die Betriebserweitenmg in den früheren Fünf- 
Jahres-Plänen enthalten sein muß. 

Des weiteren muß die Betriebsnotwendigkeit 
nachvollziehbar im Einklang mit den — vorher zu 
definierenden — Betriebszielen stehen. Jedwede 
wirtschaftliche Nutzung von Grundstücken und 
Gebäuden ist für einen Betrieb von Vorteil, da er 
mit zusätzlichen Einnahmen rechnen kann. Daß 
dieses hier jedoch nicht gemeint ist, sollte durch 
die beantragte Legaldefinition noch einmal ver- 
deutlicht werden. 


94. Zu Artikel 16 Nr. 14 (§ 12 Abs. 3 VZOG) 

In Artikel 16 Nr. 14 ist § 12 Abs. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„ (3) Ist der Anspruch auf Restitution nicht offen- 
sichtlich unbegründet, untersagt die nach § 1 für 
die Entscheidung über den Anspruch zuständige 
Stelle, in deren Bezirk der Vermögenswert liegt, 
auf Antrag des Anspruchstellers auf Restitution 
die Maßnahme, wenn sie nach Absatz 1 nicht 
zulässig ist oder der Anspruchsteller spätestens 
einen Monat nach Ablauf der Wartefrist (Absatz 2) 
glaubhaft darlegt, daß ein besonderes öffentliches 
Interesse an der Nutzung bzw. Verwertung des 
Vermögensgegenstandes durch den Anspruch- 
steiler vorliegt. " 

Begründung 

Die bisherige Formulierung von § 12 Abs. 3 VZOG 
ist für Gebietskörperschaften absolut unannehm- 
bar, stellt sie doch auf eine Planungs- und Haus- 
haltstage ab, von der die Kommunen der neuen 
Länder drei Jahre nach dem Beitritt noch weit 
entfernt sind. Nach dem bisherigen Stand befin- 
den sich wohl nur die dringendsten öffentlichen 
Investitionsvorhaben qualitativ in dem Stadium, 
in dem nach § 12 Abs. 3 in der Fassung des 
Entwurfs eine Verfügung wirksam ausgeschlos- 
sen werden könnte. Die Aufgaben und Vorhaben 
der Kommunen gehen jedoch wesentlich weiter 
und können ohne Flächenvorrat für die Zukunft 
nicht erfüllt werden. Aus diesem Grunde ist die 
Eingriffsmöglichkeit für den jeweiligen An- 
spruchsteller zu entschärfen und auf die Darle- 
gung eines besonderen öffentlichen Interesses 
abzustellen. Ein Schulneubau z. B., der gleich- 
wohl heute schon dringend notwendig, jedoch 
wegen fehlender Haushaltsmittel erst in die Inve- 
stitionsplanung von 1995 auf genommen werden 
kann, muß als ein Ausschlußgnmd angesehen 
werden. Darüber hinaus erfordern öffentliche 
Vorhaben mitunter die Verlagerung von betrieb- 
lichen oder anderen Einrichtungen. Die Kommu- 
nen müssen auch in die Lage versetzt werden, 
hierzu aus ihrem Finanzvermögen Tauschobjekte 
anbieten zu können. 
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In Kenntnis der komplizierten und teilweise sehr 
langwierigen Entscheidungsabläufe in den Kom- 
mimen ist eine Frist von 14 Tagen keinesfalls 
ausreichend, um eine glaubhafte Darstellung zu 
gewährleisten, daß der Vermögensgegenstand 
für eine beschlossene und unmittelbare Verwal- 
tungsaufgabe dringend erforderlich ist. 

Die Kommunen sehen sich durch die Wiederver- 
einigung speziell im Planungsbereich einem 
enormen Arbeitsanfall gegenüber, so daß nicht für 
alle unmittelbaren Verwaltungsaufgaben auch 
bereits die erforderlichen Beschlüsse vorliegen 
oder überhaupt die Planungsvorläufe abgeschlos- 
sen sind. 

Auch bei Berücksichtigimg der Wartefrist nach 
Absatz 2 ist zumindest eine Verlängenmg der 
Frist nach Absatz 3 von zwei Wochen auf einen 
Monat vorzusehen, damit nicht durch diese Rege- 
lung eine für die Aufgabenerfüllung der 
Gemeinde notwendige Maßnahme aus Zeitman- 
gel gefährdet wird. 

95. Zu Artikel 16 Nr. 14 (§ 14 a — neu VZOG) 

Der Bimdesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 16 Nr. 14 
nach § 14 folgender § 14 a eingefügt werden 
sollte: 

„§ 14a 

Vorläufige Einweisimg 

(1) Die nach § 1 zuständige Behörde weist den 
aus Restitution (§11 Abs. 1) Berechtigten auf 
seinen mit dem Antrag auf Restitution zu verbin- 
denden Antrag hin vorläufig in den Besitz des 
Vermögenswertes ein, wenn 

1. die Berechtigung glaubhaft dargelegt worden 
ist, 

2. der Antrag axif Entscheidung über die Restitu- 
tion schon länger als drei Monate nicht 
beschieden oder mit einer solchen Entschei- 
dung innerhalb der auf die Antragstellung 
folgenden drei Monate nicht zu rechnen ist, 

3. der Berechtigte den Vermögenswert auf seine 
Kosten bewirtschaften oder sonst für einen 
bestimmten Zweck verwenden will. 

(2) Die vorläufige Einweisimg gilt als bewilligt, 
wenn der Anspruch glaubhaft gemacht ist und seit 
der Antragstellung drei Monate verstrichen sind, 
ohne daß eine Entscheidung der Behörde vorliegt. 
§ 12 bleibt unberührt. 

(3) Auf das Rechtsverhältnis zwischen dem 
gegenwärtigen Verfügungsberechtigten und 
dem aus der Restitution Berechtigten finden, bis 
dem Antrag auf Restitution entsprochen wird, die 
Bestimmungen über den Kauf Anwendung. Als 
Kaufpreis gilt der Verkehrswert im Zeitpunkt der 
Besitzeinweisung vereinbart; eine Haftung des 
Verfügungsberechtigten wegen Rechten Dritter 
findet nicht statt. Der Kaufpreis ist bis zu einer 
Entscheidung über die beantragte Restitution 
gestundet. Wird der Restitutionsanspruch ver- 


neint, wird der Kaufpreisanspruch nach Eintritt 
der Bestandskraft dieser Entscheidung sofort fäl- 
lig. 

(4) Die vorstehenden Vorschriften lassen Ver- 
einbanmgen der Beteiligten unberührt. Sie gelten 
entsprechend, wenn vor ihrem Inkrafttreten der 
aus der Restitution Berechtigte vorläufig in den 
Besitz von Vermögenswerten eingewiesen wor- 
den ist; in diesem Falle ist der aus Restitution 
Berechtigte jedoch berechtigt, anstelle der Zah- 
lung des Kaufpreises den Vermögenswert in dem 
Zustand zurückzugeben, in dem er sich bei der 
Besitzeinweisung befunden hat. " 

Begründung 

Zur beschleunigten Abwicklung der Restitutions- 
anträge der öffentiichen Körperschaften sollte in 
Anlehnung an § 6a des Vermögensgesetzes eine 
vorläufige Einweisung eingeführt werden. Sie 
sollte zur Vereinfachung auch für Grundstücke 
gelten, da hier die entsprechende Vorschrift aus 
dem Vermögensrecht, § 21 des Investitionsvor- 
ranggesetzes, nicht paßt. Die Regelung sieht vor, 
daß der restitutionsberechtigten Stelle sofort der 
Vermögenswert zu übertragen ist, wenn der 
Anspruch glaubhaft dargelegt ist, mit einer 
Bescheidung nicht innerhalb der üblichen Drei- 
Monats-Frist (vgl. § 75 VwGO) zu rechnen ist und 
wenn der Berechtigte den Vermögenswert auf 
seine Kosten bewirtschaften oder sonst einem 
bestimmten Zweck zuführen wül. Mit dem zuletzt 
genannten Tatbestandselement soll erreicht wer- 
den, daß der Vermögenswert nicht brachliegt. Die 
Einweisung wird als Kaufvertrag ausgestaltet, bei 
dem der Kaufpreis gestundet ist, bis eine ableh- 
nende Entscheidung ergeht (Absatz 3). Um eine 
zügige Entscheidimg der Anträge zu erreichen, 
wird in Absatz 2 vorgesehen, daß die Einweisimg 
als erfolgt güt, wenn nicht innerhalb von drei 
Monaten eine andere Entscheidung ergeht. 

Die Regelung soll auch der Absicherung bisher 
faktisch erfolgter vorläufiger Einweisungen die- 
nen. Hierbei sollen zunächst die getroffenen Ver- 
einbarungen maßgeblich bleiben (Absatz 4 
Satz 1). Fehlen solche, besteht wie auch in den 
künftigen Einweisungsfällen ein Kaufvertrag. 
Weil sich die Beteiligten jedoch hierauf nicht 
haben einrichten können, sollen sie die Möglich- 
keit haben, anstelle des Kaufpreises gewisserma- 
ßen als Ersatzleistung den Vermögenswert 
zurückzugeben. Der Kaufpreis gilt natürlich auch 
hier als gestundet, bis über die Restitution ableh- 
nend beschieden worden ist. 


96. Zu Artikel 16 Nr. 14 (§ 15 VZOG) 

In Artikel 16 Nr. 14 ist § 15 wie folgt zu fassen: 
„§ 15 

Zuordnung des Vermögens früherer Länder und 
ehemaligen Reichsvermögens 

Die Artikel 21 und 22 des Einigungsvertrages 
finden bei der Aufteilung des öffentlichen Vermö- 
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gens mit der Maßgabe Anwendung, daß das 
Vermögen nicht mehr bestehender Länder und 
ehemaliges Reichsvermögen imter Anwendimg 
des Artikels 134 Abs. 1 bis 3 imd des Artikels 135 
Abs. 1 bis 3 des Grundgesetzes zuzuordnen ist. 
Die §§ 11 bis 14 gelten sinngemäß." 

Begründung 

Es ist umstritten, welche verfassimgsrechtlichen 
Vorgaben für die Artikel 21, 22 EV bestehen. Der 
Bundesrat vertritt mit Nachdruck die Auffassimg, 
daß es nicht nur verfassungspolitisch, sondern 
auch verfassungsrechtlich geboten ist, die neuen 
Länder nach denselben Regeln mit Verwaltimgs- 
und Finanzvermögen auszustatten wie die al- 
ten Länder bei Gründimg der Bimdesrepublik 
Deutschland. 

Das Land Brandenburg begründet seine Auffas- 
sung, daß üim von Verfassungs wegen ein Recht 
auf gleiche Vermögensausstattimg zusteht, zum 
einen damit, daß die Artikel 134, 135 GG auch für 
das in der DDR belegene frühere Reichs- und 
Ländervermögen gelten. In den Artikeln 4, 6 und 7 
EV sind die Bestimmungen aufgeführt, die im 
Beitrittsgebiet aufgehoben oder eingeschränkt 
sind. Da sich die Artikel 134, 135 GG darunter 
nicht befinden, bleibt es für diese Bestimmimgen 
bei der Grundregelung nach Artikel 3 EV; danach 
tritt das Gnmdgesetz in der ehemaligen DDR 
hinsichtlich der Vermögensausstattung der neu- 
en Länder ohne Vorbehalte und Maßgaben in 
Kraft. 

Zum anderen sind die Artikel 21, 22 EV als 
Rechtsquellen ungeeignet, die Regelung der Ver- 
mögensaufteilung in den Artikeln 134, 135 GG in 
der praktizierten Weise abzuändem. Der Eini- 
gimgsvertrag steht wie jeder Staatsvertrag im 
Rang unter dem Verfassimgsrecht, Dagegen kann 
auch nicht eingewendet werden, daß Bimdestag 
und Bimdesrat ihm mit verfassungsändemder 
Mehrheit zugestimmt haben. Diese Zustimmung 
stellt den EV lediglich von der Beachtung derje- 
nigen Verfassimgsnormen frei, die er ausdrück- 
lich geändert oder suspendiert hat. 

Die in den Artikeln 21, 22 EV angeordnete Ver- 
mögensaufteilung ist auch unter dem Gesichts- 
punkt des Gesetzesvorbehalts entsprechend dem 
jeweiligen Absatz 4 der Artikel 134, 135 GG nicht 
generell anwendbar. Dies gilt in besonderem Maß 
für Artikel 134 Abs. 4 GG, nach dem „das Nähere" 
über die Zuordnung des ehemaligen Reichsver- 
mögens durch Bundesgesetz zu regeln ist. Durch- 
brechimgen der in den Absätzen 1 bis 3 getroffe- 
nen Regelimgen sind damit keineswegs gedeckt. 
Wie eng diese Ermächtigung tatsächlich ist, 
belegt ein Vergleich mit Artikel 135 Abs. 4 GG, 

Artikel 135 Abs. 4 GG ermächtigt den Bundesge- 
setzgeber ausdrücklich zu einer „von den Absät- 
zen 1 bis 3" abweichenden Regelimg. Damit steht 
eindeutig fest, daß die Auslegung des EV bei der 
Verteilimg des früheren Reichsvermögens von 
den in Artikel 134 Abs. 1 bis 3 verankerten 
Grundsätzen nicht abweichen darf. 


Aber auch soweit dem Bimd nach Artikel 135 
Abs. 4 GG größere Abweichungen von den Absät- 
zen 1 bis 3 erlaubt sind, hat sich die bisherige 
Zuordnimgspraxis nicht in den Grenzen des 
Zulässigen gehalten. Denn Absatz 4 macht die 
Abweichimgen von den in Artikel 135 Abs. 1 bis 3 
GG enthaltenen Regelimgen davon abhängig, 
daß „ein überwiegendes Interesse des Bundes 
oder das besondere Interesse eines Gebietes sie 
erfordert". Wichtige Belange des Bundes, die das 
Interesse der neuen Länder an der lückenlosen 
Übernahme des früheren Ländervermögens klar 
überwiegen, sind nicht ersichtlich. Die neuen 
Länder sind angesichts ihres extrem hohen 
Grundstücksbedarfs, der den Bedarf der bei 
Gründung des Bundes bereits sehr gut ausgestat- 
teten alten Länder bei weitem übertrifft, ungleich 
dringender auf das Verwaltungs- und Finanzver- 
mögen ihrer Rechts- und Funktionsvorgänger 
angewiesen als der Bund. 

Diese Feststellungen gelten insbesondere auch 
für das vormals preußische Vermögen. Während 
die westdeutschen Länder dieses Vermögen 
nahezu lückenlos übernommen haben, spalten es 
die Artikel 21, 22 EV auf und weisen es als 
Verwaltungs- bzw. Finanzvermögen dem Bund 
imd den neuen Ländern lediglich nach den dort 
genannten Kriterien zu. Eine verfassungskon- 
forme Auslegung der Artikel 21, 22 EV, wonach 
die Aufteilungskriterien des E V nur auf das öffent- 
liche Vermögen der DDR im eigentlichen Sinne, 
nicht aber auf ehemaliges Reichsvermögen und 
Vermögen nicht mehr bestehender Länder An- 
wendimg finden, würde in weiten Teilen zu einer 
Verbesserung der Vermögensaufteilung zugun- 
sten der neuen Länder führen. Die vorgeschla- 
gene Änderung des Gesetzes beseitigt die Inve- 
stitionshemmnisse, die sich bislang aus der Unsi- 
cherheit der Rechtslage ergeben haben, und führt 
zu einer umgehenden Klärung der Rechtslage. 


97. Zu Artikel 17 (Artikel 2 Abs, 3 Satz 4 und 5 
— neu — Gesetz zu dem Abkommen vom 
12. Oktober 1990 zwischen der Bundesrepublik 
' Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über die Bedingungen des 
befristeten Aufenthalts und die Modalitäten des 
planmäßigen Abzugs der sowjetischen Truppen 
aus dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland vom 21. Dezember 1990) 

In Artikel 17 sind dem Artikel 2 Abs. 3 folgende 
Sätze anzufügen: 

„Unabhängig von der Einigung zwischen dem 
Bund und den Ländern trägt der Bund die anfal- 
lenden Kosten für die Erforschung und Beseiti- 
gung der durch Kampfmittel verursachten Schä- 
den und Gefahren im Sinne des Vertrages, Das 
Abrechnungsverfahren regelt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. " 
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Begründung 

Der Zustand der WGT-Uegenschaften erfordert 
einen Sanierungsaufwand, der von den neuen 
Ländern allein nicht geleistet werden kann. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die Liegenschaften 
möglichst kurzfristig wirtschaftlichen oder sonsti- 
gen Zwecken zugeführt werden sollen. 

Allein die Sicherung der Liegenschaften erfordert 
derzeit jährliche Kosten von über 100 Mio. DM. 
Ursache hierfür sind vorrangig die von Kampfmit- 
teln ausgehenden Gefahren. Die Kampfmittelbe- 
seitigung ist daher als eine vorrangige Aufgabe im 
Hinblick auf die zukünftige Nutzimg der ehemals 
WGT-genutzten Liegenschaften anzusehen, die 
ohne eine klare Kostenregelimg mit erheblichen 
Schwierigkeiten und zeitlichen Verzögerungen 
verbimden wäre. In den alten Ländern werden 80 
bis 90% der Kosten für die Kampfmittelbeseiti- 
gxmg vom Bimd getragen. In den neuen Ländern 
ist der Kostenanteil des Bimdes geringer. Bei der 
Übernahme der ehemals WGT-genutzten Liegen- 
schaften müßten die neuen Länder zusätzlich die 
auf diesen Liegenschaften anfallenden Kosten für 
die Kampfnüttelbeseitigung übernehmen, soweit 
nicht im Rahmen der Bimd-Länder-Einigimg eine 
Kostenbeteiligimg des Bimdes erreicht werden 
karm. Im Hinblick auf die zeitliche Dringlichkeit 
dieser Maßnahmen ist schon jetzt eine eindeutige 
und ohne großen Verwaltungsaufwand durch- 
führbare Kostenregelung erforderlich. 


98. Zu Artikel 19 Abs. 4 und 5 Satz 2 — neu — 
(Überleitungsvorschriften) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob Artikel 1 9 Abs. 4 um 
eine Überleitungsvorschrift für begonnene Ver- 
fahren ergänzt und ob in Artikel 19 Abs. 5 nach 
Satz 1 folgender Satz eingefügt werden sollte; 


„Geht eine der nach § 8 des Vermögenszuord- 
nungsgesetzes verfügungsbefugte Kommune in 
einer anderen auf, so ist diese Kommune verfü- 
gungsbefugt; der Nachweis der Rechtsnachfolge 
kann auch durch eine Bescheinigung der Auf- 
sichtsbehörde erbracht werden. " 


Begründung 
Zu Absatz 4 

Um Unklarheiten zu vermeiden, erscheint eine 
Überleitungsvorschrift für begonnene Verfahren 
angezeigt. 

Zu Absatz 5 

§ 6 VZOG stellt hinsichtlich der Verfügungsbe- 
fugnis der Kommune darauf ab, ob diese selbst, 
der frühere Rat der betreffenden Kommune oder 
deren früherer volkseigener Betrieb der Woh- 
nungswirtschaft als Rechtsträger des volkseige- 
nen Vermögens eingetragen ist. Die Bezeichnung 
der Kommune deckt sich dabei mit der bisherigen 
kommunalen Gliederung. Im Rahmen der kom- 
muncilen Neugliederung, die in den neuen Län- 
dern vorbereitet wird oder auch schon durchge- 
führt worden ist, werden zahlreiche der solcher- 
maßen verfügungsbefugten Kommunen unterge- 
hen. Würde rüchts weiter geregelt, würde dies 
dazu führen, daß mit dem Untergang der betref- 
fenden Kommunen auch die Verfügungsbefugnis 
verlorengeht. Dieses Ergebnis wäre sachwidrig. 
Dem würde mit der vorgeschlagenen Ergänzung 
entgegengewirkt werden. Da sie als Übergangs- 
vorschrift nur vorübergehend Bedeutung hat, 
sollte sie nicht unmittelbar in das Vermögens- 
zuordnungsgesetz, sondern in die dieses Ge- 
setz betreffende Überleitungsvorschrift eingestellt 
werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


A. Zu den Vorschlägen 
Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung teilt diese Einschätzung des 
Bundesrates und wird alles in ihren Möglichkeiten 
Stehende untemehmen, den Entwurf noch in diesem 
Jahr zur Verabschiedung zu bringen. Dazu gehört 
auch die Vorbereitung der vorgesehenen Bundes- 
rechtsverordnimgen zur Ausführung der Automa- 
tionsvorschriften. 


Zu Nummer 2 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. Sie 
hält es allerdings für angezeigt, nicht nur, wie in dem 
Änderungsantrag der Nummer 24 dem Land Baden- 
Württemberg, sondern auch anderen Ländern die 
Möglichkeit zu geben, bei Teilabschreibung die Vor- 
legimg eines Auszugs aus der amtlichen Karte vorzu- 
sehen, aus dem sich die Größe und Lage des Gnmd- 
stücksteils ergeben. Deshalb sollte dem § 2 Abs. 3 
GBO neu folgender Satz angefügt werden: 

„Durch Rechtsverordnung der Landesregienmg, die 
zu deren Erlaß auch die Landesjustizverwaltung 
ermächtigen kann, kann neben dem Auszug aus dem 
beschreibenden Teil auch die Vorlage eines Auszugs 
aus der amtlichen Karte vorgeschrieben werden, aus 
dem sich die Größe und Lage des Grundstücks erge- 
ben, es sei denn, daß der Grundstücksteil bisher im 
Liegenschaftskataster unter einer besonderen Num- 
mer geführt wird. " 

§ 142 Abs. 1 Satz 3 GBO neu gemäß dem Änderungs- 
vorschlag zu Nummer 24 könnte dann entfallen. 


Zu Nummer 3 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 4 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 5 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 6 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Die 
Ergänzung müßte aber redaktionell überarbeitet wer- 
den. Nummer 3 würde dann wie folgt lauten: 


„ . . . 

3, die Entscheidungen über Ersuchen des Gerichts 
um Eintragimg oder Löschimg des Vermerks über 
die Eröffnung des Konkurs- und GesamtvoUstrek- 
kungsverfahrens oder des Vermerks über die Ein- 
leitung eines Zwangsversteigerungs- und Zwangs- 
verwaltungsverfahrens; " . 


Zu Nummer 7 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, 


Zu Nummer 8 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 9 

Die Bundesregierung vermag diesem Vorschlag nicht 
zu folgen. Grundsätzlich ist für die Rücknahme von 
Anträgen das Formerf ordemis die Grundlage für eine 
reibungslose und sichere Führung des Grundbuchs. 
Dies gilt aber nicht für die Rücknahme von Eintra- 
gimgsanträgen, soweit diese lediglich auf eine Berich- 
tigung des Gnmdbuchs gerichtet sind. Hier kaim ein 
Verzicht auf das Formerfordemis ohne Abstriche in 
der Sicherheit der Grundbuchführung zu Verfahrens- 
erleichterungen führen. 


Zu Nummer 10 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 1 1 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 12 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 13 

Die Bundesregierung ist zwar der Ansicht, daß die 
Beibehaltimg der Entwurfsfassung zum selben Ergeb- 
nis führen würde. Sie stimmt dem Vorschlag indessen 
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unter Zurückstellung dieses Bedenkens mit der Maß- 
gabe zu, daß in § 8 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 HGB neu und in 
§ 55 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BGB neu axif die Anlage zur 
Grundbuchordnung verwiesen wird. Es müßte dann 
nicht zu jedem der genannten Gesetze eine gleichlau- 
tende Anlage geschaffen werden. Bei der Grundbuch- 
ordmmg wird sie auch leichter airfzufinden sein, weil 
diese neu bekanntgemacht werden soll. 


Zu Nummer 14 

Die Bundesregierung würde sich dem Vorschlag eher 
anschließen können, wenn man sich an die geltende 
Fassung des § 80 Abs. 5 SGB X (nicht § 81 SGB X) 
aniehnen könnte. Die Vorschrift wird aber durch das 
Zweite Gesetz zur Ändenmg des Sozialgesetzbuches 
(BT-Dmcksache 12/5187) umgestaltet werden. Diese 
Neufassimg eignet sich demgegenüber nicht zu einer 
Übernahme, da sie keinerlei Vorteile (mehr) bietet. 
Deshalb sieht sich die Bundesregienmg nicht in der 
Lage, dem Vorschlag zuzustimmen. 


Zu Nummer 15 

Die Bimdesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 16 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 17 

Die Bimdesregierung vermag sich diesem Vorschlag 
nicht anzuschließen. Der Vorschlag ist zwar zweck- 
mäßig. Es erscheint der Bimdesregierung aber günsti- 
ger, dies bimdeseinheitlich und flexibler in der 
Rechtsverordmmg nach § 134 Satz 1 Nr, 2 GBO zu 
regeln. Entsprechende Vorschläge wird die Bimdesre- 
gierung in Kürze imterbreiten. 


Zu Nummer 18 

Die Bimdesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 19 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. Dies 
gilt uneingeschränkt für die Änderung des Absatzes 2. 
In dem vorgeschlagenen Absatz 3 a sollte die Verwei- 
sung auf § 9a Abs. 7 HGB durch einen zusätzlichen 
Absatz eigenständig geregelt werden. Hierbei sollte 
der Umstand berücksichtigt werden, daß viele nicht- 
öffentliche Stellen ohnehin durch Behörden über- 
wacht werden. Es erscheint zweckmäßig, die Über- 
prüfung in die Hände der bestehenden Überwa- 
chungsbehörden zu legen und nicht zusätzliche 
Zuständigkeiten zu begründen. Mit dieser Ändenmg 
könnte der Absatz wie folgt lauten: 


„ (3 b) In den Fällen des Absatzes 3 a überwacht auch 
ohne einen bestimmten Anlaß die Einhaltung der 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen dieser Vor- 
schrift durch den lücht-öffentlichen Empfänger die 
Aufsichtsbehörde und, sofern die Stelle nicht einer 
behördlichen Kontrolle imterliegt, die Landesbe- 
hörde, die für die Datenschutzkontrolle bei den öffent- 
lichen Stellen des Landes zuständig ist, in dem der 
Wohnsitz oder Sitz der nicht- öffentlichen Stelle liegt. 
Deren Befugnisse im Rahmen der Überwachimg nach 
Satz 1 richten sich nach den für sie geltenden landes- 
rechtlichen Bestinummgen imd stehen ihr auch zu, 
wenn der Empfänger die personenbezogenen Daten 
nicht in Dateien verarbeitet. Unabhängig hiervon 
erhält der Eigentümer des Grundstücks oder gnmd- 
stücksgleichen Rechts mindestens einmal im Jahr eine 
Mitteilung über nach dieser Vorschrift vorgenom- 
mene Auskünfte aus dem Grundbuch." 

Die Bimdesregienmg sieht hier allerdings die Gefahr 
von Mißbräuchen und behält sich eine ergänzende 
Prüfung vor, ob die Vorschrift tatsächlich mißbrauchs- 
sicher angewendet werden wird. Hierbei wird es 
entscheidend auch auf den Inhalt der Rechtsverord- 
nung nach § 134 der Gnmdbuchordnung in der 
Fassung des Entwurfs ankommen. 

Hinsichtlich des vorgeschlagenen neuen Absatzes 4 a 
sollte eine Einschränkung des Umfangs der Konzen- 
trationswirkung vorgesehen werden. Die Kapazität 
des jeweiligen Grundbuchamts (vgl, § 133 Abs, 2 
Satz 3 Nr. 3 GBO in der Fassung des Entwurfs) wird im 
Urspnmgsverfahren nicht geprüft und sollte deshalb 
von der Konzentrationswirkung nicht erfaßt werden. 
Deshalb hält die Bundesregierung es für angezeigt, in 
Absatz 4a neu Satz 1 hinter dem Wort „gelten" die 
Wörter „in Ansehung der Voraussetzungen nach 
Absatz 1 und 2 Satz 3 Nr. 1 und 2" einzufügen. 


Zu Nummer 20 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Sie 
hält es aber für erforderlich, gerade auch im Interesse 
flexibler Lösungen die Abtretbarkeit von Gebühren- 
fordenmgen ausdrücklich vorzusehen. Dies könnte 
durch die Anfügung folgender Sätze geschehen: 

„Ansprüche auf Zahlung von Gebühren können auch 
für die Zukunft abgetreten werden; die Festsetzung 
der Gebühren kann im gesetzlich vorgesehenen 
Umfang auch nach einer Abtretung in dem allgemei- 
nen Verfahren angefochten werden. Die Staatskasse 
vertritt den Empfänger der Abtretung. " 


Zu Nummer 21 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 22 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. 
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Zu Nummer 23 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 24 

Die Bundesregienmg hält den Vorschlag zwar in der 
Sache für zweckdienlich. Sie ist aber der Meinung, 
daß er richtigerweise als allgemeine Regelung in § 2 
eingestellt werden sollte. Auf die Ausführungen zu 
Nummer 2 wird Bezug genommen. 


Zu Nummer 25 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 26 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß das Petitum 
durch den Vorschlag zu Nummer 27 aufgegriffen 
wird. Weitergehende Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regienmg, insbesondere auch wegen der Eigentums- 
garantie in Artikel 14 GG, nicht. 


Zu Nummer 27 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag grund- 
sätzlich zu. Sie ist allerdings der Meinung, daß es 
verfassungsnäher wäre, bei dem Ausschluß eines 
Teils mehrerer Erben vom Grundsatz der Anwach- 
sung auszugehen und nicht ein teilweises Aneig- 
nungsrecht des Fiskus vorzusehen. Dies würde auch 
dazu führen, daß die Entschädigungspflicht die fest- 
gestellten Erben treffen müßte. Diese Überlegung 
würde zu folgender Neufassung von § 6a Abs. 2 
Gnmdbuchbereinigimgsgesetz führen: 

„§6a 

Unbekaimter Eigentümer 

(1) (unverändert) 

(2) Kaim auf einen Antrag nach Absatz 1 nach 
Mitteilung des Gerichts nicht oder nicht innerhalb 
eines Jahres ab der Stellung des Antrags ein Erb- 
schein erteilt werden, so köimen auf Antrag des Fiskus 
des Landes, in dem das Gnmdstück liegt, wenn keiner 
der Erben zu ermitteln ist, der Eigentümer, im übrigen 
die nicht bekaimten Erben im Aufgebotsverfahren mit 
ihren Rechten ausgeschlossen werden, wenn eine 
Eintragung, die der Zustimmung des Eigentümers 
bedurfte, seit 50 Jahren nicht erfolgt ist. Das Aneig- 
nungsrecht steht im ersten Fall dem Fiskus, im zweiten 
den nicht ausgeschlossenen Erben gemeinsam zu. 
§ 927 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt 
sinngemäß. Dem ausgeschlossenen Berechtigten 
steht im Umfang seines Rechtsverlustes gegen den 
Inhaber des Aneignimgsrechts ein Anspruch auf Zah- 
lung des Verkehrswerts zu, den das Grundstück im 
Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft des Ausschluß- 
urteils hatte, weim dieser von seinem Aneignungs- 
recht nach § 928 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 


Gebrauch gemacht hat. Der Anspruch auf Zahlung 
des Verkehrswerts kann durch Übertragimg des 
Eigentums an dem Gnmdstück erfüllt werden. " 


Zu Nummer 28 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 29 

Die Bundesregienmg wird den Vorschlag im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebrmgsverfahrens prüfen. 


Zu Nummer 30 

Die Bundesregierung hält eine vollständige Aus- 
nahme aller öffentlichen Stellen aus dem Genehmi- 
gimgserfordemis für den On-line-Anschluß an das 
Handelsregister aus den in der Begründimg zum 
Regierungsentwurf angeführten Gründen nicht für 
sachgerecht. Sie wird den Vorschlag aber in die 
weitere Überprüfung zu Nummer 29 miteinbezie- 
hen. 


Zu Nummer 31 

Die Bundesregierung trägt das dem Vorschlag 
zugnmdeliegende Anliegen mit, vermag der vorge- 
schlagenen Formulienmg aber nicht zuzustimmen. 

Der Vorschlag berücksichtigt nicht, daß die Genehmi- 
gung nach § 9a Abs. 3 Nr. 3 HGB voraussetzt, daß auf 
seiten des Registergerichts bzw. der speichernden 
Stelle die technischen Möglichkeiten der Einrichtung 
imd Abwicklung des Verfahrens gegeben sind und 
eine Stönmg ihres Geschäftsbetriebs nicht zu erwar- 
ten sein darf. Da diese Voraussetzung in bezug auf 
jedes einzelne Registergericht gelten muß, würde der 
Vorschlag des Bundesrates dazu führen, daß die 
Genehmigung nicht erteilt werden darf, solange der 
On-line-Anschluß auch nur bei einem einzelnen Regi- 
stergericht im Land nicht ohne die Gefahr der Störung 
seines Geschäftsbetriebs eingerichtet werden kann, 
etwa weü das Register dort zwar bereits automatisiert 
geführt, die Umstellung aber noch nicht abgeschlos- 
sen ist. Das vom Bundesrat verfolgte Anliegen, den 
Verwaltungsaufwand für die Genehmigimg in Gren- 
zen zu halten und damit letztlich auch eine benutzer- 
freundliche Regelung zu schaffen, würde durch die 
undifferenzierte gesetzliche Anordnung landesweiter 
Geltung der Genehmigung in das Gegenteil ver- 
kehrt. 

Die Bundesregienmg schlägt deshalb folgende For- 
mulierung vor: 

„ (3 a) Die Genehmigung kann auch für den Abruf 
der Daten aus mehreren oder allen in einem Land 
maschinell geführten Handelsregistern erteilt wer- 
den. " 
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Zu Nummer 32 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 33 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren 
Verlauf des Gesetz gebimgsverfahrens prüfen. 


Zu Nummer 34 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 35 

Falls es sich als erforderlich erweisen sollte, auch die 
technischen Mindestanforderungen zur Ausfüllimg 
der imbestimmten Rechtsbegriffe des § 8 a Abs, 1 oder 
des § 9a HGB bundeseinheitlich im Detail zu präzi- 
sieren, könnte nach Auffassimg der Bundesregierung 
dazu eine entsprechende Rechtsverordnung des Bun- 
desministeriums der Justiz auf der Grundlage des 
geltenden § 125 Abs. 3 FGG erlassen werden. 


Zu Nummer 36 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 


Zu Nummer 37 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 38 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 39 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, 
jedoch sollte eine dem § 12 b Abs. 3 GBO entspre- 
chende Regelung vorgesehen werden. Dies könnte 
dadurch geschehen, daß folgender weiterer Satz 
angefügt wird: 

„Eine Einsicht in das Original ist nur gestattet, wenn 
ein berechtigtes Interesse an der Einsicht darin darge- 
legt wird. " 


Zu Nummer 40 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 


Zu Nummer 41 

Die Bundesregienmg vermag diesem Vorschlag nicht 
zuzustimmen. Das Vereinsregister ist im Hinblick auf 


die automatisierte Führung mit dem Handelsregister 
gleichzustellen und sollte deshalb, wie im Entwurf 
vorgesehen, genauso behandelt werden. 


Zu Nummer 42 

Die Bundesregierung hält eine vollständige Aus- 
nahme aller öffentlichen Stellen aus dem Genehmi- 
gungserfordemis für den On-line- Anschluß an das 
Vereinsregister aus den in der Begründung zum 
Regierungsentwurf angeführten Gründen nicht für 
sachgerecht. Sie wird den Vorschlag aber im Zusam- 
menhang mit dem parallelen Vorschlag zum Handels- 
register (Nummer 30) prüfen. 


Zu Nummer 43 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 


Zu Nummer 44 

Die Bimdesregierung nimmt Bezug auf ihre Ausfüh- 
rungen zu Nummer 31. Sie hält es deshalb für zweck- 
mäßig, folgende Formulierung anzustreben: 

„ (4 a) Die Genehmigung kann auch mit Wirkung für 
das gesamte Land [für den Abruf der Daten aus allen 
in einem Land maschinell geführten Vereinsregistem] 
erteilt werden. " 


Zu Nummer 45 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 46 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 


Zu Nummer 47 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 48 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 


Zu Nummer 49 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
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Zu Nummer 50 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 


Zu Nummer 51 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 52 

Die Bimdesregierung teilt zwar die Ansicht des Bim- 
desrates, daß die Schwierigkeiten bei der Zwangsvoll- 
streckung so bald wie möglich behoben werden 
sollten. Sie ist aber der Meinimg, daß dies technisch 
nicht vor Ablauf des Jahres 1996 möglich sein wird. 
Denn dazu ist u. a. regelmäßig nötig, daß für LPG- 
Gebäudeeigentum die nach Artikel 233 § 2b Abs. 3 
Satz 1 EG BGB erforderlichen Bescheide der Oberfi- 
nanzpräsidenten erlassen werden. Dies wird nicht bis 
zum Ablauf des Jahres 1995 möglich sein. Im Interesse 
der Betroffenen sollte es daher bei dem im Entwurf 
enthaltenen Datum bleiben. 


Zu Nummer 53 

Die Bimdesregienmg wird die im April dieses Jahres 
durch das Bimdesmmisterium der Jxistiz eingeleitete 
Prüfimg gemeinsam mit den Ländern fortsetzen. 


Zu Nummer 54 

Die Bimdesregierung vermag diesem Vorschlag aus 
den zu Nummer 52 angegebenen Gründen nicht zu 
folgen. 


Zu Nummer 55 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 56 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 57 

Die Bundesregierung stimmt zwar dem hinter diesem 
Vorschlag stehenden Sachanliegen — Vermeidung 
des negativen Kompetenzkonfliktes zwischen Ober- 


finanzdirektion und Grundbuchamt und Entlastimg 
der Grundbuchämter — zu. Sie ist aber der Meinung, 
daß diesem Anliegen durch die bisher geltende flexib- 
lere Regelung besser Rechnung getragen werden 
kann. Inzwischen liegen nämlich Anwendungsemp- 
fehlungen vor, deren Anwendung den Oberfinanz- 
präsidenten vorgegeben wird. Diese dürften ausrei- 
chen. 


Zu Nummer 58 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 59 

Die Bundesregierung vermag diesem Vorschlag aus 
den zu Nummer 52 angegebenen Gründen nicht zu 
folgen. 


Zu Nummer 60 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 61 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, 
jedoch sollte der Eigentümer nach Artikel 233 § 11 
Abs. 2 EGBGB durch das Angebot zur Auflassung des 
Grundstücks seine Verpflichtung zur Zahlimg des 
Verkehrswertes erfüllen können. 


Zu Nummer 62 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 63 

Auch die Bimdesregierung sieht das in dem Antrag 
zum Ausdruck kommende Bedürfnis nach Klarstel- 
lung. Sie ist aber der Meinung, daß dies nur durch eine 
Neufassung des bisherigen Absatzes 5 zu erreichen 
ist. Eine solche Neufassung könnte folgendermaßen 
lauten: 

„ (5) Ist die in Absatz 1 Satz 1 oder in Absatz 2 Satz 1 
bezeichnete Person in dem maßgeblichen Zeitpunkt 
verheiratet und unterlag die Ehe vor dem Wirksam- 
werden des Beitritts dem gesetzlichen Güterstand der 
Eigentums- und Vermögensgemeinschaft des Famili- 
engesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik, so sind diese Person und ihr Ehegatte zu gleichen 
Bruchteilen Eigentümer, wenn der Ehegatte den 
22. Juli 1992 erlebt hat. Maßgeblich ist 
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1. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 der Zeitpunkt 
der Bestätigung des Obergabe-Übemahme-Proto- 
kolis oder der Entscheidung, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 Fall 2 
der Ablauf des 15. März 1990 und 

3. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 Fall 1 der Tod der 
als Eigentümer eingetragenen Person." 


Zu Nummer 64 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag grund- 
sätzlich zu. Im Hinblick auf den Eigentumsschutz 
sollte jedoch der Stichtag 15. März 1990 im Text der 
Vorschrift erwähnt imd die vorgesehene Änderung 
daher wie folgt gefaßt werden: 

,bb) In Absatz 2 werden nach der Angabe „ § 1 1 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2" die Angabe „Fall 1" und im 
Einleitimgssatz der Nummer 1 nach den Wörtern 
„gewerblich genutzten" ein Komma imd die 
Wörter „zum Ablauf des 15. März 1990 noch 
vorhandenen" eingefügt.' 


Zu Nummer 65 

Die Bimdesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 66 

Die Bimdesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 67 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 68 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 69 

Die Bundesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 70 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 7 1 

Die Bundesregienmg vermag diesem Vorschlag nur 
mit erheblichen Einschränkungen zu folgen. Ein Son- 


derungsvermerk hat nur Siim, wenn es für eine 
geordnete Durchführung des Verfahrens notwendig 
ist, Verfügungen über die Gnmdstücke im Plangebiet 
zu verhindern. Eine Notwendigkeit dazu karm sich 
nur ergeben, wenn die Sonderung nicht der bloßen 
Feststellung der Lage und Grenzen der Grundstücke 
dient, sondern deren Neugestaltung. Diese Voraus- 
setzung ist bei den Sonderungsverfahren nach § 1 
Nr. 1 (unvermessenes Eigentum) und Nr. 2 (unvermes- 
sene Nutzungsrechte) BoSoG nicht gegeben. Sie ist 
hingegen mögüch bei den Bodenneuordnungsverfah- 
ren nach § 1 Nr. 3 (ergänzende Bodenneuordnung) 
und Nr. 4 (komplexe Bodenneuordnung) BoSoG. Es ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß die Gnmdstücke in 
diesen Gebieten in aller Regel nicht verkehrsfähig 
sind, weil sie überbaut sind und von daher von einer 
„verwirrenden" Eigentumslage gesprochen werden 
kann. Auch wegen des mit der Eintragung von Son- 
derungsvermerken im Grundbuch verbundenen Ver- 
waltungsaufwands sollte eine Pflicht, entsprechende 
Vermerke einzutragen, nicht vorgesehen werden. Der 
Sondenmgsbehörde sollte vielmehr die Möglichkeit 
eröffnet werden, Verfügungen über Gnmdstücke von 
ihrer Genehmigung abhängig zu machen, ähnlich, 
wie dies in anderem Zusammenhang in § 1 1 c Vermö- 
gensgesetz geschehen ist. Hiervon könnte Gebrauch 
gemacht werden, wenn sich eine derartige „Gnmd- 
buchsperre" als erforderlich erweist imd sich der 
Verwaltungsaufwand auch lohnt. Eine solche Vor- 
schrift könnte als Absatz 4 in § 6 eingestellt werden 
und wie folgt lauten: 

„(4) In Verfahren nach § 1 Nr. 3 und 4 karm die 
Sonderungsbehörde anordnen, daß über dingliche 
Rechte an Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten bis zum Abschluß des Verfahrens nur mit 
ihrer Genehmigung verfügt werden darf; die Geneh- 
migung ist zu erteilen, wenn die Verfügung die 
Durchführung des Verfahrens nicht beeinträchtigen 
wird. Die Anordnung nach Satz 1 hindert Verfügun- 
gen über das dingliche Recht an dem Gnmdstück oder 
grundstücksgleichen Recht nur, wenn im Grundbuch 
ein Zustimmungsvorbehalt unter Angabe dieser Vor- 
schrift eingetragen ist. Das Grundbuchamt trägt den 
Zustimmungsvorbehalt nur auf Ersuchen der Sonde- 
rungsbehörde ein." 


Zu Nummer 72 

Die Bundesregienmg stimmt dem Anliegen grund- 
sätzlich zu. Indes ist sie der Ansicht, daß die besondere 
Stellung der öffentlich bestellten Vermessungsinge- 
nieure es gebietet, diese namentiich zu erwähnen, 
zumal dies dazu beitragen karm, die Sondenmgsbe- 
hörden in den neuen Ländern zur Inanspruchnahme 
der öffenüich bestellten Vermessungsingenieure zu 
ermuntern. Nicht richtig erscheint es, wenn für die 
unterstützenden Leistungen der Vermessungsinge- 
nieure deren besondere Zulassung im Land zwingend 
sein soU. § 8 Abs. 1 Satz 2 BoSoG sollte deshalb wie 
folgt gefaßt werden: 

„ Sie kann die Vorbereitung der im Sonderungsverfah- 
ren zu treffenden Entscheidungen öffentlich bestell- 
ten Vermessungsingenieuren sowie Personen oder 
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Stellen übertragen, die nach den landesrechtlichen 
Vorschriften zur Ausführung von Katastervermessun- 
gen befugt sind. " 


Zu Nummer 73 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. § 8 
Abs. 3 Satz 1 BoSoG müßte dazu wie folgt formuliert 
werden: 

„Bei imvermessenem Eigentum sind die in der Grund- 
stückskarte verzeichneten Grundstücke in einer 
Grundstückstiste unter Angabe der aus dem Grund- 
buch ersichtlichen oder bei dem Grundbuchamt sonst 
bekannten Eigentümer imd, soweit bekemnt, die bis- 
herige Grundbuchstelle aufzuführen. “ 


Zu Nummer 74 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Zur 
Umsetzung müßten in § 8 Abs. 5 BoSoG die Wörter 
„für nicht bekannte Planbetroffene" ersetzt werden 
durch die Wörter „für Planbetroffene, die nach Person 
oder deren Aufenthalt nicht bekannt ist,". 


Zu Nummer 75 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 76 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 77 

Die Bundesregierung strebt eine Entschädigungsre- 
gelung im Sachenrechtsbereinigungsgesetz an. Nach 
den bisherigen Planungen wird dieses Gesetz auch 
zeitgleich verabschiedet werden können. 


Zu Nummer 78 

Die Bundesregierung teilt zwar die Ansicht des Bun- 
desrates, daß in der Entwurfsbegründung zu sehr die 
Vermessungskosten betont werden. § 17 regelt aber 
insgesamt die Kosten des Verwaltungsverfahrens. Er 
folgt dabei anderen Grundsätzen als das Verwal- 
tungsverfahrensgesetz, um einen Gleichklang mit den 
später ggf. noch anfallenden Vermessungskosten zu 
erreichen. Eine Änderung erscheint nicht zweckmä- 
ßig. 


Zu Nummer 79 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 80 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 81 

Die Bundesregienmg wird diesen Vorschlag auch im 
Zusammenhang mit Nummer 56 prüfen. 


Zu Nummer 82 

Die Bimdesregierung wird diesen Vorschlag prüfen 
imd in die weiteren Beratungen mit den Ländern 
abgestimmte Vorschläge hierzu einführen. 


Zu Nummer 83 

Die Bimdesregierung wird diesen Vorschlag im Hin- 
blick darauf prüfen, daß der Begriff „Gebietskörper- 
schaft" andere juristische Personen des öffentlichen 
Rechts ausschließt, die jedoch einbezogen werden 
sollten. 


Zu Nummer 84 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Sie 
hält indes für zweckmäßig, Satz 2 des Absatzes 2 zur 
Klarstellung wie folgt zu fassen: 

„Wenn Eigentum an anderen öffentlichen Straßen auf 
öffentliche Körperschaften übergegangen ist, wird der 
Übergang des Eigentums entsprechend der Maß- 
gabe b zum Bundesf emstraßengesetz festgestellt; dies 
gilt nicht, soweit der Präsident der Treuhandanstalt 
nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zuständig ist. " 


Zu Nummer 85 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 86 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 87 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit fol- 
genden Maßgaben zu: 

1. In § 18 Abs. 1 Satz 1 VZOG neu sollten die Wörter 
„jeweilige Teilsondervermögen des" entfallen. 
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2. In § 18 Abs. 1 Satz 3 VZOG neu soUte das Wort 
„Teilsondervermögens" durch das Wort „Sonder- 
vermögens" imd in § 18 Abs. 2 Satz 1 VZOG neu 
das Wort „Teilsondervermögen" durch die Wörter 
„das Sondervermögen" ersetzt werden. 

3. § 18 Abs. 3 VZOG neu sollte entfallen. 

4. Es soll sichergestellt werden, daß Wohmmgsbau 
von Sondervermögen (Reichsbahn/Deutsche Post) 
entsprechend § 11 Abs. 1 (Satz 3) Nr. 2 VZOG neu 
behandelt wird. 

5. In § 19 VZOG sollte Absatz 2 entfallen, Absatz 1 
Absatz 2 werden imd folgender Absatz 1 neu 
eingefügt werden; 

„ (1) § 1 1 Abs. 2 Satz 2 des Treuhandgesetzes imd 
die Bestimmungen der Fünften Durchfühnmgsver- 
ordmmg zum Treuhandgesetz bleiben imbe- 
rührt." 

6. In Artikel 19 Abs. 6 des Entwurfs sollte nach der 
Angabe „§ 13 Abs. 2" die Angabe „§ 17 Abs. 1 
Satz 2, § 18 Abs. 1 Satz 2" eingefügt werden. 


Zu Nummer 88 

Die Bimdesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 89 

Die Bimdesregierung stimmt dem Vorschlag mit fol- 
genden Maßgaben zu: 

1. In § 10 Abs. 1 Satz 1 VZOG neu sollte es statt „nach 
Maßgabe des Artikels 22 Abs. 1 des Einigungsver- 
trages" heißen „nach Maßgabe der Artikel 21 und 
22 des Einigungsvertrages". 

2. In § 10 Abs. 1 Satz 1 VZOG neu sollte das Wort 
„Zwecken" durch das Wort „Selbstverwaltungs- 
aufgaben" ersetzt werden. 

3. In § 10 Abs. 1 Satz 4 sollte folgender Halbsatz 
angefügt werden: 

„ oder wenn die Kommune einen Anspruch nach § 4 
Abs. 2 des Kommunalvermögensgesetzes auf 
Übertragung von Kapitalanteilen an dem Unter- 
nehmen hat. " 

4. Die Überleitungsbestimmung des Artikels 19 
Abs. 5 des Entwurfs sollte für Altfälle, in denen trotz 
Vorliegens eines Antrags eine Veräußenmg statt- 
gefimden hat, entsprechend ergänzt werden. Die 
Ergänzung könnte durch Anfügung folgenden Sat- 
zes erfolgen: 

„Sind Einrichtimgen, Grundstücke und Gebäude 
entgegen § 7 a des Vermögenszuordmmgsgesetzes 
in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Fassimg veräußert worden, so gilt § 10 Abs. 2 
des Vermögenszuordmmgsgesetzes in der Fassimg 
dieses Gesetzes entsprechend. " 

Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, daß 
mit dem Erfordernis des „Dienens" ein in die Zukunft 
gerichtetes Element enthalten ist, das ggf. auch durch 


Auflagen gesichert werden kann. Außerdem er- 
scheint es ihr angezeigt, in dem Vorschlag zu § 7a 
Abs. 2 VZOG neu die Wörter „nach Absatz 1" durch 
die Wörter „entgegen Absatz 1" zu ersetzen, um das 
Gewollte klarer zum Ausdruck zu bringen. 


Zu Nummer 90 

Die Bimdesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 91 

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat darin zu, 
daß diese Nummer der Vorschrift nicht glücklich 
gefaßt ist und verbesserungsbedürftig ist. Sie hält den 
Verbesserungsvorschlag des Bundesrates auch für 
grundsätzlich geeignet. Dieser Vorschlag stellt aber 
nach Auffassung der Bundesregierung mit dem 
Inkrafttreten des Registerverfahrenbeschleunigungs- 
gesetzes auf einen Zeitpunkt ab, der nicht im Einklang 
mit den materiellen Zuordnungsvorschriften steht und 
deshalb zu Wertungswidersprüchen führen würde. 
Sie schlägt deshalb vor, in dem Vorschlag des Bun- 
desrates die Wörter „bei Inkrafttreten dieser Vor- 
schrift" durch die Wörter „am 1. Oktober 1989 und im 
Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag auf 
Rückübertragung" zu ersetzen. Außerdem sollten 
vorsorglich neben Artikel 21 des Einigungsvertrages 
auch die Artikel 26 und 27 des Einigungsvertrages 
genaimt werden. 


Zu Nummer 92 

Diesem Vorschlag vermag die Bundesregierung nicht 
zu folgen. Der Entwurf orientierte sich an § 5 Abs. 1 
Buchstabe d des Vermögensgesetzes. Diese Vorschrift 
stellt alternativ auf die Zuführung zur gewerblichen 
Nutzimg und die Einbeziehung in eine Untemeh- 
menseinheit ab. Dies ist auch notwendig, um die 
Sanierungschancen von Unternehmen nicht zu 
gefährden. Dies würde aber geschehen, wenn man 
dem Vorschlag des Bimdesrates folgt. 


Zu Nummer 93 

Die Bimdesregierung sieht das Problem weniger in 
dem Fehlen einer Legaldefinition als vielmehr in einer 
unterschiedlichen Auslegung der Begriffe „(der 
gewerblichen Nutzung) zugeführt" und „(in eine 
Untemehmenseinheit) einbezogen". Sie wird prüfen, 
inwieweit hier Klarstellimgen angebracht werden 
köimen und ggf. geeignete Vorschläge in die weiteren 
Beratungen einführen. 


Zu Nummer 94 

Die Bundesregierung stimmt, dem Vorschlag einer 
Verlängerung der Frist nach § 12 Abs. 3 Satz 1 VZOG 
auf einen Monat zu. Ihr ist zwar an größtmöglicher 
Beschleunigung gelegen. Die beantragte Verlänge- 
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rung der Frist erscheint aber mit Rücksicht auf die 
Entscheidungsabläufe in den Kommunen vertretbar. 

Im übrigen vermag die Bundesregienmg dem Vor- 
schlag aber nicht zuzustimmen. Sie ist der Ansicht, 
daß eine von dem Verfügungsberechtigten ange- 
strebte konkrete besondere Investitionsmaßnahme 
nicht imterbleiben sollte, um der restitutionsberech- 
tigten öffentlich-rechtlichen Körperschaft die Mög- 
lichkeit zu eröffnen, Vorratsland zu gewiimen. Dies 
läßt die wirtschaftliche Situation der neuen Länder 
nicht zu. Andererseits ist dem Bundesrat zuzugeben, 
daß die Bedingimgen, unter denen namentlich Kom- 
mimen ihre öffentlichen Anliegen einführen können, 
wohl zu eng sind. Die Bundesregienmg prüft deshalb, 
wie hier in geeigneter Weise Erleichtenmgen 
geschaffen werden können. Hierbei wird die Formu- 
lierung konkreter Willensbildimgen entscheidend 
sein. 


Zu Nummer 95 

Die Bimdesregienmg stimmt dem Vorschlag zu. Bei 
näherer Prüfung erscheint ihr aber die Entscheidimgs- 
fiktion des § 14 a Abs. 2 Satz 1 VZOG neu wenig 
zweckmäßig. Es wird stets eine feststellende Entschei- 
dimg getroffen werden müssen. Ferner könnte es auch 
zu Mißverständnissen bei der Anwendimg des § 12 
VZOG kommen. Deshalb sollte § 14 a Abs. 2 Satz 1 
VZOG neu entfallen. 


Zu Nummer 96 

Die Bundesregienmg vermag dem Vorschlag nicht 
zuzustimmen, weil sie das darin zum Ausdruck kom- 
mende Regelimgsziel nicht für zweckmäßig hält. 

Artikel 134, 135 des Gnmdgesetzes sind durch die 
Artikel 21 ff. des Einigimgsvertrages als Sonderrege- 
limg ersetzt worden, weil sie für die besonderen 
Verteilimgsverhältnisse nach dem Wirksamwerden 
des Beitritts nicht zugeschnitten sind. Die Artikel 134, 
135 des Grundgesetzes konnten nämlich darauf auf- 
bauen, daß zum Reichsvermögen und zum Vermögen 
des ehemaligen Landes Preußen (Preußenvermögen) 
nur, aber auch alle Vermögenswerte, insbesondere 
Gnmdstücke, gehörten, die Staatsvermögen waren. 
Das ist jetzt anders, weil zahlreiche Gegenstände des 
Staatsvermögens z. B. Untemehmensvermögen ge- 
worden sind. Außerdem sind die Grenzen zwischen 
Bimdes-, Landes- imd Kommimalvermögen zur Zeit 
des Volkseigentums völlig verwischt worden. Vermö- 
gen, das dem seinerzeitigen Reichsvermögen (Arti- 
kel 134 GG) oder dem seinerzeitigen Preußenvermö- 
gen (Artikel 135 GG) vergleichbar ist, ist im Gnmde 
nicht mehr vorhanden. Die genannten nicht passen- 
den Regelimgen mußten daher durch andere, geeig- 
netere ersetzt werden. 

Würde man Artikel 134, 135 des Grundgesetzes für 
anwendbar erklären, würde sich in Ansehimg des 
Verwaltungsvermögens praktisch nichts ändern. 
Denn Artikel 134, 135 des Gnmdgesetzes regelten 


seine Verteüimg seinerzeit genauso wie jetzt Arti- 
kel 21 des Einigungsvertrages: Die Zuteilimg folgt der 
Zuständigkeit für die Verwaltungsaufgabe, Bedeu- 
timg hätte der vorgeschlagene Wechsel zu den Zuord- 
nungskriterien der Artikel 134, 135 des Gnmdgeset- 
zes daher nur für das Finanzvermögen, bei dem das 
jeweilige Belegenheitsland allein die auf seinem 
Gebiet liegenden Teile des verreichlichten Landes- 
tmd Preußenvermögens erhalten würde. Demgegen- 
über würde es bei Anwendung des Artikels 22 Abs. 1 
des Einigungsvertrages durch das Verteilungsgesetz 
nach Artikel 22 Abs. 1 Satz 3 bis 6 des Eirügungsver- 
trages so zu verteüen sein, daß ein Wertanteü von 
50 vom Hundert bei den neuen Ländern verbleibt. An 
diesem Wertanteü würden aber alle Länder einen 
Anteü erhalten, der der Zahl ihrer Einwohner ent- 
spricht. Eine solche Wertbeteiligung ist bei Arti- 
kel 134, 135 GG nicht vorgesehen. Sie erscheint aber 
den Verhältnissen der neuen Länder angemessener. 

Soweit hinsichtlich des Verwaltungsvermögens der 
vorrangige Übergang von Reichsvermögen auf den 
Bund (Artikel 21 Abs. 3 zweiter Halbsatz des Eiiü- 
gungsvertrages) greift, wird dies durch den vorgese- 
henen § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 in der Fassimg der 
Nummern 90 imd 91 in Verbindung mit § 15 VZOG 
(Entwurfsfassung) wesentlich zugunsten des jeweüs 
nutzenden Verwaltungsträgers zurückgenommen, hn 
übrigen hat der Bimd bereits pauschale Regelimgen 
im Einvernehmen mit den Ländern vorgenommen 
(Justizgnmdstücke, WGT-Liegenschaften), die den 
Handlungsbedarf aber entfallen lassen. 

Dies schließt jedoch politische Lösungen im Einzelfall 
nicht aus. 


Zu Nummer 97 

Die Bundesregienmg vermag diesem Vorschlag nicht 
zuzustimmen. 

Der Bund hat den neuen Ländern angeboten, ihnen 
die von ihm nicht benötigten WGT-Liegenschaften 
unentgeltlich zu übertragen, wenn die Länder ihrer- 
seits bereit sind, aUe damit verbundenen Risiken, d. h. 
insbesondere die ökologischen Altlasten, zu überneh- 
men. Jedes Land kaim frei entscheiden, ob es dieses 
Angebot annehmen oder ablehnen wül. Die WGT- 
Liegenschaften stellen insgesamt einen beträchtli- 
chen Wert dar. Es liegt in der Hand der Länder und 
ihrer Kommunen, durch eine ökonomisch vernünftige 
Nutzungsplanung den Wert der Liegenschaften zu 
maximieren und die Kosten der Sanierung zu mini- 
mieren. Mit der unentgeltlichen Übertragung der 
WGT-Liegenschaften auf die Länder verzichtet der 
Bund auf erhebliche Einnahmen. Den Bundeshaus- 
halt darüber hinaus auch noch mit Ausgaben für die 
Erkundung und Beseitigung von Schäden zu belasten, 
wäre rücht zu vertreten. 


Zu Nummer 98 

Die Bundesregienmg stimmt den Vorschlägen zu. 
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In Artikel 19 Abs. 4 könnten dazu folgende Sätze 
angefügt werden: 

„Soweit nach den bisherigen Vorschriften eine Son- 
derung von Grundstücken begonnen und noch nicht 
mit einer bestandskräftigen Feststellung der Grenzen 
abgeschlossen worden ist, können solche Verfahren 
nach den Vorschriften des Bodensonderungsgesetzes 
abgeschlossen werden; erfolgte Anhörungen von 
Beteiligten brauchen nicht wiederholt zu werden. Für 
ein Bodensonderungsverfahren können die Ergeb- 
nisse bereits dmchgeführter Vermessungsarbeiten 
auch dann verwertet werden, wenn sie noch nicht zur 


Übernahme in das amtliche Verzeichnis geeignet 
sind." 


B. Zu den Kosten 

Die Vorschläge des Bundesrates, denen die Bundes- 
regierung zustimmt, belasten Bund, Länder und 
Gemeinden nicht mit zusätzlichen Kosten. Sie haben 
auch keine zusätzlichen Belastimgen der Wirtschaft 
zur Folge, deshalb sind auch keine preislichen Aus- 
wirkungen von ihnen zu erwarten. 
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